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Herzlicli vereinter Herr Geheimrath! 

nfzig Jahre waren Sie des Rechtes, das Sie be 



X herrschen, treuer Diener. In diesen Dienst stellten 
Sie Ihre mannhafte Kraft; ihm weihten Sie die Herzens- 
wärme, die \Un<:n eig^net. Kraft und Wärme durch- 
strömten all Ihr Thun, mochten Sic Rath ertheÜQn den 
Ihnen Vertrauenden oder als Streiter stehn im Kampf 
ums Recht, mochten Sie in Gesetzgebung oder Wissen- 
schaft die Rechtsentwickelung fördern oder eintreten 
für das Wohl des Anwaltstandes. 

Sie wurden der Stolz Ihrer Berufsgenossen — 
vor Allem des engeren Kreises, der Sie während der • 
letzten Jahrzehnte den Seinen nennen durfte. 

Die Liebe und Verehrany^, die diesen Kreis an 
Ihre Person knüpfen, verlangten an Ihrem heutigen 
Ehrentage gebieterisch einen Ausdruck, der den Tag 
selbst überlebt. 

So überreicht Ihnen die AnwaltsehaU des Kauiiaer- 
gerichts als 1 estgabe eine Sammlung rechtswissen- 
schaftlicher Abhandlungen, die aus ihrer Mitte hervor- 
gegangen sind. 
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Sie haben uns durch Ihr Beispiel gelehrt, unsern 
Beruf nicht als Handwerk, sondern als Kunst auf- 
zufassen, die nur ausüben kann, wer feinsinnig die 

Verhältnisse des Lebens /u erforschen sucht und den 
Zusammenhang mit der Wissenschaft nicht verliert. 

Der bescheidene Versuch will wenigstens unser 
Streben bezeugen, nach Ihrem Vorbilde zu wirken. 

Gedenken Sie, wenn Ihr Blick künftig auf diese 
Sammlung fallt, ebenso freundlich der Anwaltschaft 

des Kammergerichts, wie diese — des sind wir gewiss 
— immerdar in Treuen Ihrer gedenken und in Ehr- 
erbietung zu Ihnen emporblicken wird! 

Berlin, 1 1 . September 1 900. 

Namens der Rechtsanwälte des Kammergerichts 

Simon, Neumann, 
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D ie Hrklärung^ der merkwürdigen Erscheißungf, dass 
beinahe alle modernen G^etzgebungen diejenig^en Rechte, 
die wir seit Kohlers berühmten Darstellungen des Deutschen 
Patentrechts (1878) und des Autorrechts (Iherings Jahrb. XVIII 
N. F. VI, und SeparataustTabe t88o) als „Immaterial-Güter- 
rechte** zu bezeichnen gewohnt sind, nls zeitlich begrenzte 
konstituiren, die Erklärung in einer den R cchtsq^rund dieser 
zeitlichen Be<;renzung i'iber7cuL;end und befriedigend dar- 
legenden Weise, ist bisher el)f'nso oft missglück r, wir sie 
versucht worden ist. Ks i t Ix kannt, welche bunte Mannig- 
faltigkeit in den betri ttL-nrl -n Zoitbe^^timmungen, nicht allein 
in den \ erschiedcncn Gesetzgebungen der modernen Staaten 
unter einander, sondern fast mehr noch in den HefrisniiiL^« n 
der einzehien hierher gehörigen Rechtsbildungen eines und 
desselben Staates, herrscht, eine Mannigfaltigkeit, die oft der 
Willkür zum Verzweifeln ähnlich sieht und ein auf inneren 
Gründen der Gerechtigkeit beruhendes Prinzip nicht ohne 
Weiteres erkennen lässt. Allenfalls lassen sich Utilitäts- 
griinde für die Differenzirung nachweisen; aber was solche 
Gründe vom legislatorischen Standpunkte bei den wider- 
streitenden Ansprüchen der Berechtigten und der ihnen 
gegenüber stehenden Masse des Publikums bedeuten, wenn 
das grundlegende Prinzip nicht teststeht, bedarf keiner Aus- 
füiu ung. Ich will hier nur an unser eignes gegenwärtiges 
Recht erinnern. Das literarische und musikalische Autor- 
recht, sowie das Recht der zeichnenden, malenden und der 
plastisch bildenden Kunst ist gegen Nachdruck und Nach- 
bildung auf die Lebenszeit des iVutors und 30 Jahre nach 
seinem Tode ') geschützt, Schriftwerke gegen den Nachdruck 
in einer anderen Sprache, also gegen eine nicht bewilligte 

>) § 8 des Ges. v. 11. Juni 1870, % 9 des Ges. v. 9. Jan. 1876. 

1* 
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Uebersetzung, nur 5 Jahre lang, Gemälde j^egen die Ueber- 
setzung* in andere Formen der graphischen Kunst (Stahlstich, 
Lithographie) wieder 30 Jahre nach dem Tode des Malers, 
gegen die Uebersetzuog in die plastische Form und umge- 
kehrt überhaupt nicht. ^) Das gleiche Recht kann der Ur- 
heber gewerblicher Muster und Modelle, welche auf den 
Formensinn zu wirken bestimmt sind (sogen. Geschmacks- 
muster), nach seiner Wahl auf i bis 3 Jahre erlangen und 
bis auf 15 Jahre verlängern 3), dagegen der Urheber solcher 
gewerblicher Muster und Modelle, welche durch das Neue, 
das sie darbieten, dem Arbeits* oder Gebraudiszwecke 
dienen (Gebrauchsmuster) nur auf 3 Jahre erhalten , und bis 
auf 6 Jahre verlängern. 4) Dem Erfinder steht für seine, 
selbständige Erfindung, wenn sie patentirt wird, ein fünf- 
zehnjähriger Schutz zur Seite, für eine Erfindung jedoch, die 
die eine für ihn bereits patentirte Erfindung zu verbessern 
oder auszubilden bezweckt, falls er darauf aus pekuniären 
Gründen das billigere „Zusatzpatent" erwirkt, nur der Schutz 
bis zimi Ablauf des älteren Patentes.^) Der Erzeuger eines 
photographischen Werkes ist gegen die Nachbildung des- 
selben durch Andere 5 Jahre gesichert. ^) Endlich das Recht 
des Gewerbetreibenden an einer Marke, die er zur Unter- 
scheidung seiner Fabrikate oder Handelswaaren wählt und 
in die Zeicbenrolle des Patentamts eintragen lässt, besteht 
10 Jahre lang und kann nach Ablauf dieser Frist immer 
wieder, so lange der Geschäftsbetrieb besteht, auf je weitere 
10 Jahre erneuert werden,^) während das Recht des Ge- 
werbetreibenden auf eine seiner Waare gegebene Ausstattung, 
demsdlben, sobald er sie innerhalb betheiligter X'erkehrs- 
kreise rils Kennzeichen seiner Waare T^ekannt zu machen ver- 
stand, ohne jede gesetzliche Zeitbeschränkung ausschliesslich 
zusteht.^) Auch diese letzteren Rechte sind als Immateriai- 

^) ^ 15, ^ 6 Abb. 2 d.Cjcs, V. 1 1. Juni 1S70. g 6 Zifl".2 U.Gei>.v.9.Januar «870. 

') $ 8 des Ges. V. II. Januar iH;*». 

«) f 8 des Ges. v. t. Juni 189t. 

^) § 7 des PateAtges. v. 7. April 1891. 

*) §6 des Ges. V. 10. Jan. 1876. 

') <H A?)>. 2 Ziff. I und i a Abs. 3 des Ges. v. 12. Mai 1894. 

") § 15 ibid. 
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Güterrechte anzusehen, wenn auch die Erwerbsart derselben 
sich nur unter verwandten, nicht unter Heichen Bedingungen 
vollzieht, wie die der Urheberrechte. ') Gewiss ein recht 
buntes Bild der zeitlichen Begrenzung dieser innerlich ver- 
wandten Rechte. Es würde hier zu weit führen, zu zeij^en, 
wie auch diese Fristbestimmungen im Laufe der Zeit noch 
geschwankt haben und wie auf dem internalen Crebiete 
ebenfalls noch die allergrösste Ungleichheit herrscht. Vgl. 
hierüber hinsichtlich des Autorrechts die Nachweisung bei 
Osterrieth, Altes und Neues, S. 52 f. 

Die Mehrzahl der Gesetzgeber Ijestiin nu das Autor- 
recht auf die Lehensdciuer des Autors und eine gewisse 
Reihe von Jahren nach dessen Tode, das Patentrecht auf 
15 — 20 Jahre (Deutschland, Oesterreich, Frankreich, Ungarn 
u. A. auf 15, England auf 14, Vcr. Staat, v. Nordamerika 17, 
Belgien und Spanien 20 Jahre etc.). Nur das Eine schien 
jetzt als ausgemacht gelten zu können: Dass nämlich wenigstens 
hinsichtlich der Urheberrechte die moderne Gesetzgebung 
an der zeitlichen Begrenzung im Allgemeinen festhält. Denn 
nur einigen wenigen Staaten ist es gegenwärtig noch vor- 
behalten für das schriftstellerische und künstlerische Autor- 
recht prinzipiell die ewige Dauer zu deklariren : Mexiko, wo 
es nur mit dem Zeitpunkte untergeht, wenn es an den Staat 
fSSk (Bürger!. Geseub. von 1871, Buch I Tit 8 c. i.a 1370), 
jedoch mit Ausnahme des dramatischen Aufführungsrechts, 
welches 30 Jahre nach dem Tode des Autors erlischt. Ferner 
Guatemala und Venezuda.^^) 

Aus diesem Kaleidosoop der Satzungen kann ein klarer 
Rechtsgedanke nicht gewonnen werden, der sich auch legis- 
latorisch bei neuer Ordnung eines dieser Rechtsgebiete ver- 
wenden liesse, Curtis'^) nennt die Beantwortung unserer 
Frage das grösste Problem der Gesetzgebung. 

^) Gaiu ohne Schutz sind die Werke der Baukunst, soweit es sich 
vin die Reproduktion tu. ihrem eigentlichen Zwecke, nämlich als Bau- 
werke handelt. § 3 Ges. v. 9. Jan. 1876. Nur die Bau- und andere 

architt kton ischc Zeich nun t^en geniessen den ihrem Zwecke wenig 
dienemlen Schutz gegen Nachdruck. §43 Ges. v. 11. Juni 1870. 

Kohler, Autorr. S. 47, Osterrieth, Altes u Neues S, 5a. 
") Vgl. Osterrieth a. a. O. 

A treatise on tbe Law of Copyright S. 35. 



Digitized by Google 



6 



Dr. Richard Alexander «Kau. 



Zahlreiche Darsteller des Autorrechts und verwandter 
Rechtsgebiete haben von einer prinzipidlen Begründung der 
zeitlicheo Begrenzung überhaupt Abstand genommen und 
ach mit der blossen Konstatining der Rechtssätze begnügt >^> 
oder sich wie Klostermann, Urhebern S* 5 ff., damit abge- 
funden, zu bemerken, dass die Begrenzung den alten Privi- 
legien entlehnt und aus dem konkurrirenden öffentlichen 
Interesse erklärt sei J 2 b) Km Wunder, dass Gegner des 
natürlichen Rechts der Urheber gerade die zeitliche Be- 
grenzung der Autorrechte und die Willkür der Gesetzgebung 
in deren Bestimmung als einen Beweis gegen die Existenz 
des natürlichen Rechts betrachten und in ihm nur die 
Folgewirkung gewisser aus Xützlichkeitsgründen erlassener 
Verbotsgesetze erblicken. 

Diejenigen aber, die eine Begründung aus dem Wesen 
der Sache unternehmen, sind bislang, wie schon erwähnt, 
damit in einer befriedigenden Weise nicht zu Ende ge- 
kommen. Dies gilt nach meiner Ansicht auch von Kohler» 
dem eifrigsten und bedeutendsten Darsteller des Immaterial- 
Güterrechts, so oft und eingehend er auch seine Begründung 
wiederholt, auf die ich noch näher zurückkommen werde. 

Auch in seinem neuesten Werke über das Deutsche 
Patentrecht'"^), wo er sich mit einigen Kritiken befasst, die 
seine Erklärung erfahren hatte, hat er trotz aller Kampfes- 
freudigkeit neue (iründe nicht beigebracht, sondern im 
Ganzen seine früheren nicht voll befriedigenden Argumente, 
wenn auch mit neuen geistreichen \^Vnr!ungen wiederholt. 

Was mich nun voniehmlich bestimmt, der Frage noch ein- 
mal näher zu treten und ihre Lösung auf einem etwas anderen 
Wege zu versuchen, ist der Umstand, dass gegenwärtig zwei 

So selbst Gareis, das jur. Wesen der Autorrechte, sowie de« 
Firmen- und Markenschutzes, Hust h. Arrh. Hd. 35 S. 003. 

^•*') cf. auch Klosterm. in Rusch, Ar< h. Rd. 35 f\ F. lol S. 15 \ind nj. 
Ci erber in I Herings Jahrl). III S. 359 und Ciesammelie Abhand- 
lungen S. 261 £f. u. 298 ft., bes. S. 306. Ders, Deutsches Privatr. 13. Aufl. 
1878 S. 594 f. 

Insbesondere: Patentr. S. 14 f«, S. 191 (f., Autorr. S. 47 ff. Auch 
schon Annalen der Bad. Ge richte Bd. 41 Jahrg. 1875 S. 100 f. 

Handb. des Deutschen Patentrechts in rechtsverj^leichender Dar- 
stellung. I. Lieferung Mannheim 1900 S. 58 ff. 
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bedeutende gesetzgeberische Arbeiten auf die Ewigkeit des 
Autorrechts zurückkommen, gewiss ein Grund, der Frage 
der Berechtigung des einen oder andern Prinzips aufs Neue 
nachzugehen. 

Die eine ist der Entwurf eines neuen Civilgesetzbuchs 
für Brasilien dessen Verfasser Bevilaqua, sich als ein 
scharfsinniger Jurist von deutscher juristischer Schulung er- 
weist. Wie schon erwähnt, gehört Brasilien schon gegen* 
Wartig zu den wenigen Staaten, wdche die Dauer des 
Autorenrechts (vom Aufführungsrecht der Buhnenwerke ab- 
gesehen) nicht beschränken. Das Projekt Bevilaquas befasst 
sich nur mit dem Autorrecht unter Ausschluss der gewerb- 
lichen Schutzrechte und erklärt sich unter ausfuhrlicher Be- 
grriindung für die Ewigkeit des Ersteren. 

Diese Begründung, welche sich zum Theil gegen 
Deduktionen richtet, die mit meiner eigenen Ansicht über 
den Gegenstand übereinstimmen, wird mich insoweit später 
noch zu beschäftigen haben. 

Positiv stützt sich Bevilaqua unter Berufung auf Herbert 
Spencer auf die Natürlichkeit des Fortbestandes eines privatem 
Vermögensrechts, zu dessen Zerstörung kein Anlass vorliegt. 
Da der Arbeiter der alleinige Schöpfer seines Reichthums 
ist, warum sollte denn die Dauer des Besitzes in diesem Falle 
geringer sein, als die in allen anderen Fällen bewilligte? 
Nicht bloss der Philosoph, auch der Berufsjurist verstehe 
nicht, warum man dem Urheberrecht das Attribut der Dauer 
versage! 

Wir werden aber sehen, dass der geistige Arbeiter eben 
keineswegs der alleinige vSchöpfer des gesammten Ver- 
mögenswerthes ist, der im dem Geisteswerke steckt und bei 
ewiger oder ungebührlich verlängerter Dauer daraus gezogen 
werden kann, und dass der Erzeuger eines gewerblichen 
Immaterialgutes, eines werthvoUen Marken- oder Ausstattungs- 
rechts, auch während der — allerdings längeren — Dauer 
dieses Rechtes nicht jeden Vortheil geniesst, der begrifflich 
aus ihm oder durch seine Vermittelung gezogen werden kann, 
sondern nur im begrenzten Masse, seiner schaffenden und 
rechtserzeugenden Bemühung gemäss, durch den Genuss des 

1*) Vgl. Droit d*AuteuTS 1900 No. 7. 
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Immaterialgutes, das in der Marke (xler der Waaren-Aus- 
Stattung- sich darbietet, belohnt wird. 

Die zweite iresetzn^eberische Arbeit der Gegenwart von 
etwa gleicher Richtung isti') ein Gesetzes -Vorsciiiag, den 
Senator lx)gde fiem vScnät der Vereinigten vStaaten in Wa- 
shington am 25. April 1900 vorgelegt hat, als dessen Ver- 
fasserin Miss Margaret E. Lee in Brooklyn genannt wird. Kr 
enthält den Vorschlag, das Urheberrecht auf eine Dauer von 
1000 Jahren zu garantiren (Art. 4953) und dies auch auf 
bereits veröffentlichte Werke auszudehnen (Art. 4954). Der 
Entwurf hat eine zweimalige Lesung passirt und ist dann der 
Kommission für Patente überwiesen worden. Ob er in der- 
selben begraben wird — wer weiss es? In einem Lande, 
wo der Grossindustrielle einen so bedeutenden Einiluss auf 
die Gesetzgebung hat, wo dem Ausländer der Rechtsschutz 
gegen Nachdruck bekanntlich durch die ihm zu Gunsten der 
Nordamerikanischen Drucker und Verleger auferlegte Ver- 
pflichtung verkümmert wurde, die ersten Abzüge von in 
Amerika gesetzten Typen und Platten zu machen, iluifte 
wenig Aussicht h«. in, die Rechte der Autoren zu verstärken, 
wenn nicht etwa gerade die grösseren Verlagsiuteressenten 
hierbei ihren Vortheil gefördert sehen würden. 

Immerhin ist der Schritt in dem mächtigen Staaten kom- 
plex ein beachtenswerther Vorgang; und die Begrenzung des 
Autorrechts auf 1000 Jahre erinnert lebhaft an die tausend- 
jährige „Verpachtung" von Kiautschou an das Deutsche 
Reich; sie würde, für menschliche Verhältnisse und Ein* 
richtungen betraditet, eben die unbegrenzt« Dauec des 
Schutzes bedeuten. 

Bndlich giebt auch die gegenwärtig im Fluss befindliche 
Neugestaltung unserer eigenen urheberrechdtchen Gesetz» 
gebung, die veröffentUcfaten Entwürfe von Gesetzen betr. das 
Urheberrecht an Werken der Literatur und Tonkunst ^% so- 
wie über das Verlagsrecht 1^) an sich einen genügenden An- 
lass zur erneuten Prüfung einschlägiger Fragen. Grerade für 
unsere Frage bringt ja der erstere Entwurf eine neue weitere 

Vgl. I t ' Druit U'Auteur 1900 No. 7 S. 96. 
Amtl. Ausgabe Berlin 1899. J. GuUentag. 
Reichsaiueiger 1900 vom 17. Juli 1900^ 1. Beilage. 
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Differenzirung der Zeitbestimmungen in Vorschlag: Gemäss 
§ 32 des Entwurfs soll für Werke der Tonkunst der Schutz 
auf 50 Jahre nach dem Tode des Autors ausgedehnt werden, 
dagegen nach § 28 für das sonstige Aatorrecfat auf die bis- 
herigen 30 Jahre beschrankt blaben. Selbstverstäiidlich ist 
der Verfasser des Entwurfs damit den „ Wünschen der Bie- 
. theiligten Kreise" entgegen gekommen. Vidleicht getingt 
es, das Prinzip au&udecken, welches unter Umstanden auch 
hieHÜr dne I^klärung giebt. 

§ 2. 

Zunächst ist ein kurzer Ueberblick über die Gegenstände 
des Immaterialgüterrechts und die Entwickelung ihrer Theorie 
nöthig, um die Grundlage für die Untersudiung zu gewinnen, 
die uns beschäftigt Die Immaterialgüterredite sind, wie 
schon ihr Name sagt, Rechte an immateriellen, also nidit 
körperlichen, sondern abstrakten Verm6gensobjekten.O In 
erster Linie gehören hierher die Urheberrechte, und zwar 
sowohl das literarische, wie das künstlerische und das ^e- 
werbh'che. Der Gegenstand des literarischen und des künst- 
lerischen Urheberrechts ist das Werk, das literarische oder 
das Kunstwerk. Das literarische Werk kann selbst ein Kunst' 
werk sein, wie die Werke der Dichter und der Tondichter. 
Aber auch das gelehrte Werk und das einen bestimmten 
praktischen Zweck verfolgende Schriftwerk, z.B. Schulbücher, 
Adressbücher, Kalender sind Gegenstände des literarischen 
Urheberrechts. Und ähnliche Zwecke können auch musikali- 
sche Werke und Werke der graphischen Kunst verfolgen: 
Musikschulen, Zeichenvorlagen, Schnittmustersammlungen. 

Den Gegenstanden des literarischen und künsderischen 
Urheberrechts ist gemeinsam, dass bei ihrer Erzeugung die 

^) Schuster, Das Wesen des Urbebeirechts, S. la i. d. Anm. verkennt 
den Slon dieser Bezd,chnuDSt wenn er meinem Aufsatz «die Entwickelunjr 

des Eigenthumsbegrin*-, * in Gnichot's Beitr. XX S. 718 vorwirft, dass dort 
der Geg-ensatz des Abstrakten zum k«"rperlichen Werke dargestellt sei al*^ 
das Verhältniss des „Allg^emeinen" zum „Besonderen". Diese Gegenüber- 
stellung ist aus meiner Darstellung nicht zu entnehmen gewesen. Es ist 
vielmehr der Gegensats vom unkArperKchen Werke zu seiner Verkörperung; 
das abstrakte Werk ist g^ewlssermassen der Astratleib des Werkesi wenn 
ich mich dieses Bildes aus dem Ideenkreise der Spiritisten bedienen darf. 
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Arbeit des menschlichen Geistes sich bethätigt; sie sind 
Erzeugnisse des Menscheogeistes, der Gedankenarbeit, und 
diese kann eben naturgemäss nur Abstrakta produziren. Die 
konkrete Verkörprerung, das Buch, in welchem die Dichtung 

steht, der Marmor, welchem der Meissel des Bildners die 
Idealgestalt seiner Phantasie verliehen hat, sind nur das Kleid, 
sind nur die Mittel, deren der Schöpfer sich bedient, sein . 
Werk zu versinnlichen, Anderen den Genuss desselben zu ver- 
mitteln. Immerhin wird das Werk des Geistes in der Regel 
nicht ohne Zuthun gewisser körperlicher Arbeitsleistung als 
Immaterialgut entstehen, weil es ohne dieselbe nicht in die 
Erscheinung, geschweige denn in den Rechtsverkehr, den 
Güterverkehr eintreten kann. Die Entstehung des abstrakten 
„Werks" lässt sich in manchen Fällen wohl ohne jede körper- 
liche Thätigkeit des Schaffenden denken. Ein lyrisches Ge- 
dicht oder ein Lied wird im Kopfe des Dichters, des Kom- 
ponisten, oft fertig sein, selbst ehe es zu Papier gebracht 
oder gesungen ist. Soll es ein Rechtsgut werden, so rauss 
aber noch eine körperliche Wiederoabe, sei es auch nur 
durch die Rede cxler durch Töne hinzutreten, eine körper- 
liche Arbeitsleistunt^, i^^S diese auch in diesen Ausnahms- 
fällen noch so gerinii sein. \'ielfach isi :uirh die körperliche 
LeistuHi^ bei rein idealen Schöpfungen nicht uiibetrcächtlich 
und mit der rein geistigen Thätisj^keit untrennbar verbunden. 
Man denke an den Maler, bei dem es neben der Kompo- 
sition, der geistigen l-^rfassung des Bildes auf die Finsel- 
führung, die Farbenmischung und Behandlung, an den Ra- 
direr, bei dem es auf die zur Kunst gesteigerte manuelle 
Geschicklichkeit, kurz auf die Technik der Kunst wesentlich 
ankommt. Immer aber ist nicht das verkörperte Gut, sondern 
das abstrakte der Ci egenstand des Rechtes. 

Zu den Gegenständen des gewerblichen Urheberrechts 
zählen die Erfindungen, die gewerblichen Muster und Modelle, 
Vorbilder für Waaren und andere Gebrauchsgegenstände, um 
diese entweder brauchbarer oder gefälliger zu machen (Ge- 
brauchsmuster, Geschmacksmuster), ferner die Photographien. 
Auch sie haben die Hethätlgung des menschlichen Geistes zur 
\\)raussetzung, verdanken demselben ihre Entstehung, aber in 
verschiedenem Aiaas.se. Cjcmeinsam ist ihnen der gewerb- 
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liehe Zweck, auf welchen bei den GcLj^cnständen des litera- 
rischen und künstlerischen l Urheberrechts nur ausnahmsweise 
die Thätigkeit des Schöpfers derselben L'crichtct ist. 

Reine (ieistesprodukte sind meist luch die Erlindun^en 
nicht, vielmehr ist die Arbeit des Geistes oft mit werkthätigcr 
industrieller, körperlicher Arbeit gepaart. Denn die blosse 
Konzeption, das geistige Erfassen der Erfindungsidee, reicht 
nur ausnahmsweise zur Erstellung einer wahren Erfindung, 
wdche Gegenstand eines Immaterialgüterrechts sein kann, 
Inn, weil die Güterrechtsnatur der Erfindung sich erst er* 
weist, wenn die Erfindung reif ist, wenn der Schöpfer der- 
selben überzeugt ist, dass sie „gefflachf*, d. h. dass sie fertig 
ist, um industrielle Werthe produziren zu können, und dass 
sie darum selbst ein Werthobjekt geworden ist. Da die Er- 
findung ihrem Wesen nach für die Industrie, der sie anzu- 
gehören bestimmt ist, ein Neues, bisher nicht Vorhandenes 
ist, so wird der Erfinder nur ausnahmsweise auf Grund der 
blossen geistigen Konception jenen Grad der Vollkommenheit 
erreichen, der ihm verbürgt: Die Erfindung ist gemacht, 
sie ist reif. Die Regel ist, dass sich an die geistige Er- 
fassung der Erfindungsidee das Modell, der Versuch, die 
Erstausführung anschliesst, gewissennassen die Probeform, 
in welche da* Erzeuger den bis dahin rdn geistigen Inhalt 
seiner Erfindung giesst, um zu prüfen, ob sie ein Imnfaterial* 
gut sein kann, ob sie geeignet ist, dem Güterverkehr anzu- 
gehören. Wie unendlich Vieles, was Träumer und Ptojekte- 
schmiede für Erfindung halten, erweist sich schon bd diesem 
ersten Versuche, das Produkt ihrer geistigen Thätigkeit, 
ihrer technischen Gedankenarbeit lebendig zu machen, real 
zu gestalten, als werthloses Hirngespinst 

Andererseits giebt es allerdings auch Erfindungen, die 
fertig aus dem Menschengeiste entspringen, an deren Brauch- 
barkeit auch ohne Probe der Erfinder nach seiner Sachkunde 
gamicht zweifeln kann. Hinsichtlich der Immaterialguts- 
Eigenschaft gilt hier dassdbe, wie bei dem unausgesprochenen 
Gedicht, dem ungeschriebenen, nicht vorgetragenen Liede. 

Immer aber ist es nicht etwa die ausgeführte, auch 
nicht die probeweise ausgeführte Erfindung, etwa das reale 
Substrat der geistigen Arbeit, der gedanklichen Schöpfer- 
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thätigkeit, sondern der von dem körperlichen Gegenstande 
hinwejrg-edachte, abstrakte Gegenstand, der Gedankeninhalt 
als technologisches Gebikle, was die Erfindung und damit 
den Gegenstand des Immaterialgüterrechts ausmacht. 

Auch die gewerblichen Muster und Modelle sind Er- 
zeugnisse des Menschengeistes. Die (Gebrauchsmuster des 
deutschen Rechtes unterscheiden sich von den Ertindunc^en — 
abgesehen davon, dass nach der positiven Vorschrift unseres 
Gesetzes-) nur ., Arbeitsgeräthschaften" und ..( jebrauchsgegcn- 
stände" (oder Theile derselben) in dem Sinne, die der ge- 
wöhnliche Sprachgebrauch des täglichen Eebens mit diesen 
Bezeiriinuri^en verbintlet, als solche gelten sollen — im 
Wesentlichen nur durch das grössere Ausmass der tech- 
nischen Leistung, das von der patentabeln Erfindung ge- 
fordert wird, durch einen beträchdichen Sprung nach vor- 
wärts auf dem betreffenden technischen Gebiete, durch die 
grössere Wichtigkeit und Bedeutung, die diesem vom tech- 
nischen (nicht kommerziellen) Standpunkte muss beigelegt 
werden können. I^s wird von einer Erfindung ein „erheb- 
licher technischer Fortschritt" gefordert, dann't das durch sie 
produzirte Immaterialgut durcii ein Patent geschützt werde. 
Allein auch wenn dies nicht der Fall ist, wenn der Schritt ein 
kleiner, seine technische Bedeutung keine erhebliche ist, so 
liegt begrifflich in dem Gebrauchsmuster doch ebenfalls eine 
ErlHKluü^4, und die Gegenstände, die wir als Gebrauchsmuster 
schützen, werden thatsächlich anderwärts, z. B. in Frankreich 
als ivitmdungen mit Patenten geschützt.'*) Mit Recht be- 
zeichnet man daher die Gebrauchsmuster als „kleine Erlin- 
dungen". Wenn der Supreme Court der Verein. Staaten in 
seiner Entscheidung vom 5. März 1883 5) den Schutz des 
Patentgesetzes nur einer Erfindung zuschreibt, „wich adds 
to OUT knowledge and makes a Step in advance in the use- 
fal arts", so sagt er doch nicht, dass dieser Schritt ein 

§ I Ges. V. I. Juni 1891. 
*) RG. im Pa,t«itbl. 1891 & 63. 

*) Z. B. in Frankreich Spielkarten mit abgerundeten Ecken, die sich 
weniger leicht abnutzen und leichter mischen lassen. Vgl. Erk. d, Kassationa- 
hofes V. 27. Dez, 1867 rataiUeXIV p. 123. 

*) Cit. bei Kobler, Forsclmageii Anm. 
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wesentlicher, ein beträchtlicher sein müsse. Diese strengere 
Auffassung der deutschen Praxis der Patentertheilung im 
VerhSltniss zum Ai^Iande und die daraus resultirende ver- 
hältnissmässig grössere Zahl der Abweisungen von Patent- 
gesachen hat bekanntlich dus Drängen der Industrie nach 
einem besonderen Sdiutze fSr die häufigst vorkommende» 
„kleinen Erfindungen diejenigen an Arbeitsgeräthschaften 
und Gebrauchsgegenständen erzeugt *>) und schliesslich zu dem 
Gebrauchsmusterschutzgesetze vom i. Juni 1891 geführt. Das 
Recht am Gebrauchsmuster ist begrifflich dem Patentrechte 
gleichartig, es ist ein Immaterialgutsrecht, sein Gegenstand ist 
die abstrakte, in einem Gebrauchsgegenstande oder Arbeits- 
gerathe oder einem Theile davon verkörperte gedankliche 
Erftndungskonzeption. Hieraus folgt, dass die Erfindungen, 
welche sich nach dem Maasse ihres technischen Fortschritts sehr 
wohl fiir ein Patent eignen würden, doch nach dem Belieben des 
Erfinders auch als Gebrauchsmuster geschützt werden können, 
sofern ihr Gegenstand dazu passt, d. h. ein Arbeitsgerätb 
oder ein Gebrauchsgegenstand oder ein Theil davon ist. 

Die Geschmacksmuster sind nicht minder Erzeugnisse 
des Menschengeistes, so geringe Ansprüche man auch an die 
künstlerische Bethätigung bei der Zulassung zu diesem 
Schutze stellt. „Das Gesetz umfasst das ganze grosse Gebiet 
von der höchsten Kunstindustrie bis zu dem einfachsten, aus 
Linien und Punkten bestehenden Muster, sofern diese Produkte 
durch ihre Farben und Formen den Geschmack und das 
ästhetische Gefühl befriedigen wollen.'' Aber neu muss 
das sein, womit der Musterbildner diesen Zweck erstrebt» 
von ihm erdacht, erfunden, nicht bloss ü^czeichnet oder 
modellirt, ein Werk seiner geistigen Arbeit. Wir bemerken 
indess, wie klein die Bedeutung des Geistes oder gar des 
Genies hierbei ist, wie das geringste geistige Bemühen 
genügt, — sofern nur der cfewerbliche Erfolg eintritt, dasä ein 
als Vorbild, als Muster für Industrieerzeugnisse geeignetes 
abstraktes Gebilde erschaffen ist, — um ein wirthschaftUch 
verwerthbares Immaterialgut anzuerkennen. Von der wahren 
Kunst, dem edleren Geist tragen die Erzeugnisse dieser 

*) Patentenquite von 1886, Prot. S. ia8. 
Dambacb, D. Musterschutegesetz, S. 16 f. 
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Thätigkeit oft kaum eine Spur, geschickte Benutzung der 
Mode, des augenblicklich herrschenden Geschmacks, Routine 
thun hier oft mehr als Geist* Die Thätigkeit des Erfinders 
gewerblicher Muster ist also oft mehr eine blos industrielle 
als eine geistige im höheren Sinne. Allein das Werk seiner 
Arbeit, dass immaterielle, abstrakte, hat Gutsqualität, es 
kann in den Geschäftsverkehr eintreten und zwar auf dem- 
selben Wege, wie die höheren geistigen Gebilde, durch Hin- 
verleibunor ihres Wesens in unendlich viele Ge^-cnstände, die 
zum Triigcr ihres Daseins werden, und die dieser l^inver- 
leibuni:^ eine W'erthssteioernnn; verdanken, Die Summe 
dieser im Kinzelnen vielleicht geringen \\ erthssteigerungen 
macht den im Verhältniss zu der Arbeitsleistung des Muster- 
bildners oft übermässig grossen \'ermögens\verth des ab- 
strakten Gutes aus, das derselbe in seinem neuen Muster 
geschaffen hat. 

Noch deutlicher 7,eigt sich die \ ermischung g-eistiger und 
blos industrieller Arbeit bei der Hervorbringung der Werke 
der riiotographie. Man hat der Photographie verhältniss- 
mässig lange den Reclitsschutz verweigern wollen, weil das 
Bild, das abstrakte, verviclfältigungsfähige (Jbjckt, durch die 
chemische Einwirkung des Lichtes auf das mit dem Silber- 
präparat bedeckte Glas oder Papier etc. entsteht; ferner, 
weil das gewonnene Bild lediglich ein Abbild der Natur, also 
nicht eine dem Gedankeninhalte nach neue Hervorbringung 
ist. Mit Unrecht. Was den letzteren Punkt betrifft, so ist 
das phothographischc Bild doch immerhin wirthschaftlich und 
rechtlich etwas Anderes als die Natur, deren Abbild sie 
bietet; denn das Stück Natur als solches lässt sich nicht in 
jener Weise gewerblich verwerthen wie das ])roduzirte Hild. 
Nur letzteres, nämlich wiederum das Abstrakte, ist ein V^er- 
kehrsobjekt in Folge seiner Vcrvielfältigungsfahigkeit und 
ein Verkehrsgut, ein Vermögensobjekt, in Folge des Werthes, 
den mittels d^elben die einzelnen Reproduktionen erlangen. 
Aus der Summe von gewissen Theilen des Verkaufswerthes 
•dieser Reproduktioaen setzt sich der wirtbschattliche Werth 
des abstrakten Bildes zusammen, welches der Fhotograph 
produzirt hat. Seine Arbeit besteht aber auch keineswegs 
blos darin, dass er dem Lichte Gelegenheit gegeben hat. 
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automatisch auf die Platte ein Stück der Natur tu. zeichnen. 
Schon die Auswahl des „Motivs** erfordert mehr oder weniger 
künstlerische Auffassung und Gedankenthätigkeit. Die Grup« 
pirung, die Begrenzung, die Entfernungswahl, von welcher 
die Grosse der aufzunehmenden Gegenstande abhängt, die 
Beobachtung des richtigen Lichtes tritt hinzu. Alsdann folgen 
technische Massnahmen, die nicht minder Geschicklichkeit 
und Muhe erfordern, das Entwickeln, Fixiren des Bildes, oft 
eine nothwendige Retouche des Negativs, alles das sind theils 
geistige, theils nur gewerbliche Bemühungen, die zusammen 
das „Werk** erzeugen. — Alle bisher betrachteten Gegen* 
stände des Immaterialgüterrechts haben das Kriterium gemein- 
sam, dass sie Erzeugnisse der Arbeit, geistiger und mehr 
industrieller Arbeit sind; ferner aber, dass sie neue Erzeug- 
nisse, eigenartige sind, Werthobjekte, die vordem nicht be- 
standen. Dies trifft auch auf die Photograghie zu. Ein 
zweiter Photograph, selbst wenn &c denselben Gegenstand 
unabhängig von dem ersten photogiaphirt, stellt doch nicht 
genau denselben abstrakten Gegenstand her, sondern nur 
einen ähnlichen. 

Gerade aber auf der Erschaffung eines Vermögensgutes, 
das vordem nicht vorhanden war, beruht die Gutsqualität, 
und darum das Recht an dem Geschaffenen. Würde z. B. 
der Erfinder eine Erfindung machen, die bereits vorhanden 
und Ijekannt ist, dann bedürfte die Industrie nicht der Re- 
produktion seiner Erfindung um den gleichen (körperlichen) 
Gegenstand wiederholt zu erstellen, die Erfindung zu ge- 
niessen. Darum wurde diese vermeintliche Erfindung keinen 
Werth erlangen, kein Immaterialgut sein, es könnte ein 
Immaterialgüterrecht nicht entstehen. Und so liegt der Fall, 
wenn Jemand das Bild, das ein Andrer vor ihm geschaffen, 
nur kopirt, das Muster, das schon vorhanden ist, zeichnet. 

Daher ist auch das Recht am Waarenzeichen und an 
der eingebürgerten Waarenausstattung hierher zu zählen. 
Die Marke selbst, als \\\)rtklang oder Rild, ist zwar nirl.t 
das neu produzirte, aber ihr (kitswerth. Denn erst durch 
die industrielle Thätigkcit: dauernde Tüchtigkeit und Recl- 
lität, Reklame etc. wird die Marke und die Ausstattung zu 
einem Kennzeichen, das den Käufer anzieht, und dadurch 
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selbst zu einem Rechts^te, einem Vermög^etisvreithei Auch 
hier ist das Abstrakte« nämlich die einer unendlich oft wieder» 
holten Aufprägung auf die Waare fähige unkörperliche Marke 
oder Ausstattung das Gut, welches in den Verkehr tritt. 
Die Gutsqualität ist nicht minder erst durch die Thätigkeit 
des Markeneigners geschaffen, wie die der Geg^stände der 
übrigen gewerblichen Schutzrechte, und da dieses Gut ein 
immaterielles ist, wie jene, so liegt kein Grund vor, sie von 
dieser Reihe der Rechte auszuschliessen. ^) 

Die erneute Zusammenstellung aller dieser, zum Im- 
materialgüterrechte gezählten Rechte und die Betrachtung 
der Art ihrer Erzeugung er.j^iebt aber das positive Resultat 

— und dies war der Grund der Ausführung, die ja meist 
Bekanntes wiederholen musste — : 

1) dass das Kriterium der Geistesthat in einem gewissen 
höheren Sinne der Kunst, Wissenschaft oder Eriindung 
zwar bei den wichtigsten Rechten dieser Art vorliegt, 
aber keine noth wendige Voraussetzung der Entstehung 
eines Immaterialgüterrechts ist; 

2) dass vielmehr der industriellen und geschäftlichen 
Bethätigung hierbei eine ähnliche Rechtsfolge zukommt, 
soweit '^ie /LI dem gleichen Ziele der Erzeugung eines 
Immaicrialgutes führt; 

3) dass das Maass der Bethätigung des Schöpfers flieser 
Güter sehr verschieden ist, insbesondere in Betreff des 
Verhältnisses höherer geistiger und mehr blos indu* 
strieller oder geschäftlicher Bemühung zu einander. 

•) In der französischen Literatur wird der Ausdruck propriete in- 
dustrielle für das Marlcenreoht konstant heibchaUen. Vpfl. De Ro, Mar- 
ques de Fabriquc S. 39; l'ouillet, Marques de Fabrique 3. Aufl. S. loi. 
l)te herrschende Ansicht der deutschen Schriftsteller rechnet das Marken- 
recht SU den Individualrechten. V^l Kohler, Autorr. S. 133 Anin.i; Oers.» 
Recht des Markenschutzes S, iff. u. S. 7lff.; Kent, D. Reichsges. üb. deo 
Schutz der Waarenbe/cichnunp^en , S. i? No. 5; Seli^sohn, Gesetz z. 
Schutze der Waarfn/,. S. 3!".; Urunstcin, Name, Firma und Marke, S 7. 

— Auch wir verkennen nicht den individualrechtlichen Zug, den die per- 
sönliche Bethätigung bei der Erzeugung der Gutsqualität der Marke dem 
Rechte verleihen muss. Dieser ist indcsfi doch wesentlich geringer als 
beim Autorrechte. Der Grundton, auf den das Recht gestimmt ist, ist ein 
vermögensrechtlicher: im Rechtsverkehr sehen wir daher beinahe ans- 
schlieäslich die Cutsnatur der Marke, die Person verschwindet völlig. 
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§ 3. 

Nach dieser Feststellung kehren wir zu der Entstehung- 
der Immaterialgüterrechte, zu der zeutn^ndeti und rechts- 
erzeu^enden Thätigkeit fies Berechtigten zurück, deren Be- 
trachtung nach unserer iMeinunof den Schlüssel zur Lösunof 
des Rathseis von der be^ren/ten ZcitUchkeit der hinnaterial- 
güterrcchte sowie auch von der Diflferenzirung dieser Be- 
grenzung, wenigstens im IVinzipe, darbietet. Wir haben Icst- 
gestellt, dass bald geistige Arbeit in einem hohen Sinne der 
Kunst, der Wissenschaft und der Erfindungsgabe, bald indu- 
strielle und geschäftliche Bethätigung, jedoch nicht ohne eine 
gewisse Betheiligung geistiger Thätigkeit bei der Erzeugung 
des Gegenstandes des Rechtes ÜAüg Ist, dass aber nicht die 
Geistigkeit der Bethätigung, sondern der Erfolg, dass sie da 
Immateriales Werthsobjekt schalt, dem Schöpfer ein Anrecht 
auf den Genuss dieses Wertbsobjekts als eines Rechtsgutes 
verschafft.*) Nicht unnütze Arbeit, sodern nur werthvolle 
Arbeit ist ihres Lohnes werth. Wir haben ferner gesehen, 
dass das Maass der Bethätigung des Schöpfers bei der Er- 
zeugung dieser Guter sehr verschieden ist, besonders auf- 
fallend verschieden das durchschnittliche Verhältniss der 
höheren geistigen Thätigkeit im Sinne der Wissenschaft» 
Kunst und Erfindung zu der blos mehr industriellen Thätig- 
keit bei den einzelnen Gattungen dieser Rechte. Es wird 
aber hierbei nicht unbemerkt geblieben sein» dass das Ver- 
hältniss dieser Bethätigui^ des Urhebers bei den verschiedenen 
Immaterialgüterrechten, wenn auch nur ganz im Allgemeinen, 
demjenigen Verhältnisse analog ist, in welchem unsere eigene 
Gesetzgebung die Dauer des Schutzes abstuft. Allerdings 
lässt sich nicht wohl behaupten, dass der Gesetzgeber sich 
das Maass der Arbeitsleistung der verschiedenen Urheber 
habe zur Richtschnur dienen lassen bei der Pristbestimmung 
der Schutzdauer. Vielmehr richtet sich die Gesetzgebungs- 
politik nach andern Gesichtspunkten, in erster Linie nach 
dem Bedürfnisse der einzelnen betheiligten Industrien. Und 

*) Schftffle, Die national^ftkoooinische Theorie der ausschliessenden 
AbsatzverliSltoisse S. 136 f. weist mit Recht darauf hioi daas auch in der 
Er/ciig-ung- Her m at r r i die n Gt- v^enstände ^vom Jacquardstuhl bis 2ttm 
Brodlaib"" das geistige Element oicht fehlL 
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dies kann kein Vorwurf sein ; im Gegeatheil ist das die Auf- 
gabe aller praktischen Gewerbegesetzgebung. Auch ist die 
Abstufung keine zahlenmässig genaue, als solche auch nicht 
annähernd nachzuweisen. Allein immerhin befriedigt es nun- 
mehr das Gerechtigkeitsgefühl, eine ähnliche Abstufung in 
der in der Befristung der Urheberrechte liegenden quanti- 
tativen Zumessung eines Gutsgenusses wiederzufinden, wie 
wir sie in grossen Zügen in der Arbeitsaufwendung bei der 
Schaffung der Güter zu erkennen vermögen, Gewissermassen 
instinktiv hat der Gesetzgeber, während er ausdrücklich nur 
Interessenfragen entscheidend sein Hess, das Verdienst bei 
der Zeitbegrenzung mit berücksichtigt. Der literarische, 
musikalische und künstlerische Autor giebt oüenbar durch- 
schnittlich für das gei ti-r VVerk mehr her, als der Mustt r- 
bildner, er setzt meist seine Ueberzeugungen, sein Emptinden, 
seine intellektuellen Fähigkeiten, seine ganze geistige Kraft 
an das Werk. Der Musterbildner arbeitet im Allgemeinen 
leichter, die einzelnen Gegenstände seiner Arbeit lösen sich 
im Güterverkehr rascher ab, überleben sich schneller, er 
kann dem Kinzelnen nicht soviel Mühe zuwenden. Auch 
der Erfinder, so bedeutsam oft der technische Werth ist, 
verdankt das erreichte Ziel zunächst oft einem einzigen 
technischen Gedankenblitz, der Erfassung einer technolo- 
gischen Idee, woran sich dann allerdings die nähere Aus- 
arbeitung schliessen muss, bis mit Versuch und erster Aus- 
führung die Erfindung als ..gemacht" angesehen werden kann. 
Die geringste Arbeit hat der Erzeuger des photographischen 
W^erkes, dem die Kräfte der Natur sich bereitwilligst als 
Helfer zur Verfügung stellen. Ihm ist der kurze Schutz von 
5 Jahren zugemessen. Ob die Ausmasse richtig getroflfen 
sind, ist eine andere Frage, zunächst bemerken wir mit ge- 
rechter Befriedigung die der anscheinend aufgewendeten 
Arbeitskraft entsprechende Abstufung der Schutzdauer. 

Allein damit sind wir zur Begründung der zeitlichen Be- 
grenzung überhaupt noch keineswegs gelangt. Ist auch, so 
wird man einweadeQ, die Arbeitsleistung eine verschiedea 
grosse, so ist doch immerhin das Produkt, nämlich das imma- 
terielle Gut, das Resultat dieser Arbeit, und der Erzeuger 
hat Anspruch auf das ganze £rzeugniss, folglich anfalle 
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Vorthefle, die sich aus demselben erzielen lassen, ohne die 
Einschränkung auf eine kürzere oder längere Frist. Man 
könnte sagen, Jeder wählt sich die Arbeit, die ihm am nfitz- 
liphsten scheint; wer mit wenig Arbeit ein grosseres Gut 
produzirt, dem müsse auch in dem Werthe dieses Gutes der 
grössere Vortheil zufallen. Allein — und hier kommen wir 
auf den springenden Punkt — die Prämisse ist nicht richtig: 
das immaterielle Gut ist nicht blos das Ergebniss der Arbeit, 
der geistigen oder industriellen, sondern jeder dieser Er- 
zeugungsakte ist mehr oder weniger nur geistige oder geistige 
und gewerbliche Spezifikation. 

Die Schriftsteller und Künstler, mehr noch die Erfinder 
und Musterzeichner stehen auf den Schultern ihrer Vorgänger, 
bedienen sich des gesammten geistigen Vorraths, der der 
OeiFentlichkeit angehört, und bilden ihre Werke keineswegs 
blos aus dem was sie selbst an geistiger oder geisticf- 
gewerblicher Arbeit hineinlegen; jedes Werk ist vielmehr 
ein untrennbares Produkt der schaffenden Thätigkeit des 
Autors und des gemeinsamen Schatzes des Wissens und 
Könnens, woran dem Urheber ein Sonderrecht nicht zusteht. 
Selbst das bctieutendste Geisteswerk ist nicht ausschliesslicher 
<ieist seines Verfassers, nicht ausschliesslich Ergebniss seiner 
Forschung, seiner Erfindung, seiner Gestaltung, es lebt darin 
ein grösserer oder geringerer Bestandtheil dessen auf, was 
vorhanden ist. Und in dem immateriellen Werke wird, wenn 
es in den Rechtsverkehr tritt, die Gegenleistung, die Be- 
zahlung, für das Ganze gefordert, weil das Gut nur als 
Ganzes genossen werden, die geistige Zuthat des Autors 
nicht ausgesondert werden kann. Dies scheint mir der Punkt 
zu sein, auf dem die nothwendige Einschränkung des aus- 
schliesslichen Genusses des ganzen Werthes beruht, der im 
immateriellen Gute steckt. Der Erzeug;cr kann nicht die Be- 
zahluntT cl(^s ganzen Gutes in der borm fedf^s für alle Zeit 
möglichen Nutzens verlangen, weil das Gut eben nicht aus- 
schliesslich sein W^crk ist, weil er dasselbe zum Theil aus 
dem gemeinsamen Besitze Aller entnommen hat. 

Gegen diese Theorie erheben sich alsbald mehrere Ein- 
wendunfTcn. Die erste tmden wir in der Begründung des 
schon erwähnten Entwurfs von Bevilaqua zu dem Entwurf 
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des neuen Brasilianischen Gesetzbuchs. „Verzichtet denn, stf 
fragt er, der Eigenthümer materieller Werthe auf diese 
Mitwirkung Andrer? Er müsste nicht in der Gesellschaft 
leben, auf den sozialen Rechtsschutz verzichten, auf die täg- 
lich mdhr vervollkommnete Arbeitstheilung, es dürfte nicht 
für den geringsten Nutzeffekt die Mitwirkung hunderter In- 
dividuen nöthig sein, die menschliche Gesellschaft selbst 
müsste nicht diese Organisation des Lebens zur Gemeinschaft 
sein, in welcher sich die Menschen gegenseitig in Werkzeiig^e 
und Mittel verwandeln, um ihre Zwecke zu erreichen." Dann 
weiter: „Der Schriftsteller und Künstler, der die allg^emeinen 
Güter der Civilisation benutzt, vermindert in keiner Weise 
die Möglichkeit Andrer, sich derselben in gleicher Weise zu 
bedienen/' 

Der erste Einwurf ist ohne Weiteres als nicht stichhaltig 
zu erk(Minen. Wer ein materielles Gut erzeugt, bezahlt die 
Mitarbeit An 1< rer in dem Material das er anschaflft, und in 
welchem allerdings die Mitarbeit Anderer niedergelegt und 
verkörpert ist. Bedient er sich der Hilfe Anderer bei der 
Erzeugung', z. B. der Fabrikant seiner Arbeiter, dann bezahlt 
er sie. Das ist bei den Gegenständen des Urheberrechts 
anders, der geistige Spezifikant schöpft unentgeltlich aus 
dem gemeinsamen \'orrath.-) Scheinbar triftiger ist der an- 
dere Einwand, Es ist zutreffend, dass der geistige Vorrath 
sich nicht mindert, aus welchem der Spezifikant schöpft, dass 
Anderen nicht die Möglichkeit entzogen wird, sich dieses 
selben Mittels für andere Zwecke ebenfalls zu bedienen. Allein 
das ist hier nicht in Frage, ob der Spezifikant Ersatz leisten 
Süll für dasjenige, was er aus dem gemeinsamen Vorrathe 
sich angeeignet hat, sondern in Frage steht, ob er berechtigt 
sein soll, für diesen Bestandtheil des Reclitsgutes, der sich 
nicht mehr aussondern lässt und der nicht sein Alleineigen- 
thum war, von allen Anderen bei jedem einzelnen Exemplare, 
das er verkauft, implizite mit eine Bezahlung zu verlangen. 
Das würde der Fall sein, wenn er den vollen Tauschwerth 
der Exemplare sdnes Werkes zu fordern ewig berechtigt 

Er verhindert, dass derselbe geistig^e Stoff zu jjl eichen materiellen 
Gegenständen mitbenutzt wird. Dies kann der Erzeuger gewöhnlicher 
Güter nicht Te]rbio4ero, er hat also keinen Vorsprung yor der Allgemeinheit.. 
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wäre. Das ist nicht gerechtfertigt. Es ist vielmehr an sich 
gerechtfertigt, den Gegenwerth, den der Urheber von der 
Gesellschaft fordert, angemessen zu beschränken. 

Nun beruht aber der Rechtsverkehr mit den Immaterial- 
gütern darauf, dass in jeder Vervielfältigung, jedem Exem- 
plar der geistige Inhalt des Werkes dem Erwerber zum 
Mitgenusse überlassen wird, wogegen dieser einen Preis zahlt, 
wovon ein entsprechender Theil als Preis für eben diese 
Hingabe des Immaterialguts zum Mitgenuss anzusehen ist, 
als zwar als der volle Werthersatz. Durch eine ewige Aus- 
übung der Alleinberechtigung würde auf diesem Wege der 
Berechtigte der Allgemeinheit eine ewige Coiitributiun auch 
für jenen nicht aussunderl^aren Theil seines Werkes aufer- 
legen, der ihm mit Recht nicht gebührt. Da sich die Ein- 
schränkung im einzelnen Stück nicht ausführen lässt, weil den 
Preis der Waaren Angebot und Nachfrage macht, und dem 
Berechtigten nicht der Pircis vorgeschrieben werden kann, 
muss sich der Berechtigte eine zeitliche Begrenzung 
seines Rechtes gefollen lassen, und diese Zeitgrenze ist desto 
enger zu ziehen, je geringer der Antheil des Eignen ist, was 
der Erzeuger des Rechtsguts hinzuthat, je grösser der An- 
theil ist, der der Allgemeinheit gehört hat und für welchen 
de dem Berechtigten ein Entgelt nicht sdiuldet. 

Ein weiterer Einwand, der erhoben werden könnte, ist 
der, da$5 zwar als das Geisteswerk, als Gegenstand des Ur- 
heberrechts oder des Patentrechts nidit das gelten kann, was 
gemeinfrei war, sondern nur das vom Erzeuger hinzugefügte, 
seine eigenen Gedanken, seine eigene Gestaltung und Form- 
gebung, dass aber auch nur mit dieser Einschränkung das 
Nachdrucks- und Nachbildungsverbot besteht; so dass auch 
das in diesem Verbot befindliche Entgelt sich nur auf das 
eigene Werk des Berechtigten beziehen würde. Am deut- 
lichsten wird der Einwand verstanden werden, wenn man ihn 
in Bezug auf das Patent- und Gebrauchsmusterschutzrecht dar- 
legt. Der Gegenstand dieser Rechte soll im „Patentanspruch** 
bezw. dem „Schutzanspruch** definirt sein, und zwar in einer 
Weise, welche „eindeutig** das Neue herausschält und fest- 
stellt und von dem bekannt gewesenen absondert. Nur auf 
dieses Neue bezieht steh der Schutz. 
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Damit ist aber keinesw^rs vermieden, dass in jedem 
Exemplar, in dem sich die Erfindung erneut, in dem sie ver- 
körpert ist, der entsprechende Werth der Neuerung sammt dem 
Alten, worauf sie angewendet ist, bezahlt wird. Die eindeutige 

Definition des Patentanspruchs hat ledigh'ch eine Bedeutung für- 
die Thatfrage des Patenteingriffs, und ferner für die Frage der 
Ertheilung weiterer Patente auf benachbarten technischen Ge- 
bieten; mit der Frage des Entgelts hat sie Nichts zu thun. 
Nun ist klar, dass beispielsweise die Wattsche Dampfmaschine 
nicht getrennt gedacht werden kann von der elementaren 
Gewalt des gefesselten Dampfes, welche aber vor der 
Dampfmaschine bekannt war, und dass mit dem Preise jeder 
solchen Maschine der Patentinhaber nicht blos seine ein- 
deutig definirte Neuerung, sondern in dieser gleichzeitig die 
bekannt gewesene Eigenschaft des gespannten Dampfes sidi 
pekuniär dienstbar macht. Eine Trennung auf diesem Ge- 
biete ist nicht möglich. Ebenso macht der Verfasser eines 
Lehrbuchs der Geographie sich die darin aufgenommenen 
Ergebnisse der Reisen eines Hiimbold dienstbar, und in 
gleicher Weise wird untrennbar und ohne dass eine Möi^licii- 
kcit der Scheidung besteht mit dem eigenen Arbeitsverdienste 
des l 'rhebers eines jeden Immaterialgutes, der ihm nicht ge- 
bührende hinschuss der allcremeinen Bildung mit entgölten. 
Durch eine zeitliche Begrenzung des Schutzes, den der Ge- 
setzgeber dann für die einzelnen Gruppen von Rechten an- 
gemessen unter Berücksichtigung der durchschnittlichen 
(jrösse des Verdienstes des Autors und nach anderen Ge- 
sichtspunkten der Gesetzgebungspolitik bemessen muss, wird 
diese Ungleichheit ausgeglichen. 

Nunmehr ist es erklärlich, weshalb der litterarische und 
künstlerische Autor ein hei weitem längeres Urheberrecht ge- 
messen muss, als der Erfinder und der Musterzeichner. Die 
eigene Zuthat und Arbeit ist eben beim ersteren unvergleich- 
lich grösser. Der Erfinder insbesondere verdankt oft einem 
Gedankenblitz den Erfolg, sehr oft ist es nur das ,, Tüpfelchen 
auf dem i'', die letzte kleine Vervollkommnung, die der Er- 
findung den Werth gegenüber dem Bekannten verleiht, ob- 
schon das ganze übrige Gebäude des technischen Werkes 
bereits vorhanden und zur Benutzung bereu war. Die Lizenz, 
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der Gebrauch, welcher von der Erfindung gemacht und be- 
zahlt wird, beschränkt sich aber nicht auf den Schlussstein, 
sondern, in Folge der untreniibar innigen Verbindung, auf 
das Ganze. Darum ist es nicht unb^rfindet, wenn das Patent- 
recht ganz bedeutend kürzer ist als das titterarische und 
künsderische Urheberrecht. Wenn Schälfle ^) glaubt, dass die 
schnellere Möglichkeit bestehe, aus Erfindungen lohnenden 
Gewinn zu ziehen als aus Gegenständen des Verlagsrechts, und 
dass für die Nachahmung d^ Autorwerke ein „allzeit parater 
Nachahmungsapparat** in den Druckereien bereit stehe, der zur 
Nachahmung der Erfindungen fehlt, und hieraus den längereo 
Schutz der Verlagswerke billigend erklärt, den Patentschutz 
dagegen ganz verwirft, so verkennt er die thatsächlichen Ver- 
hältnisse, Wenn ein Verlagswerk „zieht", dann pflegt es 
bald zu ziehen; eine Erfindung aber bedarf beinahe immer 
längerer Jahre um sich einzubürgern, und kaum rezipirt, wird 
sie dann oft von einer neuen verdrängt. Käme es nur auf 
den Vergleich der raschen und sicheren Gewinnziehung 
zwischen beiden Schutzkategorien an, dann müsste der Er- 
finderschutz wesentlich länger dauern als .der Autorschutz. 
Ferner ist für die Nachahmung des Kunstwerks in Kunst- 
formen kein Nachahmungsapparat zur Verfugung, wäh- 
rend für die Nachahmung durch Photographie der aller- 
bequemste Apparat nicht blos in grossen Druckereien, son- 
dern bei jedem Amateur zur Hand ist. 

Die Erfindungen können bald mit grösster Leichtigkeit, 
bald nur mit sehr viel Mühe und Schwierigkeit nachgemacht 
werden, je nach der besonderen Natur ihres Gegenstandes. 
Diese Umstände können keine Kriterien für die Schutz dauer 
abgeben; das Verbotsgesetz verhindert rechtlich den Nach- 
druck und die Nachbildung oder Nachahmung^, g^leichvid ob 
dies ohne Verbot praktisch leichter oder umständlicher wäre. 

Den verhältnissraässig grössten Antheil an seinem Werke 
hat wohl der Verfasser musikalischer Werke, der Komponist. 
An sich wäre es daher nicht zu verwerfen, dass der Entwurf 
eines neuen Gesetzes betr. das Urheberrecht § 32, für Werke 
der Tonkunst eine vSchutzdauer von 50 Jahren nach dem Tode 
des Verfassers einführen will, während er es (§ «8) für das 

1) a a. O. S. 141 ffl, S. 149. 



Digitized by Google 



24 



Df. Richard Alexander'-.KaU. 



litterarische Autorrecht bd 30 Jahren nach dem Tode des 
Urhebers belässt. 

Eine besondere Ausführung bedarf nun das Markenrecht. 
Dasselbe ist nach je 10 Jahren erneuerbar, also prinzipiell 
von unbegrenzter Dauer, obschon die Arbeit hier anscheinend 
eine so bedeutende nicht ist. Alldn was über die Spezi- 
fikation gesagt wurde bezieht sich nur auf die Urheberrechte, 
mcht auch auf das Markenrecht. Soweit ein werthvoller 
Kern in dem Markenrechte steckt, ist er auch ausschiesslich 
auf die Bemühung ihres Schöpfers zurückzuführen; ja diese 
Bemühung wird unausgesetzt fortgesetzt, so lange der Werth 
des Markenrechts besteht, und der letztere pflegt sofort von 
selbst zu sinken, wenn die mitsprechende gewerbliche Be- 
mühung nachlässt. Auf der anderen Seite gewährt die 
Marke und die Ausstattung nur die Möglichkeit eines ge- 
steigerten Absatzes, keineswegs ist sie die alleinige Quelle 
des Absatzes und der durch diesen erzielten Gewinne. Sie 
wirkt nur unterstützend. So ist durch die Natur der Sache 
scllist dafür gesorgt, dass der Markeninhaber nur nach Mass- 
gabe seiner beso;ideren Bemühung den Lohn erntet. Dem- 
selben zu irgend einer Zeit diesen etwaigen Vortheil aus 
seinen Waarenzeichen — oder aus seiner beim Interessenten- 
publikum bekannten '^^'"aarenausstattung — wieder zu entziehen, 
liegt kein gesetzgeberischer Cirund vor. Die Konkurrrnt<'n 
sind durch die Marke und die Ausstattung keineswegs ge- 
hindert auf dem Wege der freien Mitbewerbung gleichartige 
Waaren mit gleichem Gewinn abzusetzen, nur sollen sie dies 
nicht auf Grund jener Geschäftsbeziehungen, die der Marken- 
•inhaber sich mit seiner geschäftlichen Bemühung lür sein 
Geschäft geschaffen hat. Diese Ordnung der Dinge wider- 
spricht, wie ersichtlich, in keiner Weise dem für die zeitliche 
Begrenzung der übrigen Immaterialgüter aufgestellten Prinzipe. 

§ 4. 

Nunmehr sind die hauptsächlichen bisherigen Theorien 
über diesen Gegenstand zur Vergleichung heranzuziehen. Wir 
werden sehen, dass sie zur prinzipiellen Begründung der Zeit- 
beschränkung nicht ausreichen, aber unter der \'oraussetzung 
des gefundenen Prinzips beinahe sämmtlich gute Gründe zu 
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der Art der Anwendung dieses Prinzips, insbesondere zu der 
Abstufung der Zeitdauer, beitragen. 

Zunächst ein Wort über den Standpunkt derjenigen, die 
ein natürliches Recht der Urheber auf die ausschliessliche 
Ausnutzung ihrer Werke überhaupt leugnen. Die Ver* 
thetdiger des Nachdrucks haben es natürlich leicht, für sie 
entfallt die Frage einfach. Es kann hier nicht mehr darauf 
ankommen, die traurige Logik eingehend zu widerlegen, die 
aus der allgemeinen Freiheit, von dem c^ne Vorbehalt seitens 
des Verkäufers gekauften Exemplar jeden beliebigen Ge- 
brauch zu machen, das Recht des Nachdrucks ableiten will. >) 
Es war gar nicht nöthig, dass Pütter die Fiktion auf- 
stellte, jeden Bücherkauf begleite ein pactum adjectum 
tacitum, dass der Käufer sich kein Verlagsrecht anmasse, 
nicht nachdrucke. Wenn Pütter 3) sich abmüht, eine allge- 
meine europäische Sitte nachzuweisen, wonach der Nach' 
druck als unzulässig angesehen wird, und dennoch eine 
eigentliche Rechtsquelle für das Verbot: nicht findet, so ist 
er an der Erkenntniss eines Gewohnheitsrechts vorüber- 
gegangen, welches doch mit Händen zu greifen war. Denn 
dass der Autor vom rechtmässigen Verleger Honorar zu 
fordern berechtigt sei, war allgemein anerkannt, daran 
haben auch die Nachdrucker nicht gezweifelt. Treffend 
sagt Jean Paul ^): „Kurz, ist das Hcmorar eine gerechte For- 
derung, so ist der Nachdruck eine ungerechte Handlung." 
In der That, die rechtliche Anerkennung der Honorarforde- 
rung enthält bereits die der ausschliesslichen Verlags- 
befugniss, und daraus hätte die gewohnheitsrechtliche Aner- 
kenniHiL» des Ausschliesslichkeitsrechts «refolirert werden 
müssen, [ean Paul fälirt fort: „dass aber tlas Honorar eine 
so gercchtr 1 iiinahme ist, als Lehrgeld, Schulgeld, Schreib- 
geld, Ritterdanke, Kron-Kinkünfte, hat ein langes Ja für 
sich, das nicht nur England, Deutschland, Frankreich, 

Die ältrre Literatur des Für und Wider findet sich ausführlich zu- 
sammen gestellt bei HApfner, der Nachdruck ist nicht rechtswidris, i^3- 

S. I — lo. 

*> Der Bachemachdniek § 45 S. 46. 
*) Daselbst § 106 ff. bes. §§ 191, 19a. 

*) Sieben letste Worte oder Nachworte gegen den Nachdruck, Zweites 
Nachwoit 
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Spanien und Jahrhunderte, sondern auch gerade deren be- 
deutendste Menschen ausgesprochen durch Wort und That, 
durch Nehmen und Geben, als Schreiber und Käufer.** Ist 
dies richtig — und wer mochte es bestretten — so war das 
ausschliessliche Recht des Schriftstellers und von diesem 
abgeleitet das des Verlegers durch Gewohnheit 2um Rechts- 
satz erhoben, und die Schriftsteller, die das nicht erkannten, 
haben nur die Rechtsquelle nicht verstanden, aber das Ge- 
wohoheitsrecht durch gegentheilige Meinungsäusserung nicht 
alteriren können. Der Rechtsverkehr erzeugt Gewohnheits- 
recht, nicht der schriftstellernde Jurist. Pütter hätte sich 
daher von der Feststellung dieses Gewohnheitsrechts als 
Rechtsquelle nicht dadurch abhalten lassen brauchen, dass 
er neben den Schriftstellern, die gegen Nachdruck ge* 
schrieben, auch jene zitiren musste, die ihn vertheidigten.^) 
Auch Jolly^) bemerkt, dass ein Gewohnheitsrecht „so deut'> 
lieh als nur möglich in dem Bewusstsein des Volkes begründet 
war und sich in dem allgemein geübten Verla^rsvertrage auf 
das prägnanteste argumentirte". Das solcher Rechtsgewohn- 
heit zu Grunde liegende natürliche Recht begründet aber in 
gleicher Weise auch für alle anderen immateriellen Güter das 
ausschliessliche Recht des Erzeugers. 

Ebenso unrichtig, wie die Leugnung des natürlichen 
Rechtes der Urheber werthvoller immaterieller Güter ist, er^ 
weist sich aber die Lehre, welche bei Anerkennung dieser 
Rechte deren Ewigkeit fordert. Ich erwähnte schon, dass 
sie sich in dem heutigen positiven Rechte der modernen 
Staaten nur noch vereinzelt findet, nämlich hinsichtlich des 
litterarisch-artistischen Urheberrechts nur in Mexiko, Guate- 
mala und Venezuela. Allein so ganz fern liegt auch für uns 
die gesetzlich anerkannte prinzipiell ewige Dauer des Autor- 
rechts keineswegs. Das Preussische Allgemeine Landrecht 
kennt keine zeitliche Begrenzung desselben, so lange noch eine 
liuchhancllung, welche auf die neue Ausgabe eines Buches 
ein Verlagsrecht hat, vorhanden ist. Da die Buchhandlung 

•) a. a. O. § 127—138. 
. Die Lehre vom Nacbdruck. S. 25. 
") S§ 99^, 1029 Th. 1, Tit. It. Vgl. auch Th. II Tit. 20 §§ 1394 ff. Oster- 
rieth, Altes und Neues S. 15. 
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das Verlagsrecht vom Autor ableitet, so liegt hierin die 
priozipidle Anerkennung der unbegrenzten Dauer des Au- 
torrechts. Dem widerspricht nicht § 1020 Th. I Tit II, welcher 
bestinmit, dass das Redit des Verfassers, eine neue Aus- 
gabe von seiner Genehmigung abhängig zu machen, wenn 
nicht ein Anderes ausdrucklich und schriftlich verabredet ist, 
auf seine Erben nicht übergeht. Im Gegentheil, da der 
Uebergang selbst dieses Personlichkeitsrechts auf die Erben 
durch Vertrag vereinbart werden kann, so zeigt dies gerade 
die an sich unbegrenzte Dauer des Rechtes. Und selbst wenn 
Nichts vereinbart wäre, und keine berechtigte Buchhandlung 
mehr vorhanden ist, so muss ein Nachdrucker sich vorher 
noch mit den etwa vorhandenen Kindern des Autors ab- 
finden.^) Auch das Oesterreichische AUg. Burgerl. Gesetzb. 
kennt für den Verleger keine Begrenzung des vom Autor 
abgeleiteten Verlagsrechts. Wenn § 1169 die Rechte des 
Schriftstellers „in Rucksicht einer neuen Auflage oder Aus- 
gabe^ auf seine Erben nicht ubergehen lässt, so bezieht sich 
das ebenfalls nur auf das Reditsverhältniss zum rechtmässigen 
Verleger. Hierin änderte auch der Bundesbeschluss vom 
9. November 1837 Art. 2 nichts, da er den Zeitraum des 
Schutzes in sämmtlichen Bundesstaaten nur auf mindestens 
10 Jahre festsetzt, längere partikularrechtliche Rechte also 
nicht alterirL Erst durch § 5 u. 6 des preussischen Gesetzes 
vom II. Juni 1837 und durch Ziff. i des Bundesbeschlusses 
vom 19. Juni 1845 5) wurde die Fristbegrenzung auf die 
Lebenszeit des Autors und 30 Jahre nach dem I ode bestimmt. 

Auch ältere ausländische Gesetze kannten die unbeQ:renzte 
Dauer, so Frankreich vor der ersten Revolution und Holland, 
Ges. V. 8. Dez. 1796, welches mit Unterbrechung durch die 
französische Gesetzgebung bis zum 15. Januar 1807 bestand. 

Fhiiippon'i) zitirt ferner eine Ordonnanz des Konsulats 
von Lion v. 25. Okt. 1711 und ein Gesetz von 17 12, welches 
jene bestätigt, über das Verbot der Nachbildung der Muster 

8) § 1030 Th. 1 Tit. 1 1. 

*) Eisentobr a. au O. S. 4. 

^) S. Pouillet, Prop. Utteraire No. 135. 

") Traitö theorique et pratique de la popr. des dessins et modelies 
industr. S. 14 f. 
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und bemerkt, dass nichts in dieser Ordonnans .auf eine seit- 
liche Begrenzung des Schutzes hindeutet Er behauptet, 
dass diese Gesetzgebungsakte das berdts vorher anwkannte 
ewige Recht des Eigenthums an den Mustern nur legalisirt, 
keineswegs erst :geschafien habe. Vorübergehend wurde 
,das Musterrecht durch ein Gesetz v. 14. Juli 1787 zeitlich 
-begrenzt, . aber unter Napoleon, Ges. v. 18. März 1803 die 
unbeschränkte Dauer wieder hergestellt. *2) Doch das sind 
Singularitäten: 

Von neueren Schriftstellern vertheidigt noch ausser dem 
; schon genannten Verfasser des neuen mexikanischen Ent- 
wurfs, Osterrieth «Altes und Neues zur Lehre vom Ur« 
heberrechte** die These, dass die Dauer des „geistigen 
Eigenthums" zeitlich unbeschränkt sein müsse, was sich aus 
dem Wesen des Rechtes ergebe; er erkennt aber an, dass 
er sich damit im Gegensatze zu der gesammten modernen 
Doktrin und der grossen Mehrzahl der modernen Gesetz- 
gebungen befinde. 13.) Nur ein Verzweifeln an der Ikgründüng 
der allgemein anerkannten Begrenzung dieses Rechtes konnte 
meines Erachtens hierzu führen. Die Ansicht von BevÜaqua 
und Osterrieth lässt sich auch mit der im Patentrecht aas- 
nah ms los festgehaltenen, wie gezeigt ziemlich kurzen Dauer 
nicht vereinbaren. 

Einige Theorien umspannen nicht das gesammte Gebiet 
des Immatertalrechts, sondern erproben ihre Kraft nur an 
einzelnen Immaterialrechten. So bezieht sich nur auf das 
litterarische und künstlerische Autorrecht Carl Richter'-*), 
der dem Staat, der Gesammtheit, das Recht vindizirt, vom 
Autor das geistige Kapital, welches sie in dem Einzelnen, 
dem Schriftsteller, angelegt haben, zurück zu fordern. Er 
erkennt, wie wir, dnss das Autorwcrk nicht der rreistit^^cn 
Arbeit allein entstammt. Das, was der Autor in der allge- 
meinen l^ildung vorfmdet, nennt er das geistige Kapital und 
deduzirt Folgendes: 

„Die geistige Arbeit und das geistige Kapital sind die 

Philippon a. a. O. S. 37 f., ti8 f. 

>3) a. a. O. S. g s 

Kunst uad Wissenschaft und ihre Rechte im Staat (1863) S. 156 ff. 
u. S. 19a flf. 
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beiden Elemente, welche die freie Idee erfassen und durch 
persönliche Thatigkeit, durch Verwendung des persönlichen 
Kapitals dieselbe 2U einer persönlichen machen. Durch diese 
Verarbeitung trägt die Person in die gestaltete freie Idee ihre 
individuelle Erwerbskraft und Erwerbsfahigkeit hinein und 
erwirbt dadurch das persönliche Recht der Verwerthung.** 1^} 

Dieses Recht währe zunächst, so lange die Person lebe 
und das geschaffene Gut beeinflussen könne. Beim Tode 
gelange das Werk auf den Punkt, wo es durch seinen nun 
feststehenden Werth die durch seinen Schöpfer hineinge- 
tragene Erwerbskraft in einem nun unwandelbaren Maasse 
bethätigen kann. Der Erfolg dieser Erwerbskraft sei Alles 
was der Autor auf seine Rechtsnachfolger übertragen und 
vererben könne. 

Beim Verkauf des einzelnen Werks iliesse nun ein Theil 
' des Preises gewissermassen als Zins des im ij^anzen Werk 
angelegten Kapitals dem Autor zu. Der beim Tode des 
Autors nun feststehende Vermögenswerth wirke nun fort, 
weitere Zinsen tragend. 

„Es liegt aber, heisst es dann weiter, in einem jeden 
Kapital die Kraft, nach einer gewissen Zeit durch einen be- 
stimmten Zins sich wieder zu erzeugen. Diese Kraft liegt 
auch in dem geistigen Kapita) insofern es sich durch den 
Verkehr als eine reelle Vermögenssumme darstellt. Und 
diese Vermögenssumme« welche der Zins, den jeder einzelne 
Theil des Werkes in seinem Preise abwirft, genau begrenzt 
und berechnen lässt, diese allein ist es, welche vererbt und 
übertragen werden kann." Daran anknüpfend, stellt Richter 
den Satz auf : 

,,So langt- nun ein anLifflr^i^tes Kapital braucht, um rlnrch 
seinen Zins sich wieder zu erzeugen, so lange muss der 
Schutz des (lesetzcs nach dem Tode des Autors dauern, um 
seinen hrben und Rechf^narhfolgern die Besitznahme des 
eigentlichen materiellen Vermögens zu sichern," Weil nun 
ein Kapital, zu ge%vöhnlichem Zins umgesetzt, in 30 Jahren 
sich wieder erzeuge^ sei auch der 30jährige Schutz nach 

Nach dieser Auffassung soll also der Schriftsteller an seiner an sich 
freien Idee und dem „jjeistfpfen Kapital" eine Specification VOinehiaea» 
indem er aus ihnen durch Verarbeitung das Werk schafft. 
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dem Tode des Autors der billigste und gerechteste. Nach 
dieser Zeit löse sich das geistige Werk von seiner Bestim- 
mung zu vererben, los und falle dem Volke anheim. 

Diese Theorie hat seinerzeit viel Aufsehen gemacht, und 
ist doch Nidits als ein grosser Rechenfehler. Die Prämisse 
klingt ja offenbar an die von mir gegebene Ausführung 
im Grundgedanken an. Aber der Verfiuser äbersieht nicht 
etwa blos, was ihm Schäffle^^) vorwirft, dass die Zeit der 
Erneuerung eines Kapitals auf einer bestimmten Ziffer 
des Zittsfusses beruhe, sondern, dass der, dem ein Kapital 
gehört, dasselbe nicht verlieren darf, nachdem es durch die 
Zinsenfunktion sich einmal im Laufe der Zeit erneuert hat, 
sondern als solches behalten muss. Die Zinsen bilden 
bekanntlich die künstlichen Früchte des Kapitals, das 
selbst aber im Vermögen seines Eigners vwbleibt. Hier« 
von abgesehen ist der Ertrag des Werks — wenn ein solcher 
eingeht — keineswegs als Zins des investirten Kapitals 
anzusehen; er ändert sich nach der Kaufkraft, der Zugiahig- 
keit des Werks und pflegt in den uberwiegend meisten 
Fällen längst vor Ablauf der Schutzfrist auf ein sehr geringes 
Maass zu sinken. Zudem würde diese Theorie, wenn sie 
acceptirt werden könnte, für alle Immaterial-Güterrechte die 
gleiche Begrenzung bedingen, und für die DÜferenzining 
keine Erklärung haben. 

Nach unserer Auffassung ist gerade, wenn ein Werk 
nach \ ielen Jahren — etwa einem Menschenalter nach dem 
Tode des Autors sich noch absatztahig zeigt, was immer 
eine der selteneren Ausnahmen bildet, der Krtrag für den • 
Autor oder dessen Rechtsnachfolger bereits bedeutend genug 
gewesen, um seinen Antheil an dem Werke voll zu entgelten. 
In d n bisher geTogenen Gewinnen hat er bereits vorweg 
mitbezalilt bekonuncii, was ihm etwa die Zukunft noch 
schulden könnte, weil er sich mehr hat bezahlen lassen, als 
bloss seine Leistung, nämlich das damit untrennbar ver- 
bunden gewesene gemeinsame geistige Gut. Aus dem Grunde 
muss schliesslich spätestens nach einer für alle Fälle sehr 
reichlich bemessenen Frist, der weitere Bezug von L-ntgelt 
aufhören. 

U) a. a. O. S. i86. 
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Gerade ao der Freiheit jener Werke, welche diese Dauer 
der Absatsfähigkeit haben, die auf ihrem grossen bleibenden 
Werthe beruht, hat aber die Oeffentlichkeit, die Allgemein- 
heit das grdsste Interesse. Gerade für solche Werke ist 
diese endliche Begrenzung des Schutzes im öffentlichen 
Interesse erforderlich, um die Verbreitung noch ausgiebiger, 
noch grosser zu machen, während es für den Staat und die 
Allgemeinheit wenig Werth hat, ob etwa schon früher eines 
natürlichen Todes gestorbene Werke zu lange, also über ihr 
eigentliches Verdienst, geschützt waren. 

Wenn aber das Bedürfniss d^ Allgemeinheit das allein 
leitende Prinzip wäre, wie eine zweite Theorie, als deren 
Vertreter ich Klostermann nenne, ausführt, so müssten grade 
die bedeutsarasteo, bahnbrechendsten und darum verdienst* 
liebsten Werke, die grössten und wichtigsten Erfmdungen, 
mögUchst schnell der Alleinausbeutung seitens ihrer Schöpfer 
entzogen werden. Soweit gehen nun die Vertheidiger dieser 
Anschauung nicht. 

Ks heisst daher, auf ein Prinzip hinsichtlich der Befristung 
der Urheberrechte überhaupt verachten, wenn Klostermann 
sowohl beim Urheberrecht als beim Patentrecht die zeit- 
liche Begrenztheit nicht aus der juristischen Beschaffenheit 
der Rechte, sondern aus dem konkurrirenden öffentlichen 
Interesse entnehmen will. Das öffentliche Interesse an der 
möglichst allgemeinen Verbreitung solcher litterarischer Werke, 
die auch 30 Jahre nnch dem Tode des Verfassers noch auf 
dem Büchermarkt „als litterarische Krscheinuntren" fortleben, 
überwiege den privatrechtlichen Anspruch der lirben des 
Verfassers auf privatrechtliche Nntzuns^. Das Recht des Er 
tinders bezeichnet er als Schöpfung des positiven Rechts; 
der Gesetzgeber sei befugt, einer solchen durch (^eistii^e Ar- 
beit hervorgebrachten Form das ausschliessliche Recht der 
Penutzunt»- beizulegen, wenn und soweit er dies mit der all- 
gemeinen Rechtsordnung verträglich und dem öffentlichen 
Interesse zuträglich findet ^^). Damit wäre dem Monopol, 

Das Urheberrecht un Schrift» vnd Kunstwerken etc., Photographien, 

Muste rn und Modelien S. 6. 

Das Recht de<^ Rrfuulers, Btisrh Archiv Bd. 35 (N. F. lo) S. 15. 
»8) Das Recht des Erfinders S. 18. 



32 



Dr. Richard Alexander -Kate 



dessen Dauer die Regienmgsgewalt je nach Lage des ein« 
zelnen Falles zu besdmmen hätte, das Wort geredet. Dem 
auch von Klostermann anerkannten Charakter des Rechtes 
als Arbeitsgenussrecht kann eine solche Folge nicht ent* 
sprechen. Gewiss wird und muss der Gesetzgeber das öffent- 
liche Intere^ berücksichtige, aber dasselbe kann das pri- 
vate Recht des Binzdnen weder an dch b^^ründen noch 
zerstören. Jene Deduktion kommt schliesslich auf den Kom- 
munismus hinaus. Das Prinzip der gerechten Vergeltung selbst 
aber fuhrt, wie gezeigt, schon zur zeitlichen Begrenzung des 
Rechtes und zwar in dem vom positiven Recht zu bestimmen- 
den verschiedenen Ausmass; es bedarf dazu nicht der Lehren 
des Kommunismus, angewandt auf die Früchte der besten 
Thaten der hervorragendsten Volksgenossen. i^*) 

Eine weitere Theorie ist diejenige, welche von der Auf- 
fassung des Urheberrechts als Individualrecht, als Schutz der 
Persönlichkeit ausgeht. Prinzipiell muss nach ihr mit der 
Person des Autors auch der Schutz seines Werkes er- 
löschen. In der That behauptet Lothar Seuffert in der 
Schrift „Das Autorrecht** i^), dass die Rechtsordnung dies 
im Prinzip fordere. „Und wenn man — sagt er — auch 
nrich dem Tode das Autorrecht als fortdauernd annimmt 
und auf die Rechtsnachfolger vererben lässt, so ist das 
lediglich eine Billigkeitsrücksicht, die der Erwägung ent- 
stammt, dass ohne geraume Schutzfrist nach dem Tode für 
den Autor selbst der Abschluss jedes Verlagsvertr.i^s, dessen 
Dauer c^anz unsicher wäre, äusserst erschwert und dadurch 
die vermögensrechthchc Ausbeutung seines Werkes sehr 
geschmälert sein würde 

Ks ist bemerkenswerth, dass diese .Anschauung sich ausser 
Verbindung setzt mit dem gesammten nachweisbaren posi- 
tiven Recht. Seuffert selbst bemerkt 20), dass ihm nur die 
Türkei als eia Land bekannt sei, welches die vSchutzfrist auf 
die Lebenszeit des Autors beschränkt. Mir ist auf der an- 
deren Seite kein Patentgesetz und kein Musterschutzgesetz 

Klostennanii stimmt b<d: Mittler, Beitr. x. Theorie d. Patentr. S. 4 f. 
»Das Aiitoirecht an litt. Erzeugnissen** in Virchow und v. HolUcen« 
dorffs Sammlung ^emeinyeistäDdlicher wissensch. Vorträge. Heft 186 S. 14. 
S. 27 Anm. 2. 
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bekannt, welches die Sdiutzdauer mit der Lebensdauer des 
Erfinders oder Musterbfldners in Bezidiung bringt. 

Auf dem Boden des Monopols bewegt sich dne weitere 
Theorie, deren Urheber Schaffte ist. Von der volkswirth- 
schaftfichen Anschauung ausgehend, welche neben den „Sach- 
gutem" und der „Lohnarbeit" als dritte Gfiterkat^^orie die 
„ausschliessenden Verhältnisse" erklärt, betrachtet Schäfrie« 
die nationalökonomische Theorie der ausschliessenden Absatz- 
verhältnisse (1867), die Urheberrechte einschliesslich des 
Patent-, Muster- und Photographie-Schutzrechtes lediglich als 
Rentenquellen; die Rente" bezeichnet er als das Extraein- 
kommen für besondere ökonomischeVerdienste um die bürgerl. 
Gesellschaft neben dem Arbeitslohn, welcher das normale 
Einkommen sein müsse. Die „ausschliessenden Absatzver» 
haltnisse" seien rechtlich erzwungene Monopolrenten, und 
seien, wie die freiwirkenden Rentenfunktioaen andrer Ver- 
hältnisse, z. B. des erworbenen Kundenkreises, transi torisch. 
„Lediglich die Priorität der Ausbeutung und das an die Ent- 
deckung sich anknüpfende Renomme sichern eine bevorzugte 
vorübergehende Ausbeutung, bis das Geheimniss offenbar 
oder verrathen wird und die Konkurrenten gleiche Qualität 
zu gleichem Preise, oder mit einer auf dem Markt auch das 
Renomme des ersten Erfinders niifwiegenden Preiserniedrigung 
auszubieten wissen, oder bis ein ii Dch bedeutenderer Fortschritt 
die bisherigen Neuerungen überholt." 

T^ie l^eendigimg dieses Vorsprungs sei um so wünschens- 
wert lier, jemelir das geistige Element in der neuen Pro- 
duktion vorwiege, also in Litteratur, Kunst, i">rhndungen. Dem 
Einwand, (^b es mit der Gerechtigkeit verträglich sei, dass 
die schöpferischen Thaten Einzelner, durch Ereigebung der 
Nachahmung und im Wesre der Konkurrenz, Gemeingut werde, 
begegnet er mit der Antwtjrt: dass die schöpferischen Gci t« r 
mit bevorzugten Geistesanlagen auch zu einem bevorzugten 
Dienst für die (lesellschaft berufen seien. .Vach seien es 
häutig m der Zeit liegende Ideen, welche von den Entdeckern 
gleichsam nur geholt werden. 

Ist aber das Autorrecht nichts als eine künstliche Renten- 
ermöglichung, so folgt aus dem allgemeinen transitorischen 
Charakter der Rente die Beschränkung der ausschliessenden 

3 
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Urheberrechte auf eine bestimmte Zeitdauer. Wo die Priorität 
der ersten Ausbeutung eine genügende Rente giebt, wurde 
von Autorschutz überhaupt nicht oder nur in beschränktem 
Maasse die Rede sein, wie dies bei Mustern, Zeitungsnach« 

richtern u. s. w. der Fall sei. 

Die juristische Basis der temporären Autorrechte sei 
Vermittelung der Gerechtigkeit gegen das Verdienst mit den 
Interessen der Gesellschaft, sei hiemach nicht ein willkür« 
licher äusserer Kompromiss entgegen gesetzter legislativer 
Prinzipien; sondern entspreche der innersten in der Regel frei 
wirkenden Bestimmung der Rentenfunktion.^*) 

So sieht SchäiTIe in dem gesetzUchen Autorschutz nur 
eine monopolistische Nachhlüfe von begrenzter Dauer, wo das 
von selbst wirkende Gesetz der freien Rentenprämie aus be- 
sonderen Gründen thatsächlich zu schwach wirke. Ohne 
zeitweiliges Alleinverkaufsrecht würde den Urhebern das 
Einkommen, welches sonst den Urhebern ökonomischer 
Verdienste, den Autoren im weiteren Sinne, durch Priorität 
der Ausbeutung von selbst zufällt, nicht zu 1 heil werden, 
Andere würden, ernten, \vn^ die publizistischen Autoren 
oder die bezahlenden Unternehmer (Verleger) gesäet haben. 
Die natürlichen Funktionen der socialökonomischen Ver- 
geltung" wirken in diesem -ingularen Falle zu schwach 
und bedürfen einer künstlichen Stärkung durch öllentliche 
Anordnung; ohne diese Stärkung würde die austheilende 
Gerechtigkeit verletzt sein, dem Verdienst würde sein Lohn, 
<lem Forischritt der Sporn und Antrieb zum Nachtheil des 
gesellschaftlichen Gesammtiebens fehlen. -2) Die Folgerung 
ist natürlich: „den Grundsatz des Autorschutzes nicht extensiv 
auszulegen". Von diesen Gesichtspunkten ausgehend gelangt 
Schäff le dazu, den Autoren einen mässigen Schutz, etwa von 
20 Jahren, zuzubilligen; den Patentschutz verwirft er. Den 
Unterschied begründet er mit der schon erwähnten grossen 
Leichtigkeit, im naturlichen Zustande der Konkurrenz dem 
Autor seinen Lohn zu entziehen durch den im Druckerei- 
gewerbe allzeit paraten rsaciKihmungsapparat, der den Vor- 
sprung der V^orhand auf ein zu kurzes Maass herabdrückt. 

a. a. O. S. 40 ff. 
a. a. O. S. loo. 



Digitized by Google 



üie zeitliche Begrenzung der Iminaterial- Güterrechte. 



35 



Der grundlegende Inthum dieser Theorie liegt in ihrem 
Ausgangspunkte, nämlich der Bestimmung der Entlohnung 
des geistigen Arbeiters und Erfinders nach den Grundsätzen 
des Arbeitslohns, der erhöht werden soU durch die besondere 
Qualität der geleisteten Dienste. Der Schriftsteller und Er- 
finder ist aber in der Regel nicht Lohnarbeiter, sondern 
Spezifikant, er arbeitet für sich, in seinem eigenen Nutzen. 
Soweit er ausnahmsweise Lohnarbeiter ist, also z. B« .yom 
Verlier bestellte Autorarbeit leistet, oder als Musterzeichner 
oder Musterbildner in einer kunstgewerblichen Anstalt 
arbeitet, erhält er den bedungenen Arbeitsk)hn voll vom 
Unternehmer, der seinerseits dafür den Vermögenswerth 
acquirirt, der aus der Bethätig^g des Urhebeis resultirt. Der 
Erzeuger eines Rechtsgutes und derjenige, welcher fttr sich 
solche Güter erzeugen lässt, hat aber nicht blos Anspruch 
auf Arbeitssold, sondern ihm gebührt der erzeugte Gegen- 
stand selbst, sein wirthschaftlicher Genusswerth. Den Preis 
zu bestimmen ist an sich sein Recht. Bei den Immaterial- 
gütern wird nun, wie gezeigt, der Preis gewissermassen 
ratenweise oder in Portionen eingehoben, indem im Preise 
eines jeden Exemplars ein entsinrechender Theii als Preis des 
mit diesem Exemplar dargebotenen Antheils an dem Ge- 
sammtgenusse bezahlt wird, den das Genussgut gewährt. Nur 
weil dieser Antheil die Bezahlung für eigentlich nicht dem 
Urherheber zukommende Bestandtheile mit umfasst, ist es 
gerecht, die Dauer dieser Nutzungsart zu begrenzen, weil 
das volle berechtigte Aecjuivalent in absehbarer Zett erlangt 
sein wird. Dieser Schutz muss so auskömmlich bemessen 
sein, dass eine Schädigung des Urhebers nicht wahrscheinlich 
ist. Dass bei der Ausmessung die Interessen der Gemein- 
schaft berücksichtiin werden müssen, ist schon betont. Endet 
thatsächlich die Einnahme aus dem Tniniaterialgute früher, in- 
dem die Zugkraft des Autorwerks oder Musters erlahmt, die 
Erfindung sich als nicht hinreichend brauchbar erweist oder 
von einer besseren verdrängt wird, dann ist eben das Im- 
materialgut mehr nicht werth gewesen, und sein Schopfer 
hat mindestens das erhalten, was er beanspruchen durfte. 
Nach Schaff le's Theorie müsste der Staat, der nur den ver- 
stärkten Arbeitslohn zahlen, den Ueberschuss aber der 
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AUgemeifiheit zaföhren will, ein Mittel ausfindig machea, um 
nufidestens den Normallohn des Autors für dessen Arbeit zu 
garantiren. 

Die Rententheorie ist unfruchtbar. Das Imniaterialgat 
ist ein Kapitalgrundstock, der das Vermdgen seines Schöpfers 
bereichert, gleichviel ob der Autor sein Werk gegen ein 
festes Honorar einem Verleger überlasst oder selbst ausnutzt, 
ob der Erfinder seine Erfindung durch Fabrikation oder 
Lizenzertheilungen verwerthet. Dies erklärt auch, dass ohne 
Verletzung der Billigkeit der hervorragende Gelehrte für ein 
muhevolles und bedeutsames Geisteswerk oft nur minimale 
Honorare bezieht, während gleichzeitig ein seichter Possen- 
dichter aus dem Aufführungsrechte seiner leicht: n W'aare 
Hunderttausende einstreicht. Der wirthschaftliche Werth des 
Immaterialgutes bestimmt sich ebenso wie der Werth jedes 
körperlichen Gutes, nach dem natürlichen wirthschaftlichen 
Geset:^e des Ausgleichs von Angebot und Nachfrage. 

Der Hinweis, dass die schöpferischen Geister mit bevor- 
zugten Geistesanlagen audi zu einem bevorzugten Dienste fiir 
die Menschheit berufen seien, führt dahin, ihnen den Anspruch 
auf Entliohnung ihrer Mühe, ihres Fleisses überhaupt abzu- 
sprechen. Und in der That verlangt Proudhon^^), die Pro- 
dukte, welche den Kategorien des Schönen, Gerechten und 
Wahren angehören, sollen unentgeltlich vertheilt werden. 
Er vergisst, wie man mit Recht entgegen hält, dass auch 
der Dichter 365 Tage im fahre seine Mahlzeiten einnehmen 
muss, wenn er leben will; jenes Verlangen ist somit der Apell 
des Satten an den Hungrigen, dass dieser doch nicht so un- 
anständig sein soll, in im er essen zu wollen! 

Ueber die Herechiigung des Patentschutzes, den Schäffle 
noch bekämpfte, sind die Akten jetzt geschlossen, darüber 
ist kein Wort mehr zu verlieren. Der Irrthum hinsichtlich 
der ausreichenden Möglichkeit der Erfinder durch die blosse 
Erstigkeit, den Prioritätsvorsprung, hinreichende Entlohnung 
zu finden, ist schon gekennzeichnet worden. Wer, wie Schreiber 
dieses, Gelegenheit hat, seit einem Menschenalter den ver- 
schiedensten Erfindern in die Werkstatt zu blicken, der weiss, 

^) Majorats litteraires 1863. 11 § 5. 
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wie viel unsägliche Arbeit und Muhe mit den getäuschten 
Hoffnungen selbst bei besseren Erfindungen oft zu Grabe ge- 
tragen wird, wie selbst den brauchbaren Erfindungen oft 
erst jahrelanges Ring^ einen mäs^gen pekuniären Erfolg zu 
bringen beginnt. Das Neue wird in der Technik meist skep* 
tisch und keineswegs enthusiastisch aufgenommen, erst der 
handgreiflichste Erfolg entscheidet über den Sieg. Dabei 
spreche ich nur von dem kleinen Prozentsatz wirklich guter 
Erfindungen und schweige von der Masse der in unfrucht- 
baren Projekten verlorenen Arbeit und Vermögenswerthe. 

Merkwürdigerweise beruht auch Kohlers Theorie der 
zeitlichen Begrenzung, zu deren kurzer Betrachtung ich nun 
übergehe, auf der Annahme der Verpflichtung unserer besten 
Geister, den \ ermögenswerth ihrer besten rke nach 
Ablauf einiger Zeit unentg^eltllch dem Volkswohl zu<^fem, 
weil die Allgemeinheit darauf, als auf ein Element seiner 
Bildung-, einen natürlichen Anspruch habe. Wie mit der Luft 
und dem iiiessenden Wasser, so führt er in seinem Patent- 
rechte-^) aus, so verhalte es sich mit den immateriellen Gütern, 
die, sobald sie einige Zeit im Verkehr waren, zum Gemeingut 
der leitenden Kreise, zum normalen Maasse der gewöhnlichen 
technischen Kenntnisse, und zur bereits verlassenen Grund- 
lage weiterer technischer Bestrebungen und Errungenschaften 
würden. Damit würden sie dem Herrschaftstrebiet des Ein- 
zelnen entzogen. Ks würde ihrer wirthschaftlichen Natur 
widersprechen, sie zu der Zeit noch der Herrschaft ihres 
Schöpfers zu unterwerfen, wo sich die Schöpfuno; all<rcmein 
eingebürgert habe, zu einem allbewussten Klemr nr der Technik 
geworden sei. Ein der Gerechtigkeit entspret h; ndrs mittleres 
Maass festzusetzen, sei dann Sache des positiven Rechtes. Mier- 
mit glaubt Kohler die zeitliche ]>i i^renzung aus dem innern 
Wesen des Immaterialrechts be^rLuu K t zu haben. 

Richtig ist nun, dass die Gegenstände des Urheber- und 
Patentrechts desto allgemeiner sich verbreiten, je bedeutender 
sie bind; von der güterrechtlichen Seite betrachtet, sind sie 
aber umgekehrt desto bedeutender, weil desto werthvoller 
für ihren Erzeuger und die Gesammtheit, je grösser ihre 
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Verbreitung ist. Die Verbreitung im Sinne des Eindringens 
in die allgemeine Kemitniss ist ihre normale Funktion. Wenn 
aber dem Schöpfer nach dem gerade von Kohler besonders be- 
tonten natürlichen Rechte für jeden Fall des Mitgenusses, 
den er einem Mitmenschen gewährt, ein Aequivalent in Geldes- 
werth gebührt und die Summe dieser Aequivalente den Werth 
des Rechtsgutes im Verkehrssinne ausmacht, der dem Schöpfer 
zusteht, so ist nicht abzusehen, wie aus diesjem — natürlich 
entgeltlich aber nicht unentgeltlich — vom Schöpfer des 
Gutes seinen Mitmenschen dargebotenen Mitgenusse folgen 
soll, dass das Entgelt eines schönen Tages plötzlich aufza* 
hören hat und die folgenden Geniesser den Mitgenuss um- 
sonst erhalten! Gewiss soll der Erzeuger der Erfindungen 
und der Autor- und Kunstwerke der Menschheit dienen — 
aber nur im geistigen und industriellen Sinne; diese Funktion 
übt das Werk auch aus, wenn drr Erfmder oder Autor am 
Nutzeffekt seinen Antheil hat. Ein pekuniärer Gewinn soll 
der gerechte Erfolg für den Erfinder selbst bleiben, soweit 
er ihn ziehen kann. In Wahrheit besagt diese Theorie nur 
dasselbe, wie Schäffle's Hinweis auf die nnq-ebUche Pflicht 
hervorragender Geister, der Menschheit bedeutf n ie Dienste 
auch im pekuniären Sinne unentgeltlich zu lei ti ii, den 
ich soeben widerlegt habe. Mit der , .Tendenz in den Ueinein- 
verkehr überzugehen, zur res communis omnium zu werden", 
die Kohler noch einmal widerholt,-'') wird keineswegs erklärt, 
dass der pekuniäre Werth, das ,, immaterielle Gut" im juristi- 
schen vSinne res communis omnium wird; diese Bemerkung 
kann nur ein Bild, ein Gleichniss — keine juristische Er- 
klärung — dafür sein, wie immer bedc^utenclere Mengen von 
Menschen den Mitgenuss von dem erschaffenen Gute erwerben, 
und sich denselben dann weiter für andere Zwecke zu Nutze 
machen. 

In seinem Autorrechte^) führt Kohler die gleichen (re- 
danken noch einmal aus, nur mit andern Bildern, Die Imma- 
teritilgüter gingen entweder unter oder dringen in das Fleisch 
und Blut der betheiligten Kreise ein, würden zu lilementen 
des allgemeinen Kulturlebens, sollen Gemeingut Aller werden, 

*») V^]. KohJer, a. a. ü. S. 191. 

S. 46 ff. 
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sich wie Strome im Ozean des allgemeinen Kulturlebens ver- 
einigen, das ihre Bestimmung. Diesem Zwecke müsse 
auch das Recht folgen; eine Appropriation an den Einzelnen 
sei nur gerechtfertigt, so lange das Rechtsgfut noch die Zwecke 
des Einzelnen erfüllen kann. „Unsere Klassiker sind das be- 
leben Ic Element unserer heutigen Gedankenwelt geworden, 
ein Element, das ganz unser Eigen gehört, sodass es nicht 
mehr in der Dispoäticm «nes Privaten stehen dürfe.'* 

Aus der Bildersprache in die Rechtssprache übertragen 
heisst das doch nur, sobald ein allgemeines Bedürfoiss, 
die Werke anzuschaffen, eintritt, sdU der Autor nichts mehr 
für seine immaterielle Sache zu verlangen haben. Und dies 
folgt aus dem üebergang in die Gedankenwelt der Allge- 
meinheit an sich keineswegs. Die Geisteswerke gehen durch 
dies richtig dargestellte Eindringen in das allgemeine Kultur- 
leben als gut definirbare Gegenstände keineswegs unter. Wir 
wissen heute noch was für eine Sache Ovids Metamorphosen, 
Tacitus Geschichte, Luthers Bibelübersetzung ist. Diese 
Werke gehen im Ozean des allgemeinen Kulturlehens nicht 
unter, obschon sie es bereichern, und wenn ich die Werke 
heute lese, so habe ich den gleichen Genuss, die gleiche An- 
regung, üb nun ein berechtigter Urheber oder Verleger allein 
den Gewinn beim Verkaufe hat oder deren Mehrere. 

Noch schneller, sagt K( hier wf-iter, schreite der Üeber- 
gang in die Gemeinkultur bei I .! iindungen. Sie seien, wenn 
wirklich fruchtbar, zugleich derAnstoss m neuen und immer 
neuen Erfindungen, der Ausgangspunkt neuer Kreise von 
Kultureinrichtungen; sie greifen ferner schneller und tiefer in 
alle Lebensverhältnisse ein als die geistigen Erzeugnisse. 
Daher wäre ein ewiges Autorrecht zwar misslich, aber kein 
Ding der Unmöglichkeit, ein ewiges Patentrecht aber rein 
unmöglich. 

Letzteres gebe ich unbedingt zu, nur folgt es nicht ge- 
rade aus der geschilderten Erscheinung, Das Patent detinirt 
in seinem Ansprüche, wenn es anders richtig abgefasst ist, 
eindeutig — oder sollte doch eindeutig deliniren — was dem 
Individuuni als Immaterialgut zustellt, wofür dasselbe ein 
Entgelt für Gestattung der Mitbenutznng zu fordern hat. Es 
ist nicht einzusehen wie das Verdienst und der Erstattungs- 
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ansprach sich mindern soll in dem Maasse, wie die Erfindung 
von der Industrie zum Ausgang neuer Erfindungen gemacht 
oder sonst bekannter wird. 

Das Richtige von der Lehre ist, dass die Allgemeinheit, 
je wichtiger die Erfindung, je bedeutsamer das Autor werk, 
ein desto grosseres pekuniäres Interesse hat, dass das durch 
das Werk selbst erzeugte Bedürfniss seiner immer stärkeren 
Beanspruchung, seines in immer weiteren Kreisen erfolgenden 
Mi^enusses billig und darum reichlich befriedigt werden 
kann, und dass dieses Interesse vielfach rascher und wesent- 
lich dringlicher auftritt bei Erfindungen. Es ist dies ein so- 
zialpolitischer Umstand, dem bei der Abmessung der Schutz- 
rechte vom Gesetzgeber I-iechnung getragen werden muss. 
Aber sowenig der Erzeut^er eine- Lebensmittels oder wich- 
tigen Verbrauchsgegenstandes rechtlich verpflichtet sein kann, 
dasselbe den Massen umsonst zu liefern, weil diese es brauchen, 
sowenig ist die Freigabe der immateriellen Güter rechtlich 
im Prinzip aus dem durch sie selbst er^eugten Bedürfnisse 
ihres Genusses zu begründen. Ein Beispiel; Bisher ist mit 
der Kienfackel beleuchtet worden. Plötzlich werden reiche 
Petroleuniquellen erbohrt, die das Petroleum so billig machen, 
dass der Lichtkonsum mächtig wächst und aus der Thatsache 
des Konsums allmählich ein früher unbekanntes Lichtbedürf- 
niss erwächst. Trotzdem wird Niemand dem Besitzer der 
Quellen zumuthcn, nach bestimmter Zeil das Petroleum um- 
sonst zu liefern oder die Quellen an den Staat abzutreten 
ohne gegen Entschädigung expropriirt zu. werden. 

Wenn Kohler-') hierzu noch behauptet, das öffentliche 
Interesse sei für die Xciiur des Rechtsguts und dLmit für den 
Charakter des Rechtes mitbestimmend, su kann dies doch 
nur de lege lata, also hinsichtlich eines positiven Rechts- 
gebildes, zugegeben werden. Seine Deduktion müssie tliat- 
sächlich dahin führen, für das Gebiet des Musterschutzes, 
sowohl des Gebrauchs- als des Geschmacksmusterschutzes, 
und der Photographien eine wesentlich längere Schutzfrist 
für gerecht zu halten, als für bahnbrechende gelehrte Werke, 
weil letztere zweifellos rasch zum Kulturgemeingut werden, 
crstere aber mit ihrem unbeträchtUchen leicht ersetzbaren 

*') a. a. O. S. 53. 
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Inhalt noth wendiges Gememgut der Menschen meist über* 
haupt nicht sind. 

In der That findet sich diese Deduktion, der doch gewiss 
auch Kohler Bedenken tragen wird zuzusdnunen, in dem a- 
tirten Buche von Fhilippon'^)« der die Ewigkeit des Muster- 
und Modellrechts verthetdigt, wdl ^cette perpetuite, 
depuis pres de deux siedes, qa*elle existe, n'a fait oaitre 
aucune reclamation serieuse'*, und unmittelbar darauf die 
Ewigkeit des litterarischen und artistischen Urheberrechts 
und des Patentrechts mit folgenden Kohler'schen Gründen- 
bekämpft: 

„Declarer pcrpetud le droit de l'artiste ou de Tin- 
venteur, c'eüt ete permettre aux heritiers de Pascal, de 
supprimer ies „Provinciales" et a ceux de Darwin d'ane- 
andr TOrigine des especes, qu*en outre, c'eüt ete confier bien 
souvent ä des hommes incapables l'exploitation d'une in- 
vention, destinee a rendre ä Thumanite des Services inap« 
preciables etc.'- 

In Wirklichkeit würden diese Bedenken, soweit sie be- 
gründet sind, doch nur höchstens für die Gestattung des 
Nachdrucks, falls nach bestimmter Zeit die Berechtigten keine 
neue Auflagt! veranstalten, und im Patentrecht für die Kin- 
fülirung der auch sonst mit guten Gründen zu fordernden 
Zwangslizenz sprechen, also für eine zutreffende Ordnung des 
Immaterialrechts, aber noch nicht für dessen Vernichtung. 

Seine gleichen Ansichten vertheidigt KMljkr auch im 
Handbuch des Deutschen Patentrechts S. 55 ohne dem wahren 
Verhältniss des Anthells des Erfinders an dem Immaterial- 
gute, das er geschaffen, als Grundlage der zeitlichen Be- 
schränkung gerecht zu werden. 

Zum Schlüsse sind noch zwei eigenartige Theorien zu 
erwähnen, die sich ausschliesslich auf das Patentrecht be- 
ziehen. 

Die eine wird von Richard Wirth2ä) in folgender Weise 
aufgestellt. Die Erfindung würde im gewöhnlichen 
Laufe der Dinge jedenfalls gemacht worden sein, wenn nicht 

2*) a. a. O. S. 118 f. 

2^) Zeits( hr. für p:cwerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht. Jahr- 
gang 95 S. 311 ft u. 379 ti. 
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voo diesem Erfinder, dann jedenfalls nadi einiger Zeit von 
einem Andern. Der Erfinder könne darum nicht auf dau» 
ernde Anerkennimg seines Rechtes an der Erfindung An- 
spruch haben, sondern nur auf den zeitlichen Vorsprung, den 
er mit seiner Erfindung gewonnen habe. Auch könne eine 
und dieselbe Erfindung von mehreren gemacht werden. Die 
thatsächliche Betrachtung Wirths ist richtig, wenn sie auch 
in dieser Allgemeinheit unbeweisbar ist. Beispiele lassen 
sich in Fülle anführen. Ich erinnere an das Verfahren der 
Melasse -Entzuckerung mittels Strontianit, welches in der 
Aktien-Zucker-Raffinerie zu Dessau jahrelang unter Fabrik- 
geheimniss ausgeübt war, demnächst aber von Scheibler 
selbständig erfunden und patentirt wurde; an die Sulfit- 
cellulose- Bereitung von Mitscherlich, die sich dann in einem 
älteren vergessenen Patent ganz genau beschrieben fand, an 
das Verfahren der Mercerisirung der Baumwolle in ge- 
strecktem Zustande, auf welches Thomas & Prcvnst in • 
Deutschland ein Patent erwarben, das auf Cirund des engli- 
schen Patents von Lowe wieder vernichtet werden musste, '^") 
an <Iie Doppelerfindung des Telephons durch Bell und Kdison, 
nachdem das Telephon von Phih'pp Reiss in Frankfurt in 
Verj^cssenheit gerathen war. Für dii- Fälle der zeitlich sich 
lolgenden mehrfachen Erfmdung desselben Gegenstandes hat 
ja das Deutsche Patentgesetz seinen § 5, um die Rechte der 
mehreren Erfinder gegen einander abzugrenzen.^') 

Es hat unbestreitbar etwas bestechendes, wenn man dem 
Erfinder, der vielleicht oder wahrscheinlich nur zuerst das 
Gut geschaffen hat, welches aber der Menschheit auch ohne 
ihn nicht dauernd entzogen geblieben wäre, nur einen vor- 
übergehenden Genuss dieses Gutes einzuräumen, etwa auf die , 
Zeit, die man schätzungsweise seiner Priorität gleichsetzen kann. 
Allein, wenn auch die genannten und wohl noch viele 
andere Fälle die Annahme Wirths bestätigen, so ist sie d nnit 
als' ein gültiges Gesetz für das Fiiinderwesen noch lange 
nicht bestätigt. Insbesondere ist der Satz, dass die Noth 
(das Bedürfniss) die Mutter der Erfindungen sei, durchaus 

Vgl. Gardener, Die Mercerisation der Baumwolle (1808) S. i5ff. 
") Vgl. .Alexander-Katz, Die Kollision des Patentrechts mit dem älteren 
Gewerbebetriebe, im Patentblatt 1879 No. 29. 
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nicht in dieser Allgemeinheit richtig. Man braucht sidi nur 
an das dringende Bedürfhiss nach Papier zu erinnern, das 
Jahrtausende alt ist, und durch die Jahrhunderte die unzu* 
reichendsten Stoffe zu Tage forderte, bis das Lumpenpapier 
erfunden wurde. Und die Jahrhunderte auseinander lieg^enden 
doppelten Erfindungen kennen wir im Schiesspulver, dem 
Porzellan, dem Regenschirm, die, dem Abendlande unbekannt, 
längst in Oiina erfunden und verbreitet waren. Einen zu- 
treffenden Grund zur Abkürzung des Erfinderrechts auf die 
Spanne von etwa 15 Jahren kann man daher aus dem von 
Wirth Bemerkten nicht entnehmen. Aber es kann nicht ge- 
leugnet werden, dass diese Betrachtung immerhin geeignet 
ist, unser Gerechtigkeitsgeföhl bei der zeitlichen Begrenzung 
des Erfinderrechts überhaupt in Etwas zu beruhigen. Zu- 
treffender scheint mir immerhin die Betrachtung, dass gerade 
beim Erfinden dem Schatz des Wissens und Könnens weit 
mehr geschuldet wird, von dem G^ndnfreien viel mehr un- 
trennbar verbunden mit dem Neuen benutzt wird, als bei 
den Gegenständen des litterarischen und artistischen Ur- 
heberrechts. 

Und nun 5;chliessUch komme ich zu der Theorie, welche 
in der Enstehungsgeschichte unseres eigenen Patentgesetzes 
eine gewisse Rolle spielt, und auch in def- Rechtsprechung 
des Reichsgerichts sich wiederspiegelt: Der Vertragstheorie. 
Der Erfinder schliesse mit dem Staate einen Vertrag, wonach 
er sich verpflichte, seine Erfindung offen darzulegen, wogegen 
ihm der Staat für eine gewisse Zeit die ausschliessliche 
Ausnutzung durch ein Patent ^-arantiore, nach welcher Zeit 
Jeder die Ertindunn- benutzen küniie. So der Kommissions- 
bericht zum ersten deutschen Patentgesetz''-). Diese Theorie 
beruht [renau so, wie das oln n erwähnte von Pütter be- 
hauptete pactum adjectum tacitum lu im Verkaufe eines Buchs, 
dass es nämlich nicht nachgedruckt werden dürfe, auf einer 
blossen Fiktion, und erscheint nicht vereinbar mit dem er- 
kannten natürlichen Rechte des Erfinders auf das Resultat 
seiner Arbeit. Die Ertheilung des Patentes rauss erfolgen, 
wenn nur eine wirkliche h>findung vorhanden ist und die 
Vorschriften für deren Anmeldung erfolgt sind, weil der Er- 

3*j No. 8 der Drucksachen des d. Reicbstages 1877 S. 4. 
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finder einen Rechtsanspruch auf die Erlheilung des Patentes 
Grund und Zweck der genauen Beschreibung der Er- 
findung ist das Bedüifniss der eindeutigen Definition des Er- 

findungsofeirenstandes, und die Veröffentlichung ist erforder- 
lich, damit das Recht des Erfinders von Dritten überhaupt 
erkannt werden kann. Allerdings soll die Eriindung nach 

der Beendigung der P'rist Gemeinjrut werden, aber eben 
weil das Immntrn'alnur dem Erfinder nicht ganz gehören 
kann, da er nur Speziiikant ist. Dass der Gesetzgeber den 
kititiitt dieser Thatsache beabsichtigt hat und Fürsorge im 
öfientlichen Interesse getroffen hat, dass er erfolgt, ergiebt 
sich von sellist. 

Die 1 heurie des tictlven Vertrages zwischen Staat und 
Erfinder findet sich ausführlich reproduzirt in der lintsch. d. 
R.G. I Sen. vom 3, Jan. 1900**), in welcher folgendes aus- 
geführt wird: 

„Man kann dahin gestelh sein lassen, ob die Zurück- 
führung auf einen Vertrag richtig gewählt ist. Der Ge- 
sichtspunkt ist durchaus richtig, dass die Gesetzgeber mit 
der Institution des Patentes, wie sie von ihr gestaltet ist, 
die Interessen und Rechte des Erfinders und Anmeklers mit 
denen der Gesammtheit in Einklang gebracht hat und hat 
bringen woUenl Der Patentträger soll eine Zeit lang aus- 
schliessh'ch nutzen, nach dem Erlöschen des Patents soll 
aber die Erlindung tür die allgemeine Henui/uag frei werden. 
So wird schon die Patentertheilung ia Beziehung gesetzt 
zu der demnächst eintretenden P^reigabe. 

Nach der rechtlichen Ueberzeugung der modernen 
Kulturvölker beruht das Erfindungspatent auf dem recht- 
lichen Gedanken, das demjenigen, welcher eine bis dahin 
noch nicht offenbarte gewerbliche Erfindung bei der zu- 
« ständigen Behörde anmeldet als Preis für seine Offen- 
barung das zeitlich beschränkte ausscbHeSsliche Benutzungs- 
recht innerhalb des Reichsgebiets, für welches die Anmel- 
dung erfolgt ist, gebührt, wogegen die Erfindung nach dem 
Erlöschen des dem Anmelder auf sein Gesuch ertheilten 
Patents der Allgememheit zur freien Benutzung anheim fällt.** 

33j Vgl. Seligsohn, Pateiiigesetz S. <> Anm. 2. 

**) Blatt fDr Patent- etc. Wesen 1900 No. 3 S. 15a 
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Es ist indess durchaus zu bestrdtoi, dass die recht- 
liche Ueberzeugung der modernen Kulturvolks auf dieser 
Annahme beruht. Der festgehaltene Ausdruck vom „Industrie 
eilen Eigenthum" an der Erfindung in Frankreich, England, 
Amerika und anderwärts spricht deutlich dagegen. Zu dem 
setzt sich diese Theorie wie die Wirth*sche ausser Verbin- 
dung. mit dem sonstigen Immaterialgfüterrechte, für dessen 
zeitliche Begrenzung sie die Erklärung schuldig bleibt. 
Immerhin ist die Thatsache richtig, dass der Gedanke der 
zeitlichen Begrenzung als ein untennbares Correlat der Pa- 
tentertheilung selbst bei allen Fätentgesetzgebungen zu Tage 
tritt. 

Ueberblicken wir die verschiedenen Theorien, so sdien 
wir, dass wohl keine geeignet ist, die zeitliche Begrenzung 
der Gruppen von Rechten, die wir betrachtet haben, befrie- 
digend zu begründen; aber jede von ihnen giebt gute Gründe 
für die Bemessung der zeitlichen Grenzen, und so scheinen 
sie mir imter der Voraussetzung, dass das Prinzip der Be- 
schränkung des Vollrechts an dem nur spezifizirten Rechtsgut 
richtig, diese Theorie mit den Bedürfnissen des täglichen 
Lebens in Einklang zu bringen. Die Kritik der einzelnen 
Fristbestimmungen in unserem positiven Rechte und in den 
sonstigen Gesetzgebungen, die dazu noch heranzuziehen wären, 
wurde über die Grenzen hinausgehen, welche sich die gegen- 
wärtige Erörterung gesteckt hat. 
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Die ausschliessliche Zuständigkeit 
des Eherichters für den Unterhalts- und 

Erziehungsstreit während des Eheprozesses 

(§ 6*7 CRO.). 



I. Der inatcriellrechtliche Inhalt des § 627 C.P.O. 

W ährend des Ehescheidungsprozesses hatte eine 
Ehefrau eine selbständige Klage gegen den Ehemann er- 
hoben, wonach er ihr bis zur Wiederaufnahme bezw. bis zur 
rechtskräftigen Trennung Unterhaltsgelder zahlen sollte. Zu- 
gleich nahm sie für die bei ihr befindlichen Ehekinder Unter- 
haltungsgelder bis zur rechtskrafdgen Scheidung in Anspruch. 

Die Unterhaltsklage gelangte zufalliger Weise nicht vor 
dieselbe Civilkammer des Landgerichts Berlin I, welche im 
Eheschddungsprozess entschieden hatte, und die Scheidungs- 
klage war schon beim Kammergericht anhängig, als die 
Unterhaltsklage in erster Instanz verhandelt wurde. 

Im Unter} . iltsstreit erhob der Beklagte, mit Rücksicht 
auf den schwebenden Scheidungsprozess, zwei prozf-^ -bindernde 
Einreden, die derUnzuständijrkeit und die der Rechtshängigkeit. 
Nach seiner Meinung war die selbständige Alimentenklage 
unzulässig, die Ehefrau vielmehr gezwungen, die von ihr 
erhobenen Ansprüche ausschliesslich vor dem Sc hei - 
duogs rieht er zu erörtern und zwar ebenso ausschliesslich 
durch Nachsuchung einer einstweiligen Verfügung 
(§ 627 C.P.O.) 

Sowohl das Landgericht wie das Kammergericht haben 
die prozes5;hindernden Einreden verworfen. 

D.'is Kanimeri^erieht erklärt es freilich für unzvveck- 
mässi^. dass ein Richter über die Scheidung;-, ein 
anderer über den Unterhalt für die Zeit des vSchei- 
d un frsprozesses befinden soll. Ks vermisst indess die 
positive Vorschritt, durch welche der ordentliche Rechtsweg 
während des Scheidungsprozesses ver^n^t Avird. Es sieht in 
627 C.P.O. nur die Statuirung einer ko n k ur r i r i- nd en 
Zuständigkeit des Scheidungsrichters und betont dabei, das^i 
sowohl im § 62? C.P.O. wie im ^ 16 Nu. 3 des Einlührungs- 
gesetzes zur C.P.O. nicht von der Pflicht zum Erlass der 
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einstweiligen Verfügung, nicht von einem richterlichen 
Müssen, sondern von einem richterlichen Können ge- 
sprochen wird. Neben diesen etwas abstrakten Erwägungen 
hebt das Berufungsgericht als praktischen Gesichtspunkt 
hervor, dass die Ehefrau unter Umständen überhaupt ge- 
zwungen sein kann, auf die schleunige Prozessart 
der einstweiligen Verfügung zu verzichten, wenn 
sie nämlich den Anforderungen der Glaubhaft- 
machung nicht gerecht werden kann, weil Zeugen 
sich weigern, ihr eidesstattliche Versicherungen 
zu geben oder mit ihr freiwillig vor Gericht zu 
erscheinen. 

(Unheil des XII. Civilsenats vom 5. Mai 1900 in Sachen 
R. •!• R.) 

Das Kammergericht geht also davon aus, dass der 
ordentliche Rechtsweg für die klagende Ehefrau vielfach die 
leichtere Prozessart wäre, weil sie hier die gesetzlichen 
Gründe für eine sdbständige Wirthschaft im Wege gewöhn- 
lieber Beweisführung danhun könne. 

In den Ausführunoren des Kammergerichts ist indess sowohl 
der materiellrechtliche Inhalt des § 627 C.P.O. wie dessen 
prozessrechtliche Bedeutung anscheinend missverstanden. 

Zum Erlass der einstweiligen Verfügung brauchen 
die gesetzlichen Gründe für das Getrenntleben nicht 
einmal vorzuliegen, noch viel weniger müssen sie 
bescheinigt sein! 

Das Gesetz berücksichtigt, (I.is<^ alle Eheprozesse 
an sich schon das Zusammräleben der Prozessparteien er- 
schweren. 

In völlig freier Würdigung aller Verhältnisse, wie sie 
der Xichtigkeits-, Anfcchtunos- oder Scheidung^sprozcss dar- 
stellt, soll der Hherichter erwäi^en, ob ein Zusammenleben 
der Ehegatten während des Rechtsstreits thunlich ist oder nicht. 

Das Gesetz kennt als Absonderungstrründe nur die 
Klu scheidu ng^s er r üncle. Daneben kann die Wiederver- 
einigung schon getrennt lebender l'^hcnratten verweigert 
werden, wenn sie missbräuchlich gefordert wird. 

Im Nichttof keits- und im A nfechtu n q;sprüzess, 
von denen doch § 627 ausdrücklich handelt, kommen die 
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Ehescheidungsgründe von vornherein nicht in Betracht. Wie 
der Eherichter in diesen Fällen auf Grund des Gesetzes 
dam kommen sollte, die Trennung bisher zusammenlebender 
Gatten anzuordnen, ist unerfindlich. 

Aber auch im Ehescheidungsprozess würde die 
einstweilige Verfügung ganz regelmässig versagt werden 
müssen, wenn nur die gesetzlichen Absonderungsgründe des 
§ 1353 B.G.B, in Betracht kämen. 

Ehebruch, Misshandlung mit allen Thatbestandsmomenten 
des § 1568 B.G.B. oder Geisteskrankheit im Umfang von 
$ 1569 B.G.B, sind regelmassig nur im Wege eines lang- 
wierigen Prozesses darzuthun. Zu Beginn des Scheidimgs- 
Prozesses solche Thatbestande ausreichend und glaubwürdig 
zu bescheinigen, ist fast unmöglich. Auf ungenügende Be- 
scheinigungen und halbe Thatbestämle aber würde sich die 
Gerichtspraxis verständiger Weise nicht einlassen, am wenigsten 
von dem Standpunkte aus, dass das interimistische Ge- 
trenntleben einen gesetzlichen Absonderungsgrund 
voraussetzt. Denn von diesem Standpunkt angesehen, würde 
die einstweilige Verfugung der Hauptfrage des Schei- 
dungsprozesses, dem Scheidungsgrunde, bedenklich 
präjudiziren. 

Im Interimistikum des Scheidungsprozesses hat es sich 
von Alters her um die vorläufige Trennung von Ehegatten 
gehandelt, deren Zusammenleben während des Rechts- 
streits physische und psychische Gefahren mit sich 
bringen würde. 

Thaten der Rohheit und des Jähzorns auf der einen 
Seite, Schwäche und Kränklichkeit auf der andern Seite 
sind natürliche Gründe für die Aufhebung der Gemeinschaft 
während des Prozesses, wenn sie auch für sich allein 
nicht ausreichen, die Ehe aufzulösen. 

Diese und ähnliche Umstände sind dem Eherichter «rlaub- 
haft zu machen, während sie vor dem ordendiclien Richter 
wegen ihrer gesetzlichen Unerheblichkeit nichts nutzen konnten. 

Die völlig freie, an eine bestimmte gesetzliche Regelung 
nicht gebundene Jurisdiction des Eherichters erhellt indes 
noch deutlicher beim Streit über die Erziehung der Ehekinder. 

Ohne Rücksicht auf das gesetzliche Reciu des 

4* 
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Vaters, seine Kinder zu enieheiif ihren Aufenthalt zu be- 
stimmen und sie von Jedermann herauszuvo'langen (§$ 1631, 
1632 B.G.B.), soll der Eherichter geeigneten Falls der 
Mutter die Bestimmung des Aufenthalts und die Erziehung 
der Kinder übertragen, ihr also ein Recht gewähren, dass 
sie sonst weder im Rechtswege noch vom Vormundschafts- 
richter erwirken könnte. 

Wenn § 627 an dem materiellen Rechte nichts ändern, 
sondern für die Dauer des Eheprozesses nur eine neue Zu- 
ständigkeit des Eherichters begründen würde — wie sollte 
dieser Richter jemals dazu kommen, durch einstweilige Ver- 
fügung die Ehekinder ihrem Vater abzusprechen? 

Um den aussergewöhnlichen Fall der Verwahrlosung des 
Kindes in dem in § 1666 B.G.B. vorausg-csetzten Maa?;se handelt 
es sich bei den eherichterlirhen Anordnungen so gut wie 
niemals. Der vStreit um die Kinder wird im Ehe]:)rozesse 
fast ausschliesslich von solchen Parteien geführt, in deren 
Familienleben und Kindererziehung der Vormundschafts- 
richter gar nicht einzugreifen hätte. Nicht die öffontlich- 
rechtlichen Koni|)t ccnzen des Vormundschaftsricliters w^ollte 
§627 auf den Eherichter übertragen, sondern das gesetzliche 
Dispositionsrecht des Vaters sollte in geeigneten Fällen ein- 
geschränkt tmd in die Hand des Richters gegeben werden. 

Die ganze eherichterliche Zuständigkeit würde bezü glich 
der Kinder offenbar unpraktisch bleiben, wenn auch der 
Eherichter an das geschriebene Recht von der elterlichen 
Gewalt in stehender Ehe gebunclen bliebe. 

Auf der andern Seite steht diese ausserordentliche 
Machtbefugniss gegeiuiljer dem Vater ganz offenbar nur dem 
Eherichter, nicht dem sonst angerufenen Pruzessrichtcr zu. 

Danach ergiebt sich : 

Die eherichterliche Anordnung, wcIcIk' die Tri :ini:ng 
der Gatten gestattet, ist Recht schaffender Natur, ebenso 
die Anordnung bezüglich des Kinderbesitzes und der Kinder- 
erziehung. In diesen Vorfragen des Alimenten- 
urtheils ist der Eherichter frei; seine Anordnung steht 
dem Gesetze gleich. In der Regelung der Unterhalts- 
fragen selber aljer — also bei Festsetzung der Folgen 
seiner Anordnung — bindet ihn das Gesetz. Die Alimente 
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der vom Ehemann vorläufig getrennten Frau und der bei 
ihr verbldbenden Kinder kann auch er nur auf Grund des 
positiven Eherechts, Ehegüterrechts und IGnderrechts fest- 
setzen, gerade wie sonst der ordentliche Richter. Das verstdt 
sich zunächst von selbst und folgt zum Ueberflusse noch 
daraus, dass § 1361 B.G.B. im § 627 ausdrücklich angezogen 
ist. Ebenso aber wie § 1361 B.G.B. hat der Eherichter 
natürlich auch die §§ 1606, 1389, 1427 und andere Unter- 
haltsvorschriften des B.G.B. poddv zur Anwendung zu bringen. 

II. Die prozessrechtlichen Gründe für die aus- 
schliessliche Zuständigkeit. 

Ueberzeug^ man sich davon, dass § 637 dem Eherichter 
aussergewöhnliche Befugnisse überträgt, so spricht 
schon dies für die Ausschliesslichkeit seiner Kompetenz. 

Lässt man daneben den ordentlichen Rechtsweg zu, so sind 
damit nicht einfach zwei Gerichtsstände gegeben, sondern die 
in Betracht kommenden materiellen und prozessrechtUchen 
Grundsätze wären so verschieden, dass in zahlreichen Fällen 
ganz verschiedene Ergebnisse vorauszusehen sind. Der eine 
Richter wäre an die bestimmte gesetzliche Vorschrift ge- 
bunden, der andere würde nach freiem Ermessen und zwar 
auf Grund ganz anderer Thatbestände entscheiden. Der 
Eherichter würde in den besonderen Formen des Eheprozesses, 
der ordentliche Richter nach der reinen Verhandlungsmaxime 
verfahren. Der Eherichter, das Billigkeitsgericht, wäre ganz 
offensichtlich der natürliche Schutz der Ehefrau; der Ehe- 
mann würde so zeitig als möglich den ordentlichen Richter 
und das positive Recht in Anspruch nehmen. Für eine in 
dieser Weise konkurrirende Justiz fehlt es im deutschen 
Frozess an jeder Analotrie. 

Setzt man sich aber über diese Bedenken hinweg, und 
lässt man es zu, dass der ordentliche Richter sich ebenfalls 
derjenigen Fragen bemächtigt, die 627 dem Ehenchter 
zuweist, so bringt man damit den Scheidungsprozess 
selbst, also den weitaus häufigsten Ehestreit, in heil- 
lose Verwirrung. 

Das Ziel des ScheidLinQ^jHO/^esses ist die Feststellung 
oder Verneinung des bcheidungsgrundes. Diese Fest- 
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Stellung erfolgt auf Grund einer besonderen, dem Partei- 
belieben stark entzogenen richterlichen Untersuchung, der 
alle Momente für die Aufrechterhaltung der Ehe von Amts- 
wegen ermittelt werden sollen. 

Eben der Scheidung-sgrund ist aber doch das regel- 
mässige Thema desjeniL^en Prozesses, in welchem die Ehe- 
leute vor dem ordentlichen Richter über Getrenntleben und 
Unterhalt streiten würden (s^ 1353 B.GB.). 

Ueber diese Hauptfrage des Scheidungsprozesses gleich- 
zeitig an einer zweiten Stelle und in den Formen des reinen 
Parteienprozesses verhandeln und entscheiden zu lassen — 
das müsste doch geradezu als gesetzgeberischer Unverstand 
bezeichnet werden. Dabei ist nicht der mindeste praktische 
Grund für eine konkurrirende Justiz erkennbar, sobald der 
Eherichter die Sache und das Aktenmaterial in Hand(Mi hat. 
Mit diesem Material ist er am ehesten in der Lage, die 
nöthigen einstweiligen Verfügungen 7.11 erlassen f$ 627, 
Abs. 2). Er allein kann ferner alle im 627 in Aussicht 
genommenen einstweiligen Verfügungen uirkÜch erlassen, 
und er kann es aui das Ansuchen beider Streittheile. 
Kncilich ist er am besten im Stande, je nach der Gestaltung 
des I lauptprozesses, die von ihm getroffene Anordnung wieder 
aufzuheben 627 Abs. 4, 939 C.P.O.). 

Die Mitwirkung des ordentlichen Richters würde dagegen 
vielfach und mit grösstem Erfolge von derjenigen Partei veran- 
lasst werden, die bei der Prozessv^erschleppung interessirt ist. 

Macht man sich erst den vollen materiellrechtlichen untl 
prozessrechtlichen Inhalt des § 627 C.P.O. klar, so bestätigt 
dieser Gesammtinhalt lediglich das, was man von vornherein 
und ohne Reflexion in der ganzen Vorschrift findet: den 
Willen des Gesetzgeber s, alle Fragen der Ehelösung 
thunlichst bei dem einmal angerufenen Eherichter 
zu koozentrir cn. rj)erjenige Richter, der in besonders 
garantirten Formen und mit der grössten praktischen Trag- 
weite idcr Lösung der Ehe) diese Fragen entscheidet, soll 
darin durch eine anderweite Justiz nicht gestört werden. 

Alle diese Fragen gehören naturgemäss vor den aus- 
schliesslichen Gerichtsstand des Eherichters. (§ 606 
Abs. 1 C.P.O.). — 
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Gegen die konkurrirende Justiz des ordentlichen Richters 
und für die ausschliessliche Zuständigkeit des Eherichters 
spricht schliesslich noch der Umstand, dass thatsächlich 
Entscheidungen beider Richter ergehen, und dass beim 
Konflikt zwischen ihnen eine auf Grund von 627 C.P.O. er- 
gangene Anordnung noth wendig vorgeht. 

Es sind dabei folgende Fälle zu unterscheiden: 

1) Es liegen zur Zeit des Eheprozesses schcm ältere 
Entscheidungen vor, beispielsweise ein Urtheil über das Ge- 
trenntleben der Ehegatten. Ist das Getrenntleben durch den 
ordentlichen Richter gebilligt, so bindet diese Entscheidung 
naturgemäss den Ehcrichter; denn er ist zwar ausserordent- 
licher Wdse ermächtigt, die Trennung zu gestatten, nicht 
aber eine schon gestattete Trennung zu widerrufen. 

Ist aber der Anspruch auf Getrenntleben vom . 
ordentlichen Richter versagt, so hindert dies den 
Eherichter nicht, seinerseits die Trennung zu ge- 
statten. 

So wenig ihn die gesetzliche Regelung bindet, so wenig 
steht ihm ein älterer Richterspruch hier entgegen. 

Ganz frei ist der Eherichter vor allem in den die Kinder 
betreffenden Anordnungen. Denn da Funktionen der elter- 
liehen Gewalt, eben des Eheprozesses wegen, vom Gewalt- 
haber auf den Eherichter übergehen, diese Funktionen aber 
ein freies und nach Bedarf wechselndes Disponiren über die 
Kinder bedeuten, ist auch hier eine Bindung durch älteren 
Richterspruch ausgeschlossen. 

2) Während des l^he j)rozesses kommt im ordent- 
lichen Rechtswege das Gctrcnntleben und die Unterhalts- 
fragc zur Entscheidung, ohne dass der Einwand der Unzu- 
ständigkeit überhaupt erhoben wird. Nehmen wir den 
normalen Fall an, dass der ordentliche Richter der Ehefrau 
das Getrenntleben und den Unterhaltsansprudi auf Grund 
des Gesetzes generell versagen muss. Gleichzeitig und ganz 
unabhängig davon erlässt der Eherichter eine einstweilige Ver- 
fugung, wonach der Ehefrau für die Zeit des Scheidungs- 
prozesses beides gewährt wird. 

Niemand wird bezweifeln, dass diese Anordnung wirksam 
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und vollstreckbar bleibt, trotz der rechtskräftigen Entscheidung 

des ordentlichen Richters. 

Getrenntleben und Unterhalt lassen sich eben nicht end- 
giltig für alle Zeiten ordnen ; sie unterliegen bei veränderten 

Verhältnissen an sich schon wechselnden Richtersprüchen. 
Wenn tür solche Rechtsmatericn bei hc-sondercn Verhältnissen 
wie dem Eheprozess ein besonderes Forum «^eireben wird, 
das für eine beschränkte Zeit Fürsorge u treffen hat, 
wenn ferner an dieser Stelle mit besonderen Machtbefugnissen 
und in besonderen l-'ormen Recht gesprochen wird, so geht 
die hier ergehende Anordnung für die sp ezi eile Zeit des 
Eheprtjzesses der allgemeinen Entscheidung des ordent- 
lichen Richters vor. 

Muss man das unter i und 2 dargestellte zugeben, so 
wäre es verfehlt, nach Einleitung des Eheprozesses 
ein Verfahren vor dem ordentlichen Richter überhaupt noch 
zuzulassen. Sein Spruch würde für absehbare Zeit gegen- 
über der eherichterlichen Anordnung keine Geltung haben, 
sein \'erfahren könnte nur den Zweck haben, das eherichter- 
liche Verfahren zu stören und durch abweichende Entschei- 
dungen blosszustellen. 

III. Die Folgen der ausschliesslichen Zuständigkeit. 

Eine selbständige Unterhaltsklage der Ehefrau, welche 
während des I^hel ösungsprozesses aniiängig wird, ist 
danach abzuweisen. 

Der formale Grund hierfür ist die ausschhessliche Zu- 
ständigkeit des Eherichters. 

\'erfehlt ist es, wenn in dem zu Eingang erörterten 
Rechtsfall die prozesshindernde Einrede der Rechtshängigkeit 
erhoben wird. Mit Recht betont das Kammergericht dem' 
gegenüber, dass mit dem Scheidungsprozesse der an sich 
selbständige Unterhaltsanspruch nicht rechtshängig wird. 

Auch als Fall der Unzulassigkeit des Rechtswegs kann 
man es nicht konstruiren, wenn für einen Civilansjprucfa zwar 
der ordentliche Rechtsweg zeitweis abgeschnitten wird, 
immerhin aber die Entscheidung eines nach der Frozessordnung 
verfahrenden Civilgerichts gegeben ist. 

Ist aber die ausschliessliche Zuständigkeit des Eherichters 
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der EntscbetduQgsgrund für die Abweisung, so muss diese 
Abweisung auch ohne erhobene Einrede von Amtswegen und 
zwar in allen Instanzen erfolgen (§§ 40 Abs. 2, 606 Abs. i, 
528 Abs. I Satz 2, 566 C.P.O.). 

Ist die Abweisung schon bei der generell erhobenen 
Unterhaltsklage der Ehefrau geboten, so gilt dies um so 
mehr in dem Falle, an den unsere ganze Betrachtung anknüpft. ' 

In dem vom Kammergeridlt entschiedenen Rechtsstreite 
hatte die Ehefrau im Wege eines selbständigen Prozesses 
vor dem ordentlichen Richter für die Dauer des Schei- 
dungsprozesses — also mit Bezugnahme auf den Ehe- 
prozess — für sich und ihre Kinder Unterhalt gefordert. 
Die ausserordentliche Refugntss des Eherichters, wahrend des 
Scheidungsprozesses die Kinder der Mutter zuzusprechen und 
auf deren Antrag den Vater zur Rentenzahlung anzuhalten, 
ers hf-int hier umgestaltet zu einem selbständigen, vom Ehe- 
richter ganz unabhängigen Privatrecht der Mutter, das sie 
nach ihrer Wahl auch vor einem andern Richter im gewöhn- 
lichen Rechtswege verfolgen darf. Diese drti ganzen Sinn des 
§ 627 umkehrende Auslegung ist aber enie natürliche Konse- 
quenz, wenn man die konkurrirende Justiz überhaupt zulässt. — 

Anders ist zu entscheiden, falls die Unterhaltsklage der 
Ehefrau schon zu der Zeit anhängig ist, in welcher der Prozess 
auf Ehelösung eingeleitet wird, oder wenn selbständige Ali- 
mentenklagen der Ehekinder neigen dem Eheprozess schweben. 

Die Prozesse der Kinder werdeu durch den Eheprozess 
nicht betroffen, unbeschadet der lu-fugniss des Richters, ihre 
Verhandlung bis zur Entscheidung des Eherichters auszu- 
setzen, sobald dieser wegen Unterhaltsgewährung angerufen 
ist (§ 148 C.P.O.). 

Auf anhängige iVozesse der Ehegatten über Unterhalt 
und Getrenntleben hat die Einleitung der Elie])rozesse da- 
gegen l.intluss, indess nur insofern, als sie ausgesetzt 
werden müssen und zwar auch von Amtswegen, sobald die 
Einleitung des Eheprozesses bekannt wird. Es folgt dies 
aus der ausschliesslichen Kompetenz des Eherichters. 

Dagegen würde man zu weit gehen, wollte man« um des 
Eheprozesses willen, eine früher erhobene generelle Unter* 
. haltsklage der Ehefrau abweisen. 



Digitized by Google 



^8 Wilhelm Benedict. 

Einmal ist die Abweisung wegen einer erst im Laufe 
des Verfahrens eintretenden Unzuständigkeit unserm Ver- 
fahren sonst fremd. Sodann kann es nicht der Willkür des 
Unterhaltsbeklagten überlassen bleiben, durch Einleitung des 

Eheprozesses die l'nterhaltsklage zur Abweisung zu bringen. 

Auf der andern Seite ist es kein Nachtheil für den Unter- 
haltskläger, wenn er, vom ordentlichen Prozess abgedrängt, 
nunmehr den Kherichter wegen Erlass einer einstweiligen 
Verfügung angehen muss und angelien darf. In den weitaus 
meisten Fällen wird er hier viel schneller als im ordent- 
lichen Rechtswege ejue ihm günstige vollstreckbare Ent- 
scheidung erlangen. — 

Die verschiedene Behandlung einer vor und einer nach 
dem Eheprozess anhängig gewordenen Unterhaltsklage macht 
es übrigens nöthig, den hier massgebenden Zeitpunkt der 
Einleitung des Kheprozesscs genau zu bestimmen. 

Nach § 627 Abs. 2 wird die eiustu eilige \ crfügunt;- zu- 
lässig, sobald Klai*-p odt r Widerklage erhoben ist; in diesem 
nicht zweifelhatten Aiomcnt wird auch die ordentliche Kla*^e 
unzulässig. Nur im Scheidungsprozesse wird die interimistische 
Anordnung schon mit der Anberaumung des Sühnetermins 
möglich. Dieser Zeitpunkt ist indess für den Scheidungs- 
beklagten nicht erkennbar. Seine Unterhaltsklage wird 
deshalb zulässig bleiben müssen, bis ihm die Ladung zum 
Sühnetermin zugestellt ist. — 

Eine selbständige Klage, mit welcher ein Ehegatte 
während des Scheidungs-, Nichtigkeits- oder Anfechtungs- 
jHü/esses sein Recht auf Getrenntleben zur Geltung bringen 
wollte, wäre naturgemäss ebenso zu behandeln, wie die 
selbständige Unterhaltsklage. 
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m bereits im vorigen Sommer der Entwurf eines 
Gesetzes »betrefifend das Urheberrecht an Werken der 
Literatur und der Tonkunst**» wie er vom Reichsjustizamt 
den Bundesregierungen zur Beurtheihing zugestellt worden 
war, veröffentlicht worden ist, um auch die Kritik der 
weitesten Volkskreise far die wichtige gesetzgeberische Auf- 
gabe zu verwerthen, ist jetzt, am 14. Juli, in gleich dankens^ 
werther Weise, auch der Entwurf emes Gesetzes „über das 
Veriagsrecht** bekannt gegeben worden. Beide Gesetz- 
entwürfe greifen zum Schutze des sog. geistigen Eigenthums 
vielfach ineinander; sie stützen und ergänzen sich gegen- 
seitig. Ihre Verabschiedung wird in Deutschland einen 
wesentlichen Fortschritt auf einem Rechtsgebiete d.irstellen, 
das besondere Beachtung und sorgfältige wie feinsinnige 
Pflege beansprucht, und das, soweit das Verlagsrecht in 
Betracht kommt, bisher im deutschen Reiche eine einheitliche 
Ordnung noch nicht gefunden hat. Die Gesetzentwurfe sind 
unter thunlichster Berücksichtigung einerseits der modernen 
Rechtsentwicklung, andererseits der praktischen Bedürfnisse 
unseres geistigen Lebens mit vorzüglicher Gesetzgebungs- 
technik aufgestellt worden. Eingehende Berathungen mit 
Sachverständigen, wohl vorbereitet und zielbewusst geleitet, 
haben die Anschauungen und \\''ünsche der Vertreter der 
wissenschaftlichen, der tttchnischen, der schöngeistigen und 
der Unterhaltungsliteratur, der musikalischen Schöpfungen 
und der Konzertunternehinungen, des Ruch- und .Musikalien- 
verlags, sowie des Zeltiuigswesens auf einer mittleren Linie 
der Verständigung vereinigt. I^esondere Sorgfalt ist dalxM 
niclit nur der vermögensrechtlichen Verwcrthung der geisti- 
gen Arbeit im Allgemeinen, sondern auch der Sicherung des 
persönlichen Interesses des Verfassers an seinem Werke, 
sowie dem Schutze des wirthschaltiich und geschäftlich 
Schwächeren zugewendet worden. Die allgemeioen Regeln 



62 



Justisnith Dr. Franz Fischer. 



sind sowohl für das Urheberrecht wie für das Verlagsrecht 
vorangestellt worden, während die Abweichungen für die 
verschiedenartigen Gebiete geistiger Thätigkeit als Aus- 
nahmen hervorgehoben worden sind. Vorangeschickt wird, 
dass der Urheber eines Schriftwerkes dessen Verfasser ist, 
dass er ausschliesslich befugt ist, das Werk zu vervieUaltigen, 
zu bearbeiten, zu übersetzen und jrewerbsmässig zu ver- 
breiten, und dass die rechtswidrige VervielfältigUDg eines 
Werkes Nachdruck ist. Durch den Verlagsvertrag wird 
einerseits der Verfasser verpflichtet, dem Verleger das Werk 
zur \'ervielfiUtigung und Verbreitung für eigene Rechnung 
zu überlassen und anderenieits der Verleger verpflichtet, das 
Werk zu vervielfältigen. 

Wir beschränken uns hier darauf, nur diejenigen Vor- 
schläge der beiden Gesetzentwürfe einer näheren Betrach- 
tunrr zu unterziehen, welche sich vorwiegend oder ausschliess- 
lieh auf das Zeitungswesen beziehen. ^ 

(Gelte mies Recht). Der vSchutz des geistigen Kij^en- 
thums ist im bisherigen Reichsrecht für Zeitungen recht un- 

1) Welche grosse Bedeutung das Zettungsweseo in Deutschland ge- 
wonnen hat, beweist folgende Zusammenstellung, die wir Albert Ffister*« 

^Das deutsche Vaterland im 19. Jahrbunderf S 665 f. entnehmen; dabei 
darf nicht ausser Acht sjelassrn werden, dass die grösseren und älteren 
politischen Zeitungen die Höhe ihrer Autlage überhaupt nicht anzugeben 
pflege». Nach Ffister giebt es im deutschen Reiche 3405 eigentliche 
Zeitungen mit mehr oder weniger hervortretenden politischen Inhalt. Von 
diesen erscheinen iiix-r 1200 täglich, und zwar von diesen wiederum 9t in 
zwei oder mehr täi^licht ii Ausi^abcn; uher tausend Zeituncj-en erscheinen 
dreimal wöchentlich. Alle Zeituiii;cn srusammen erzeu|^pn eine 
tägliche Gesammtauilage von rund 12 Miiliunea Stück. Auf 
vier bis fOnf Personen, also ungefilhr einer Familie, kommt ein Exemplar. 
An Zeitungsabonnement werden in gans Deutschland gegen 63 Millionen 
Mark ausgegeben, also etwas mehr als eine Mark auf den Kopf der Be- 
völkerung. Ihrer Parteirichtung nach sind 321 Zeitungen konservativ, 318 
vertreten die Interessen des Zentrums, 300 sind nationalliberal, 356 halten 
sich weiter links zum Freisinn und zur Volkspartei, 54 sind sozialdemo- 
kratisch und 900 beseichnen sich als parteilos. Der Rest entfilit auf Ants- 
bläiter, Kreiszeitungen und solche, deren Parteistellung sich nicht ermitteln 
Uisst. Von der Gr-sammtzahl der in Deutschland erst heinenden Zeitungen 
rrden 3337 /u ihren i.cscrn in deutscher Sprache, 30 in iiohiischer, i() in 
dänischer und eine kleine Anzahl in französischer und litauischer Sprache. 



Digitized by Google 



Neuregelung iles Nachdrucks- u. Verlagsrechts im Zeiiungswesen. 



vollkommen gewesen; der hervorragendste und erheblichste 
Inhalt der Zeitungen ist noch heute Freigut, kann von jedem 
Dritten sofort nach dem Erscheinen der Zeitung ohne Quellen- 
angabe, ohne Vergütungspflicht und gewerbsmässig ausge- 
beutet werden; nur für einzdne Theile ist ein Uiiieberschutx 
eingeräumt. Ausschlaggebend ist in dieser Hinsicht § 7 
Abs. b des Rdchsgesetzes vom 11. Juni 1870; nach ihm ist 
als Nachdruck nicht anzusehen: »Der Abdruck einzelner Ar- 
tikel aus Zeitschriften und anderen öffentlichen Bläuern mit 
Ausnahme von novellistischen Erzeugnissen und wissensdiaft- 
lichen Ausarbeitungen, sowie von sonstigen grosseren Mit- 
theilungen, sofern an der Spitze der letzteren der Abdruck 
untersagt ist.** Diese Untersagung kann auch bei grösseren 
Mittheilungen politischen Inhalts, bei politischen Leitartikeln 
erfolgen Als wissenschaftliche, ohne Weiteres geschützte 
Ausarbeitungen gelten alle solche Aufsätze, in denen die 
Absicht des Verfassers zu Tage tritt, einen Stoff wissen- 
schaftlich zu behandeln; einen „wissenschaftlichen Werth" 
braucht aber der Aufsatz nicht zu haben. Das Gesetz 
schützt grundsatzlich nicht die in einer Schrift niedergelegten 
Gedanken, sondern die Formgebung, selbst wenn sie nur 
fremde Gedanken umfasst. (Scheele, Urheberrecht S. 5; 
Birkmeyer, Reform des Urheberrechts S. 21.) 

Die Hemer Uebereinkunft vom 9. September 1886 hat 
im Art. 7 ausbedungen: „Artikel, welche in einem Verbands- 
lande in Zeitungen oder periodischen Zeitschriften veröffent- 
licht sind, können im Oriq"inal oder in Ucbersetzungf in den 
übrigen W-rbandsländern abgedruckt werden, falls nicht die 
Urheber oder Herausgeber den Abdruck ausdrücklich unter- 
sagt halic^n. Hei Zeitschriften genügt es, wenn das \'erbot 
allgemein an der S])itze einer jeden Nummer der Zeitschrift 
ausi;^es])rochen ist. Dies Verbot soll jedoch bei Artikeln 
])olitischen Inhalts oder bei dem Abdruck von Tagesneuig- 
keiten und „vermischti-n Nachrichten" keine Anwendung 
finden." Darüber hinaus verlangt Art. 8 des deutsch- 
schweizerischen Literatur-Vertrags vom 13. Mai 1869 die 
Quellenangabe; fraglich ist, ob diese Bestimmung der Berner 
Uebereinkunft zuwiderläuft und nach Art. i s derselben hin- 

%.' 

fällig ist, oder nicht vielmehr weitergehender Urheberschutz 
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gewährt und also in Kraft geblieben ist. (Daude, Urheber- 
recht S. 149 ) Quellenangabe verlangen ferner bei Abdruck 
aus Zeitungen die Gesetze Belgiens, Spaniens, Italiens, der 
Schweiz und Monacos. Der internationalen Urheberrechts- 
Konferenz in Paris 1896 war von der französischen Regie- 
rung in Gemeinschaft mit dem internationalen Bureau in 
Bern der Vorschlag unterbreitet worden, den Artikel 7 der 
Bemer Uebereinkunft durch folgenden Wortlaut zu ersetzen: 
„Les articles litteraires, scientiiiques ou critiques, feuilletons 
ou rooians, et en general tous les ecrits plublies dans les 
joumaux ou receuils periodiques, a Texception des articles 
de discussion poUtique, des nouvelles du jour ou des faits 
divei^, ne pourrons etre reproduits ou tradouits sans 
l'autorisation des auteurs und de leurs ayants cause/' Die 
Konferenz, welche vom 15. April bis 4. Mai 1896 in Paris 
tagte, hat aber nicht diesen Wortlaut, sondern die von der 
deutschen Dele<T:it!nn iremachten Vorschläoe angenommen 
und dem Zusatzabkommen vom 4, Mai unter \V einverleibt. 
Danach hat jetzt Art. 7 der Herner Uel)ereinkiintt folgende 
Fassung erhalten: ,,1 euilleton- Roni LUf* , einschliesslich der 
Novellen, w^'lche in einem Verband ! ut ie in Zeitungen oder 
periodischen Zeitschriften veröii entlieht sind, können in den 
übrigen ändern olme Ermächtigung^ der Urheber oder ihrer 
Rechtsnachfolger weder im Original noch in Uebersetzung 
abgedruckt werden, Dasselbe gilt für die übrigen Artikeln 
von Zeitungen oder periodischen Zeitschriften, wenn die Ur- 
heber oder Herausgeber in der Zeitung oder Zeitschrift, 
worin sie die Artikel bringen, ausdrückhch erklären, dass 
sie den Abdruck verbieten. Bei Zeitschriften genügt es, 
wenn das Verbot allgemein an der Spitze einer jeden Nunmier 
ausgesprochen ist. Fehlt das Verbot, so ist der Abdruck 
unter der Bedingung gestattet, dass die Quelle angegeben 
wird. Das Verbot findet jedoch bei Artikeln jiolitischen 
Inhalts, bei Tagesneuigkeiten und Vermischten Nachrichten 
keine Anwendung." Nach der diesem Zusat/:abkommen bei 
Vorlage an den deutschen Reichstag beigefügten erläutern- 
den Denkschrift des Reichskanzlers (Reichtagsdrucksache 
Nr. 640 von 1897) ging man in Paris von der Auffassung 
aus, dass die Quellenangabe sich nicht blos auf die Angabe 
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dts Namens der Zeitiug oder penodischen Zeitschrift, in 
welcher der betreffende Artikel erschienen ist» sondern, falls 
der Artikel gezeichnet war, auch auf die Benennung des 
Urhebers xa erstrecken habe. Ebenso wird in dieser Denk- 
schrift hervorgehoben, dass die Artikel politisdien Inhalts, 
Tagesneoigkeiten und Vermischte Nachrichten nicht nur gegen 
ein ausdrucklich au^sprochenes Verbot des Urhebers, sondern 
auch ohne Angabe der Quelle abgedruckt werden dürfen. 



(Neue Vorschläge.) Der neue Gesetzentwurf über das 
Urheberrecht hat sich nidit blos damit begnügt, dieser inter- 
nationalen Rechtsentwickelung zu folgdo, er ist noch darüber 
hinausgegangen; er hält an dem Grundsatz fest, dass der 
wesentlichste und betrachtUchstelnhalt der politischen Zeitungen 
Fre^t bleibt; er gestattet allerdings, über das Pariser Ab- 
kommen hinaus, auch alle politischen Artikel mit dem Verbot 
des Nachdrucks zu versehen, ein Recht, von dem in der 
politischen Presse bisher kaum jemals Gebrauch gemacht 
worden ist und das auch schwerlich in Zukunft in nennens- 
werthem Umfange ausgeübt werden wird. Dagegen fuhrt 
der Gesetzentwurf für alle Entnahmoi aus Zeitungen, auch 
der thatsachlichen Mittheilungen, die zu den Tagesneuigkeiten 
oder vermischten Nachrichten gehören, die unbedingte Pflicht 
der deudichen Quellenangabe ein, ein w^entlicher Fortschritt, 
der im Interesse der Verfasser dieser Mittheilungen, der 
Zeitungen und des zeitungslesenden Publikums mit lebhafter 
Zustimmung zu begrüssen ist. Schon der norddeutsche Bundes- 
rath hatte diesen Fortschritt verwirklichen wollen; leider 
wurde ein dahingehender Vorschlag damals vom schlecht be- 
rathenen Reichstag aus verfehlten (iründen abgelehnt; heute 
kämpft die ganze anständige Zeituog^welt einmüthig für die 
Hrreichung dieses Fortschrittes. 

Wie iin Einzelnen das L^rheberrecht und das Veriaq'srecht 
im Zeitungswesen neu geregelt werden sollen, das ergii In sich 
aus der nachfolgend«-!! Zusammenstellung. Im Gesetzent- 
wurf über das Urhebe r recht an Werken der Literatur 
und der Tonkunst heisst es: 

§ 4. Besteht ein Werk aus den getrennten Beiträgen 
Mehrerer (Sammelwerk), so wird für das Werk als Ganzes 

5 
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der H«aus^ber als Ur Ii eher angesehen. Ist ein soldier 
nicht genannt, so gilt der Verleger als Herausgeber. 

§ 5. Die Verfügung über einen Beitrag« der in eine 
Zeitung, in eine Zeitschrift oder in ein sonstiges Sammel- 
werk aufgenommen wird, bleibt, soweit nicht aus den 
Umständen ein Anderes zu entnehmen ist, dem Verfasser 
vorbehalten. • 

§ 16. Als Nachdruck ist nicht anzusehen .... 3. die 
Wiedorirabe öffentlicher Verhandlungen alier Art in Zeitungen 
und Zeitschriften. 

^ 17. Als Nachdruck ist nicht anzusehen, w enn ohne 
wesentliche Aenderung des Inhalts i, aus Zeitungen oder aus 
Zeitschriften thatsächliche Mittheihantjen abgedruckt werden, 
die 7X1 den Tat^esneuigkeiten oder vermischten Nachrichten 
i^eh(')ren; 2. aus Zeituncfc*n einzelne Artikel abi^edruckt werden, 
die nicht mit dem Verbote des Nachdrucks oder einem allge- 
meinen Vorbehalte der Rechte versehen sind. Wer nach 
Massgabe dieser Vorschriften den Abdruck bewirkt, hat die 
Ouelle deuth'ch anzugeben. Der Abdruck von Ausarbeitungen 
wissenschaftlichen, technischen oder unterhaltenden Inhalts ist 
in jedem Falle unzulässig. 

§ 44 Abs. 2. Das Gleiche (Schacfensersatzj)ilicht und 
1500 M. Geldstrafe) gilt, wenn Jemand vorsätzlich solche 
Privatbriefe. Tagebücher oder persönliclie Aufzeichnungen 
anderer Art, an denen ein <reschütztes Urheberrecht nicht 
besteht lukI die noch nicht erlaubter Weise veröftentlicht 
worden .sind, wörtlich oder dem Inlialte nach unbefugt öffent- 
lich mittheilt. Unbefugt ist eine Mittheilung, die ohne Ein- 
willigung des Verfassers und des Eigenthümers der Schrift 
erfolgt. Nach dem Tode des Verfassers hat an seiner Stelle» 
soweit er nicht besondere Bestimmung getroffen hat, der 
überlebende Ehegatte über die Einwilligimg zu befinden. Die 
Vorschriften der Abs. t, 2 finden keine Anwendung, soweit 
die Mittheilung zur Widerlegung einer öffentlich aufgesteUten 
Behauptung oder zur Wahrnehmung berechtigter Interessen 
erfolgt, oder wenn seit dem Tode des Verfassers der Schrift 
zehn Jahre abgelaufen sind.. 

§ 46. Wer der Vorschrift der §§ 17, 24 zuwider unter* 
lässt, die benutzte Quelle anzugeben« wird mit Geldstrafe bis 
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ZU 500 M. bestraft. Eioe Umwandlung der Geldstrafe io 
Freiheitsstrafe findet nicht statt. 

$ 47. Die Strafverfolgung in den Fällen der §§ 40, 44 
bis 46 tritt nur auf Antrag ein. Die Zurficknahme des An- 
trags ist zulässig. 

Aus dem Verlagsrechtsentwurf kommen für das 
Zeitungswesen vorwiegend folgende Bestimmungen in Betracht: 

% 45. Werden für eine Zeitung, eine Zeitschrift oder ein 
sonstiges periodisches Sammelwerk Beiträge zur VeröfFent- 
lichung angenommen, so finden die Vorschriften dieses Ge- 
setzes Anwendung, soweit sich nicht aus den §§ 46 bis 50 ein 
Anderes ergicbt. 

§ 46. Sofern nicht aus den Umständen zu entnehmen 
ist, dass der Verleger das ausschliessliche Recht zur Ver- 
vielfaltigong und Verbreitung erhalten soll, verbleibt dem 
Verfasser die anderweitige Verfügung über den Beitrag. 

Heber Beiträge, für welche der Verleger das ausschliess- 
liche Recht zur Vervielfältigung und Verbreitung erhalten 
hat. darf der Verfasser anderweit verfügen, wenn seit dem 
AblauU: des Kalenderjahres, in welchem sie erschienen sind, 
ein Jahr verstrichen ist. 

^ 47. Der Verleger ist in der Zahl der von dem Bei- 
trage herzustellenden Abzüge nicht beschränkt. 

§ 48. Soll der Beitrag ohne den Namen des Verfassers 
erscheinen, sr> ist der Verleger befugt, an der Fassung solche 
Aenderungen vorzunehmen, welche bei Sammelwerken der- 
selben Art üblich sind. 

§ 49. Wird der Beitrag nicht innerhalb 2 Jahre nach 
der Ablieferung an den Verleger veröffentlicht, so kann der 
Verfasser das Vertragsverhältniss kündigen. Mit der Kündigung 
endigt das Vertraosverhältniss; der Anspruch des Verfassers 
auf die Vergütung bleibt unberührt. 

Ein Anspruch auf Vervielfältigung und Verbreitung des 
Beitrags oder auf Schadensersatz wegen Nichterfüllung steht 
dem Verfasser nur zu, wenn ihm der Zeitj^junkt, in welchem 
der Beitrag erscheinen soll, von dem Verleger bezeichnet 
worden ist. 

§ 50. Erscheint der I^eitrag in einer Zeitung, so kann 
der Verfasser Freiexemplare nicht verlangen. 

S* 
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Der Verleger ist nicht verpflichtet, dem Verfasser Ab- 
zuge zum Buchhändlerpreise zu uberlassen. 

$ 10 Abs. 2. Soweit der Schutz des Verlagsrechts es 
erfordert, kann der Veileger gegen den Verfasser sowie 
g^;en Dritte die Befugnisse ausüben, die zum Schutze des 
Urheberrechts durch das Gesetz vorgesehen sind. 

% II. Der Verfasser ist verpflichtet, dem Verleger das 
Werk in einem für die Vervidfaltigung geeigneten Zustand 
abeuliefem. 

$ 12 Abs. St. Soll das Werk erst nach dem Abschlüsse des 
Verlagsvotrages hergestellt werden, so richtet sich die Frist 
der Ablieferung nach dem Zwecke des Vertrages und, soweit 
sidi hieraus nichts ergiebt, nach dem Zdtraum, innerhalb 
dessen der Verfasser das Werk bei einer seinen Verhältnissen 
entsprechenden Arbeitsleistung herstellen kann. Einer Ueber- 
scbreitung der Frist, die durch eine anderweitige Thätigkeit 
des Verfasscars erforderlich wird, kann der Verleger nur 
widersprechen, wenn er die Thätigkeit bei dem Abschlüsse 
des Vertrages weder kannte noch kennen musste. 

§ 24. Der Verleger ist verpflichtet, dem Verfasser die 
vereinbarte Vergütung zu zahlen. Eine \'^ergutung gilt als 
stillschweigend vereinbart, wenn die Ueberlassung des Werkes 
den Umständen nach und gegen eine Vergütung zu erwarten 
ist Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, so ist eine 
angemessene Vergütung in Geld als vereinbart anzusehen. 

§ 25. Eine Vergütung, deren Höhe unbestimmt ist oder 
von dem Umfange der Vervielfältigung, insbesondere von 
der Zahl der Druckbogen, abhängt, wird fallig, sobald das 
Werk erschienen ist. Im Uebrigen ist die Vergütung bei der 
Ablieferung des Werkes zu entrichten. 

Dieser Uebersicht ül)er den Wortlaut der für das Xach- 
drucks- und Verlao;srecht im Zeitungswesen einschläfrigen 
wichtigsten Bestimmungen der beiden Gesetzentwürfe seien 
die nachfolgenden Erläuterungen hinzugefügt, wobei jedoch 
ein kritisches Hingehen auf den Wortlanr der einzelnen Vor- 
schriften als hier zu weitführend vermieden werden soll. 

(Anonymität.) Zunächst kommen die §ij 4, 5 des Ur- 
heberrechtsentwurfs in Zusammenhang mit den §§ 45, 40 und 
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48 des Verk^isrechtsentwurfs in Betracht. Sie bilden wesent- 
liche Schutzvorschriften für die Bewahrung der der Presse 
unentbehrlichen Anonymität. Wurde das Urheberrecht bei 
geschützten, ohne Namen erschienenen Zeitungsaufsatzen nur 
seitens des Urhebers ausgeübt werden können, so musste 
der Verfasser allemal zur Ausübung dieses Schutzes aus 
seiner Anonymität hervortreten. Statt seiner kann auf Grund 
des § 4 der Herausgeber oder Verleger des Sammelwerks 
— und dass jede Zeitung ein Sammelwerk im Sinne des Ge- 
setzes ist, bestätigt ausdrücklich § 5 — dies Urheberrecht 
selbständig ausüben. Dies selbständige Urheberrecht aber 
ist für die Regel nur innerhalb des Rahmens des Sammel- 
werks, der Zeitung gegeben. Denn, ^vie die amtliche Be- 
gründung zutreffend hervorhebt, giebt derjenige, welcher 
einen von ihm verfassten Beitrag einer Zeitung zum Abdruck 
überlässt, damit noch nidit zu erkennen, dass er sich in An- 
sehung scaner Rechte aus dem Beitrag irgend welcher Be- 
schränkungen unterwerfen wolle. Eine abweichende Willens- 
meinung des Verfassers wird namentlich dann vermuthet 
werden dürfen, wenn er, sei es auch erst nachträglich, eine 
A'ergütiin^ für den Beitrag entgegennimmt, deren Höhe auf 
die Absicht des Erwerbes des Urheberrechts schliessen lässt, 
oder wenn er den Beitrag einer Zeitung einreicht, bei der 
ein für alle Male entsprechende Bedingungen festgesetzt sind. 
Die Purist, während welcher in einem solchen Falle sich der 
Verfasser der V'erfü^rung- über den Beitrag zu enthalten hat, 
ist abweichend von dem bestehenden Rerhte, das nach § 10 
des ( icsetzes vom 11. Juni 1870 zwei ) ihr» vorsah, sachent- 
sprechend auf ein fahr herabgemindert, vorausgesetzt, dass 
nicht entgegenhiehende Vereinbarungen zwischen dem Ver- 
fasser und \'erlet;cr getroffen sind. Diese Frist ist zumal für 
alle Schriftsteller der schönen Literatur von grosser Bedeutung. 
Sie j)flegen sich «lurchweg nicht mit dem Zeitungsabdruck ihrer 
Romane, Novellen und novellistischen Erzeugnisse zu begnügen; 
sie rechnen vielmehr auf eine spätere Buchausgabe. Der 
Abdruck ihrer Schriftwerke in den Zeitungen ist in gleichem 
Maasse gegen Nachdruck geschützt, wie in der Buchauflage; 
nur wird beim Zeitungsabdruck ihr Recht durch die Frist- 
bestimmung des § 46 Abs. i noch vermehrt, indem sie schon 



Digitized by Google 



Justizrath Dr. Kranz Fischer. 



gleich nach Jahresfrist oacfa Vollendung des Zeitungsabdrucks 
ohne Weiteres eine Buchausgabe veranstalten können, falls 
nicht besondere von ihnen mit dem Zeitungsverleger getroffene 
Verdnbarungen entgegenstehen. In früheren Jahren wurden 
solche weitergehende Vereinbarungen getroffeti; die Zeitungs- 
verleger glaubten die Anziehungskraft ihres FeuiUetonromans 
dadurch zu vergrössern, dass den Lesern bekannt gemacht 
wurde, der Roman eines berühmten Schriftstellers werde nur 
in der betreffenden Zeitung, und dann erst nadi einer Reihe 
von Jahren in Buchausgabe erscheinen. Heute sind die 
Zettungsverleger immer mehr von dieser Anschauung zurück- 
gekommen; sie räumen in ihren Verlagsbedingungen oft sogar 
»ne noch kürzere (6 monatliche) Frist ein, die neue ein- 
schränkende Bestimmung wird sonach den Schriftsteller will- 
kommen sein und auf den Widerspruch der Verleger nicht 
stossen. 

Selbstverständlich ist ferner die Bestimmung des § 48, 
dass wenn ein Zeitungsbeitra^ ohne den Namen des Ver- 
fa^ers erscheinen soll, der Verleger befugt ist, an der Fas- 
sung solche Acnderungen vorzunehmen, welche bei Sammel- 
werken derselben Art üblich sind. An sich hat nach § 16 
der Verleger nicht das Recht, an dem Schriftwerk, dessen 
Verlag er übernommen hat, irgend eine Aenderung vorzu- 
nehmen. Die neuen Entwürfe haben diese Bestimmung zur 
Sicherung des persönlichen Interesses des Verfassers an seinem 
Werke fast bis auf die Spitze getrieben. Zeitungsbeiträge, 
die mit dem Namen des Verfassers erscheinen, dürfen also 
auch vom Zeitungsherausgeber oder Verleger nicht geändert 
werden. Nimmt der verantwortliche Redakteur bei solchen 
Beiträgen an bestimmten Redewendungen Anstoss, so muss 
er vor dem Abdruck die Zustimmung des Verfassers zur 
Aenderung einholen.-) Anders nber liegt die Sache mit 
namenlos erscheinenden Zeitungsbeiträgen; über Form und 
Inhalt derselben muss demjenigen die endgültige Bestimmung 
zufallen, der daiiir nach aussen hin die Verantwortung zu 

*) Selbstverständlich erstreckt sich diese Unabänderilchkeit nicht auf 
die Rechtschreibung; wer einer Zeitun)^ einen Beitrag zur Veröflentlichunsf 
zusendet, unterwirft sich von selbst der in dieser Zeitung ein fQr>aUe Mal 
eingeführten Rechtschreibung. 
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tragren hat, also nicht dem unbekannt bleibenden Verfasser, 
sondern dem Herausgeber, Verleger, oder dem verantwort- 
lichen Redakteur. Die amtliche Begründung weist mit Recht 
daraufhin, dass, wenn bespielsweise für eine Zeitung eine 
besondere Art der Rechtschreibung üblich ist, der Verleger 
in der Lage sein muss, diese gleichmässig auf alle Beiträge 
anzuwenden. Es dürfen ferner die mit Rücksicht auf den 
Zweck der Zeitung erforderlichen Aenderungen der Fassung, 
wozu auch Kurzungen der Darstellung u. dgl. gehören, dem 
Verleg» nicht verwehrt werden, ^ne Zeitung« welche sich 
beispielsweise gezwungen sieht, einen Staatsmann nachdrück- 
lich zu bekämpfen, muss die Möglichkeit haben, aus fremden 
Beiträgen, die sie dine Namen des Verfassers zu veröffent- 
lichen sich entschlossen hat, solche gelegentliche Bemerkungen 
zu streichen, welche ihrer bisherigen Haltung schnurstracks 
widerstreiten, welche also z. B. jenen Staatsmann über das 
Bohnenlied verherrlichen wollen. Will ein Verfasser solche 
Aenderungen ausgeschlossen sehen, so muss er von vorne 
herein bei der Einsendung seines Beitrages die Bedingung 
hinzufügen, dass der Beitrag nur mit seiner Namensunter- 
scfarift veröffentlicht werden soU. Freilich dürfte ein Umsich- 
greifen solcher Bedinj^unoren einerseits in der Presse sehr 
schnell Widerspruch finden, andererseits auch durchaus nicht 
im Interesse einer gediegenen Entwickeluni; unseres Zeitungs- 
wesens liegen. Denn die weitgehendste Geheimhaltung der 
Namen der Verfasser der einzelnen Zeitungsbeiträge, wie sie 
in der deutschen und in der gediegenen en^h'schen Presse 
herkömmh'ch ist, liegt zumeist sowohl im Interessi- dieser 
Verfasser, wie nicht minder der Verleger und der Zeitungs- 
leser. F'; wird deshalb nicht blos der Verleger, sondern — 
was in der l'raxis viel schwieriger durchzuführen ist — auch 
der Verfasser selbst zum Stillschweigen nach aussen ver- 
pflichtet. Ohne eine solche strenge Geheimhaltung ist es 
kaum durchzuführen, dass jede jjerscmliche Empfindlichkeit 
und iede unliebsame, leider weit verbreitete Autoreneitelkeit 
zu Gunsten eines rein sachlichen Wirkens der veroftentlichten 
Auseinandersetzungen thunlichst zurückgedrängt werden. Die 
Ausartungen der persönlichen Zeitungsfehden mit dem groben 
Unfug der Journalisten- und Abgeordneten -Zwei kämpfe und 
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des literarischen Raufboldenthums, welche in der die Per- 
sonen der Verfasser in den Vordergrund drängenden Presse 
der romanischen Länder zu den bedenklichsten lirscheinungen 
des öffentlichen Ixbens geführt haben, werden durch jene 
strenge Geheimhaltung auf ein Mindestmass herabgednickt. 
Durch sie wird es auch den Redaktionen selbst wesentlich 
erleichtert, alle manniglaitigen Heiträge der verschiedenen 
Verfasser gewissermassen aus einem Guss zu bearbeiten. 
Weiter wird durch sie die Stellung der ihrer grossen Pflichten 
und Verantwortlichkeiten von der Oeffentlichkeit bewussten • 
leitenden Redakteure in sehr erwünschter Weise gehoben 
und gekrättigt. Endlich würden ohne sie die f)oli tischen 
Zeitungen kaum im Stande sein, jene wichtige Aufgabe 7:u 
erfüllen, deren thunlichst umfassende Lösung im dringendsten 
Interesse des konstitutionellen Staates, des Herrschers sowohl 
wie aller Staatsbürger liegt: die unermüdliche Kontrolle nicht 
nur aller Verwaltungszweige, sondern aller Gebiete des öffent- 
lichen Tvt^bens. Wo Missgriffe stattgefunden haben, wo kurz- 
sichtiger Bureaukratismus und kleinlicher i-^kalismus, wo 
Launen und Xepotismus ihr Unwesen treiben, da hat die 
Presse zur Hand zu sein, zu prüfen und zu sichten, ob es sich 
nur um Unverständigkeit und Unaufmerksamkeit eines Ein- 
zelnen, oder um fehlerhafte Einrichtungen und verkehrte 
Gesetzesauslegungen der Behörden oder um sonstige Miss- 
stände handeh. Diese Presskontrolle ist weit wichtiger und 
weit wirksamer, als die Kontrolle der Staatsverwaltung, 
wdche seitens der Landtage ausaiüben ist. Sie wurde 
wesentlich beeinträchtigt werden, wenn Jeder, der beispiels- 
weise über eine Staatsbehörde zu klagen einen Anlass zu 
haben glaubt, sofort in der Oeffentlichkeit mit seinem Namen 
dafür eintreten müsste; seine Klage wurde alsdann vorwiegend 
einen pers&ütchen Charakter gewinnen und schon aus diesem 
Grunde weniger Wirksam sein. Jene Fresskontrolle aber würde 
wesentlich beeinträchtigt werden, wenn es dem die Verant- 
wortung nach Aussen übernehmenden Redakteur nicht ge- 
stattet wäre, die ihm zugegangene Zuschrift so abzuändern, 
dass er nach den seinerseits eingezogenen Erkundigungren 
auch die thatsächliche wie die rechtliche Verantwortung für 
die Veröffentlichung zu übernehmen vermag. 
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(Wiedergabe öffentlicher Verhandluhgeo.) Von 
nicht unbedeutender Tragweite fiSr unser politisches Leben 
ist femer die Vorschrift des Urheberrechtsentwurfs § i6 Abs. 3, 
dass als Nachdruck nicht anzusehen ist „die Wiedergabe 
öffentlicher Verhandlungen aller Art in Zeitungen und Zeit- 
schriften". Hieraus folgt zunächst, dass eine Wiedergabe 
solcher öffentlicher Verhandlungen ausserhalb des Rahmens 
von Zeitungen und Zeitschriften, also insbesondere in Buch« 
form ohne Zustimmung sämmtlichcr Redner einen strafbaren 
Nachdruck bilden wurde. Für eine Ausdehnung des Vet' 
öffenth'chun^'^srechts auf Buchausgaben liegt, wie die amtliche 
Begründung hervorhebt, kein Bedürfniss vor. In der Regel 
würden sogar solche Buchausgaben leicht die amtlichen Au&> 
gaben jener Verhandlungen völlig in den Schatten stellen. 
Dagegen erheischt in der That die Rücksicht auf die Oeffent- 
lichkeit solcher Vcrh indlungen, dass den Zeitungen nicht 
durch rechtliche Schranken verwehrt wird, öffentlich mitzu- 
theilen, was sie aus diesen Verhandlungen ihren Lesern mitzu- 
theilen für geeignet finden. Dabei kann sich ein juristisches 
Kuriosum zutragen. Ein Redner verliest einen längeren Vor- 
trag, der sein geistiges Kigenthum ist und bleibt; ein Steno- 
graph macht aus demselben einen geschickten Auszug und 
damit eine eigene Geistesarbeit und verbietet beim Abdruck 
derselben in einer Zeltung den Nachdruck. Aisdana ist dieser 
Auszug auch gegen den Verfasser des Vortrages selbst ge- 
S':hützt, Drr f*^;il! ist im vorigen fahr in luighind vorge- 
kommen; ein beruiiiiiter Parlamentarier, Lord Rosebery, hatte 
das Bedürfniss gehabt, « ine Sammlung seiner sämmtlichen 
politischen Reden zu veranstalten, besass aber nicht mehr das 
Manuskript vieler seiner Reden; der Verleger half sich, indem 
er die Nummern der Times aussuchte, in denen die Reden 
seiner Zeit meist ausführlich abgedruckt waren, und benutzte 
diesen Wortlaut für die Sammlung, ohne die Zustimmung der 
1 imes, bezüglich ihrer Berichterstatter, einzuholen. Er hat 
sich damit zweifellos eines Eingriffs in das Urheberrecht der 
Times und ihrer Berichterstatter schuldig gemacht 

In London hatte das Gericht erster Instanz zu Gunsten 
der Times entschieden, da ein Reporter das l rheberrecht 
einer von ihm autgenommenen Rede beanspruchen könne; 
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dieses Urtheü war vom Appellhof umgeworfen worden. 
Der höchste Gerichtshof, Royal Cöurt, das Gerichtskomite 
des Hauses der Peers trat indess unter Vorsitz des Lord 
Grofiskanzlers am ii. Augfost 1900 der erstinstaaztichen Ent< 
Scheidung bei. Nach einem Bericht der Köln. Ztg. Nr. 644 
vom 18. August 1900 erklärte der Lord Grosskanzler bei der 
Urtheilsfallung, dass das englische Gesetz nicht erlaube« 
„dass ein Mann sich die Arbeit, Geschicklichkeit und das 
Kapital eines andern zneionen dürfe". Copyright bedeute 
das Recht, Kopien herzustellen, und dieses Recht werde 
nach der Copyright Act den Verfassern von zuerst in England 
veröfTentlichten Büchern zuerkannt. DasArgiim« :it des Appell- 
hofes, dass der Reporter, der eine Rede wiedergebe, nicht 
als Urheber gelten könne, sei eine zu enge Konstruktion des 
Wortes „Urheber" (author). Wenn ein Mann, der die Namen 
der Bewohner einer Strasse zu einem Adresskalender zu- 
sammenstelle, als Urheber gelte — weshalb nicht auch der 
Mann, der gesprochene Worte für den Druck wiedergebe? 
Es handle sich nicht darum, ob der ursprüngliche Urheber, 
also Lord Rosebery, die Rede aller Welt freigegeben habe, 
sondern nur darum, ob Personen, die einfach kopirt hätten, 
was andere mit eigenem Kapital und eigener Geschicklichkeit 
geschaffen, dies thun dürften. Der T.ordkanzler machte ferner 
noch geltend, dass Lord Rosebery das Copvrioht nieht er- 
worben hätte, obwohl er es hätte thun können, und dass von 
einem Dutzend Reporter jeder ebf^rr^o das CopvriL;ht tU-r 
gleichen Rede in seiner eigenen Aulnahme erwerben könne, 
wie ein Dutzend Maler, die jeder dasselbe Gemälde kopiren. 
Die Verlagsfirma Lane wurde in die Kosten verurtheilt und 
das Copyright für die Rede Lord Roseberys wurde ihr ab- 
gesprochen. 

(Urheberschutz und Freigut.) Der wesentlichste 
Fortschritt, den die Neuregelung zu erzielen strebt, ist im 
§ 17 des Urheberrechtsentwurfs enthalten. Er hält zwar, wie 
gesagt, an dem Grundsatz des geltenden Gesetzes vom 
II. Juni 1870 fest, wonach der eigentliche und wesentHchste 
Inhalt der politischen Zeitungen dem Nachdruck fVeigegeben 
wird; aber er dehnt den Urheberschutz auf alle Ausarbei- 
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tungen technischen und unterhakenden Inhalts« also auf alle 
novellistischen Erzeugnisse, Reiseberichte, Feuilletonplaude- 
reien vorbehaltlos aus; und vor allem erfüllt er einen schon 
lange lebhaft geäusserten, auch seitens der kleineren Tages- 
presse als berechtigt anerkannten Wunsch, in dem er allge- 
mein die Verpflichtung zur Angabe der Quelle ausspricht. 
Die Freigabe des grossten Theils der politischen Zeitungen 
ist in der Begründung des Gesetzes vom i z. Juni 1870 er- 
läutert „mit Rücksicht auf das ßedürfniss des allgemeinen 
literarischen Verkehrs und auf die aus der publizistischen 
Natur der Zeitungen sich ergebenden Konsequenzen; dieser 
Rucksicht muss das strenge Frivatrecht des Autors weichen**. 
Diese Rücksicht auf das Öffentliche Interesse trifft auch heute 
noch zu. Dabei muss ausschlaggebend sein, dass ein Zeitungs- 
berichterstatter sich das Urheberrecht in der Formgebung 
seiner Berichte erwerben kann — sehr häufig wird an den- 
selben überhaupt kein Urheberrecht entstehen — dass er 
aber niemals irgend ein Recht auf die ausschliessliche Vcr- 
werthung irgend einer von ihm zuerst wahrgenommenen oder 
zuerst von ihm in den Kreis der Berichterstattung gezogenen 
Thatsache oder gar ein Recht auf diese Thatsache erwirbt. 
Es ist seine und der Zeitungs Verleger Sache, durch besondere 
Geschicklichkeit und Rührigkeit eine thatsachliche Nacli rieht, 
von der sie zuerst Kenntniss erhalten haben, vor der Ver- 
öffentlichung (z. B. durch honorarpflichtige Ueberlassung an 
andere Zeitungen oder Depeschenbureaus, durch Sonderaus- 
gaben) geschäftlich auszubeuten, sowrit das im Einzelfalle 
thunlich ist; nach der Veröffcntlichuiii;- fallen alle dief^e Be- 
richte ins Freie, müssen sie auch der gewerbsmässigen Aus- 
beutung jedes Dritten freigegeben sein. Das nilt lür alle 
thatsächlichen Nachrichten, für alle „Vermischten" Nachrichten, 
fiir die Börsen- und Waarenkourse und alle Handelsnach- 
richten; und selbst die Zufügung des Xachdrurksverbots 
könnte die freie Benutzung nicht ändern; denn weder dem 
Herausgeber noch dem Berichterstatter wird ein Urheber- 
recht an diesen Mittheilungen zuerkannt. Ebenso fallen alle 
politischen Artikel ins Freie, sofern sie nicht den Stempel 
wissenschaftlicher Ausarbeitung an der Stirne tragen oder 
sofern sie nicht mit dem Nachdrucks vorbehält versehen sind. 
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Der vom Gesetzentwurf wieder übernommene Ausdruck 
„Ausarbeitungen wissenschaftlichen Inhalts'' ist allerdings 
recht unbestimmt und unzuverlässig. Da aber die Zeitungen 
gerade ihre politischen Ausführungen vorwiegend auf die 
Stimmungen und Strömungen des Tages berechnen müssen, 
da sie in der Lage sind, diese ihre politischen Ausführungen 
tagtäglich in immer neuer Form vorzubringen, um sie zum 
Gemeingut der Leser zu machen, und da sie sonach sehr 
selten ein Bedürfniss empfinden werden, gerade ihre politi- 
schen Artikel vor Nachdruck zu schützen, so ruft jene Un- 
bestimmtheit des Ausdrucks keine nennenswerthen prakti- 
schen Bedenken hervor, wie sie auch bisher zu nennens- 
werthen Klagen keinen Anlass gegeben hat. 

Auch die vom s< 1 7 in das Urheberrecht neu eingeführten 
Begriffe von ..Ausarbeitungen technischen oder unterhalten- 
den Inhalts" sind wesentliche Verbesserungen, welche schwer- 
hch in der Praxis zu Schwierigkeiten Anlass geben tlurtten. 
Entsprechend dem dringenden Bedürfniss, den Zeitiiogsieser 
von den neueren Krcignissen und Fortschritt! n aul" dem Ge- 
biete der Technik, der Naturwissenschaften und der Erd- 
kunde genauere und rasche Kunde zu erhalten, haben sich 
unsere Zeitungen immer mehr auf die Pflege dieser Wissens- 
gebiete geworfen. In bestimmten Zeitabschnitten werden 
technische oder naturwissenschaftliche Rundschauen ver- 
öffentlicht, alle neueren Entdeckungen und Forschungen 
werden oft auf das eingehendste verfolgt und beschrieben; 
in die entferntesten Gegenden werden tüchtige Reisebericht- 
erstatter und Reiseschriftsteller ausgesandt, um die Leser der 
betreffenden Zeitung über die ethnographischen, wirthschaft- 
lichen, sozialen, religiösen Zuständen in diesen Ge^^ nden zu 
unterrichten. Diese Reisebriefe und Reiseberichte, diese 
Aufsätze aus der Welt der Technik setzen meist eine erheb- 
liche geistige Arbeit voraus, gaiiz abgesehen davon, dass 
ihre Erwerbung für die Zeitungsherausgeber nicht selten sehr 
schwierig und kostspielig zu sein pflegt. .Sie bilden oft ein 
recht werthvolles geistiges Eigenthum der Verfasser, 
die sie vielfach später gesammelt in Buchform herausgeben. 
Es ist kein Grund, diese Arbeiten nach der Zeitungsver- 
öffentlichung dadurch werthlos zu machen, dass man sie für 
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die gewerbsmässige Ausbeutung jeder dritten Zeitung 
freigiebt Ebensowenig iSsst sich ein Anspruch auf allge- 
meine Ausnutzung filr die Oeffentüchkeit herleiten. Der § 17 
schützt also ihr Urheberrecht im Falle des Zeitungsabdrucks 
auch ohne ausdrückliche Zulugung eines Nachdrucksverbots. 

Zu den in solcher Weise geschützten „Ausarbeitungen 
unterhaltenden Inhalts** gehören weiter auch alle novel- 
listischen oder, wie das österreichische Gesetz vom 26. Dez. 
1895 sagt, »belletiistischen" Erzeugnisse, novellistische Skizzen, 
Federzeichnungen, Feuilletoaplaudereien; es wird also damit 
der bisher gesdiutzte Rahmen wesentlich, aber mit vollem 
Recht ausgedehnt. Es giebt heutzutage Schriftsteller, die eine 
Festtafel so anschaulich zu beschreiben vermögen, dass den 
Lesern das Wasser im Munde zusammenläuft, und die ein 
Ballfest so glänzend verherrlichen, dass alle jugendlichen 
Leserinnen die ^nze Nacht davon träumen müssen. Sie haben 
sich damit ein Urheberrecht geschaffen, das ebenso Anspruch 
auf gesetzlichen Schutz besitzt, wie die wissenschaftliche Aus- 
arbeitung eines berühmten Gelehrten. Das Gesetz hat eben 
in erster Linie nicht den Gedanken, sondern die Formgebung 
zu schützen; und es befriedigt auch durch den Schutz solcher 
unterhaltender Plaudereien ein praktisches Bcdürfniss; denn 
es giebt gfenug Zeitungen, die durch die besondere Pflege 
derartiger Schilderungen das Interesse ihrer Leser in hohem 
Grade zu befriedigen glauben, oder die es sich zur Gewohn- 
heit gemacht haben, alltaglich ihren Lesern eine kleine in 
sich abgeschlossene Feuilletonerzählung darzubieten. 

(Quellenangabe.) Wird also insoweit derjenige Theil 
der politischen Zeitungen, der bisher Freigut ist, i^egepüber 
dem bestehenden Rechtszust.'inde zutreffend eingeschränkt, 
s() bedarf um so mehr Anerkennung die unbedingte Aufcr- 
leguni^^ der Verpflichtung zur Quellenangabe für alle ohne 
Weiteres nachdruckbaren Mittheilunnen und ihre Sicherung 
durch entsprechende Ordnungsstrafen (ij 46). Das ist eine 
Verbesserung, die für die weitere Entwickelung des deutschen 
Zeitungswesens von der segensreichsten Bedeutung werden 
wird. Thatsächlich kann keine Zeitung, sie sei noch so gross 
und noch so reich mit Mitarbeitern ausgerüstet, ohne Ent- 
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nähme von Mittheilunj^en aus anderen Zeitungen j^anz aus- 
kommen. Bei solchen }^!ntn:ihmen jf^clerzeit die Quelle anzu- 
geben, ist nicht blos allgemeine Anstandspflicht, ist vielmehr 
für alle Zeitungen, die auf die Prüfung; der Richtigkeit der 
eigenen Xachrichten besondere Sorgfalt verwenden, eiorenstes 
Interesse und fast Selbsterhaltungspflicht. Sie müssen sich 
bei den aus fremden Zeitungen entnommenen Nachrichten 
darauf verlassen, dass diese Zeitungen die erforderliche Sorg- 
falt bei der Aufnahme angewendet haben; durch die Quellen- 
angabe schieben sie. wenigstens ihren Lesern gegenüber, 
einen grossen Theil der Verantwortlichkeit den fremden 
Zeitungen zu. Auch für die Zeitungsleser ist die regelmässige 
Quellenangabe von grosser Bedeutung, weil sie ihnen einen 
willkommenen Anhalt bietet zu beurtheilen, welcher Grad von 
Glaubwürdigkeit einer Nachricht beizumessen ist. Für die 
kleinere, die Lokal[)resse, ist die Quellenangabc völlig un- 
bedenklich, scluni jetzt vielfach herkömmlich und überall da, 
wo in demselben Orte zwei oder mehrere Lokalblätter in 
eifrigstem Wettbewerb stehen, sogar dringend wünschens- 
werth. Denn die grosse Mehrheit dei Leser weiss zu be- 
wtheilen, dass diese Lokalpresse nur in den seltensten Fällen 
— schon wegen des Mangels an den erforderlichen Mitteln 
und Verbindungen — eigene Nachrichten haben kann, son- 
dern vorwiegend von der Auaschlachtung gprösserer in dem 
betreifenden geographischen und politischen Bereich tonan- 
gebenden Zeitungen leben muss. Wenn diese Anssdilachtung 
richtig und zweckmässig geschieht, so erfüllt sie damit eine 
nicht unwichtige politische Aufgabe, deren Losung auch im 
Interesse der grossen Blätter liegt. Denn diesen letzteren 
muss wesentlich daran liegen, dass die von ihnen vertretenen 
politischen Anschauungen und Bestrebungen in den weitesten 
Kreisen gethdlt und unterstützt werden; dazu hilft ihnen die 
auf denselben politischen Boden stehende kleinere Ptesse, 
welche sich an alle diejenigen Leser wendet, denen das 
Halten des grosseren Blattes zu kostspielig und das Lesen 
derselben zu zeitraubend ist. In der That ist anzuerkennen, 
dass ein sehr grosser Theü der kleineren deutschen Presse in 
Bezug auf Quellenangabe schon jetzt leidlich ehrlich ist. Das 
entgegengesetzte Zeugniss muss aber leider einem nennens- 
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werthen Theil der mittleren, namentlich der sog. sensationellen 
Blätter ausgestellt werden. Hier machen sich viele von ihnen 
nicht das gerin u;^ste Gewissen daraus, ihren Lesern die wich- 
tigeren und aufifäiligeren Nachrichten grosser Zeitungen als 
ihre eigenen auszugeben, oft mit dem ausdrücklichen^ aber 
unwahren Zusatz f,Uns wird geschrieben, telegraphirt"; an 
welchem Zusatz höchstens so viel richtig ist, dass ein Agent 
jenes Blattes die einer fremden Zeitung ohne Quellenangabe 
entnommene Nachricht seinem Blatte, sei es schriftlich oder 
telegraphisch, übermittelt hat. Auf diese Art ist in einem 
Theil der deutschen Presse eine Unehrlichkeit und Heuchelei 
eingerissen, deren nachdrücklichste Bekämpfung und Aus- 
merzung im allgemeinen Interesse liegt. Diese l^nehrlichkeit 
wird noch dadurch verschärft, dass diejenigen Blätter, welche 
gewerbsmässig andere Zeitunnen ohne Quellenangahe auszu- 
beuten pflegen, um dies vor ihren Lesern thunlichst hinge 
zu verheimlichen, die Angewohnheit haben, diese ihre \"or- 
zugsqucllen in der schärfsten Weise anzugreifen und zu ver- 
dächtigen. Es wirkt nicht selten komisch, 7ai beobachten, 
wie eine Zeitung den Leitartikel eines anderen Blattes sich 
7X1 eigen macht, die darin enthaltenen AusführiiiiL:'H mit 
üTusscm Pathos und Selbstbewusstsein als ihre eijrenen vor- 
trägt, dann aber zum Schlüsse irgend einen Nebensatz jenes 
geplünderten Leitartikels aufgreift und nun für diesen Neben- 
satz die Quelle nennt und über sie nach allen Regeln poli- 
tischer Klopffechterei herHillt. Die Verpllichiung zur un- 
bedingten QueUenaiigabc, welche jetzt gesetzlich ausge- 
sprochen werden soll, wird dieser widerlichen Art der Po- 
lemik schnell den Garaus bereiten; denn das natürliche 
Rechtsgefühl der Leser wird sich selbst am raschesten und 
nachdrücklichsten gegen eine solche Eigenart des Wettbe- 
werbs geltend machen. 

Die Verpflichtung zur Quellenangabc zieht zudem für die 
Zritungsberichterstatter wie für die Verleger wichtige ge- 
sclialtliche Folgen nach sich. (e mehr einzelne Zeitungen als 
Quelle dienen und als solche sich bewähren, um so mehr 
wird von selbst die Aufmerksamkeit auf ihre Redakteure und 
Berichterstatter hingelenkt, denen dadurch leicht sich die Bahn 
zum Vorwärtskommen, zur besseren und lohnenderen An- 
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Stellung und Beschäftigung ebnet Wie sehr jene Verpflichtung 
aber im geschäftlichen Interesse der Verleger liegt, das geht 
zur Genüge aus der Thatsache hervor, dass schon heute zahl- 
reiche Verleger ihre eigenen wichtigeren Mittheilungen sei es 
direkt, sei es durch Vermittlung eines Depeschenbüreaus an 
andereZeitungen zum honorarfreien Abdruck lediglich unter der 
Bedingung der Quellenangabc tu versenden pflegen. Das Ver- 
mögensinteresse, das hierbei in Betracht kommt, Hegt in dem 
grossen Werth für eine Zeitung, in weitesten Kreisen als gut, 
gediegen und zuverlässig bekannt zu werden; es handelt sich 
um eine durchaus berechtigte und achtbare Reklame im 
besten Sinne <les Wortes: je besser eine Zeitung durch ihren 
guten Ruf in weiten Kreisen < )ii,j;eführt ist, um so mehr wird 
die Zahl der Abonnenten und der Anzeigen wachsen, werden 
die beiden Haupteinnahmequellen der politischen Zeitungen 
den Nutzen davon haben. 

Die Verpflichtung zur Quellenangabc wird nach dem 
Gesetzentwurf mit Recht nur dann als erfüllt angesehen, wenn 
die Quelle deutlich, d. h. nicht blos für den Fachmann, sondern 
für den Durchschnittsleser erkennbar angegeben wird. Da- 
durch wird der jetzigen vielfach verbreiteten l^nsitte entgegen- 
getreten, die Quellenangabe zu einer Art Rätsellösung um- 
zuwandeln. Wenn heutzutage mit Vorliebe eine Quelle bei- 
spielsweise nur mit B. Z., K. Z., Fr. Z., N. Z. bezeichnet wird, 
so wird eine solche vielsagende Abkürzung fortan nicht mehr 
ausreichen. Dagegen ist es nicht nothwendig, langwierige 
Untersuchungen darüber anzustellen, welche Zeitung die Ur- 
quelle der Nachricht ist. Die eine Mittheilung aus einem 
Blatte entnehmende Zeitung erfüllt ihre Verpflichtung zur 
Quellenangabe, wenn sie jenes Blatt nennt, selbst wenn dieses 
die fragliche Mittheilung einem anderen Blatte ohne Quellen- 
angabe entnommen haben sollte. Im schlimmsten Falle 
würde allerdings das Pressgesetz dne Angabe der Urquelle 
in Form einer Berichtigung sichern. Doch ist dabei nicht 
ausser Augen zu lassen, dass jede Zeitung ein dringendes 
Interesse daran hat, hei der Ueberwachung der Quellenan- 
gaben nicht den Bogen zu schrofF zu spannen und eine ge- 
legentliche Fahrlässigkeit in der Quellenangabe nicht gleich 
auf die Spitze zu treiben. Menschlichkeiten und Irrthümer 
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können jeder Zeitimg widerfahren, und jede weiss, dass mit 
dem Msiasse, womit sie andere Kätter misst, auch sie von 
Ihnen wiedergemessen werden wird. Die Verpflichtung zur 
Quellenangabe wird also schlimmstenfalls für die Uebergangs- 
zdt einige Unbequemlichkeiten mit sich bringen, bis alle 
Zeitungen sich daran gewohnt haben werden. Davon abge- 
sehen aber sorgt sie in einer so ausgiebigen Weise für An* 
stand und Ehrlichkeit im Zeitungswesen, dass alle Zeitungen 
auf die Dauer von ihr nur Nutzen zi^en werden. 



(Privat b riefe.) Recht bedenklich aber will uns er- 
scheinen, dass § 44 Abs. 2 des Gesetzentwurfs über das 
Urheberrecht es unternimmt, den ^entliehen unbefugten 
Ausdruck von Privatbriefen, an denen ein geschütztes Ur- 
heberrecht nicht bestdit, unter Strafe zu verbieten. Die amt- 
liche Begründung betont, dass dieses (far das Zn'tungswesen 
redit wichtige) Verbot um deswillen vorgeschlagen werde, 
weil es vielfach als Missstand empfunden werde, dass gegen- 
wärtig derartige mit der Achtung vor der fremden Persön- 
lichkeit unvereinbare Veröffentlichungen möglich sind; das 
Verbot habe nur den Zweck, Eingriffe in das Gebiet der 
Persönlichkeit abzuwehren, treffe also nur private Aufzeich- 
nungen, nidit auch amtliche Schriftstücke. Sdion hieraus geht 
hervor, dass das Verbot garnicht in ein Gesetz hineingehört, 
dass sich die Regelung des Urheberrechts an Schriftwerken 
zur Aufgabe macht; es will irgend ein Urheberrecht über- 
haupt nicht schützen; ja es tritt soweit aus dem Rahmen des 
vorliegenden Entwurfs hinaus, dass es sich nicht blos auf 
die eigentliche Formgebung der in Frage kommenden Privat- 
briefe, sondern sogar auf den Inhalt erstrecken will. Insoweit 
gehört die Regelung dieser ganzen Frage ausschhesslich in 
das vStrafge setzbuch. Es ist richtig, dass gerade in den letzten 
Jahren die unbefugte Veröffentlichung von Privatbriefen in 
Zeitungen und Zeitschriften manches schwere Aergerniss 
hervorgerufen hat. Meist ist freilich die Veröffentlichung 
erfolgt, nicht um den Verfasser zu schädigen, sondern um ihn 
zu ehren, und ein Bild seiner Menschlichkeit unmittelbar nach 
semem Tode aus senim Privatbriefen den Lesern vor Augen 
zu führen. Dass der Abdruck schhesslich Aergerniss hervor- 
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rufen wurde, ist nicht seitens des Verbretters vorausgesehen 
worden; es fdilte ihm vielmehr der erforderliche Takt, die 
Wirkung der Veröffentlichung zu beurtheilen; Mangel an Takt- 
gefühl aber durch strafgesetzliche Bestimmungen ahnden zu 
wollen, erscheint als ein recht bedenkliches Beginnen. Indessen 
für die politische Presse durfte das Verbot der Veröffentlichung 
solcher dem Verfasser nidit geradezu schädlicher Privatbriefe 
immerhin nicht eine übergrosse Bedeutung haben; um so mehr 
aber wird sie Gewicht darauf legen müssen, dass ihr durch 
das vorgeschlagene Verbot nicht ein kräftiges Kampfmittel 
entwunden wird, einen unehrlichen, und wegen seiner Unehr- 
lichkeit doppelt gefahrlichen politischen Gegner zu entwaffnen 
und unschädlich zu machen. Nichts ist schlimmer wie Heuchelet 
im politischen Kampfe ; es ist eines der wichtigsten Aufgaben 
der Presse, rücksichtslos gerade solche heuchlerische Ge- 
sinnung zu entlarven. Ein politischer Kampf kann zu guten 
Ergebnissen, zu wirklichen Fortschritten des politischen Lebens 
nur dann führen, wenn er auf beiden Seiten mit ehrlichen 
Waffen gekämpft wird. Der Entwurf erkennt die Berechti- 
gung dieser Anschauung auch ausdrücklich dadurch an, dass 
er den unbefugten öffentlichen Abdruck von Privatbriefen 
immer dann gestatten will, wenn derselbe zur Widerlegung 
einer öffentlich aufgestellten „Behauptung" oder zur Wahr- 
nehmung berechtigter Interessen erfolgt. Wir wollen zu- 
gel:)en, dass diese Ausnahmebestimmung den vorgetragenen 
Bedenken einigermasscn entgegenkommt; wir möchten gleich- 
wohl dringend rathen, weitere Erfahrungen einzusammeln, 
bevor ein solches gesetzUches Verbot endgültig erlassen wird. 

(Depeschendiebstahl). Weit wichtiger würde uns 
vielmehr, w^enn doch in diesem Gesetzentwurf über den 
Rahmen des Schut7e- dfs Trhcln rrerhts hinausgegangen 
werden soll, die gleichzeitige Regelung der P>age des sog. 
Depeschendiebstahls erscheinen. Es sind in der letzten Zeit 
mehrfach Fälle vorgekommen und auch der richterlichen 
Entscheidung unterbreitet worden, dass geschäftifrc Privat- 
unternehmer durch Bestechungen und Zwischensterliereien es 
verstanden haben, sich widerrechtlich wichtige Nachrichten 
einer grösseren Zeitung, sei es durch Abschrift oder mittelst 
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dnes Bürstenabzugs vor der VeröffentUchiiog zu verscbafFen 
und sie anderen Zeitungen gewerbsmässig gegen Entgeld so 
rechtzeitig zu übermitteln, dass sie diese Nachrichten gleich* 
zeitig^ mit der Urquelle zu veröffentlichen im Stande waren. 
Es handelt sich um solche Zeitungsmittheilungen, an denen 
kein geschütztes Urheberrecht besteht Es ist klar, dass 
durch solche unredliche und unlautere Gebahrung der 
Zeitung, der auf dieser Weise die erste Verwerthung wich- 
tiger Nachrichten widerrechtlich entzogen wird, ein schwefer 
Vermögensnachtheil zugefügt wird, der zudem meist mit 
einer grossen Verfuhrung des angestellten Zeitungspersonals 
zu Untreue und Vertrauensbruch verbunden zu sein pflegt. 
Dass die Zeitungsmittheilungen vor der Veröffentlichung 
wichtige Geschäftsgeheimnisse bilden, die von allen Ange- 
stellten strengstens zu hüten sind, bedarf keiner Ausführung. 
Demgemäss hat die Frankfurter Strafkammer in einem solchen 
Falle das Gesetz zur Bekcämpfung des unlauteren Wett- 
bewerbs für verletzt erklärt und auf eine vicrmonatliche 
Gefän^uissstrafe erkannt. Andere Gerichte haben ihrer Be- 
urteilung.;^ die L>age zu runde ueleir-t, oh nicht etwa Dieb- 
stahl und Hehlerei vorlirL?. ."') Auch hier dürfte, eljenso wie 
beim „Diebstahl" elektrischer Kraft che Fassung des Begriffs 
Diebstahls im Reichsstrafii^esetzbuch als zu eng und den 
modernen i<.echtsbi'irrif}cn nicht mehr < ntsprechend sich her- 
ausstellen. Auf (!('[! Besitz des betreH< n lcn Bürstenabzugs 
oder Papiers, das ilen Wortlaut der unbefu^^t zu venverthen- 
den Zeitungsnachricht enthält, kommt es dem Thäter e^ar 
nicht an; er würde am licl^^ien nach genommener Abschrift 
den Bürstenabzug wieder dem Eigenthümer zurück-^idlen, 
schon um dadurch um so eher die Spur seines Handelns zu 
verwischen. Der I hätcr will sich vielmehr unbefugt den In- 
halt der Nachricht aneignen, deren unvorzeitii^e Veröftent- 
lichung eine vermögensrechtliche Schädigung des betreffen- 

*) Das Landgericht I Berlin hat diese Frage im Prozess gegen Ddrfert 
und Geo. an 3. Februar 1900 bejaht und wegen Diebstahls und Hehlerei 

auf 2, I und 3 Monate Gefän|;niss erkannt. (VergL die im Verlaine der 

Contincntal-Telei^^raphen-romp. A.-G. erschienene stenographische Aufnahme 
der Proze?«? -Verhandlungen.) Das Reichsgericht hat die Revision gegen 
dieses Urlheil verworfen. 

6* 
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den Zdtungsverlegers bedeutet. Bei der unbefugten £nt- 
nalime der elektrischen Kraft ist bereits durch ein Reichs« 
sondergesetz für ausreichende Sühne gesorgt worden; die 
BestraAang des ,,DepeschendiebstahIs** muss nicht minder ge- 
sichert werden; die Revision des Strafgesetzbuchs wird dazu 
den besten Anhalt bieten. 



(Verfasser und Verleger.) Wir wenden uns nun- 
mehr zu . den noch nicht erörterten Bestimmungen des Ge- 
setzentwurfs über das VerlajT^srecht. Hier ist vorauszuschicken, 
dass im Zeitungswesen das Rechtsverhältniss zwischen Ver- 
fasser und Verleger überaus mannigfaltig zu 5^ ein pflegt, und 
dass nur in den selteneren Fällen der Abschluss eines eigent- 
lichen Verlagsvertrags in Frage kommt. Schon das Ver- 
hältniss des Verlegers zu den Mitgliedern der Redaktion ist 
sehr verschieden. Dort ist der Verleger die eigentliche Seele 
des Betriebs, auch der geistige Mittelpunkt der redaktionellen 
Thätigkeit; hier begnügt sich der Verleger mit der rein ge- 
schäftlichen .Seite und überlässt die Leitung der Redaktion, 
sei es dem Chefredakteur, sei es einem RedaktionskoUeiiniini. 
Dort wird der Redakteur verpflichtet, seine i^anze schrilt- 
stellerische 1 hätig-keit einem einzii^en Unternehmen zuzu- 
werden; hier wird er zur gleichzeitigen Thätig keit bei anderen 
Zeitungen, sei es in beschränkter, sei es in unbeschränkfer 
Zahl bald berechtigt, bald sogar verpflichtet. Hier uber- 
nimmt vertragsmässit?:' ein Mitarbeiter die Lieferung be- 
stimmter Aufsätze, sei es m ein< iii i^e wissen Zeitabschnitt, sei 
es je nach Eintrittt gewisser Kreignisse; dort tritt ein Mitarbeiter 
nur in Thätigkeit, wenn ilmi ganz besondere schriftstellerische 
Arbeiten aufgetragen werden. Nicht selten bieten gelegent- 
liche Mitarbeiter ihre Einzelnachrichten wie bewegliche Sachen 
zum Kaufe an; und schliesslich ist derjenige Kreis der 
Zeitungsmitarbeiter sehr gross, die dem Verleger Mitthei- 
lungen zur unentgeltlichen Veröffentlichung, sei es im All- 
gemeinen, sei es im höchstpersönlichen eigenen Interesse 
anheimstellen oder gar dringend erbitten. Ls handelt sich 
also im Zeitungsbeirieb bald um Dienstverträge, bald um 
Werkverträge, bald um Kaufverträge, bald im Verein mit, 
bald ohne Verlagsverträgc, selir oft um Vermeidung beider- 
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seitiger Rechtsverpflichtung und nicht gerade sehr häufig 
um ausschliessliche Verlagsveiiträge. Hieraus ergiebt sich, 
dass die gesetzliche allgemeine Regelung des Verlagsrechts 
für das Zeitungswesen im Ganzen nur sehr durfdg sein 
kann, dass im Uebrigen zahlreiche Rechtsverhältnisse nach 
den Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs sich zu 
richten haben. Trotz dieser grossen Mannigfaldgkeit kann 
mit Befriedigung festgestellt werden, dass die Zahl der 
Rechtsstrddgkeiten zwischen Verfassern und Zeitungsver- 
legem bisher im deutschen Reiche eine ungemein geringe ge- 
wesen ist, und es kann das Vertrauen gehegt werden, dass 
dieses ^^ute gegenseitijre Auskommen und Sichverstandigen 
audi in Zukunft bewahrt werden wird. Schon das eigene 
Interesse der mehr wie viele andere ^Unternehmer in ihrem 
geschäftlidien Betriebe der öffentlichen Kritik unterliegenden 
Zeitungsverleger bietet hierfür eine weitgehende Bürgschaft. 

Der Gesetzentwurf beschränkt sich in sehr zweckdien- 
licher Weise auch hier, wie bei der Regelung des allgemeinen 
Verlagsrechts, darauf, nur disposidves Recht zu schaffen, 
nur solche Rechtsregeln aufzustellen, welche im Einzelfalle 
durch den Willen der Parteien geändert werden können; 
manche Schriftsteller haben allerdings gewünscht, die gesetz- 
liche Regelung solle weitergehen, sie solle im Interesse des 
Schutzes des wirthschaftlich Schwächeren ein absolutes, vor 
allem dem Willen der Verleger, als der wirthschaftlich 
Stärkeren, entzogenes Recht aufstellen. Ein Blick auf die 
Vielgestaltigkeit und Wandelbarkeit der hier in E^etracht 
kommenden Verhältnisse ergiebt die Unausführbarkeit dieser 
Forderung; nicht rinmal die allgemeine ^'erp^lichtung zur 
Monorirung der Zeitungsbeiträge seitens der Zeitungsverleger 
konnte als Regel aufgestellt werden, ebensowenig wie sie 
als Regel für den allgemeinen Verlags vertrag 24—26 d, 
Entwurfs) hingestellt werden konnte. So zweckdienlich also 
die Absicht des Ciesetzgel)ers ist, nur dispositives Recht zu 
schaffen, so zweckmässig ist auch sein fernerer Vorschlag 
(ij 45), die allgemeinen Vorschriften des Verlagsrechts ein- 
schliesslich der für den Zeitungsbetrieb erlassenen Sonder- 
vorschriften auf alle Beiträge anzuwenden, die für eine 
Zeitung angenommen werden, insbesondere also auch auf 
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alle solche Fälle, in denen der Verfasser dem Zeitnngsver- 
leger nur die Erlaubniss zur Vervielialtigung und Ver- 
breitung gewähren, nicht aber zu ihm in ein weitergehendes 
Rechtsverhältniss treten will. Hieraus ergeben sich für die 
Rechtstellung wie des Verfassers, so auch des Verlegers be- 
sondere Folgerungen. 

Zunächst verliert danach der Verfasser nicht ohne 
Weiteres durch Einsendung seines Manuskripts an einen 
Zeitungsverleger sein Vervielfältigun^recht; so lange es sich 
für ihn nur darum handelt, den Abdruck zu gestatten oder 
zu erbitten, nicht aber dem Verleger irgend eine Pflicht, vor 
allem also nicht die der Vervielfältigung oder der Honorirung 
aufzuerlegen, wird er in seinem Verfügungsrecht über seinen 
Aufsatz in keiner Weise beschränkt. Das wird y)fort an- 
ders, wenn der Verfasser durch irgend eine Willenshandlung 
darthut, dass er dem Verleger eine Pflicht, insbesondere die 
Pflicht der Vergütung auferlegen will. Auch hier sind ver- 
schiedene Fälle denkbar; er kann sein ausschliessliches Ver- 
fügungsrecht einem Verleger abtreten wollen, er kann seinen 
Beitrag gleichzeitig bei mehreren \''erlegern verwerthen 
wollen, er kann schliesslich auch einem A'erleger das Recht 
übertragen wollen, seinen Beitrag bei anderen Verlegern ab- 
zusetzen. Welche Al)sicht im Kinzelfalle vorliegt, ergiebt 
sich — falls sie nicht ausdrücklich bei der Kinscndung aus- 
gesprochen wird — aus den begleitenden Umständen; ent- 
weder der \'erfasser fordert bei der Kinsendung eine Ver- 
gütung; schon aus der Höhe derselben lässt sich schliessen, 
ob er den Reitrag einem Verleger ausschliesslich oder gleich- 
zeitig mehreren Verlegern anbietet; oder der X'c-rfasser 
sendet seinen Beitrag gleich in metallographirter. gedruckter 
etc. Form ein, welche die gleichz(Mtige Anbietung an mehrere 
Verleger schon äusserlich erkennen lässt; oder er übergiebt 
seinen Reitrag einelm X'erleger, von dem zur Genüge bekannt 
ist, dass er grundsätzlich nur solche Beiträge veröftentlicht, 
die ihm zum ausschliesslichen Abdruck überlassen werden; 
oder er betont von vornherein bei der Einsendung, dass er 
lediglich aus Gründen allgemeiner Wohlfahrt, gemeinnütziger 
Bestrebungen, oder aus rein persönlichen Interessen den Ab- 
druck aus Gunst erbittet, l^emgemäss bestimmt § 46 Abs. i 
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des Entwurfs, dass dem Verfasser die anderweitige Ver- 
fügang über den Beitrag verbleibt, sofern nicht aus den Um- 
ständen zu entnehmen ist, dass der Verleger das ausschliess- 
liche Recht zur Vervielfältigung und Verbreitung erhalten soll. 

(Grösse der Auflage.) Auf der anderen Seite er- 
giebt sich auch darnus, dass falls sc^che Umstände vorliegen, 
falls insbesondere der Verfasser, sei es auch nur nachträgt 
lieh, eine entsprechende Vergütung für den Beitrag ange- 
nommen hat, er sich der anderweitigen \'erfügung über 
seinen Beitrag mthalten muss; erst nach Jahresfrist (§ 46 
Abs. 2) fällt ihm — wie wir das bereits früher auseinander- 
gesetzt haben — das freie Verfüorungsrecht über seinen Bei- 
trag wieder zu. Hat einmal der Verleger die Verpflichtung 
zur Vervielfältigung übernommen, so muss er den Abdruck 
auch in der ganzen Auflage der Zeitungsnummer bewirken; 
nur wenn er keine Vervielfältigungspflicht auf sich genommen 
hat, wenn er den Abdruck nur aus Gefälligkeit bewirkt, 
kann er denselben nur in einem Theil der Auflage vor- 
nehmen, in einem anderen ausfallen lassen. Dagegen hat er 
nach § 47 des l^ntwiirfs das Recht, in jedem Einzelfall die 
Abdrücke einer einzelnen Zeitungsnummer in unbeschränkter 
Zahl herstellen zu lassen. Das folgt aus der Natur des 
Zeitungsbetriebs; eine Zeitungsnummer, die sonst nur in 
20000 Exemplaren abgezogen wird, kann bei den Lesern 
wegen eines einzelnen Aufsatzes einen solchen Itrfolg er- 
zielen, dass ein Nachdrucken der Auflagr um weitere 5000 
oder 10000 Exemplare dringend wünschenswerth w ird. Oder 
aber es liegt einem beliebigen Unternehmer, einer gemein- 
nützigen Anstalt, einem Gelehrten daran, einen Aufsatz oder 
eine Anzeige irgend einer Nummer massenhaft auf eigene 
Kosten zu verbreiten. Es liegt kein Grund für den Gesetz- 
geber vor, diese Absicht zu verhindern; sie würde aber un- 
ausführbar, falls die X'erfasser aller in derselben Nummer 
erschienenen Aufsätze ihre Zustimmung erklären müssten. 
Zur Veranstaltung einer Sonderausgabe des einzelnen Bei- 
trages ohne Genehmigung des Verfassers ist der Verleger 
nach 5^ 4 des l-nu\urfs nicht berechtigt; umgekehrt kann 
dem Verfasser, der das ausschliessliche Recht zur Verviel- 
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faltigling seines Beitrages dem Verleger abgetreten hat, nur 
erwünscht sein, dass dieser in seiner Zeitung den Beitrag 
thuolichst verbreitet. So ergiebt sich die grosse Abweichung 
vom allgemeinen Verlagsvertrag, die dem Zeitungsverleger 

in der Verstärkung seiner Zeitungsauflage keine Schranken 
auferlegt, dagegen den Buch Verleger einer strafrechtlichen 
\''erfolgung wegen Nachdrucks aussetzen würde, falls er 
auch nur ein Exemplar über die im § 5 u. 6 des Entwurfs 
festgesetzte .Vuflage verkaufen würde. Gewissermassen als 
Gegenwerth steht dem, wie schon ausgeführt, gegenüber, 
dass nach dem allgemeinen \'erlagsrecht der \'erfasser eine 
neue Auflage erst gewinnen kann, wenn die Zahl der Ab- 
züge vergriffen oder das Werk nach dem Urtheil des Ver- 
legers unverkäuflich geworden ist, während Her Verfasser 
eines Zeitungsbeitrags schon ein fahr nach dem Abdruck 
das Recht der weiteren Vervielfältigung ohne Weiteres 
wiedergewinnt. 

(Er eiexemplare.) Im Zusammenhang hiermit steht 
auch die vom allgemeinen Verlagsrecht abweichende Bestim- 
mung des ^< .')o des Entwurfs, wonach der Verfasser von 
Zeitungsbeiträgen Freiexemplare nicht verlangen kann, und 
der Zeitungsverleger nicht verpflichtet ist, dem Verfasser Ab- 
züge zum Buchhändlerpreise zu überlassen. Das allgemeine 
Recht auf Freiexemplare beruht auf einer vieljährigen, alt- 
hergebrachten Sitte; die vom Gesetzentwurfe in § 27 Abs. i 
Satz 2 gewählte Regelung entspricht nach der amtlichen Be- 
gründung dem gemeinschaftlichen Vorschlage der als Sach- 
verständigen gehörten Schriftsteller und V^erleger. im Zei- 
tungsbetrieb besteht eine solche Sitte dagegen nicht, und es 
liegt hier nicht der geringste Grund vor, sie zwangsweise 
einzuführen. Wenn jeder Verfasser einer vermischten Nach- 
richt, jeder Einsender einer Tagesneuigkeit ein Freiexemplar 
der betreffenden Nummer erhalten müsste, so würden sich 
daraus fiir den technischen Betrieb die grössten Missstände 
und Unzuträglichkeiten ergeben. Zudem pflegt die Mehr- 
zahl der Einsender von Zeitungsbeiträgen schon sowie so 
dem regelmässigen Leserkreise der betrefifen«^ Zeitung an- 
zugehöreUf also kein Interesse an einem besonderen Frd> 
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exemplar zu haben» wo ein solches ^teresse vorliegt, wird 
eine vorherige und selbst nachherige Verständigung zwischen 
Verfasser und Verleger leicht zu erzielen sein. Die Ueber- 
tragung der Verpflichtung des Verlegers, dem Verfasser Ab- 
züge 'zum Buchhändlerpreise zu überlassen (§ 38 des Entwurfs) 
auf den Zeitungsbetrieb ist voUends unausführbar. Diese Ver- 
pflichtung, die gleichfalls einer althergebrachten buchhänd- 
Icrischen Sitte entspricht, wurzelt darin, dem Verfasser die 
Möglichkeit zu gewähren, alle noch unverkauften Exemplare 
aufzukaufen, sei es, weil ihn die Weiterverbreitung seines 
Werkes reut, sei es, weil er eine neue Auflage veranstalten, 
sei es, weil er die Weiterverbreitung seines Werkes einem 
rührigeren Verleger übertragen wiU. Alle diese Gesichts- 
punkte treffen im Zeitungsbetriebe nicht zu; die Nummer, 
in der der Beitrag des Verfassers erscheint, ist in der Regel 
in wenigen Stunden verbreitet; später pflegt kein erheblicher 
Absatz mehr stattzufinden. Wäre aber wirklich ein Verfasser 
berechtigt, alle noch im Besitz des Verlegers vorhandenen 
Zeitungsexemplare der betreifenden Nummer aufzukaufen, so 
würde er unter Umständen die Interessen der Verfasser an- 
derer Beiträge in derselben Nummer schädigen, welchen um- 
gekehrt an eine thunlichste Verbreitung dieser Nummer liegen 
kann. Der Gesetzentwurf trilTt daher durchaus das Richtige, 
wenn er die Ausdehnung dieser Verlegerptlicht auf den Zei- 
tungsbetrieb ausschiiesst. 

(Zeit der Veröffentlichung.) Auch in Bezug' auf 
die dem Verleger auferlegtt Verpflichtung zur Vervielfäl- 
tigunrr Ijcdarf der Zeitungsbetrieb eine vom allgemeinen Ver- 
• lagsrecht insoweit abweichende Ausnahmestellung, als der 
Verleger sehr häutig gar nicht in der Lage ist, hinsichtlich 
des Zeitpunktes der Veröffentlichung des Beitrages bestimmte 
Zusagen im Voraus zu ertheilen, ja, als er sogar öfters sich 
die Beiträge sichern muss, ohne tlass er später die Möglich- 
keit der Vervielfältigung erhält. Beispielsweise, der Verleger 
bestellt sich bei einem hervorragenden Fachmann einen Fest- 
artikel, der anlässlich des Jubiläums eines berühmten Ge- 
lehrten erscheinen soll, der Gcleluie stirbt aber vor dem 
Eintritt des Jubeltages; oder der Verleger hat sich im Vor- 
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aus daen guten und gediegenen Nachruf gesichert, der bei 
dem zu erwartenden Tode eines hervorragenden Staatsmannes 
veröffentlicht werden soll; die Krankheit wird aber über- 
wunden; der Tod tritt erst nach Jahren, oder unter so ver- 
schiedenartigen Umstanden ein, dass der früher geschriebene 
Nachruf nun nicht mehr brauchbar ist. Für alle solche, in 
der Praxis recht ott vorkoounende Fälle muss der Gesetz- 
geber dem Verleger thunlichst freie Hand gewähren, gleich- 
zeitig aber auch die Rechte des Verfassers nach Kräften 
schützen. Der Entwurf thut das in zweckmässiger Weise, 
indem er in § 49 dem Verfasser unter Vorbehalt seines An- 
spruchs auf Vergütung ein Kündigungsrecht verleiht, so- 
fern nicht innerhalb zweier Jahre nach der Ablieferung an 
den Verleger der Beitrag veröffentlicht wird. Daneben steht 
dem Verfasser nach § 35 und 33 das einfache Rücktrittsrecht 
zu, dasselbe Rücktrittsrecht, das beispielsweise der Verleger 
besitzt, wenn der Verfasser den ihm bestellten Aufsatz nicht 
rechtzeitig abliefern würde. Hat aber der Verleger dem 
Verfasser ausdrücklich zugesagt, einen fest angenommenen 
Beitrag innerhalb eines fest umgrenzten Zeitpunktes zu ver- 
öffentlichen, so kann der Verfasser, wie 49 Abs. 2 betont, 
entweder den Abdruck innerhalb dieser Frist oder Schadens- 
ersatz verlangen. 

(Zeit der Vergütung.) Auch der Zeitpunkt der 
Honorirung der Zeituno^sbeiträtre verlangt noch eine kurze 
Erörterung; der Gesetzentwurf hat dafür zv/ar keine Sonder- 
bestimmungen für erforderlich gehalten, vielmt h: sich mit 
der allgemeinen Regelung begnügt; der Zeitungsbetri^ l> wird 
sich aber schwedich dieser Regelung wörtlich emtügcn 
können. Die §§ 24 und 25 des Entwurfs bestimmen, dass 
eine angemessene V ergütung in Geld als vereinbart anzu- 
sehen ist, wenn die Ueberlassung des Werkes den Umständen 
nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ist, und dass 
diese Vergütung bei der Ablieferung des Werkes zu ent- 
richten ist, oder falls deren Höhe unbestimmt ist, oder von 
dem Umfange der Vervielfältigung^, insbesondere von der 
Zahl der Druckbogen abhängig ist, sobald das Werk er- 
schienen ist. Müsste diese Bestimmung wortgetreu befolgt 
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werden, so würde das bedeuten, dass der Zettungsverleger 
munittelbar nach Erschemen einer jeden Nummer für alle in 
derselben erschienenen, noch nicht im Voraus honorirtenAuf- 
sät2e das angemessene Honorar festsetzen und sofort zur Ab- 
sendung bringen müsste. Der Verleger wurde bei der Be- 
folgung dieser Vorschrift nicht einen Tag aus dem Betriebe 
fortbleiben, geschweige denn eine grössere Reise unternehmen 
können. Denn die Pestsetzung des Honorars ist eine so 
höchst persönliche Angelegenheit des Verlegers, dass sie nur 
sehr selten seinem Vertreter im vollen Umfange übertragen 
wird; gerade je höher die Vergütung erfolgen soll, um so 
eher wird sich der Verleger die Pestsetzung vorbehalten 
müssen. Durch die wörtliche Durchfuhrung dieser Bestim- 
mung würden also voraussichtlich gerade die besseren Ver- 
fasser und gelegentlichen Mitarbeiter am ehesten Schaden 
leiden. Ebenso würden grosse Unzuträglichkeiten und Un- 
bequemlichkeiten entstehen, sowohl für Verleger wie Ver- 
fasser, wenn denjenigen Verfassern, die alltäglich oder mehr- 
fach in der Woche Zeitungsbeiträge einzusenden gewohnt 
sind, die Vergütung für jeden einzelnen Beitrag unmittelbar 
nach dem Erscheinen jeder Zeitungsnummer durch Post- 
anweisung ins Haus gesandt werden müsste. Hier muss viel- 
mehr der kaufmännische Geschäftsgebrauch abmildernd ein- 
treten. Im Zeitungsbetrieb ist es Sitte, dass allvierteljährlich, 
theilweise sogar noch in kürzeren regelmässigen Fristen, die 
Abrechnung über die Vergütung erfolgt und Zahlung ge- 
leistet wird. Das wird als Regel auch vollkommen genügen; 
der Verfasser, der eine frühere Zahlung beansprucht, kann 
sich flas hei der Kinscndun^ seines Reitrao-es ausbedingen, 
Audi im An/eigengeschäft gilt auf dem Papier nl< Rei^el 
die sofortige Zahlung der Anzeigenj^ehühren; in der Praxis 
hat sich aber der Ciebrauch herausgestellt, nur in ht-stimmten 
Zeitabschnitten die grösseren Rechnungen auszuschreibea und 
einzukassiren. 



(Zei tunj^ stitel.) Auch wegen des Zeituiigstitels seien 
noch wenige Worte gestattet; dass die beiden Ge'^et/entwürte 
die Frage nicht berühren, ist selbstverständlich; es handelt sich 
beim Schutze desZeitungsttiels nicht um den Schutz irgend eines 
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Urheber-oderVerlagsrechts. Bei der grossen Wichtigkeit,welche 
der Schutz des Zeitungstltels für jeden Zeitungsverleger be- 
sitzt, und mit Rücksicht auf die vielfachen älteren literarischen 
Fehden über diese Frage sei an dieser Stelle wenigstens kxaz 
darauf hingewiesen, dass durch das Gesetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs die Frage inzwischen unzwei- 
deutig gelöst ist. Der § 8 dieses Gesetzes bestimmt: „Wer 
im geschäftlichen Verkehr einen Namen, eine Firma oder die 
besondere Bezeichnung eines Erwerbsgeschäfts, eines gewerb- 
lichen Unternehmens oder einer Druckschrift in einer Weise 
benutzt, welche darauf berechnet und geeignet ist, Verwechs- 
lungen mit dem Namen, der Firma oder der besonderen Be- 
Zeichnung hervorzurufen, deren sich ein anderer befugterweise 
bedient, ist diesem zum Ersätze des Schadens verpflichtet. 
Auch kann der Anspruch auf Unterlassung der missbräuch- 
liehen Art der Benutzung geltend gemacht werden/' Dieser 
gesetzliche Schutz gegen die Versuche, durch Benutzung 
eines ähnlichen Zeitungstitels das Publikum irre zu fuhren, 
genügt für den Zeitungsbetrieb vollständig. (Vergl. Dr. 
W. Brandis „Rechtsschutz der Zeitungs- und Bücher-Titel**.) 

(Fahrlässigkeit.) Zum Schlüsse muss der Vollständig- 
keit wegen noch erwähnt wrrden, dass der Gesetzentwurf 
über das Urheberrecht, den Forderungen der Rechtswissen- 
schaft und auch der neuesten Gesetzgebung entsprechend 
(Bayern 1865, Holland 18S1, Belgien 1886, Oesterreich 1895, 
ferner in Deutschland Patentgesetz, Gebrauchsmustergesetz 
1891, Waarenzeichengesetz 1894) insoweit mit dem bestehen- 
den Gesetz bricht, dass er die Bestrafung des fahrlässigen 
Nachdrucks verwirft und nur noch den vorsätzlichen 
Nachtlruck bestraft. (Vergl. Rirkmeyer, Reform des Urheber- 
rechts S. 36 ff.) Diese Beschränkung der Bestrafung würde 
also auch für den Nachdruck geschützter Zeitungsbeiträge 
massgebend sein. Dagegen würde sie sich nicht aut die fahr- 
lässige Unterlassung der Quellenangabe ausdehnen. Jede 
Unterlassung der Quellenangabe soll nach 46 des Entwurfs 
mit einer Geldstrafe bis zu 500 Mk. bestraft werden, die nicht 
in Freiheitsstrafe umgewandelt werden kann; diese Strafe 
trägt o0enbar den Charakter einer reinen Ordnungsstrafe, 
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kann also unter die aUgemdneo Vorschriften der Vergehen 
trotz der Höhe der Geldstrafe nicht eingeordnet werden. 
Dass diese Ordnungsstrafe nicht blos die vorsätzlichen, son* 
dem auch die fahrlässigen Fälle umfassen soll, geht auch 
schon daraus hervor, dass bei den übrigen Strafandrohungen 
des 'Entwurfs §§ 40^ 44« 45 ausdrücklich der Vorsatz als 
Voraussetzung der Straftfaat betont wird, während im $ 46 
von einer «vorsätzlichen*' Handlung keine Rede ist. In der 
That wurde der grosse Fortschritt, den der Gesetzentwurf 
durch die Auferlegung der Verpflkhtung zur Quellenangabe 
für das Zeitungswesen bedeuten würde, vollständig lahm ge- 
legt werden, falls die fahrlässige Unterlassung der Quellen- 
angabe nicht von einer Strafe getroffen werden sollte. Jeder 
verantwortliche Redakteur wurde stets die Schuld auf seine 
Hülfsrcdakteure abschieben und versichern können, dass er 
die Beiträge, welche ohne Quellenangabe ihm vorgelegt 
worden seien, als Originalarbeiten seiner Redakteure und 
Mitarbeiter angesehen habe. 



Wie unser ganzes öffentliches und politisches Leben, so 
ist auch das Zeitungsleben und das Zeitungsrecht in Deutsch- 
land noch überaus jung und entwicklungsfähig. Es bedarf 
der sorgsamsten Pflege und Förderung, soll es kräftig auf 
dem Boden fortschreiten, auf dem es sich bisher gut und ge- 
diegen entwickelt hat. Die vorstehenden Darlegungen haben 
den Nachweis versucht, dass die beiden Gesetzentwürfe, 
welche voraussichtlich im nächsten Winter dem Reichstag 
vorgelegt werden,* im hohen Grade geeignete Grundlagen 
bieten für die Ausfüllung der Lücke, welche im neuen ein- 
heitlichen bürgerlichen Recht in Bezug auf den Schutz des 
sog. geistigen Eigenthums noch vorhanden ist. Möq;e es dem 
Reichstag gelingen, diese Lücke an der Hand der beiden 
Entwürfe zum Nutzen unseres Zeitungsweseus befriedigend 
zu beseitigoi. 



Dr. Eug^en Fuchs: 
Zur Lehre von der Eintragung. 



I. Das Eintrag uagsprinzip des B.G.B. Verhältniss 
von Einigung und Eintragung. 

Auf der Grundlage des Grundbachsystems ist das 
Liegenschaftsrecht des B.G.B. aufgebaiut Einzutragen sind 
nicht blos die Hypotheken oder die begrenzten Rechte, und 
darum nicht blos die belasteten Liegenschaften, sondern — 
und das ist der Gegensatz des Pfand buchsystems zum 
Gnindbuchsystem — um ihrer selbst willen die gesamniten 
Rechtsverhältnisse des einzelnen Grundstücks, des belasteten 
sowie des unbelasteten, sein Bestand, seine Eigenthümer, 
seine Belastuni^en, die Verfügungsbeschränkungen der Eigen- 
thümer und der Realgläubiger, sowie die Belastungen der 
Realrechte. 

Die Eintragung hat nicht blos eine beurkundende, son- 
dern auch eine rechtserzeugende Kraft; sie dient nicht 
blos der Grundbuchberichtigung, sondern sie vollendet 
die Rechtsänderung. Grundsätzlich vollzieht sich die 
Rechtsänderung, zum mindesten die rechtsgeschäftliche, nicht 
ausserhalb des Grundbuchs, sondern erst durch die Eintra- 
gung. Die Eintragung ht grundsätzlich auch nicht blos 
Mittel zur Wirksatnkeit des Rt-chtes gegen Dritte, sondern 
die ICntstehung des dinglichen Rechtes selbst ist von der 
Eintraguni^ abhängig. Dadurch scheidet sich das Eintrai^ungs- 
prinzip des BCi.B, vom franzcisischcn Tra ns skr ip tions- 
und Inskriptionsprinzip, aber /wn Ihcil auch von dem 
liintragungsprinzip des preussischcn Rechtes, das bis zuletzt 
noch in Ansehung der Lasten zwischen Entstehung und Wirk- 
samkeit gegen Dritte untt^rschied und nur die letztere, 
übrigens auch nicht ausnahmslos, von der Eintragung ab- 
hängig machte. 

Rechtsbegründend (• Kraft aber wohnt der Eintragung 
des B.G.B, nicht um ihrer selbst willen bei. Abgelehnt ist 
das Prinzip der formalen Rechtskraft, bei welchem 
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die Eintragung um ihrer selbst willen die Rechtsändening 
ganz unabhängig von deren sonstigen gesetzlichen Voraus- 
seüEungen bewirkte, und der Anspruch der Verletzten bei 
rechtswidriger Eintragung nur ein obligatorischer war. Im 
B.G.B. wirkt die Eintragung nur, wenn die sonstigen gesetz- 
lichen Voraussetzungen der Rechtsänderung erfüllt and; 
liegen diese nicht vor, so ist der Anspruch des Verletzten 
auf eine die Verletzung beseitigende neue Eintragung ein 
dinglicher. 

2. Grundsätzlich ist die Einigung der Betheiligten 
ein zweites Erforderniss der dingUchen Rechtsändening. Er- 
fordert ist der blosse abstrakt e Konsens über den Eintritt 
der Rechtsänderung (Prinzip des dinglichen Vertrags), nicht 
über den Grund des Eintritts (Kausalgeschäft, Titel). Er- 
fordert ist sodann der Konsens der Betheiligten, d. h. erst 
ihr geeinter Wille, nicht schon die Eintragung auf Grund 
einseitiger Bewilligung des Rechtsurhebers begründet regel- 
mässig dem Eingetragenen das dingliche Recht; ohne seinen 
Willen erwirbt Niemand, auch durch Eintragung nicht, 
ein Recht am Grundstück. Nur für die Aufhebung eines 
Rechtes am Grundstück genügt neben der Löschung die 
einseitio^e empfangsbedürftige Verzichtserklärung des Bc: 

rechtin;^ten. 

3. Für die l^j'niirung- (den dinglichen Vertrai^) oilt das 
Prinzip der V ertra gsf reihei t nicht. Eine dingliche Rechts- 
änderung ist nur statthaft, wenn und insoweit sie das 
Gesetz ausdrücklich zulässt. Die Zahl der dinglichen Rechte 
ist »geschlossen. Einem Schuldverhältniss kann nicht etwa 
durch Pcnt( iwillkür im Weg^e der Eintragung eine absolute, 
dingliche Rratt verliehen werden. Hingetragen werden darf 
nur das, dessen Eintragung das Gesetz ausdrücklich zulässt. 

4. Die Eintragung ist ein selbständiges, koordi- 
nirtes Moment neben der Einigung; sie ist nicht Theil, 
nicht Form des dinglichen Vertrags. Nicht erst mit der Eintra- 
g^ung wird der dingliche Vertrag perfekt, sondern schon mit der 
Willenseinigung. Schon vor der Eintragung tritt die Bindung 
der Betheiligten ein. Tod und Geschäftsunfähigkeit sind ein- 
flusslos, wenn sie auch vor der Eintragung eintreten. Die 
Eintragung ist ein obrigkeitlicher Akt, der wie die gericht- 
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liehe Bestätigung zum Rechtsgeschäft der Parteien hi-nsu« 
tritt, und zwar ihm folgen oder vorangdien kann und nur 
in den vom Auflassungsprinzip beherrschten Fällen ihm vor- 
angehen muss. 

Und zwar tritt die Iiinigun^^ als richterlicher Formalakt 
zu dem abstrakten dinglichen Vertrage, bezw. ?u der ein- 
seitigen abstrakten Verzichtserklärung hinzu. Hierdurch 
scheidet sich das Liegenschaftsrecht des B.G.ß. von der das 
ältere preussische Recht noch völlig beherrschenden Lehre 
vom Titulus und Modus. Jm A.L.R. schlössen sich die Ein- 
tragungserklärungen an das Kausalgeschäft. Mit der Ein* 
führung der Auflassung durch das Eigenthumserwerbsgesetz 
wurde dies Verhältniss durchbrochen. In den Fällen frei- 
williger Veräusserung eines Grundstücks bedurfte es nunmehr 
des dinglichen Vertrages neben der Hintragung. Der heutige 
Rechtszustand ist nicht eine blosse Generalisirung dieser 
Grundsätze für das _«j;^anze Liegenschaftsrecht. Denn die 
preussisch-rechtliche Auf l.issung bari»- die Kintragungserklä- 
rungen in sich; das materielle A''ertra«rsrecht und das formelle 
Eintrag« n OS recht waren in ihr noch mit einander verquickt. 
Von der Auflassung abgesehen, traten, wie gesagt, die Ein- 
tragung rrklärungen als rein formelle Erklärungen zu dem 
Kausalgeschäft hin;ru. 

Der I. Entwurf hatte das Prinzip der prcussisch-rechtlichen 
Auflassung für das ganze Liegenschaftsrecht verallgein« inert. 
Seine dinglichen Verträge erforderten als wesentliche iiestand- 
theile die Erklärung des lierechtigten, dass er die 
Eintragung bewillige und die Annahme der Bewilligung 
von Seiten des andt-rn 1 iieiles. 

Das H.G.H. ist in Anlehnung an den 2. Entwurf hiervon 
abgewichen. Die iMiitragungsbewilligung ist nicht mehr ein 
wesentlicher Bestandthcil des dinglichen \'ertrags und damit 
eine materiell-rechtliche Voraussetzung dinglicher Rechts- 
änderung. Für die dingliche Einigung genügt jede Erklä- 
rung, die erkennen lässt, dass die Parteien nicht blos einen 
obligatorischen Vertrag schüessen, eine Verpflichtung zur 
X'ornahme der Rechtsänderimg eingehen, sondern die Rechts- 
änderuQg- selbst vollziehen wollen. Die Eintragungsbcwilii- 
gung ist — wie der Eintragungsantrag — nur ein ^Vkt des 
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formeUen Verfahrens, eine Voraussetzung der Eintragung- 
aber nicht des Reehtserwerbs. Der dingliche Vertrag kann 
durch Eintragungsbewilligung des zur Verfügung Berech- 
tigten und Eintragungsantrag des Begünstigten geschlossen 
werden, wofern diese Erklärungen nur die erforderliche Be> 
stimmtheit haben; er braucht es aber nicht. 

5. Schon hieraus ersieht sich, dass die V^oraussetzungen 
der Eintragung selbständig normirt sind. Abgesehen von 
den vom Auflassungsprinzip beherrschten Fällen ist die 
Einigung nicht nothwendig eine Voraussetzung der Eintragung; 
auch die Voraussetzungen der Einigung sind andere als die 
der Hintragung. 

Die Voraussetzungen der Eintragung sind in der G.B.O« 
normirt; die Voraussetzungen der dinglichen Rechtsänderung 
und der Einigung in dem B.G.B. Die G.B.O. wird vom for- 
mellen (einseitigen) Konsensprinzip beherrscht, während die 
dingliche Rechtsänderung grundsätzlich einen materiellen 
Konsens (Einigung) beider Theile voraussetzt. Der Grund- 
bucbrichter verlangt, abgesehen von der Auflassung, nicht» 
flass ihm vor der Eintragung das Vorliegen einer Einigung, 
also eine der X^oraussetzun^-en der din_q;^Iichen Rechtsänderung 
nacli'^pwifsen werde; er trÖL^t Xiessbrauch, Hypothek u s. w. 
auf Grund einseitiger Erklärungen des Eigen tluiiiiers ein, 
unbekümmert ob der Begünstigte das in der J im i a^ungs- 
bewilliprung liegende Vertragsangebot des 1 jgenthümers an- 
genommen hat, und ob somit dem Eintrage ein wirkliches 
Recht des Eingetragenen entspricht. 

Die Kiniinin^r ist f^in privatrechtliches Rechtsgeschäft, die 
Eintragung ein (jbngkeitlicher Akt. Die Voraus^^etzLin^en 
der Einigung sind Willenserklärungen des materiellen, weim 
auch formalen Rechts, die Voraussetzungen der Eintragung 
formelle, prozessuale Anträge. Wo lunigungsformen vorge- 
schrieben sind (z. H. 5^55 925, 1015 H.G.H.), sind sie wesentliche 
Musb Vorschriften, ileren Mangel dieWillen.serklärung unwirksam 
macht: die Formvorschriften der G.B.O. für die Eintragungs- 
bewilligungen und -antrage sind grundsätzlich OrdnungsfSoU-) 
Vorschriften, deren Nichtwahrung die Eintragung hemmt, aber 
den vollzogenen Eintrag nicht unwirksam macht. Inwieweit 
die materiell-rechtlichen Erklärungen widerruflich sind, ist 



Digitized by Google 



Zur Lehre von der Eintragung. 



lOI 



eine Präge des bürgerlichen Rechtes (|§ 130^ 875 Abs, fl, 876 
u. a.); der Antrag an das Grundbuchamt ist an sich frei 
widemiflidi, er kann bis zur Eintragung von demjenigen, 
der ihn gestellt hat, zurücl^^ezogen werden; ob der andere 
Theil ein Recht auf Eintragung hat, häng^ von dem zu Grunde 
liegenden Rechtsverhältnisse ab. 

6. So ist jetzt eine reinliche Scheidung zwischen dem 
obligatorischen Kausalgeschäft (Titel), dem dinglichen Ver- 
trage (Eimgung) und der Eintragung geschaffen; die Ver- 
schiedenheiten, die im preussischen Recht für die verschiedenen 
Fälle der dinglichen Rechtsanderung (Zession, Auflassung, 
HypothekenbesteUung, Niessbrauchsbesteltung, Pahrntssüber- 
tragung u. s. w.) bestanden, sind beseidgt. 

a) Der Titel, das obligatorische, materielle Ver- 
lieh rsg esc häft schafft das persönliche Recht zur Sache; 
für die dingliche Rechtsänderung, die Zuwendung, kommt es 
nur als Motiv in Betracht; seine M^gel beeinflussen die 
Rechtsgultigkeit der dinglichen Rechtsänderung nicht, sie 
geben nur persönliche (Kondiktions)Ansprüche auf Rück- 
gängigmachun<]f der Rechtsänderung. Die Inkonsequenz des 
preussischen Rehres, dass die Mängel des Titels die Redits- 
gültigkeit der dinglichen Rechtsänderung nicht bc einflussten, 
und dass er doch eine Voraussetzung der dinglichen Rechts- 
änderung war, sind beseitigt. 

b) Der dingliche Vertrag, die formale, abstrakte 
Einigung, bewirkt in Verbindung mit der Eintragung die 
dingliche Rechtsanderung. Seine Mängel beeinflussen die 
dingliche Rechtsänderung; sie resolviren dieselbe nicht blos, 
sondern sie lassen das dingliche Recht nicht existent werden, 
selbst wenn die Eintragung hinzukommt. 

c) Zu dem dinglichen Vertrage, dem Verfügungsgeschäft, 
tritt als koordinirtes, selbständiges Moment der obrigkeit- 
liche Akt der li^intragung hinzu. Die Eintragungserklä- 
rungen (gehören dem formellen (Prozess) Recht an, sie haben 
mit dc-n Willenserklärungen des dinglichen Vertrages nichts 
gemein. 

Matt-riellcs Verkehrsrecht, formal-abstraktes Privatrecht 
und formelles Prozessrecht sind somit scharf j^cschieden. 
Dadurch ist der Aufbau des Liegenschaftsrechts ein über- 
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aus feingegliederter, aber auch komplizirter Rechtsmecfaams- 
mus geworden, dessen Handhabung verlangt, dass man sich 
vorerst das Ineinandergreifen des Räderwerks, den Ausgangs- 
punkt und die Bedingungen des Getriebes vergegenwärtigt. 
Dem einfachen Volksempfinden steht — das ist nicht zu 
leugnen — dieser Aufbau mit seiner Häufung formaler und 
formeller Rechtsformen natürlich fremdartiger g^fenüber als 
die naive Lehre vom Titulus und Modus. Denn das Leben 
kennt nur tituürte (Kausal)geschafte, nicht dingliche Verträge. 
Die dinglichen Verträge sind im Grunde genomm«i auch nur 
modi, Ab^akdonen, gewillkürte Rechtsformen cur Schaffung 
absoluter Rechte. Das Landrecht hat die Rechtsform, den 
Modus, an das Verkehrsgeschaft den Titel angegliedert; jetzt 
haben wir zur Erreichung derselben Zwecke neben dem kau« 
salen Verkehrsgeschäfte, das doch nun einmal daist und als 
Motiv der Rechtsänderung seine rechtliche Anerkennung ver- 
langtf noch zwei Rechtsformen, eine formal privatrechtliche 
(den dinglichen Vertrag) und eine formal prozessrechtliche 
(die Eintragung). Hieraus ergeben sich eine Reihe von 
Zweifelfragen darüber, welche Erklärungen dem materiellen, 
weiche dem formellen Recht angehören, welcher Inhalt der * 
rechtsgeschäftlichen Abreden eintragungsfahig und — be- 
dürftig ist, welcher nicht u. s. w. 

In Anlehnung an die Legalordnung des B.G.B. sollen nun- 
mehr einzelne dieser Zweifelsfragen erörtert werden. 

II. Einzelfragen. 

I. Zu § 875 B.G.B. (Aufhebung der Lieq^enschaftsrechie). 

Die Aufhebung des Rechtes verlangt Aufgebung und 
Löschung. Die Aufgebungserklärung (Verzicht) ist begriff- 
lich und dogmatisch von den Löschungserklärungen (Be- 
willigung- und Antrag, §§ 19, 13 G.B.O.) zu scheiden. Die 
erstere gehört dem materiellen Recht an und ist ein Erforder- 
niss der materiellen Rechtsaufhebung, sowie die Einigung ein 
materielles Erforderniss des Rechtserwerbs ist. 

Die gruni Ihncbmässigen LöschungsfTklärungen werden 
regelmässig mit der materiellen Aufgebungserkhlrung zu- 
sammenfallen; sie brauchen es aber nicht und sind in ihrem 
Wesen, ihrer Voraussetzung und ihrer Wirkung von der 
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letzteren verschiedeD. Die Aufgebungserklärung ist formlos, 
die I>öschuDgsbewilligiing durch die Sollvorsdirift des § 29 
G.BO. formalisirt. Die Bindung der ersteren bestimmt sich 
nach § 875 Abs. 2 B.G.B. Diejenige Loschungserklärung, die 
als blosse Erklärung der Löschung, nicht als materielle Auf- 
gebung des Rechtes in Frage kommt, ist bis zur Löschung 
frei widerruflich, mag sie auch dem Grundbuchamt oder dem 
Begünstigten ausgehändigt sein; denn die §§ 130 Abs. 3 und 
875 Abs. 2 beziehen sich nur auf materiellrechtliche Willens- , 
erklärungen, nicht auf prozessuale Anträge an die Behörde. 

2. Zu § 885 und § 886 K.Ci.B. (Vormerkung). 

Die Bewilligung des § 885 hat für die Vormerkung die- 
selbe Bedeutung, wie die Erklärung des § 875 für die Rechts- 
aufhebung oder wie die Einigung des § 873 für den Rechts- 
erwerb; aac ist materiellrechtliche Voraussetzung der Rechts- 
änderung, nicht blos grundbuchmässiger Formalakt Während 
in den Fällen der §§ 873 und 875 Verfügungsgeschäft und 
Eintragimgsbewilli^^ung geschieden werden, liegt hier das 
Verfügungsgeschäft in der Eintragungsbewilltgung; sie ist 
Verfügungsgeschäft und prozessualer Antrag in uno und 
schliesst sich an das Kausalgeschäft, den Titel, nn. Da die 
Ordnungsvorschriften der G.H.O. für sie nur in ihrer Kigcn- 
schnft als prozessualer Antrag gelten, ist die Entscheidung 
dvv Form-, l^indungs- und Wirksamkeitsfragen für das in ihr 
liegende materiellrecbtlirhe Verfügungsgeschäft aus der Analo- 
gie des § 875 zu entnehmen Als Verfügungsgeschäft ist die 
Eintragun trsbe; willigung an keine Form gebunden ; ist sie nicht in 
den Formt II < ler §ij 28. 29G.B.O. ertheilt, so wird der Begünstigte 
auf Nachholung der fehlenden Förmlichkeiten auch ohne Auf- 
deckung des Kausalgeschäiis klagen können, wofern nur die 
Bmdungsförmlichkeiten aus §875 Abs. 2 B.G.B, erfüllt sind. Der 
§ 878 findet auch auf sie Anwendung. Aehnliche Bewandniss 
hat es mit der Beseitigung der Vormerkung 886). Die 
Beseitigungserklärung hat dieselbe Natur wie die Aufgebungs- 
erklärung aus sie wird regelmässig mit der grund- 
buchmässigen Löschungsbewilligung zAisammenfallen ; immer 
ist aber in der Erklärung die materiellrechtliche Seite der 
Aufhebung und die formelle Seite der Löschung auseinander 
zu halten. So wenig wie bei den Rechten an einem Grund- 
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Stück hat die Löschung bei der Vormerkunjj formale Rechts- 
kraft; durch blosse z. B. versehentliche Löschung wird die 
Vormerkung nicht aufgehoben. Auch auf die Beseitig unt^s- 
erklärung- wird § 875 Abs. 2 analog anwendbar sein; sie wird 
bindend, wenn sie dem Grundbuchamt gegenu!?er abgegeben 
ist, und es erwächst mit der Abgabe der Erklärung dem 
Betroffenen ein Klagerecht auf Nachholung der etwa fehlen- 
den Förmlichkeiten, ohne dass dieser auf das obligatorische 
Grundj^eschfift zurückzugreifen braucht. 

3. Die Fälle der §§ 927 u. 928 B.G.b. (Ausschliessung, 
Aneignung). 

Nach § 927 Abs. 2 erlancrt derjenige, welcher das Aus- 
schlussurtheil erwirkt hat, dadurch das Eigenthum am Grund- 
stück, dass er sich als Eigenthümer in das Grundbuch ein- 
tragen lässt. Ob dieser Antrag nur die formelle V^oraus- 
sctzung für die Thätigkeit der Behörde oder zugleich das 
einseitioe materielle Rechtsgeschäft ist, durch welches sich 
der Aneignun<rswil]e verwirklicht, kann zweifelhaft sein. Die 
Motive stehen auf dein Standpunkte, dass das Ausschluss- 
urtheil die Auflassung ersetzt. Manifestirt sich aber schon 
in dem Antranre auf das Aufgebot der auf die dingliche 
Rechtsänderung" e^crichtete Wille, so ist der Antrag des aus 
dem Ausschlussurthei] Berechtigten nur noch eine Anregung 
für die Behörde, ein formeller Akt, weicher einer materiellen 
Rechtswirksamkeit nicht fähig ist und beliebig widerrufen 
werden kann, bis die l.intragung vollzogen und damit die 
Reclilsänderuni^ vollendet ist. 

Anders zu beurtlieilen ist der Fall des vtj 928 Abs. 2. Dort 
erwirbt der Fiskus das derelinquirte Grundstück dadurch, 
dass er sich als Eigenthümer eintragen lässt. Dabei ist der 
Antrag das einseitige materielle Rechtsgeschäft, durch welches 
sicli der Aneignungswille vollendet. Als solcher ist er wie 
der Verzicht des Derelint|uircnden wirksam und unwider- 
rut lieh, sobald er dem ( irundbuchamt gegenüber, sei es auch 
nur in einer den Vorschriften der G.B.O. nicht entsprechen- 
den Form, abgegeben Ist, 130 Abs. 3 B.Cj.B. Daneben ist 
der Antrag natürlich auch die grundhuchmässigc* Anregung 
für die Thätigkeit der Behörde; in dieser Eigenschaft gelten 
für ihn die Ordnungsvorschriften der G.B.O. Würde der 
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Orundbttchrichter den Piskus ohne Antrag als Eigeothümer 
eintragen, so wäre der Bigenthumserwerb unwirksam. Ist die 
Eintragung erfolgt auf Grund eines Antrags, der den Ordnungs- 
vorschriften der G.B.Om z. B. den §§ 28—30, nicht entspricht, 
dann wird die Wirksamkeit der Rechtsänderung durch die 
mangelnde Form des Antrags in keiner .Weise berührt. 
4. Zu § 925 B.G.B. (Auflassung). 

Nach § 98 G.B.O. kann durch Landesgesetz bestimmt 
werden, dass das Grundbuchamt die Erklärung der Auf- 
lassung nur entgegennehmen soll, wenn die nach >^ 313 er- 
forderliche Urkunde über das Kaufgeschäft vorgelegt wird. 
Von dem Vorbehalte haben Bayern, Württemberg, Elsass- 
Lothringen und andere Bundesstaaten Gebrauch gemacht; 
nicht Preussen, und zwar mit Recht; denn diese vom Bundes- 
rath der G.B.O. eingefügte Norm passt zu der Regelung des 
Verhältnisses von Auflassung und Kausalgeschäft nicht, auf 
welcher das R.G.B, aufgebaut ist, und bei welcher das Kausal- 
geschäft für die dingliche Rechtsänderunj^ bedeutungslos ist und 
nicht aufgedeckt zu werden braucht. Es fragt sich: Kann der 
Grundbuchrichter, wenn einmal die Auflassung vollzogen ist, 
die Eintragung verweigern, bis die Urkunde vorgelegt ist 
und kann er, wenn die Parteien nur eine privatschriftliche 
Urkunde oder gar keine l^rkunde über das Grundgeschäft 
geschlossen haben, sie durch Vorenthaltung der Auflassung 
zwingen, einen Vertrag in [gerichtlicher oder notarieller Form 
zu veriautbarcn, der für die dingliche Rechtsänderung an 
sich belanglos ist? Man wird diese Frage verncitien müssen. 
Ist die Auflassung von der zuständigen Hehordr vollzfioren,. 
so darf der Richter die hJntragung nicht ablehnen; gegen 
die abweichende Autfassung spricht der Wortlaut des Ge- 
setzes. Der § 9S G.B.O. statuirt ein Auflassungs- nicht ein 
Eintra^iinfjshinderiiiss. Da das Gesetz auch nur von der 
Urkunde, nicht von einer Irkunde spricht, so bezieht sich 
die Pflicht der Parteien nur auf Vorlegung einer vor- 
handenen Urkunde, nicht auf Errichtung einer neuen; 

gS ist nicht anwendbar, wenn die Betheiligten tlem Richter 
erklären, dass eine l rkunde über das Grundgeschätt nicht 
errichtet sei, auch nicht errichtet werden solle. Wo die 
Wirksamkeit der Auflassung von einer bestimmten 
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Art des^Gnindgesdiäfts abhängig ist — man denke an die 
landesgesetdichen Erwerbsverbote, den Erwerb der Rdigiofien 
durchJSchenkung — da ist der Richter kraft des L^^alitäts- 
prinzips allerciiags befugt und verpflichtet, die Vorlegung 
der Urkunde über das Grundgeschäft ni verlangen und 
Auflassung und Eintragung abzulehnen, bis ihm die Wirk- 
samkeit der dinglichen Reditsanderung nachgewiesen ist 

Eine Erwerbsbeschränkung in diesem Sinne ist nicht der 
§ 1821 Z. 4 B.G.B., er will nur das Grundgeschäft (entgeltlichen 
Erwerb), nicht die dingliche Rechtsändening treffen. Hat 
der Vormund ohne Genehmigung des Vormundschaftsgerichts 
ein Grundstuck gekauft und die Auflassung entgegen- 
genommen, so wird durch den Mangel der Genehmigung 
die dingliche Rechtsänderung nicht in Frage gestellt, der 
Vormund kann nur die Auflassung mit persönlicher ICl^e 
aufrufen; der Grundbuchrichter braucht daher nicht und 
hat nicht das Vorliegen der Genehmigfung des Grundgeschäfts 
seitens des Vormundschaftsgerichts zu prüfen. 

Eintragungshindernisse, nicht Auflassungshindemisse sind 
die Bestimmungen des § 40 G.B.O., dass eine Eintragung nur 
erfolgen soll, wenn der Betroffene als der Berechtigte ein- 
getragen ist und die gemäss § 96 G.B.O. erlassenen Anord- 
nungen der Landesjustizverwaltungy dass die Eintragung der 
Abschreibung eines Trennstücks von einer vorherigen Aen- 
derung des Katasters oder von der Beibringung einer Karte 
abhängig sein soll. In dem preuss. Recht war in Folge des 
§ 48 G.B.O., der den Grundbuchrichter anwies, auch die Auf- 
lassung erst entgegenzunehmen, wenn der sofortigen Ein- 
tragung kein Hinderniss im Wege stand, jedes Eintra- 
gungshinderniss ein Auflassungshinderniss« EHe 
R.GB.O. hat eine solche Bestimmung nicht 

Auch jetzt kann und muss der preussische Grundbuch- 
richter die Beurkundung einer offenbar ungültigen Auf- 
lassungsverhandlung ablehnen, (§ 200 A.F.G., Art. 40 Abs. 2 
G.F.G.; vgl. auch die analogen Bestimmungen der zum 
A.F.G. erlassenen Ausfuhrungsgesetze von Anhalt Art. 30, 
Sachsen § 48, .Sachsen -Altenburg § 11, Sachsen-Weimar- 
liisenacb Art. 28, Schaurnburg-Lippe Art. 30 u. a.). Er darf 
aber, wenn die Betheiligten darauf bestehen, die Aufnahme 
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«iner an sich rechtswirksamen Auflassungsveirfaafidltiiigf nicht 
um deswegen ablehnen, weil der formellen Eintragung noch 
Hindembse im Wege stehen. Da eine dem § 48 Pr. G.B.O. 
entsprechende Vorschrift, welche den unmittelbaren Anschluss 
der Eintragung an die Auflassung verlangrt, nicht mehr be- 
steht, so kann das Verfahren bei Umschreibung eines Grund- 
stücks im Wege der Nachlass -Auseinandersetzung u. s. w. 
auf einen der am Nachlass Betheüigten (§ 99 G.B.O., Art 10 
A.G.B.O.), jetzt auch so gehandhabt werden, dass der Grund- 
buchrichter die Auflassung entgegennimmt, demnächst die 
Verhandlung dem Nachlassgericht zur Ertheilung des Legi- 
timationszeugnisses in Vorlage bringen lässt und schliesslich 
die Eintragfung des neuen Eigenthümers bewirkt. Indessen 
wird es sich empf<^len, dass der Grundbuchrichter sich das 
Zeugniss des Nachlassgerichts vor der Beurkundung der Auf- 
lassung beibringen lässt, da ein Schwebezustand zwischen 
Auflassung und Eintragung möglichst zu vermeiden ist. 

5. Zu §§ 1013, 10 19 B.G.B. (Grunddienstbarkeiten). 

Kraft des Legalitätsprinztps ist der Grundbuchrichter 
berechtigt und verpflichtet, das Vorliegen der gesetzlichen 
Voraussetzungen für eine Eintragung zu prüfen. Der Grund- 
buchrichter hat nicht das Kausalgeschäft und seinen Inhalt 
zu prüfen, ja er hat nicht einmal zu prüfen, ob der bean- 
tragten und bewilligten Eintragungserklarung der Konsens 
des anderen Theils zu Grunde liegt. 

Nun gestattet § 1013 die Erstreckung des ErbbaurechtS 
auf unbebaute Grundstückstheile (Höfe, Gärten, Pflanzungen 
u. s. w.), wenn sie für die Benutzung des Bauwerks Vortheile 
bieten. Hat der Grundbuchrichter das Vorliegen dieser Be- 
dinjrrung nachzuprüfen? Nach der Definition der Motive, dass 
die Kognition, ob das eingeräumte Benutzungsrecht unter 
den gesetzlichen Begriff des Erbbaurechts falle, dem Grund- 
buchrichter zustehe, würde die Frage zu bejahen sein. Indessen 
ist eine grundbuchrichterliche Nachprüfung, ob objektiv die 
Voraussetzung der Erstreckung vorlieg-e, doch gar nicht durch- 
führbar; der Oundbuchrichter wird sich deshalb bei der Er- 
klärung der Betheiligten begnügen müssen und es den Be- 
troffenen (Nachhypothekaren u. s, w.) überlassen, ihre Rechte 
eventuell im Wege der Grundbuchberichtigung zu wahren. 
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Aehnlich verhält es sich mit dem Erforderniss des § 1019 
(Praedio utilts) in der Lehre der GrunddieDStbarkeiten. Nach 
der Auffassung der Motive und Protokolle, welche den 
rechtlichen Bestand der Grunddienstbarkeit verneinen und 
dem Betroffenen einen Berichttgungsanspruch gewähren, so« 
bald die Maximalgrenze überschritten ist, musste der Grund- 
buchrichter Recht und Ffticht haben, zu prüfen, ob die gesetz- 
lichen Grenzen innegehalten sind. Indessen ist eine solche 
Prüfung undurchführbar. Der Grundbuchrichter kann nicht 
Sachverständige vernehmen; er hat nicht. das Recht der Ur- 
theilsiindimg, er wird sich bei den Angaben der Antrag- 
steller beruhigen müssen und es dem, der ein rechtliches 
Interesse hat (Eigenthümer, Nachhypothekar) überlassen 
müssen, die Unwirksamkeit der Belastung und die Unrich- 
tigkeit des Grundbuchs darzuthun. 

6. Zu §§ 1018, 903—924 B.G.B. (Legalservituten.) 
Nicht eintragungsfahig sind die sog. Legalservituten 

(§§ 903 - 923), insbesondere nicht die Duldungspflichten 
des Eigenthümers in Ansehung des Grenzüberbau und des 
Nothwegs; denn auch sie fasst das B.G.B, nicht als Grund- 
dienstbarkeiten, sondern als gesetzliche Eigenthumsbeschrän- 
kungen auf; sie binden ohne Eintragung absolut jeden Er- 
werber des Grundstücks. Indessen sind die Legalservituten 
nicht zwingenden Rechtes; der Eigenthümer kann an seinem 
Grundstück dingliche Rechte (Grunddienstbarkeiten oder be- 
schränkte persönliche Dienstbarkeiten) bestellen, welche die 
aus den §J:j 903—923 sich ergebenden Befugnisse- mindern oder 
aufheben. So kann der Eigenthümer über den Rahmen des 
§ 906 hinaus sich dem Nachbar, einer Baugesellschaft, der 
Ortsgemeinde gegenüber verpflichten, die Zuführung von 
Dämpfen, Gasen 11. s. w. überhaupt zu unterlassen oder auch 
exzessive Immissionen zu dulden. Sollen die über den Rahmen 
des 906 hinaustrehenden Besohränkuntren nicht blos den 
urs|)rünolich Verpflichteten, sondern auch seine Sondernach- 
foluer im lucrenthuni des ( Grundstücks binden, so müssen sie 
als Üienstbarkeiten bestellt und eingetragen werden (§ lOlä.) 

7. Zu 1020—1022 (Unterhaltungspflicht). 

Nicht eintraq-ungsbedürftig und -fähig ist die ünterhal- 
tungsptlicht bei der Reallast; sie kann nicht etwa als selbst- 
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Ständige Realkist auf dem herrschenden Grundstück einge- 
tragen werden, wofern der Servitutberechtigte unterhaltungs- 
pflichtig ist. Denn die Pflicht hat keinen selbständigen 
Karakter, sondern ist ein Akzessorium der Servitut, dient 
ihren Zwecken und ist von ihrem rechtlichen Bestände ab- 
hängig. Ihre Eintragungsfahigkeit und >bedürftigkeit (cAgt 
auch nicht daraus, dass auf die Unterhaltungspflicht des Eigen- 
thümers \02i Abs. i Satz i, 1022) und auf die rechts- 
geschäftlich erweiterte Unterhaltungspflicht des Berechtigten 
(§§ 102 1 Abs. I Sat7. 2, 1022) die Vorschriften über die Real- 
lasten entsprechende Anwendung finden. Dieser Schluss- 
Folgerung steht die Entstehungsgeschichte der Norm ent- 
gegen. Die Mot. zum i. Entwurf, der nur eine rechts- 
geschäftliche Erweiterung der Unterhaltungspflicht des 
Eigenthümers (nicht des Servitutberechtigten) kannte, recht- 
fertigten die Verweisung auf die Reallastnormen, weil 
der Anspruch des Servitutberechtigten auf Erfüllung 
der Umerhaltungspflicht ein wesentlich andersartiner als 
dessen Anspruch aus der Servitut sei und deshalb eine 
Lücke sich ergeben würde, wenn es an einer Vorschrift über 
die Beurtheilung der Unterhaltungspf licht fehle; sie heben 
aber selbst die 1/nterschiede der Reallast und der T^nter- 
haltungslast hervor und führen aus, dass auf diese ..beson- 
dere Art reallastartiger Rechte" der in Ansehung der Ein- 
schränkung und Ablösung der Reallast aufzunehmende Vor- 
behalt (Art. it6) keine Beziehung finde. Bei der 2. Lesung 
wurden auch auf die rechtsgeschäftlich erweiterte Unterhal- 
tungspflicht des Servitutberechtigten die Reallastnormen für 
anwendbar erklärt. Die Verweisung auf die Vorschriften 
über die Reallast wurde für unentbelirlich gehalten, weil die 
Anwendbarkeit der ^^ij 1107 — 1108 1056 — 1060 E i> klar 
gestellt werden müsse; von der }\intragungspflicht war nicht 
die Rede. Ein Antrag, nur auf die beiden letztge- 
dachten Paragraphen zu verweisen, wurde abgelehnt, 
weil sich nicht übersehen lasse, ob nicht auch 
noch andere für die Reallast geltende Grundsätze anzu- 
wendenseien, und weil auch in den sehr ähnlichen liegenden 
Fällen der L^eberliau- und Xothwegrente auf die \'()rschriften 
über die Reailasten verwiesen sei. Dass man unter tlen 
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Folgesätzen, welche die 2. Kommission noch nicht übersehen 
zu können erklärt habe, auch die Eintragungspflicht der 
Reatlasten zu verstehen haben sollte, wird füglich nicht an- 
genommen werden können. Es kommt hinzu, dass es zweck- 
widrig erscheint, in Folge der Anziehung der Reallastnormen 
auch einen Fall der gesetzlichen Unterhaltung^pflicht, näm« 
lieh den aus § 1033 für eintragungs fähig und -bedürftig zu er- 
klären, und dass, wenn Cosack in diesem Falle die Eintra- 
gungsfrage für „zweifelhaft* erklärt, dann die gegnerische 
Beweisführung überhaupt versagt, weil gar kein Grund vor- 
liegt, die Fälle der §§ loat und 1022 verschieden zu be- 
handeln. 

8. Zu § 1023 B.G.B. (Ausübung der Grunddienstbarkeit.) 

Nicht eintragungsfahig und -bedürftig ist die rechts- 
geschäftliche Festlegung und Verlegung der Ausübungs- 
stellung bei den Grunddienstbarkeiten und der Verzicht auf 
den Verlegungsanspruch, In diesen Fällen handelt es sich 
nur um Modifikationen der t hat sächlichen Ausübung, 
nicht um eine Einschränkung der rechtlichen Haltung auf 
den Iheil eines (irundstücks oder um enr^^ültige Abände- 
rungen des Inhalts des servitutischen Rechtes, Würde man 
die Eintragung der Ausübungsstelle zulassen und ihren He- 
reich im Grundbuch durch Beschreibung der Grenzen oder 
durch Bezugnahme auf Karten fixiren, so wäre die Grenze 
zwischen den Fällen der ^Vusühungsbeschränkung aus 
§ 1023 und den Fällen der Rechtsbeschränkung (§ 6 
Abs. 2 G.HO.) verwischt, und es wäre bei jedweder Aende- 
rung der Ausübungsstelle ICintragung erforderlich. 

In Ansehung der Verlegung* unterscheiden Biermann und 
Kuhlenbeck, ob die bisherige Ausübungsstelle im Grundbuch 
eingetragen war oder nicht und bejahen im ersteren Falle 
die Eintragungsbedürftigkeit, im letzteren Falle verneinen 
sie dieselbe. Aber diese Unterscheidung entbehrt der Be- 
gründung. Auf § 877 B.G.B, kann die Eintragungspflicht nicht 
gestützt werden, weil nicht der Inhalt des Rechtes, sondern 
nur seine Ausübung geändert wird und weil, wenn a\ irklich 
eine Rechtsänderung vorläge, es für die Verlegung in An- 
sehung der Frage der Eintragungsbedürftigkeit gleich wäre, 
ob der zu ändernde Inhalt des dinglichen Rechtes bereits ein- 
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getragen ist oder nicht. Das Vertrauensprinzip kommt nicht 
in Frage, weil das Grundbuch nur dazu bestimmt ist, die 
dinglidien Rechtsveihältmsse, nicht die Modalitäten der Aus- 
übung zu beurkunden. Die gegnerische Auffassung führt zu 
unbefriedigenden Ergebnissen, da sie in gewissen Fällen dem 
Verlegungsanspnich mangels Eintragung die dingliche Wir- 
kung versagt, obwohl er ein Anspruch aus dem Gesetz ist; 
sie entspricht auch offenbar nicht der Absicht des Gesetz* 
gebers; denn ein bei der 2. Lesung gestdlter Antrag-, generell 
die Eintragung der räumlichen Grenzen einer Dienstbarkeit 
im Grundbuche anzuordnen, ist zurückgezogen, nachdem seine 
praktische Undurchführbarkeit dargethan war. 

Die Verlegung der Servitut auf ein anderes Grundstück 
bedarf natürlich der Eintragung; denn sie ist nicht Aende- 
rung der Ausübung, sondern Neubegründunc: des Rechts. Ist 
nicht blos die Ausübung, sondern der Inhalt des Rechtes, 
m. a. W. die Haftung auf den Theil eines Grundstücks be- 
schränkt, dann bedürfen natürlich auch Abänderungen dieses 
Rechtsinhalts gemäss ^ Syy der Eintragung. 

9. Zu § 1024 B.G.B. (Kollision der Grunddienstbarkeiten). 

Nicht eintragungsbedürfticr ist die Regelung der Aus- 
übung in den Fällen des 1024; sie berührt den rechtlichen 
Bestand der Dienstbarkeit nicht; entfällt die Kollision, so 
erlangt auch die Grunddienstbarkeit wieder ihren vollen 
rechtlichen Inhalt. Auch ohne Eintragung wirkt sie — anders 
wie die Regelung der V erwaltung und Benutzung in den Ge- 
meinschaftsfällen fv$§ 745, 746, loio) — dinglich. Aus der 
Bedeutun^slosie^keit der Eintragung für die dingliche Rechts- 
änderung folgt die Eintragungsunfahigkcit. Es empfiehlt sich 
zudem nicht, die der Wandlung unterworfene Art der Aus- 
übung im Grundbuche festzulegen, das Grundbuch mit nicht 
eintragunirsbedörftigeni Inhalte zu belasten, die Grenzen 
zwischen rechtlichem Inhalt und thatsächlicher Ausübung zu 
verwischen und bei jeder Aenderung der Ausübung immer von 
Neuem wieder die Frage zu ventilircn, ob nicht das Neue ein- 
getragen werden müsse, weil auch das Alte eingetragen war, 

10. Zu 1052, 1054, 1059 I>.G B. (Niessbrauch). 
Eintragungsbedürftig ist nicht die luitziehung der Aus- 
übung des Niessbrauchs, die Einsetzung eines X'^erwalters und 
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die rechtsgeschäftliche Ueberlassung der Ausübung an einen 
Andern; die ersteren beiden Rechtsakte nicht, weil der recht- 
liche Bestand des Niessbrauchs durch sie nicht alterirt wird» 
der letztere Akt nicht, weil er nur obligatorische Wiricungen 
hat und an diesen Wirkungen durch die Eintragung nichts 
geändert werden kann; alle diese Akte sind auch nicht ein* 
tragungsfahig, Insbesondere lässt sich die Eintragungsfahig- 
keit der ersten beiden Rechtsakte nicht etwa aus dem Ge- 
sichts|>unkte der VerfOgungsbeschränkungen und der Analogie 
aus $§ 19, 146 Z.V.G. rechtfertigen; die Eintragung ist auch 
hier bedeutungslos und darum unzulässig, § 1070 Abs. 2 B.G.B., 
vgl, auch § 113 Z. 2 K.O. 

It. Zu 1085, 1097. (Niessbrauch am Vermögen, Vor- 
käufsrecht) 

Als materiell und formell wirkendes Prinzip ist im B.G.B, 
und der G.B.O. das Spezialitätsprinzip anerkannt, d. h. der Um- 
fang der gebuchten Rechte muss bestimmt sein und bestimmt 
gebucht sein (vgl. B.G.R 882, 1095, ^^o6, 1114, 11 15, 1190» 
1199 Abs. 2; G.B.O. 2—6, 28, 29). Hieraus ergiebt sich: 

Das B.G B. löst in Ansehung der Bestellung den Niess- 
brauch am ganzen Vermögen in einen Niessbrauch an den 
einzelnen Vermögensgegenständen auf. Wird nun ein Grund- 
stück oder eine Hypothek „als Best an dth eil eines Ver- 
mögens" vemiessbraucht, so muss diese Eigenschaft des 
Niessbrauchs cintragiingsfählg sein; denn seinem materiellen 
Inhalte nach ist der Niessbrauch an einem Vermögen — das 
ergeben die 1086 bis 1088 — ein Recht, das qualitativ 
verschieden ist von dem Niessbrauch an allen einzelnen zu 
dem Vcrmög^en gehörenden Cegenstiinden. Ks empfiehlt sich 
diese Qualilikation einzutragen, wie sonstige gewillkürte Be- 
dingungen, die den Inhalt eines din^TÜchen Rechts von vorn- 
herein beschränken. Aus demselben Grunde wird bei dem \''or- 
kaufsrecht, das als mehrmaliges oder dauerndes bestellt ist, diese 
seine h]igensch:\ft 7ur Frhaltung der Wirksamkeit des Rechtes 
bei einem zweiten oder späteren \ erkaufsfalle der lüntragung 
in das Grundbuch bedürfen Ist sie nicht eingetragen, so 
wird der Vorkaufsberechtigte dem dritten Erwerber beweisen 
müssen, dass ihm die Unrichtigkeit bezw. UovoUständigkeit 
der Bücher bekannt war, § 892. 
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12. Alle diese Fragen können in dem leider nur eng be- 
messenen Rahmen einer Festschrift nur fluchtig gestreift 
werden. Es sei gestattet, zum Schluss nur noch eine Frage 
aus der Lehre vom Erbbaurecht zu berühren, welcher bei der 
2. Lesung xwar nur eine untergeordnete praktische Bedeutung 
beigelegt worden ist, die aber eine grase praktische Bedeutung 
dadurch erlangt hat, dass dasErfobaurecht das gesetzgeberische 
Vorbild für die landesgesetzlichen gnindstücksgleichen Rechte 
(Kohlenabbaugerechtigkeiten u. s. w.) geworden ist. Es han- 
delt sich um die Frage, ob, wenn ebi besonderes Blatt für 
das Erbbaurecht, die Abbaugerechtigkeit u. s. w. angelegt 
ist, die Wirksamkeit der dinglichen Rechtsanderungen von 
der ^ntragung auf dem besonderen Blatte oder von der 
Eintragung auf dem- belasteten Grundstück abhängig ist* 

Das Erbbaurecht entsteht, sobald die Eintragung auf 
dem Blatte des belasteten Grundstücks erfolgt ist. Ist die 
Eintragung erfolgt, so kann der Erbbauberechdgte die An- 
legung eines besonderen Grundbucbblattes beantragen und 
diesem Antrage ist stattzugeben (§ 7 Abs. i Satz i G.B.O.). 
Die Anlegung eines besonderen Blattes und die Eintragung 
auf diesem ist zur Begründung des dinglichen Rechtes weder 
erforderlich noch ausreichend. Die Auffassung, dass für das 
Erbbaurecht mit Rücksicht auf § 1017 B.G.B, unter allen Um- 
ständen ein eigenes Grundbuchblatt angelegt werden müsse, 
widerspricht der Entstehungsgeschichte des § 1017 und dem 
Wortlaut des Satz 2 in § 7 Abs. i G.B.O. 

Die Protokolle fllT. 2S4) besagen ausdrücklich, dass aus 
jener Hestiminung des 1017 nur zu folgern sei, die Ein- 
tragung auf ein bestandenes Blatt sei zur Uebertragunjr und 
Belastung des F.rbbaiirechts erforderlich; daneben sei nur die 
Zulässigkeit (also nicht die Fflichtj der Anlegung eines be- 
sonderen Blattes anzuerkennrn Gerade mit Rücksicht auf 
die Möglichkeit von Verwicklungen, die entstehen können, 
wenn die Kintragung auf einem Hlatt erfolgt, aut dein iiidrrn 
aus Verseilen unterblieben ist, ist der Antrag, auch die dmg- 
lichc Kechtsänderung (Aufhebung) von der Eintragung auf 
beiden Blättern abhängig zu machen, abgelehnt worden. 

Nur wenn das Recht veraussert oder belastet werden 
soll« erfolgt nach Satz 2 Abs. i des § 7 die Anlegung eines 
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besonderen Blattes von Amtswegen; die Anlegung wird 
auf dem Blatte des belasteten Grundstücks vermerkt; Ist 
nun aber das Blatt einmal angelegt, so muss es für das Erb- 
baurecht fortan als Grundbuch im Sinne des B.G.6. gelten, 
(§ 3 Satz 2 G.B.O.) und hieraus folgt, dass j ede dingliche 
Rechtsänderung, welche zur Wirksamkeit der Ein- 
tragung bedarf, auf dem besonderen Blatte des Erb- 
baurechts eingetragen werden muss, um wirksam zu sein. 

In Ansehung der Uebertragungen und Belastungen 
scheint das von Niemanden bezweifelt zu werden. In An- 
sehung der rechtsgeschäftlichen Aufhebung des Rechtes 
gingen bei der 2. Lesung die Ansichten darüber auseinander, 
auf welchem Blatte die Loschung eingetragen werden müsse, 
wenn das Erbbaurecht ein besonderes Blatt habe. Ein An- 
trag, die materielle Wirkung der Aufhebung des Erbbau- 
rechts von der Loschung auf dem besonderen Blatte ab- 
hängig zu machen, wurde von der Mehrheit mit folgender Be- 
gründung abgelehnt. Es entspreche der Konsequenz, nur die 
Löschung auf dem belasteten Grundstück als Erfordemiss der 
Aufhebung zu statuiren, wenn zur Entstehung des Rechtes 
die Eintragung auf dem belasteten Grundstück gehöre; das 
besondere Grundbuchblatt werde für das Erbbaurecht nur 
zum Zwecke der Belastung und sonstigen Verfügung ange- 
legt; der öffendiche Glaube des Blattes erstrecke sich des- 
halb nicht auf die Thatsache der Existenz der Berechtigung, 
ebenso wie die Existenz einer Grundgerechtigkeit nicht durch 
den Vermerk auf dem Blatte des berechdgten Grundstücks 
dargethan werdr Wer ein Erbbaurecht erwerben wolle, 
müsse sich durch Einsicht der Grundakten des belasteten 
Grundstücks davon überzeugen, ob das Erbbaurecht bestehe. 
Der G.B.O. könne eine Ordnungsvorschrift des Inhalts über- 
lassen bleiben, dass nach Löschung des Erbbaurechts auf 
dem belasteten Grundstücke die Schliessung des besonderen 
Blattes erfolgen müsse. 

Diesem Standpunkte der Mehrheit entsprechend wird 
allgemein gelehrt, dass die zur Aufhebung des Erbbaurechts 
erfcMrderliche Löschung auf dem belasteten Grundstücke zu 
erfolgen habe, die Schb'essung des Erbbaurechts weder er- 
forderlich noch ausreichend sei. 
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Indessen kann die Aufiassang der Mehrheit, welche 
im Gesetze einen Ausdruck nicht gefunden hat utid daher 
die Wissenschaft nicht bindet, nicht getheilt werden. Die 
Frage selbst greift in das Prinzip des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuchs so erheblich ein, dass eine eingehendere 
NachprufuDg angezeigt erscheint. 

Der oben wiedergegebene Standpunkt der Mdirliett ist 
mit § 3 Satz 2 G.6.O. unvereinbar. Bs kann nicht zugegeben 
werden, dass die Rechtskonsequenz eine Löschung; des 
Rechtes auf dem belasteten Grundstücke verlange, weä hier 
auch die Entstehung des Rechtes eingetragen werde. Das 
wäre zutreffend, wenn eben nicht ein besonderes Blatt ange- 
legt wäre; ist dieses angelegt, so ist es für das Erbbaurecht 
das Grundbuch im Sinne des B.G.B* 

Demgegenüber sind alle andern Erwägungen, dass das 
besondere Grundbuchblatt nur zu dem Zwecke rechtsgeschäft- 
lieber Verfügungen angelegt werde, einen Öffentlichen 
Glauben in Ansehung der Existenz des Rechtes ebensowenig 
habe, wie die Vermerke einer Grundgerechtigkeit auf dem 
Blatte des ba*echtigten Grundstücks, bedeutungslos und im 
Wesentlichen nur eine pedtJo prindpii. Der blosse Vermerk 
der Grundgerechtigkeit auf dem Blatte des berechtigten 
Grundstücks steht eben wesentlich anders wie das „beson- 
dere Blatt** des Erbbaurechts; denn dieses ist sein Grund* 
buch. Wie will man übrigens das besondere Blatt für die 
Zwecke der Uebertragung und Belastung verwerthen, wenn 
es kdnen öffentlichen Glauben hat? Oder will man etwa 
annehmen, dass die Uebertragungs- und Belastungsakte, los- 
gelöst von der Frage der objekdven Existenz des Rechtes 
öffentlichen Glauben haben? Wie soll es mit Aenderungen 
des Rechtsinhalts gehalten werden, wenn das Erbbaurecht in 
zweiter Hand ist; sollen sie auf dem belasteten Grundstück, 
auf dem besonderen Blatte oder auf beiden Blättern gebucht 
werden? Auf alle diese Zweifelsfragen ist eine klare und ein- 
fache Lösung nur möglich, wenn man an § 3 Satz 2 G.B.O. fest- 
hält, dass das besondere Blatt das Grundbuch des Erbbau- 
, rechts ist, und dass daher, sobald einmal das besondere Blatt 
angelegt ist, jedwede Rechtsänderung in diesem gebucht 
sein muss, um wirksam zu sein. Eine Gefahr für das be- 
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lastete Grundstück ist nicht zu befürchten; denn dort Ist die 
Anlegung des besonderen Blattes vermerkt und Jedweder, 
der ach über den Fortbestand des Rechtes vergewissem will, 
wird durch diesen Vermerk darauf hingewiesen, dass er das 
besondere Blatt einsusehen habe. Das besondere Blatt ist 
nichts anderes als die Fortsetzung der Einträge des be- 
lasteten Grundstacks. Auf dieses besondere Blatt, auf 
weldies das Erbbaurecht mit allen seinen Modalitaten, Be- 
dingrungen u. s. w. wörtlich ebenso zu abertragen ist, wie es 
auf dem Blatte des belasteten Grundstücks vermerkt war, 
übertragt sich der öfiendiche Glaube des Grundbuchs. Das 
Vertrauensprinzip würde erschüttert werden, wenn das be- 
sondere Blatt nur ein Scheindasein führen sollte, was der 
Fall wäre, wenn die dinglichen Rechtsänderungen in ihrer 
Wirksamkeit von den Beuikundui^en des Blattes des be- 
lasteten Grundstücks abhängig blieben. 

Aus der Fülle von Fragen sind hier vorwiegend nur 
solche gestreift, widere mit dem bisherigen preusskdien Redite 
keine oder nur geringe Berührungspunkte haben. Obwohl 
das Liegensdiaftsrecht des B.G.B. im Wesentlichen auf der 
Grundlage des preussaschen Grundbuchsystems aufgebaut ist, 
wird doch für zahllose Fragen der Praktiker im preusstscheo 
Rechte keinen Anhalt finden. Das wird in der Uebergangs- 
zeit wehmüthige Sdinsucht nach dem liebgewordenen alten 
Recht wachhalten. Aber diese Klagen werden verklingen, wohl 
noch ehe die Generation der Lebenden dahingegangen ist Sind 
erst dnmal für die neuen theoretischen Gedankenreihen von 
Theorie und Praxis die neuen Formeln und Handgriffe ge- 
schaffen, dann wird die Komplikation des Rechtsmechanismus 
kaum noch empfunden werden, und die Handhabung des 
B.G.6. sich kaum schwieriger, vielleidit gar leichter als die 
des E.E.G. gestalten. Ganz abgesehen davon, dass durch 
kein Opfer die Einheit des Rechtes und seiner Kodifikation 
zu theuer erkauft ist, — durch die Eigenart des B.G.B. 
ist jetzt |erst im Frivatrechte die langentbehrte Vo^bindung^ 
von Theorie und Praxis geschaffen; die deutsche Rechts» 
Wissenschaft ist vor eine Fülle * von Fragen gestellt, die theo- 
retisch ergründet sein wollen und an praktischer Aktualität 
nichts zu wünschen übrig lassen. 
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Samuel Qoldmann: 

Inwieweit haftet der Erbe, wenn derselbe ein 

zu einem Nachlasse gehörendes Handelsgeschäft 
fortführt, für die früheren Geschäftsverbindlich- 

keiten? 



D ie vielerörtete Streitfrage, welche Wirkunj;' die Fort- 
führung eines unter T.cbenrlen erworbenen Handelsi^eschäfts 
unter der bisherij^en Firma in Beziehung auf den Uebergang 
der Aktiva und Passiva habe, ist rfurch ^25 des Handels- 
gesetzbuchs vom 10. Mai 1897 zur gesetzlichen Entscheidung 
gelangt, und zwar ist diese h^ntscheidung im Sinne des durch 
die Judikatur des Reichsgerichts (vgl. Entsch R.G. Hd. 2 
S 55/56, Bd. 17 S qV, Bd. 38 S. 175) — im (jcgensatze zu 
der Judikatur des ehemaligen Reichsoberhandelsgerichts (vgl. 
R.O.H.G. Bd. I S. 68, Bd. 2 S. 143, Hd. 8 S. 383, Bd. 12 S. 159, 
Bd. 16 S. 271) — ausgebildeten Grundsatzes getroffen wor- 
den, welcher dahin formuiirt werden kann, dass der Fort- 
fülirung des Geschäfts unter der bisherigen Firma auf Grund 
eines Vertrages, durch welchen der Erwerber die Aküva 
und Passiva ubernimmt, in Ansehung des Verhältnisses zu 
den Gläubigern und vSchuldnern des Geschäfts dieselbe Be- 
deutung beizumessen sei, wie der öffentlichen, handelsüblichen 
Bekanntmachung des Erwerbers, dass er die Passiva des 
Geschäfts mitübernommen habe. 

Die Vorschriften des § 25 gehen aber über diesen durch 
die Judikatur des Reichsgerichts ausgebildeten Grundsatz 
noch hinaus, indem sie schon mit der Thatsache der F"ort- 
führung des erworbenen Handelsgeschäfts unter der bis- 
herigen Firma die Wirkung der 1 laftung für die Geschäfts- 
schulden und, sofern die F\)rtfahiung der Firma mit Bewilli- 
gung des bisherigen Inhabers oder seiner F>ben geschieht, 
die Fiktion des Ucberganges der Geschäftsforderungen auf 
den Erwerber verbinden. Diese Vorschriften, auf welche im 
Nachfolgenden mehrfach zurückzukommen sein wird, lauten, 
wie folgt: 

^Wer ein unter Lebenden erworbenes Handels- 
geschäft unter der bisherigen Firma mit oder <dine Bei- 
fügung eines das Nachfolgeverhältniss andeutenden Zu- 
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Satzes fortführt, haftet für alle im Betriebe des Ge- 
schäfts begründeten Verbindlichkeiten des frühereo In- 
habers. Die in dem Betriebe begründeten Forderungen 
gelten den Schuldnern gegenüber als auf den Erwerber 
übergegangen, falls der bisherige Inhaber oder seine 
Erben m die Fortführung der Firma gewilligt haben. 
Eine abweichende Vereinbarung ist einem Dritten 
gegenüber nur wirksam, >wenn sie in das Handelsregister 
dogetragen und bekannt gemacht oder von dem Erwerber 
oder dem Veräusserer dem Dritten mitgetheilt worden ist. 

Wird die Firma nicht fortgeführt, so haftet der F>- 
Werber eines Handelsgeschäfts für die früheren Ge- 
schäftsverbindlichkeiten nur, wenn ein besonderer Ver- 
pflichtungsgrund vorliegt, insbesondere wenn die Ueber- 
nahme der Verbindlichkeiten in handelsüblicher Weise 
von dem Erwerber bekannt gemacht worden ist/' 
Eine Ergänzung zu diesen, auf die Fortführung eines 
unter Lebenden erworbenen Handelsgeschäfts bezüglichen 
Vorschrittt-n bilden die Bestimmungen des 27 H.G.B., welche 
die Haftung des Erben für die früheren Geschäfts- 
verbindlichkeiten im Falle der Fortführung eines zu 
einem Nachlasse gehörenden Handelsgeschäfts regeln und 
welche, wie folgt, lauten: 

„Wird ein zu einrm Xachln'^se trehön'iuU^s Handels- 
geschäft von dem Erben ii irtgcführt, vSo linden auf die 
Haftung des Erben für die früheren Geschäftsverbind- 
lichkeiten die Vorschriften des § 25 entsprechende An- 
wendung. 

Die unbeschränkte Haftung nach § 25 Abs. i tritt 
nicht ein, wenn die Fortführung des Geschäfts vor dem 
Ablaufe von drei Monaten nach dem Zeitpunkte, in 
welchem der I^rbe von dem Anfalle der Erbschaft 
Kenntniss erlangt hat, eingestelU wird. Auf den Lauf 
der Frist linden die für die Verjährung geltenden Vor- 
schriften des 206 des Bürgerlichen (jcsetzbuchs ent- 
sprechende Anwendung. Ist l)ci dem Ablaufe der drei 
Monate das Recht zur Auaachlagung der Erbschaft 
noch nicht verloren, so endigt die Frist nicht vor dem 
Ablaufe der Ausschlags frist." 
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Es erhebt sich nun die Frage, wie diese Besthnmungen 
des § 37 zu verstehen seien« wie insbesondere man sich die 
^entsprechende Anwendung** der Vorschriften des § 35 zu 
denken habe?') 

Bd Beantwortung dieser Frage ist Folgendes zu be- 
achten: 

Gemäss § 1967 Abs. 1 B.G.B, „haftet der Erbe für die 
Nachlassverbindlichkeiten**, und gemäss § 1967 Abs. 2 B.G.B, 
gehören zu den Nachlassverbindlichkeiten in erster Reihe die 
„vom Erblasser herrührenden Schulden" — also auch die- 
jenigen Schulden, welche der Erblasser im Betriebe seines 
Handelsgeschäfts kontrahirt hatte, und welche im § 27 als 
„die früheren Geschäftsverbindlichkeiten", im § 25 Abs. i 
mit Bezug auf die dortselbst für den Fall der Fortführung 
eines unter Lebenden erworbenen Handelsgeschäfts geregelte 
Haftung als die ,,im Betriebe des Geschäfts begründeten 
Verbindlichkeiten des früheren Inhabers'' bezeichnet werden. 
Ks soll hier auf den, wie Wilke („Das Bürgerliche Gesetz- 
buch etc. mit Kommentar", herausgegeben von Wilke etc. 
Bd. 5 S. 37) zutrefiend bemerkt, ,,für die Anwendung des 
Gesetzes nicht erheblichen, theoretischen Streit", ob diese 
Haftung des I-^rben eine grundsätzlich auf den Nachlass be- 
schränkte oder eme grundsätzlich unbeschränkte sei (vgl. für 
die erstere Ansicht insbesondere Hai Ik nburg, Vorträge S. 367, 
369 ff.; Eduard Goldmann in Gruchot Bd. 43 S. 428 ff.; Eccius 
in Gruchot Bd. 43 vS. 603 ff., für die letztere insbesondere 
Wendt, Arch. für civ, Pr. Bd. 86 S. 353 ff.; Boehm in Gruchot 
Bd. 42 S. 455 ff.; Strohal Erbrecht; Neumann Vorbemerk, vor 
§ 1967 B.G.B.) nicht näher eingegangen werden. Vielmehr 
sei hier zunächst nur dessen Erwähnung gethan, dass diese 
Haftung nach bürgerlichem Recht eine unbeschränkte — 
d. h. eine auch das zu dem Nachlasse nicht gehörige Ver- 
mögen des Erben umfassende — oder auch eine beschränkte 
— d. h. eine lediglich das zu dem Nachlasse gehörige Ver- 

1) Hit Rticksidit auf die mehrfach divergitenden Ansichlea, welche 

zufolge des § 27 II.G.B. entstanden sind und auf die Wichtigkeit der 
obigen Krage hat der Verfasser es für /%v« rkinäs>ijj erachtet, die in Be- 
ziehung auf dieselbe zu § 27 ^eitlt-s Kommencirs /um H.G.Ii Seemächten 
Ausführungen hier in besontlerer .Aiihandlung näher darzulegen. 
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mögen des Erben umfassende ■ — sein kann und gleichzeitig 
darauf hingewiesen, dass die unbeschrankte Haftung des 
Erben für die Nachlassverbindlichkeiten nur dann eintritt, 
wenn der Erbe innerhalb der ihm vom Nachlassgericht auf 
Antrag eines Nachlassgläubigers bestimmten Inventarfrist das 
Inventar nicht errichtet hat (§ 1994 Abs. i Satz 2 B.G.B.\ 
oder wenn derselbe in einer den Thatbestand des § 2005 
B.G.R, erfüllenden W'eise unwahre Angaben im Inventar ge- 
macht oder im Falle des § 2003 H.C.B, die Ertheilunp^ der Aus- 
kunft verweigert oder absichtlich in erheblichem Maasse ver- 
zögert hat 20f\- Abs. i Satz 2 B.G.B.). Auch sei hier 
fernerhin bemerkt, dass die beschrfinkte Haltung von dem 
Erben nicht durch die Inventarerrichtung, zu welcher er ge- 
mäss ^nn^ B.G.B, zwar berechtigt, aber nicht ^■erpflichtet 
ist, sondern gemäss § 1975 B.G.B, durch die Anordnung einer 
Nachlassverwaltunrr — d. h. einer Nachlassptlcirschaft zum 
Zwecke der Bctricdigung der Nachlassgläubiger — oder 
durch die Eröffnung des Nachlasskonkurses zur Geltung ge- 
bracht wird, dass jedoch gemäss §§ 19QO, 1991 B.G.B., wenn 
die Anordnung der Nachlassverwaltung oder die Eröffnung 
des Nachlasskonkurses wegen Mangels einer den Kosten ent- 
sprechenden Mas.-^e nicht thunlich ist oder aus diesem Grunde 
die Nachlassverwakung autgehoben oder das Konkursver- 
fahren eingestellt wird, der Erbe die Befriedigung eines 
Nachlassgläubigers insoweit, als der Nachlass nicht ausreicht, 
verweigern kann, alsdann aber zur Herausgabe des Nach- 
lasses zum Zwecke der Befriedig;ung des Gläubigers im Wege 
der Zwangsvollstreckung verjillichtet ist, dass weiterhin ge- 
mäss § 1992 B.G.B., wenn die Ueberschuldung des Nach- 
lasses auf \'^ermächtnissen und Auflagen beruht, der Erbe, 
auch wenn die X'oraussctzungen des § k;9<^ nicht vorliegen, 
berechtigt ist, die Berichu^ung dieser Verbindlichkeiten nach 
den Vorschriften der ^§ 1990, 19(^1 B.G.B, za bewirken uiul 
die Herausgahe der noch vorhandenen Nachlassgegenstände 
durch Zahlung des Werthes abzuwenden, und dass endlich 
der l'>be gemäss §§ 1970 bis 1973 B.G.B, die Nachlass- 
gläubiger im Wege des Aufgebotsverfahrens zur Anmeldung 
ihrer Forderungen auffordern und gemäss § 1973 die Befrie- 
digung eines im Aufgebotsverfahren ausgeschlossenen Nach- 
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lassglaubigers insoweit verweigern kann, als der Nachlass 
durch die Befriedigung der nicht ausgeschlossenen Gläubiger 
erschöpft wird. 

Wird nun nach diesen Vorbemerkungen zu der Frage 
übergegangen, wie die im § 27 H.Q.B. vorgeschriebene 
„entsprechende'' Anwendung der Bestimmungen des § 25 im 
Falle der Fortfuhrung eines zu einem Nachlasse gehörenden 
Handelsgeschäftes seitens des Erben sich gestalte, so ist 
einerseits die Auseinanderhaltung der beiden im § 25 unter- 
schiedenen Fälle der Fortführung des Handelsgeschäftes 
unter der bisherigen Firma und der Fortführung des- 
selben ohne die Firma, andererseits innerhalb jedes dieser 
beiden Fälle die fernere Auseinanderhaltung der nach bürger- 
lichem Rechte begründeten unbeschränkten und der nach 
bürgerlichem Rechte begründeten beschränkten Haftung 
des Erben für die Nachlassverbindlichkeiten erforderlich. 

/. IVevfi der Erhe ein zu einem Nachlasse gehörendes 
Handelsgeschäft ufiter der bisherigen Firma mit oder ohne ' 
Beifügung eines das Nachfolgeverhältnlss a^ideittenden Zu- 
satzes fortführt, so gestaltet sich die entsprechende 
Anwendung der \'orschriften des § 25, wie folgt: 

1. Haltet der Krbe nach bürgerlichem Rechte 
für die Nach lassverbindlichkeiten unbeschränkt, 
SO haftet er unbeschränkt auch für die einen Theil dieser 
Nachlassverbindlichkeiten bildenden früheren Geschäftsver- 
bindlichkeiten; in solchem Falle deckt sich also die Haftung 
nach bürgerlichem Rechte mit der gemäss §§ 27 und 25 
Abs. I Satz r begründeten Haftung nach Handelsrecht. 

2. Haftet der Krbe nach bürgerlichem Rechte 
für die Nachlassverbindlichkeiten beschränkt, so 
tritt zutolge der \orschriften §§ 27 und 25 Abs. 1 H.G.B, 
eine Erhöhung der Haftung des Erben, insoweit dieselbe 
sich auf die früheren Geschäftsverbindlichkeiten bezieht, ein, 
indem nach diesen \'orschriften des Handelsrechts der Erbe 
für die erwähnten Verbindlichkeiten unbeschränkt, auch mit 
dem nicht zu dem Xachlasse gehörigen X^ermogen haftet. 

Diese unbeschränkte Haftung nach §25 Abs. i 
tritt jedoch gemäss § 27 Abs. 2 nicht ein, und es bc. 
wendet sonach bei der nach bürgerlichem Rechte 
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begrundeteo beschränkten Haftung, wenn die Fort- 
führung des Geschäftes vor dem Ablaufe von drei 
Monaten nach dem Zeitpunkte, in welchem der Erbe 
von dem Anfalle der Erbschaft Kenntniss erlangt 
hat, eingestellt wird, wobei in Rücksicht auf den Lauf 
der Frist und auf das Ende derselben die Vmchriften in 
$ 37 Abs. 2 Satz 2 und j Anwendung finden. 

3, Wie aber gestaltet sich die „entsprechende** 
Anwendung der Vorschrift des § 35 Abs. 3, nach 
Inhalt dessen im Falle der Fortführung eines unter 
Lebenden erworbenen Handelsgeschäftes unter der 
bisherigen Firma mit oder ohne Beifügung eines 
das Nachfolgeverhältniss andeutenden Zusatzes eine 
von den Bestimmungen des §25 Abs. i abweichende 
Vereinbarung getroffen und unter den dortselbst 
gegebenen Voraussetzungen, — Eintragung in das 
Handelsregister und Bekanntmachung oder seitens 
des Erwerbers oder des Veräusserers geschehene 
Mittheilung an den Dritten — , mit Wirkung gegen 
Dritte ausgfestattet werden kann? Kann auch der 
Erbe, welcher ein zu einem Nachlasse gehörendes 
Handelsgeschäft unter der bisherigen Firma mit 
oder ohne Beifügung eines das N a ch fol q-e verhäl t nis s 
an d e u t enden Z usat zes fortführt, in „entsprechender 
Anwendung" des §25 Abs. 2 seine Haftung für die 
früheren Cieschäfts Verbindlichkeiten anders, als 
dieselbe zufolge der den Vorschriften des § 27 Abs. r 
und 2 entsprechenden Anwendung des § 25 Abs. i 
sich regelt, gestalten? 

Staub (Kommentar zum H.G.H. Anra. 11 und 12 zu § 27) 
meint, dass der Erbe sofort, wenn er das Nachlassgeschäft 
mit Firma fortzuführen beginne, in entsprechender Anwendung 
des § 25 Abs. 3 in das Handelsregister eintragen lassen oder 
den Geschäksglciubigern mittheilen könne, dass er die Ueber- 
nahme der unbeschränkten Haftung für die bestehenden Ge- 
schäftsverbiridlichkeiten ablehne; dadurch könne er natürlich 
seine Haftung für die Nachlassschuld nicht ausschliessen; 
aber er sichere sich dadurch für alle Fälle, möge sich seine 
Rechtsstellung als Erbe in Zukunft gestalten, wie immer, den 
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Vortheil, „dass aus der Fortführung des Geschäftes mit Firma 
jedenfalls nicht das Präjudiz folgt, er hafte für die früheren 
Geschäftsverbindlicbkeiten unbeschränkt"; habe der Erbe 
durch diese Kundmachung bewirkt, dass ihm die Fortfuhrung 
des Geschäfts mit Firma nicht das Präjudis der unbeschränk- 
ten Haftung bringe, so befinde er sich nunmehr in derselben 
Lage, wie wenn er das Geschäft ohne Firma fortgeführt 
hätte; er habe sodann das Präjudiz der unbeschränkten Haf- 
tung, welches in der Fortfuhrung der Firma erblickt werden 
könnte, beseitigt, andererseits aber durch die Fortführung 
des Geschäfts mit Firma, durch die Eintragung dieses Zu- 
Standes oder die Bekanntmachung an die Gläubiger, dass 
er zwar das Geschäft fortführe, aber die früheren Verbind- 
lichkeiten nur beschränkt übernehme, sich definitiv für die 
Annahme der Erbschaft entschieden; darin liege eine deut- 
liche Annahme-Erklärung; insbesondere enthalte die Er- 
klärung, nur beschränkt, wie ein Erbe, haften zu wollen, die 
Erklärung, Erbe sein zu wollen; er könne hiernach die Erb- 
schaft nicht mehr ausschlagen und habe die Rechtsstellung 
eines Erben, ^der die Rechtswohlthat des Inventars noch 
nicht verwirkt hat'*. 

Diesen Ausführungen kann in keiner Weise beigetreten 
werden. 

Die Bestimmung im § 25 Abs. 2 H.G.B, hat eine von den 
Vorschriften des § 25 Abs, 1 ab weichen de Verein- 
barung" zwischen dem früheren Inhaber und dem Erwerber 
des Handelsgeschäftes zur X'oraussetzung. Sic hat ihren 
legislatorischen Grund in dem Bedürfniss, den Betheiligten 
die Möglichkeit zu gewähren, sich vcm* denjenigen llnzuträg- 
lichkeiten, welche zufolge der Bestimmungen des § 25 Abs. i 
für sie erwachsen können, zu schützen. Da nämlich im Falle 
der Fortführung eines unter Lebenden erworbenen Handels- 
geschäftes unter der bisherigen Firma mit oder ohne Bei- 
füg^g eines das Nachfolgeverhältniss andeutenden Zusatzes 
die in dem Betriebe beji^ründeten Forderungen gemäss § 25 
Abs. I Satz 2 H.G.B, den Schuldnern gegenüber als auf den 
Erwerber übergegangen gelten, falls der bisherige Inhaber 
oder seine Erben in die Fortführung der Firma gewilligt 
haben, in dem hier vorausgesetzten Falle also den Schuldnern 
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gegenüber fortan der Erwerber allem als Glaubiger gilt, 
während doch zufolge der im ersten Satze des ersten Ab- 
satzes des § 25 getrogenen Bestimmungen ein Gesammtschuld> 
verhältniss des früheren Inhabers und des Erwerbers zu den 
Gläubigern eintritt, so kann es beispielsweise sich ereignen, 
dass der frühere Geschäftsinhaber, welcher wegen einer Ge- 
schäftsschuld in Anspruch genommen wird, nicht in der Lage 

g€g€^ dieselbe eine Geschäftsforderung aufzurechnen. 
Die Bestimmung in Abs. 2 des § 25 weist den Betheiligten, 
sofern sie derartige Unzuträglichkeiten nicht auf sidi nehmen 
wollen, den gesetdichen Weg, um dieselben zu vermeiden. 
(Vgl. Denkschr. zum Entw. eines Handelsgesetzbuchs und 
eines Einführungsgesetzes S. 37). 

Dieser legislatorische Grund fallt bei dem Erben, welcher 
ein zu dem Nachlasse gehörendes Handelsgeschäft fortführt, 
hinweg, da ja das Vermögen des bisherigen Geschäfts- 
inhabers als des Erblassers auf ihn übergegangen ist und 
für ihn die AufrechnungsmögHchkeit in jedem Falle besteht. 

Wie aber derjenige legislatorische Grund, welcher die 
Vorschrift in § 25 Abs. 3 für den Fall der Fortführung 
eines unter Lebenden erworbenen Handelsgeschäfts 
unter der bisherigen Firma mit oder ohne Beifügung eines 
das Nachfolgeverhältniss andeutenden Zusatzes hat zwcick- 
mässig erscheinen lassen, im Falle der Fortfuhrung eines 
zu einem Nachlasse gehörenden Handelsgeschäfts 
durch den Erben fortfallt, so ist in solchem Falle auch 
diejenige Voraussetzung nicht — und zwar auch 
nicht analog — vorhanden, an welche das Gesetz 
die Wirkung des § 25 Abs. 2 H.G.B. knüpft, nämlich 
die „abweichende Vereinbarung.^' 

Mit wem soll der Erbe denn diese Vereinbarung treffen, 
und was soll denn der Inhalt dieser Vereinbarung sein? Der 
bisherige Inhaber ist verstorben; mit ihm also kann eine 
Vereinbarung nicht mehr getroffen werden. Während ferner 
die Vereinbarung nach 25 Abs. 2 eine beliebige sein, den 
vertrairf^mässigen Ausschluss desUeberganges derForderungra 
und der Schulden oder auch nur der Forderungen oder nur 
der Schulden oder nur gewisser Forderungen ode^r gewisser 
Schulden zum Gegenstande haben konnte, so kann von dem 
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Ausschlüsse der Haftung für die frGiheren Geschäfcsirerbtnd- 
Uchkeiten oder auch nur für gewisse GeschäftsverbindKch« 
ketten hier, wo diese Haftung aus dem Gesetze (vgl. § 1967 
ß.G.B.) folgt, nicht die Rede sein. Der einseitige Ent* 
schluss des Erben aber, lediglich beschränkt, mit dem 
Nachlasse haften zu wollen, kann jene Vereinbarung so wenig 
ersetzen, wie ein einseitiger Entschluss desselben, für die 
Geschäftsverbindlichketten oder für gewisse Geschäftsver- 
bindlichkeiten trotz FortfQhrung der Firma überhaupt nicht 
haften zu wollen. 

Ausschlaggebend gegen die Ansicht Staub's ist 
aber die Bestimmung in §27 Abs. 2 H.GB., wonach 
die unbeschränkte Haftung nach §25 Abs. 1 » nicht 
eintritt", wenn die Fortführung des Geschäftes vor 
dem Ablaufe von drei Monaten nach dem Zeitpunkte, 
in welchem der Erbe von dem Anfalle der Erbschaft 
Kennt niss erlangt hat, eingestellt wird. 

Mit dieser Bestimmung schafft das Gesetz für den Zeit- 
raum von drei Monaten von denjenigen Zeitpunkte ab, in 
wdchem der Erbe von dem Anfalle der Erbschaft Kenntniss 
erlangt hat, einen Sehwebezustand, indem es den Eintritt 
oder Nichteintritt der unbeschränkten Haftung des Erben 
für die früheren Geschäftsverbindltchkeiten von dessen inner- 
halb dieses Zeitraums zu treffender, eigener EntSchliessung 
abhängig macht. Es stellt dem Erben frei, innerhalb dieses 
Zeitraums die Fortführung des Geschäftes einzustellen und lässt 
die unbeschränkte Haftung des Erben für die früheren Ge- 
schäftsverbindlichkeiten dann nicht eintreten, wenn derselbe die 
Einstellung vor dem Ablaufe des erwähnten Zeitraumes von 
drei Monaten bewirkt. Hiermit knüpft es aber zugleich 
an die über diesen Zeitraum von drei Monaten 
hinaus andauernde Fortführung des Geschäftes die 
unabänderliche Folge der alsdann eintretenden un- 
beschränkten Haftung. 

Aus den im Vorstehenden entwickelten Gründen kann 
auch der Ansicht von Dürini^er und Hachenburg, welche 
in ihrem Kommentar zum Handelsgesetzbuche Anm. V zu 
§ 27 (S. 124) zwar zutreffend eine einseitige Erklärung des 
Erben zum Handelsregister, dass er für die Geschaftsschulden 
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nur mit der Beschränkung auf die Kräfte des Nachlasses 
hafte, für wirkungslos erachten, aber eine ^^entsprechende 
Anwendung*^ des § 25 Abs. 2 bei Willenserklärungen des 
Erblassers für möglich und die Kundmachung der beschrankten 
Haftung seitens desErben dann fürwirkungsvöU erachten, wenn 
der Erblasser diese beschränkte Haftung lemwiUig verordnet 
hatte, nicht beigetreten werden, wobei übrigens zu bemerken, 
dass eine derartige letstwillige Verordnung des Erblassers 
als gegen das Gesetz (vgl. §§ 1994 Abs, i Satz 3, 2oo5 Abs. i 
B.G.B.) verstossend, wirkungslos sein wurde. 

Für eine entsprechende Anwendung auch der Bestimmung 
in § 35 Abs. 2 H.G.B. im Falle der Fortführung eines zu 
einem Nachlasse gehörenden Handelsgeschäfts seitens des 
Erben ist sonach kein Raum (vgl. auch Cohn in Gruchot, 
Bd. 42 S. 63; Lehmann und Ring, Komm, zum H.G.B. S. 100 
unter Nr. 6). 

Was nun aber den Begriff der „Einstellung der 
Fortführung des Geschäftes" anbetrifft, so ist darunter 
nichts Anderes zu verstehen, als das Aufgeben des ferner- 
weiten Betriebes des Geschäftes durch den Erben. Die Ein- 
stellung kann durch eine Auflösung des Geschäftes, sie kann 
aber auch durch eine Veräusserung desselben be- 
wirkt werden. Der Ansicht Staub's (Anm. 24 zu §27), 
dass, wenn der Erbe das Geschäft innerhalb der Frist ver- 
äussere, seine unbeschränkte Haftung nach Ablauf der Frist 
eintrete, ist nicht beizutreten. Seine Ausführung: „Die 
Wohlthaten des Abs. 2 kommen dem Erben nur dann zu 
Gute, wenn er den Geschäftsbetrieb einstellt. Dann giebt 
er die Vortheile des bestehenden Geschäftes und der Firma 
Preis und soll dafür den Nachtheil der unbeschränkten 
Haftung nicht tragen. Heimst er aber die Vortheile des 
VVeiterbetriebes des Geschäftes und der Fortführung^ der 
Firma ein, so ist auch kein gesetzgeberischer Grund vor- 
handen, ihm die Nachtheile der unbeschränkten Hnftung ab- 
zunehmen, wenn er dieselben nicht auf andere ihm ebenfalls 
zu Gebote gestandene^ Weise (durch Kundmachuni; nach 
>j 25 Abs. 2) abgewandt hatte** — kann für ut reffend 
nicht erachtet werden. Sie beruht auf einem Verkennen des 
gesetzgeberischen Gedankens. Das Geseu will deu Erben 
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nicht vor die Alternative stellen, entweder sofort das zu dem 
Nachlasse gehörende Geschäft und die Firma preiszugeben 
oder die unbeschränkte Haftung für die früheren Oi schäfts- 
verbindlichkeiten auf sich zu nehmen. Es will dem Erben 
die Möglichkeit gewähren, das Handelsgeschäft unter der 
bisherigen Firma einstweilen fortzuführen, die vielleicht ver- 
häng^issvolle Wirkung der unbeschränkten Haftung für die 
früheren Geschäftsverbindlichkeiten aber dadurch von sich 
abzuwenden, dass er vor dem Ablaufe der Schwebezeit die 
Fortführung des Geschäftsbetriebs aufgiebt. Wie er dies 
thut, ob er insbesondere das Geschäft auflöst oder dasselbe 
veräussert, ist gleichgültig. Veräussert er tl.is Geschäft, so 
Hegt für den Erwerber des letzteren ein Erwerb unter Feben- 
flen vor, uikI tinden sodann die Bestimmungen des § 25 un- * 
mittelbare Anwendung. 

//. Wenn der Er he ei)L zu einem Nachlasse gehören- 
des Hniidds'^eschätt fortführt, ohne auch die Firma fortzu- 
führen, so gel.'in «;('n die Bestimmungen des § 25 Abs. 3 
zur ent Spree henlrn Anwendung. 

Die Fortf üiirun<; des Geschäftes an und für >ich ist als- 
dann in Ansehun;i" der Haftung des Erben für die früheren 
Geschäftsverbindlichkcitcn ohne Belang; diese Haftung richtet 
sich, wie die Haftung für die Schulden überhau[)t, nach den 
Bestimmungen des i>ürgerlichcn Rechtes, und der Erbe haftet 
sonach f'ür die früheren Geschättsverbindlii hkeiten un- 
beschränkt oder beschränkt, je nachdem er für die \achlass- 
verbindlichkeiten überhaupt unbeschränkt oder beschränkt 
haftet. 

Nur in dem F""alle, wenn ein besonderer Verptüchtungs- 
grund vorliegt, insbesondere wenn der Erbe die l'>klärung, 
für die früheren Geschäftsverbindlichkeiten unbeschränkt 
haften zu wollen - f welche Erklärung an die Stelle der die 
Uebernahme der Verbindlichkeiten gemäss 25 Abs. 3 ent- 
haltenden Erklärujig tritt — in handelsüblicher Weise be- 
kannt gemacht hat, haftet der Erbe, auch wena seine Haftung 
sonst nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes sich 
auf den Nachlass beschränkt, für die früheren Geschäftsver- 
bindlichkeiten unbeschränkt, also auc^ mit seinem nicht zu 
dem Nachlasse gehörenden Vermögen. 
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///. Mü emigm Worten muss noch der in § vor- 
geschriebenen ^^entsprechenden'"'' Anwendung der Vorschriften 
des § 2ß in dem Ftcäle, wenn mehrere MUerhen vorhanden 
sind, Erwähnung gethan und femer der Wirksamkeit der 
Rechtsgeschäfte^ welche der Erbe innerhalb der durch § 2f 
Abs, 2 begründeten Schwebezelt vor?iimfnty gedacht werden. 

I. Die entsprechende Anwendung der Vorschrif- 
ten des §25 in dem Falle, wenn mehrere Miterbe-h 
vorhanden sind. 

Auch hier bedarf es zunächst eines kurzen Eingehens 
auf die Haftung der mehreren Miterben nach den Bestim« 
mungen des bürgerlichen Rechtes. In Betracht kommen in 
dieser Beziehung vornehmlich die §§ 2032 Abs. i, 2033, 2058, 
2059 B.G«B. Nach diesen Bestimmungen wird, wenn der 
Erbla-s'^er mehrere Erben hinterlässt, der Nachlass gemein- 
schaftliches Vermögen der Erben (§ 2032 Abs i B.G.B.), 
und kann jeder Miterbe über seinen Antheil an dem Nach- 
lasse, nicht aber über seinen Antheil an den einzelnen Nach- 
lassgegenständcn vcrfiis;^«! (§ 2033 Abs. i und Abs. 2 B.G.B.). 
Gemäss § 2058 B.Cj.H. haften die Erben für die gemeinschaft- 
lichen N"achlassverbin(l!ichl;eitcn rds (icsanimtschuldner, und 
gemäss § 2059 B.G.H. kann jeder Miterbe bis zur Theilung des 
Nachlasses- die Berichtigung der Nachlassverbindlichkeiten 
aus dem Vermögen, das er ausser seinem Antheil an dem 
Nachlasse hat, verweisrern, welches Recht ihm jedoch in dem 
Falle, wenn er für eine Nachlassverbindlichla-it nnhr-schränkt 
haftet, in Ansehung des seinem Erbtheüe entsprechenden 
Theiles der Verbindlichkeit nicht zusteht. 

Unter Berücksichtigung dieser Bestimmuntren des bürger- 
lichen Rechtes bedarf es auch hier wiederum der Ausein- 
anderhaltung der beiden in § 25 H.G.B, gedachten Fälle der 
Fortführung des Handelsgeschäfts unter der bisherigen Firma 
mit oder ohne l^eifügung eines das Nachfolge verhältniss an- 
deutenden Zusatzes und der Fortführung des Geschäftes ohne 
die Firma. 

a) Führen die Erben das zu dem Nachlasse ge- 
hörende Handelsgeschäft unter der bisherigen 
1 irma mit oder ohne Beifügung eines das Nach- 
folge verhältniss andeutenden Zusatzes fort, so ist 
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der Fall der entsprechenden Anwendung des § 25 — jedoch 
mit derjenigen Massgabe, welche sich aus der nach den 
obigen Erörterungen zu I diese entsprechende Anwendung 
einschräQkenden Bestimmung des § 27 Abs. 2 H.G.B. ergiebt — 
gegeben. 

Hiernach stellt sich das Rechtsverhältniss folgendermassen: 

aa) Stellen die Erben Innerhalb der durch § 27 Abs. 2 
H.G.B, begründeten Schwebezeit die Fortführung des Ge* 
Schaftes ein, so findet eine entsprechende Anwendung des 
§ 25 Abs. t nicht statt; die Haftung der Erben für die früheren 
Geschäftsverbindlichkeiten richtet sich vielmehr lediglich nach 
den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes. 

bb) Stellen die Kr1)en dagegen vor dem Ablaufe der 
Soinvcbezeit des v:j 27 Abs. 2 die Forttüiirung des Geschäfts 
nicht ein, führen sie viehnehr über (H'-sen Zeitraum hinaus 
das Geschäft Linter der bisherigen I-ärma mit oder ohne Bei- 
fÜLTunfT eines das N.ichfolgeverhältniss andeutenden Zusatzes 
fort, so haften sie für die bisherigen Geschäftsverbindlich- 
keiten unbeschränkt. 

b) Führen die Erben das zum Nachlasse ge- 
hörende Handelsgeschäft nicht unter clcr bisherigen 
Firma fort, so ist ihre Furtführufig des HantU Isgcschäfts 
auf die Haftung für die früheren Geschäftsverbindlichkeiten 
ohne Einfluss. Die Erben haften für diese \'erbindlichkeiten, 
wie überhaupt für die NachlassverbintUu iiivciten lediglich 
nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes. Nur, 
wenn ein besonderer Verpilichtungsgrund vorliegt, insbeson- 
dere, wenn die ücbernahme der Geschäl tsverbindlichkeiten 
in handelsüblicher Weise von den Erben bekannt gemacht 
worden ist, tritt, ohne Rücksicht auf die aus den liestinmuingen 
dcb bürgerlichen Rechtes sich ergebende Haftung, ihr e unbe- 
schränkte Haftung lür die früheren Geschäfisvcrbindlich- 
keilen ein. 

Wenn Staub (Anm. 25 zu §27) ausführt, dass in der 
Fortführung des Geschäfts seitens der Erben ohne die bis- 
herige Firma ein „Antritt der Erbschaft" liege, und dass die 
Erben alsdann eine offene Handelsgesellschaft bilden und sich 
eintragen lassen müsseni -so kann dieser Ansicht nicht bei- 
getreten werden. Da, wie sich aus § 27 Abs, 2 ergiebt, in 
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der Fortführung' des Geschäfts unter der bisherigen Firma 
selbst dann, wenn der letzteren ein das Nacbfolgeverhältniss 
andeutender Zusatz beigefugt wird, die Annahme der Erb- 
schaft noch nicht gefunden werden darf, dem Erben vielmehr 
trotz solcher Fortführung das Ausschlagungsrecht verblieben 
ist, so ist nicht erfindlich, wie in der blossen Thatsache der Fort- 
führung des Geschäfts ohne Fortführung der bisherigen Firma 
die Annahme der Erbschaft sollte gefunden werden können. Die 
Begründung, welche Staub in Anm. 6 zu § 27 giebt, dass der Erbe 
durch solche Fortführung „dem Geschäfte ein neues Gepräge 
gebe, demselben die Signatur seiner eigenen Persönlichkeit auf- 
drücke," kann nicht überzeugen. Dies thut der Erbe in jedem 
Falle, sowohl wenn er das Geschäft unter der bisherigen 
Firma — zumal unter Beifügung eines das Nachfolgever- 
hältniss andeutenden Zusatzes - als auch, wenn er das Ge- 
schäft ohne die bisherige Firma fortführt. Es kommt viel- 
mehr Alles auf die konkreten Umstände an, aus deren Ge- 
sammtheit auch bei Fortführung des Geschäfts ohne die 
bisherige l-'irma entnommen werden muss, oh eine — und 
zwar unbedingte und unbefristete (vgl. § 1947 B.G.B.) — An- 
nahme der Erbschaft anzunehmen sei. Die Begründung einer 
offenen Handelsgesellschaft aber setzt vor allem einen — 
wenn auch nicht an eine bestimmte Form geknüpften — 
Gesellschat'ts vertrair voraus, in welchem der übereinstim- 
mende AA'ille der HetheiHg:ten, t-ine offene Handelsiresellschaft 
mit deren gesetzlichen FoliJi^en zu betreiben - zum Aus- 
drucke gelangen muss (vgl. R.O.H.G. Band 23 S 167). Es 
ist ja aber sehr wohl denkbar, dass die Foriluhrung des Ge- 
schäfts durch die Erben — cfleichviel ob dieselbe mit oder 
ohne Fortführnng der Eirma, mit oder ohne i^eifügung eines 
das Nacbfolgeverhältniss andeutenden Zusatzes o^eschieht - 
nur interimistisch, in Betliätio^un«; lediglich der \'er\valtung drs 
gemeinscliHttlichesVermöi^en der Erben gewordenen Nachlasses 
(§ 2032 B.G.B.) erfolgt (vgl R.O.H.G. Bd. 1 i S. 102. Bd 23 S. 1 67 ; 
R.G. Bd. 35 S. 1 7 ff.), und gerade dem häutigen Vorkommen 
dieses Verhältnisses trägt der sj 27 Abs. 2 li.(i.B. Rechnung. 

2. Die Wirks amkeit der Rechtsgeschäfte, welche 
der Erbe innerlialb der durch § 27 Abs. 2 begrün- 
deten Schwebezeit vornimmt. 
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Obwohl, wie im Vorstehendeo gezeigt worden, aus der 
blossen Thatsache der Fortfuhrung des Geschäfts iunerhalb 
der durch § 27 Abs. 2 begründeten Schwebezeit eine Annahme 
der Erbschaft nicht gefolgert werden darf, der Erbe vielmehr 
trotz der bisherigen Fortfuhrung des Geschäfts bis zu dem 
«Ablaufe der drei Monate und, falls bei diesem Ablaufe die 
Ausschlagungsfrist noch nicht abgelaufen, bis zu deren Ab- 
laufe (vgl. § 27 Abs. 2 Satz 3 H.G.B.) in seinem Rechte, die 
Erbschaft anzunehmen oder auszuschlagen, nicht präjudizirt 
ist, so ergiebt es sich doch von selbst, dass, wenn der Erbe 
demnädist die Erbschaft annimmt, er die Wirksamkeit der 
in der Schwebezeit von ihm vorgenommenen Rechtsgeschäfte 
nicht aus dem Grunde, weil er damals noch nicht definitiver 
Erbe gewesen sei, in Frage stellen kann. 

Schwieriger gestaltet sich jedoch die Rechtslage, wenn 
der Erbe demnächst die Erbschaft ausschlägt. In solchem 
Falle gilt gemäss § 1953 Abs. i B.G.B, der Anfall an den 
Ausschlagenden als nicht erfolgt, und müssen daher diejenigen 
Verfugungen, welche derselbe über Nachlassgegenstände vor- 
genommen hatte, für von Anfang an hinfällig erachtet werden 
(vgl. Goldmann und Lilienthal „Das Bürgerliche Gesetzbuch 
etc." S. 329 unter 5). Indessen bestimmt § 1959 Abs. 2 B.G.B., 
dass, wenn der Erbe vor der Ausschlagung über einen Nach- 
lassgegenstand verfügt, die Wirksamkeit der Verfügung 
durch die Ausschlagung nicht berührt wird, faUs die Ver- 
fügung nicht ohne Xachtheü für den Nachlass verschoben 
werden konnte, und bleibt femer gemäss § 1959 Abs. 3 H.G.B, 
ein Rechtsgeschäft, das gegenüber dem Erben als solchem 
vorgenommen werden muss, wenn es vor der Ausschlagung 
dem Ausschlagenden gegenüber vorgenommen wird, auch 
nach der Ausschlagung wirksam; ausserdem besteht der 
fernerweite Scliutz des Dritten, welcher mit dem provisorischen 
Erben kontrahirt hat, in den Vorschriften, welche über den 
Schutz des guten Glaubens (§§ 932 ff. B.G.B.), des Vertrauens 
auf das Grundbuch 892 B.G.B.) und den Erbschein (§§ 2366, 
2367 B.G.B.) gelten (vgl. Mot. B.G.B. Bd. V S. 538; Goldmann 
und Lilicnth.'il a. a. O. S. 320/32 1). 

In der Rechtsbeziehung zwischen dem provisorischen und 
dem deünitivea Erben aber regelt sich das Verhältniss nach 
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§ *959 Abs. I H.G.B., zufolge dessen der Erbe, sofern er vor der 
Ausschlai;uiig erbschaftliche Oeschäfte besorgt, demjenigen 
gegenüber, welcher Erbe wird, „wie ein Geschäftsführer ohne 
Auftrag berechtigt und verpflichtet ist." Den für ihn aus 
solchen \ Rechtsgeschäften gegen den definitiven Erben er- 
wachsenden Ansprüchen entsprechen die Verbindlichkeiten 
des definitiven Erben, welche 211 den „den Erben als solchen 
treffenden VertHndlichkeiteti** (§ 1967 Abs. 2 B.G.B.), — also 
2a den Nachlassverbindlichkeiten gehören, und welche im 
Konkurse als Masseschulden gemäss § 224 Ziff. 6 KonlcOrdn. 
in Betracht kommen. Es ist unzutreffend, wenn Staub (Anm. 28 
S. 155) bemerkt: „Die Gültigkeit der Verfügungen ist hier 
nicht beschränkt auf diejenigen Verfügungen, die nidht ver- 
schoben werden dürfen, weil unser Abs. 2 eine allgemeine 
Ermächtigung zur ordnungsmässigen Fortführung des Geschäfts 
giebt und damit Alles als gültig sanktiontrt, was innerhalb 
solcher Geschäftsführung liegt." Von einer solchen Er-, 
mächtigung ist im § 27 Abs. 2 keine Rede. Sie ist weder 
aus dieser Bestimmung noch aus § 1959 B.G.B. zu entnehmen. 
Im Gegentheil ergeben die Motive (Bd. 5 S. 536), dass bei 
§ 2056 des I. Entw., aus welchem § 1959 hervorgegangen, 
es absichtlich vermieden worden ist, eine Vorschrift des 
Inhalts, dass der vorläufige Erbe auf die Erbschaft greifen 
und sie verwalten könne, zu treffen, um nicht zu Missver- 
ständnissen, insbesondere zu der Annahme Anlass zu geben, 
dass ein Erbe, welcher noch ausschlagen köime, durch das 
Gesetz ermächtigt sei, die Erbschaft für sich inne zu haben 
und zu verwalten. Unzutreffend ist es hiernach femer, wenn 
Staub in derselben Anmerkung 28 (S. 156) weiter bemerkt: 
ifDer nachträglich annehmende Erbe haftet aber dem Dritt«i 
mdtit persönlich für diese zwisch(;nzeitlichen Verbindlichkeiten. 
Dazu wurde es an jedem Rechtsgrunde fehlen. Denn als 
Erbe gehen nur die Nachlassverbindlichkeiten auf ihn über." 
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Die deutsche Reichsgesettgebung hat im § 153 der 
Gewerbeordnaog ein Spezialstreikdelikt geschaffea; derselbe 
belegt mit Strafe denjenigen, der sich bestimmter Aus- 
schreitungen bei Streiks oder richtiger bei bestimmten 
Arten von Streiks schuldig macht. Denn die im § 153 
GO. gedachten Ausschreitungen werden nicht bei allen 
Arten von Streiks mit Strafe bedroht, sondern nur bei den 
sogenannten Lohnstreiks, im Gegensatz zu den Macht- 
streiks, die nicht auf Erlangung günstiger Lohn- oder Arbeits« 
bedin^nßfcn, sondern lediglich auf eine Kraftprobe der 
Arbeiter abzielen, um die Worte aus der Denkschrift zu dem 
vom Reichstage abgelehnten ..Entwurf eines Gesetzes zum 
Schutze des gewerblichen Arbeitsverhältnisses** vom 26. Mai 
1899 zu wiederholen. § 15a G.O. sagt : „Alle Verbote und 
Straf bestimmungen .... wegen Verabredungen und Ver- 
einigungen zum Behufe der Erlangung gunstiger Lohn- 
und Arbeitsbedingungen .... werden aufgehoben.^ 
§ 153 fährt fort: «Wer andere durch Anwendung körperlichen 
Zwanges .... bestimmt oder zu br.stimmen versucht, an 
solchen Verabredungen (§ 152) theilzunehmen u. s. w." wird 
bestraft. § 153 hat es also nur mit Verabredungen zum Behuf der 
Erlangung günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen 
zu thun, betrifft mit anderen Worten nur den Lohn streik. 
Stellen die Arbeiter dagegen aus irgend einem anderen 
Grunde die Arbeit ein, beispielsweise weil sie die Entlassung 
eines ihnen missliebigen Werkführers oder die Wieder- 
cinstellung bestimmter gemassregeltcr Arbeiter erzwingen 
wollen, oder weil ihnen für den i. Mai, an welchem Tage 
sie gefeiert haben, kein Lohn gezahlt worden ist,^) kurz aus 

1) So auch Urtheile des Kammergerichtt in Sachen Peescb vom 
38. November 1896 136 D. 511 1896, In Sachen Ismer vom 31. Desember 
1896 S. 1023, iSq6: „Der § 152 findet nur auf solche Vereiniffungen 
und Verabredungen Anwendung, welche eine Verbesserung der Lohn- und 
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irgend einem Grunde, der, wie die Denkschrift sagt, etoen 
„Eingriif in die Sdbständigkeit der Betriebsleitung" darstellt, 
so versagt die Strafbestimmung des § 153. 

Dieselbe bedebt sich aber auch nicht auf alle An- 
gestellten, vielmehr nur auf gewerbliche Arbeiter, auf 
solche, die unter die Gewerbe-Ordnung fallen. Es findet 
daher unsere Bestimmung insbesondere keine Anwendung 
auf landwirthschafdiche Arbeiter, auf die zu häuslichen Ar- 
beiten verwendeten Dienstboten (Gesinde), auf die in dem 
Betriebe von Eisenbahnen, Pferdeeisenbahnen, und elektrischen 
Bahnen beschäftigten Arbeiter u. s. w., sodass die Recht- 
sprechung die Voraussetzungen des § 153 für die Aus- 
schreitungen, die bei dem letzten grossen Streik der Strassen? 
bahnangest^lten in Berlin begangen wurden, mit Redit für 
nicht gegeben erachtete^). Auf die Arbeiter von Bergwerken, 
. Salinen, Aufbereitungsanstalten und unterirdisch betriebenen 
Brüchen oder Gruben ist durc^ $ ^54^ G.O. die Anwendung 
unseres Paragraphen ausdräcklich ausgesprochen. 

Wir erhalten also das Ergebniss: die im § 153 G.O. ge- 
dachten Ausschreitungen werden auf Grund dessdben be- 
straft nur bei Lohnstreiks gewerblicher Arbeiter. 

Liegen aber diese beiden Voraussetzungen vor, so wird 
eine Handlung lediglich deshalb, weil sie von dem gewerb- 
lichen Arbeiter behufs Verbesserung seiner - Lebenshaltung 
vorgenommen ist, zu einer strafbaren, bezw. schwerer straf- 
baren als dies der Fall sein wurde, wenn die Handlung bei 
irgend einer anderen Gelegenheit vorgenommen wäre. 

Denken wir beispielsweise an den Fall der einfachen 
Beleidigung. Diese kann sonst überall mit Geldstrafe belegt , 
werden, auch wenn sich die Heleidigung gegen den höchsten 
Beamten des Reichs, den Reicl 1: inzler, richtet. Und sie ist 
völlig straflos, wenn sie zur Wahrnehmung berechtigter 
Interessen ausgesprochen ist. 

Zur Wahrnehmung berechtigter Interessen aber gehört 

Arbeitsbedingungen für die Zukunft bezwecken und erstreben", in Sachen 
Baruwski vom ö. Januar 1898 S. 939, 1897, Kntsch. des Reichsgerichts 
Bd. 91 S. 1 19 u, A. 

*) Vgl. hienu Landmann, Gewerbe^Ordnung, Note 3 m § 153 und die 
doit chiiten Noten. 
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nach der ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts in 
erster Linie die Wahrnehmung individueller materieller Inter- 
essen. Im Falle des § 153 G.O. liegt nun die Wahrnehmung 
berechtigter Interessen in diesem Sinne im eminentesten 
Maasse vor. Der streikende Arbeiter beleidigt den Arbeits- 
willigen lediglich deshalb, um ihn durch die ihm zugefügte 
Kränkung zu bewegen, sich dem Streik anzuschliessen, 
damit die Streikenden und also auch der Bdeidigende selbst 
eine Verbesserung ihrer Lebensbedingungen durchsetzen. 
Die Wahrnehmung berechtigter Interessen bildet mithin ein 
Thatbestandsmerkmal des § 153 G.O. Die Handlung ist 
ausschliesslich deshalb nach diesem Paragraphen strafbar, 
weil sie in Wahrnehmung berechtigter Interessen im Sinne des 
§ 193 Str.G.B. vorgenommen ist. Sie würde dagegen nach § 153 
nicht strafbar sein, wenn der Kausalzusammenhang zwischen 
der Beleidigung und dem Zweck der Erzielung einer besseren 
Lebenshaltung für die streikenden Arbeiter fehlen würde. 

Während also die Wahrnehmung berechtigter Interessen 
sonst im Strafgesetzbuch einen Schuld- Ausschliessungsgrund 
bildet* macht sie im Falle des § 153 die Handlung erst zu 
einer strafbaren, und zwar zu einer unter allen Umständen 
mit Freiheitsstrafe belegten Handlung. 

Aehnlich verhält es sich mit dem weiteren Thatbestands- 
merkmal im 5^ 153 a. a. O., der Drohung. Während sonst 
im Strafgesetzbuch nur die Bedrohung mit einem Verbrechen 
oder Vergehen oder die zur Erpressung sich ausgestaltende 
Drohung unter Strafe gestellt ist, wird im Falle des § 153 
hiervon abgesehen; schon die einfache Drohung ist strafbar. 

Dasselbe gilt endlich von der Verrulserklärung. An 
sich ist die Verrufserklärung mit Strafe nicht bedroht. Im 
Offiziersstand wird sie, worauf Brentano^) jüngst hingewiesen 
hat, „sogar dann nicht bestraft, wenn sie gegen denjenigen 
sich richtet, der sich weigert, eine gesetzlich verbotene Hand- 
lung, ein Duell, zu begehen. Während also die Verrufs- 
erklärung unter Angehörigen anderer Stände gegen den, 
der gegen Standesinteressen und Standrsvoriirtheile verstösst, 
gesetzlich erlaubt ist, bedroht sie der § 153 G.O., wenn in 

^ Breaiano, Der Schutz der Arbeitswilligen. Berlin^ Leonliard Simton. 
1899. S. 34. ' 
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Verbindung mit Koalitionen vorgenommen, mit Gefäiigniss 
bis zu drei Monaten." Man kann die Ausführungen Brentano s 
nodi ergänzen durch den Hinweis auf das Innungsgesetz, das 
die Vernifserklärung gegen denjenigen, welcher siegen die 
Interessen der Innung handelt, erleichtert und beguubcigt. 

Der § 153 bedroht also mit Strafe — dies ist das Er- 
gebniss der vorstehenden Ausführungen — Handlungen, die 
nicht mit Strafen bedroht sind, wenn sie zu anderen Zwecken, 
als zur Begründung oder Aufrediterhaltung einer Koalition 
vorgenommen werden. Brentano nennt deshalb a. a. O. den 
§ 153 mit Recht eine juristische Anomalie. Er beweist dies 
vor allem durch den Hinweis auf den Schlusssatz der Straf' 
androhung: „sofern nach dem allgemeinen Strafgesetz nicht 
eine härtere Strafe eintritt.*' Wenn das allgemeine Straf- 
gesetz Härteres bestimmt, soll also die härtere Strafe eintreten, 
wo es milder oder garnicht bestraft, mit Gefängniss bis zu 
drei Monaten gestraft werden. 

Es fragt sidi, welches die Ursachen sind, aus denen das 
Gesetz bestimmte Handlungen blos, weil sie gelegentlich der 
Durchführung von Massnahmen zur Erzielung besserer Lohn- 
und Arbeitsbedingungen vorgenommen sind, besonders streng 
ahndet. 

Die Antwort darauf giebt die Entstehungsgeschidite des 
§ <53» Auf welche zur richtigen . Interpretation unserer Be- 
stimmung des näheren eingegangen werden muss.^) 

Um die Mitte des vergangenen Jahrhunderts waren Ar- 
beiterkoalitionen in den einzelnen deutschen Bundesstaaten 
überall verboten. Am 3. Dezember 1840 fasste die Bundes- 
versammlung einhellig den Beschluss, „übereinstimmende 
Massregeln hinsichdich derjenigen Handwerksgesellen zu 
treffen, welche durch Theilnahme an unerlaubten Gesellen- 
verbindungen, Gesellengerichten, Verrufserklarungen und der- 
gleichen Missbräuchen gegen die Landesgesetze sich ver- 
gangen haben''; und zwar drohte der Bund schwere Körper- 
Strafe mit dauernder Polizeiaufsicht für dieses Delikt an. 

Was speziell Preussen anbelangt, so bestimmte hier 
die Gewerbeordnung von 1845, dass die Koalition als solche, 

*) Ver^. «un Folgeaden flberatl Schippel« Zur Geschichte des Koa- 
litioosrechts. Neue Zeit, No. 39. 3O1 3i> 3a* XVII. Jahf^. 1898/99, 
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und zwar sowohl die Koalition der Arbeitgeber, als auch 
diejenige der Arbeiter mit Gefängnissstrafe bis zu einem 
Jahre belegt werden soll (^j;^ i8i und 182). Die preussische 
Gewerbeordnung stellte sich damit auf den Standpunkt, auf 
dem beispielsweise heute noch das Strafgesetzbuch von Por- 
tugal steht, welches mit Gefängniss bis zu 6 Monaten oder 
Geldstrafe die Verabredung von Arbeitgebern zum Zwecke 
unzulässiger Herabdrückung der ArbeitslöhnCi sowie die Ver- 
einigung von Arbeitern zur Herbeiführung einer Arbeits- 
einstellung oder einer Lohnerhöhung bestraft. Ehmso bestraft 
das spanische Strafgesetzbuch 550) die Koalition an sich. 
Auch das russische Strafgesetzbuch enthält ein allgemeines 
Koalitionsverbot. 

Die Bestimmungen des (lesetzes von 1845 wurden später 
durch ein Gesetz vom 21. Mai 1860 auf die Berg- und Hütten- 
arbeiter ausgedehnt. 

Ein im Jahre 1854 erlassenes Gesetz bedrohte die Koa- 
litionen des Ge^-sindes, der Schiflfsknechte und der Laiidarbcitfr. 
Während aber das Gesetz von 1S45 die formale l'aritär 
zwischen Arbeitcj^ehcrn und Arbeitern wahrte, indem es 
beiden die Koalition untersagte, bestraft das Gesetz \ on 
1854 nur noch die .Vn^rstellten, nicht mehr d'w l 'nternehnier, 
wenn sie sich behufs \ erhesserun"; ihrer Lebenshetlintifuntren 
vereniigen. Neben dem Gesetz von i'>54, welches, wie erwähnt, 
sich nur auf" das (iesinde, die Schiffsknechte und Landarbeiter 
bezieht, blieb für die gewerblichen Arbeiter das Gesetz von 
1845 Kraft. 

Die Strafandrohungen der beiden genannten Gesetze 
kamen praktisch jedocli wenig zur Anwendung. Von grösseren 
Streiks und deren Bestrafung hören wir kaum irgend etwas. 
Man kann sogar, wie auch Schippel hervorhebt, ohne Ueber- 
treibung sagen, dass „der erste wirksame Anstoss zur Reform 
der Koalitionsbestimnmngen nicht aus den Kreisen der Arbeiter 
selber entsprang und vollends nicht aus einem allseitigen Auf- 
bäumen der Unterdrückten gegen Fesseln, die sie auf Schritt 
und Tritt gefühlt h Titten. Vielmehr zwang die allgemeine 
politische Lage den bürgerlichen Liberalismus, für die immer 
dringendere Lmgestaltung des allgemeinen Cjewerberechts 
auch die Arbeiter als Wählermasse zu interessiren. Und so 
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verspricht man von einem Siege der liberalen Wirthschafts- 
anschauungen nicht nur die volle Freiheit der Eheschliessung, 
der Niederlassung, des Sclbständigwerdens, sondern auch 
die unumschränkt freie Selbstbestimmung für den Arbeits« 
. vertrag durch Aufhebung der nltcn Hindernisse.'* 

Aus diesen Krwäii^unoen heraus legten im fahre i<S()2 
die Abgeordneten h'aucher, Michaelis und (icnossen dem 
Abgeordnetenhause einen Entwurt vor, der die Aufhebung 
der Koalitionsverbote für gewerbh'che Arbeiter enthielt. 
Weder dieser T'ntwurf, noch der gleichen Inhalts vom 
Jahre 1863 erregten jedoch in der Bevölkerung irgend weiche 
Antheilnahme. 

Ein besseres Schicksal hatte der Antrag von Schulze-De- 
lit^rsch vom 23. Januar 1865, der dahin lautete: ..Die Bestim- 
mungen der 181 u. 182 der Gewerbeon hui ng \ om 17. Januar 
1845, betreifend das Koalitionsrecht der Arbeitgeber und der 
Arbeiter, werden hierdurch aufgehoben". Die Lassalle'sche 
Agitation, die in diese Jahre hei, hatte die Arbeiter mächtig 
aufgerüttelt, ein Streik der Buchdrucker lenkte die Auf- 
merksamkeit der Arbeiter auf den Werth des Koalitions- 
rechts. Hinzu trat das Liebäugeln tler konservativen Partei 
mit Lassalle und endlich das Bestreben der Liberalen, die 
Gewerbefreiheit auf allen Gebiet(Mi clurch/ufüliren. 

Der Antrag von Seliulze-Uelitzsch wunle der Kommission 
für I landel und Gewerbe überwiesen. Diese erkannte die 
Freigebung der Arbeiter- Koalitionen übereinstimmend als 
nothwendig an, „weil diese F'reigebung eine natürliche Kon- 
secjucnz und ein wesentliches Korrelat der modernen vollen 
Gewerbefreiheit ist. Wenn der Einzelne in freier Selbst- 
bestimmung kündigen, seine Arbeit einstellen, aufgeben und 
von neuem kontrahiren kann, darf dies vereinigten Gewerks- 
genossen nicht untersagt werden**. 

Der Kommissionsvorschlag wurde im Plenum in den Tagen 
vom II. bis 15. Februar 1865 verhandelt. Namens der Re- 
gierung verlas der Handelsministo* Graf von Itzenplitz eine 
Erklärung, in der es hiess: „Die Königliche Staatsregierung 
hat die Ueberzeugung gewonnen, dass die bestehenden ge- 
setzlichen Bestimmungen über das Koalitionsre'cht der Arbeit- 
geber und Arbeiter eine Aenderung im Sinne des Gesetz- 
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entwurfs bedürfen". Die Regierung Welt jedoch die Frage 
noch nicht für spruchreif^ sie versprach \'i elmehr} eine Er- 
örterung aller einschlägigen Punkte durch eine I^esondere 
Kömmission zu veranlassen, „zu welcher Mitglieder beider 
Häuser des Landtags und Sachverständige aus den Kreisen 
der BetheiUgten, sowohl der Arbeitgeber als der Arbeiter 
7uc;T70Cfen werden sollen. Auf diesem Wege hofft sie der 
Lösung eines IVoblems nähttr zu treten, welches zu den be- 
deutendsten der Zeit gehört, unr! von dessen Wichtigkeit für 
das CT.in/x' Staatslehen sie durchdrungen ist". 

iJie Arbeiterpresse begrüsste diese Erklärung mit lebhafter 
Freude, einmal, „weil die Regierung durch dieselbe die soziale 
Frage :ils eine offiziell auf der Tagesordnung stehende Staats- 
fnige anerkennt; und ferner, weil sie verspricht, die Lösung 
derselben im morl'-rnen Geiste anzubahnen".^) 

In der Diskussion, die sich an die erwähnte Frklärung 
des Grafen von It/enplitz anschloss, entwickehe Schulze- 
Delitzsch in einem längeren Vortrage die Wichtigkeit der 
Koalitionsfrage ül)erhaupt. „Das Recht der Koalition ist für 
die Arbeiter die Schule der Freiheit. Weist man auf den 
möglichen Missbrauch hin, so frage ich: Welche Freiheit kann 
wohl nicht geraissbraucht werden? Je mehr die Koalition 
freigegeben wird, um so besser ist es für die Arbeiter und 
Arbeitgeber."* 

Auch der Redner der konservativen Partei \\ agener 
( Xeustt'ttin) erkannte an, dass .,von der Lösung dieser Frage 
da^ Schicksal der europäischen Cjesellschaft und der euro- 
• päischen Civilisation abhänge. Vereinsrecht und Koalitions- 
Ircihcit halte er für unbedingt geboten, geboten durch die 
Verfassung, geboten durch die Praxis. Die Nothwendigkeit 
der Gewährung des Koalitionsrechts erhelle aus der Gleich- 
berechtigung Aller vor dem Gesetz, als unentbehrlich zur 
Mitwirkung an der Herstellung der Selbständigkeit des 
Arbeiters. Die Strafen gegen die Koalition seien für 
grosse Bewegungen doch gänzlich unerheblich, der 
Wegfall der Strafen werde in ruhigen Zeiten Ver- 
bindungen begünstigen, welche sich für die Zukunft 
bewähren würden". 

*) Uer Social-Deniokrat No. 22 vom 15. Februar 1865. 
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Hervorgehoben sei noch, dass der Abgeordnete Becker 
(Dortmund) verlangte, dass die Aufhebung der KoaUtiicMiS'' 
beschränkungen sich nicht nur auf gewerbliche Arbeiter be- 
ziehen dürfe, sie müsse auch auf ländliche Arbeiter ausge« 
dehnt werden, so dass das Gesetz vom 24, April 1854, beireffend 
die Verletzung der Dienstpflicht der ländlichen Arbeiter, in 
Wegfall zu kommen hnbt-. Dieser Antrag ist nicht Gesetz 
geworden. Die herrschende Meinung in Litteratur und Judi' 
katur, insbesondere auch die Rechtsprechung des Kammer- 
gerichts, nimmt daher an, dass dem Gesinde und den Land- 
arbeitern die Koalition noch jetzt verboten und dass diese 
als solche strafbar ist. Die Ünvearwnbarkeit dieser Ansicht 
mit § 2 des Einführunjrsjresetzes zum Reichsstrafgesetzbuch, 
sdfem man den Ausdruck „Materie" daselbst richtig auslegt, 
hier nachzuweisen, würde zu weit führen. Sehr werthvolles 
Material findet sich hierüber in den Verhandlungen des Reichs- 
tages vom n . Juni 1900.') 

Neuerdini^s hat sich auch v. Huchka in der deutschen 
furistenzcitung^ vom 15. fuli d. [. mit sehr i^cist voller Be- 
gTÜiKhing" für die hier vertrett^ie Ansicht ausgesprochen. 
Er Icot dar, dass der 242 R.St.CT.lx den Versuch der 
Nöthitjuno-, nicht aber schon die zum Zwecke derselben vor- 
genommenen Vorbereitunq^shandlungen für strafbar erklärt. 
Dies aber thut das (iesctz von 1854, das sich mithin als 
eine l^ro iinzunir d^s allgemeinen Strafi^^esetzes charakterisirt. 
Derartige landesrechtlicbe KrL';än>'Lingen geoenüber Bestim- 
mungen des St.G.H. können aber nach § 2 des E.G. als 
zulässig nicht angesehen werden. 

Die \'erhandluno-en des Abgeordnetenhauses^) endeten 
mit der Annahme des Schulze-Delitzsch'schen Antrages, wonach 
die §§ 181 und 182 der Gewerbeordnung von 1845 aufge- 
hoben werden sollten. 

Die Regie rung rief nunmehr in Gemässheit der vorher 
erwähnten Erklärung des Grafen von Itzenphtz die Kommission 

• ") <Iic 2titreffenden Aui)fahran|i;eii bei Frank, Das StrafgeseUibuch 
CQr das Deutsche Rdch, Leipriff, 1897 Note III zu § 2 E.G. 

''j 20S. Sitzunij S. 5040 ff. 

VVl. hifr/u aui h Mehring, Geschichte der Deutschen Sozialdemo- 
kratie. Stuiigari ii<9H. Hand 2 S. 151 fif. 
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zusammen. Diese sprach sich in Uebereinstimmung mit den 
Beschlüssen des Abgeordnetenhauses aus. Auch die Wort- 
führer der konservativen Partei, Wageoer und von NathU' 
sius, erklären sich mit Entschiedenheit gegen das Bestreben, 
neben dem Strafgesetzbuch noch irgendwelche besonderen 
Bestimmungen für Koalitionsvergefaen zu schaffen. 

Wagener äusserte sich dahin: „Es sei nicht richtig, in 
demselben Augenblick, wo man eine Ausnahme- Gesetz- 
gebung beseitigen wolle, eine andere an deren Stelle zu 
setzen und den Arbeiterstand unter eine besondere Kriminal- 
gesetzgebung zu stellen. Besonders sei es verfehlt, das 
strafen zu wollen, was nach allgemeinen Gesetzen nicht straf- 
bar sei, wie z. B. die Verrufserklärungen". Der Kommissions- 
bericht spricht sich in Uebereinstimmung hiermit dahin aus: 
„Die Frage anlangend, ob Spezialbcstimmungen gegen den 
Missbrauch des Koalitionsrechts erforderlich seien, so wurde 
dieselbe verneint, woil eine bestimmte Kiassp von Staats- 
bürgern bei der l eberschn itiing eines ihnen /astehenden 
Rechtes ohne Noth keinen Spezialbestimmungen unterworfen 
werden darf.*' 

Unter dem 10. P"ebruar 1866 lenkte hierauf die preussische 
Regierung dem Abgeordn<^t( nliause einen Gesetzentvv urf 
vor: die 181, 182, 183 der Gewerbeordnung, die ent- 
sprechenden §§ 16 und 17 des Berggesetzes von 18Ö0 und 
endlich auch den § 3 des Landarbeitergesetzes von 1854 
aufzuheben. 

Die Motive hierzu sagen: 

„Mit den Prinzipien des Strafrechts stehen die in Rede 
stehenden Bestimmungen der Gewerbeordnung insofern nicht 
im Einklang, als die Handlung, welche von der vStrafe ge- 
troffen wird, an sich eine schuldbare Rechtsverletzung nicht 
enthält. ... So wird cler physische Zwang als eine Ver- 
letzung der persönlichen Freiheit oder als Erpressung nach 
dem geltenden Stralrcchi nur geahndet, wenn er in der An- 
drohung eines Verbrechens oder Vergehens besteht (§§ 212 
und 234 des St.G.B.), Von diesem Grundsatz weicht die 
Bestimmung der 181 und 182 der Allgemeinen Gewerbe- 
ordnung ab, da die gemeinschaftliche Einstellung der Arbeit 
sich als ein Verbrechen oder Vergehen nicht charakterisiren 

10 
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lässt, solange die Handlung^, von dem Einzelnen verübt, 
nicht strafbar ist. . . . Dasselbe gilt umgekehrt von dem 
Verhältniss des Arbeiters zum Arbeitgeber im Falle der 
Entlassung. Die Anomalie tritt hier nur noch um so schärfer 
hervor, aU der einzelne Arbeitsherr seine noch so zahlreichen 
Arbeiter sämmtlich gleichzeitig entlassen kann, ohne dass er 
dem Strafgesetz verfallt. — Damit ist der Punkt angedeutet, 
in welchem die Vorschrift der §§ 181 und 182 der All- 
gemeinen Gewerbeordnung auch in das Privatrecht als 
Ausnahmebestimmung eingreift. Der freie Gehrauch 
der Arbeitskraft und die freie Restimmung^ der Bedingungen, 
unter welchen Arbeit oreleistet wird, bildet im Hereich des 
Privatrechts die Regel, welche in den sj^ 134 und 145 der 
Allgemeinen Gewerbeordnung bezüglich der g( w ( rl)licheri 
Arbeiter besonderen Ausdruck trefunden hat, und welche 
auch bezüglich aller übrigen Arbeiter als Ausfluss der FrfMhcit 
der Person unzweifelhaft gilt. Die Hesch r .ä n kung en der 
Koalitirmsfreiheit enthalten eine Beschränkung in der W ahl 
der Mittel, welche auf die Bestimmung der Arbeitsbedingungen 
und namentlich des Arbeltslohn e^s einwirken können, indem 
sie die Verabredung der gemeinschaftlichen Arbeitseinstellung-, 
durch welche der Annahme der Bedingungen Nachdruck 
verschafft werden soll, und welche einen solchen Nachdruck 
zu geben besonders geeignet ist, ausschliessen". 

Ueber die ganz verschiedene Wirkung der äusserlich 
gleichartigen Bestimmungen auf Arbeiter und Unternehmer 
heisst es: 

„Die §vj 181 und 182 sind in thesi sowohl gegen die 
Arbeitgeber als gegen die Arbeitnehmer gerichtet und be- 
drohen die geschehene Verabredung ohne Rücksicht auf den 
Erfolg, sowie die blosse Aufforderung dazu gleichmässig mit 
Strafe. . . . Dass das Ku.diLiunsverbot geg(!n die Arbeit- 
geber eint* praktische Bedeutung nicht habe, liegt in der 
Natur der Verhältnisse und wird durch die Erfahrung dar- 
gethan. Jeder industrielle Unternehmer bildet schon für sich 
nach den zutreffenden Worten Roschers seinen Arbeitern 
gegenüber die planmässigste, konzentrirteste und stetigste 
Union. Er bedarf nicht der Koalition, um gegen die Arbeiter 
einen Zwang zu üben, zu welchem er schon allein die aus- 
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reichende Macbc hat. Schreitet er aber dazu, so kann die 
Verabredung auf wenige Theilnehmer sich beschränken und 
vermöge dieses Umstandes und mit Hülfe der Mittel, welche 
die grössere Umsicht und das grössere Vermdgen gewähren, 
in der Stille eingeleitet und durchgeführt werden, ohne dass 
sie nadiweisbar wird. . . . £s handelt sich daher eigent» 
lieh nur um die gegen die Arbeitgeber gerichteten 
Koalitionen der Arbeiter zur Arbeitseinstellung". 

Der Entwurf von 1866 enthielt weiter aber eine dem 
§153 unserer Gewerbeordnung gleichlautende Bestimmung. 
Die Motive begründen diese A''orschrift mit Berufung auf 
die Gesetzgebung von England, Frankreich und Sachsen. 

Durch den Krieg von 1866 wurden die Verhandlungen 
unterbrochen. Sofort beim Zusammentritt des Norddeutschen 
Reichstags stellten Schulze- Delitzsch und Becker>Dortmund 
den Antrag: „Alle Verbote und Straf bestimmungen gegen 
Arbeitgeber oder Arbeiter sämmtlicher Gewerbszweige ein- 
schliesslich der Landwirthschaft, des Berg- und Hüttenbe- 
triebs, der Stromschitfahrt, des Gesinde- und Tagelohn- 
dienstes, wegen Verabredungen und Vereinigungen zum Be- 
hufe der Erlangung günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen, 
insbesondere mittels Einstellung der Arbeit oder Entlassung 
der Arbeiter, werden aufgehoben." 

Jegliche Strafbestimmung, insoweit dieselbe sich gegen 
angebliche Auswürhse und Missbräuche des Koalitionsrechts 
richtete, lehnte der Entwurf als ein unzulässiges Ausnahme- 
recht gegen die arl^eitend^-n Klassen ausdrücklich ab. 

Die Motive sagen hierüber wörtlich: „Mit dem Bestreben, 
bei Regelung der in Rede stehenden \ erhältnisse auf den 
allgemeinen für alle Klassen der vStaatsbürger geltenden Rechten 
zu fussen, erschien schliesslich die Festsetzung bcsuiiderer 
vStrafen gegen Ausschreitungen bei Ausübung des Koalitions- 
rechts nicht vereinbar. Vielmehr werden die zum Schutz 
von Personen und Eigenthum überall bestehenden Gesetze 
in dieser Hinsicht recht wohl ausreichen, wie dies bei den 
Verhandlungen des preussischeii Abgeordnetenhauses für 
Freussen besonders nachgewiesen wurde.** 

In der Diskussion über diesen Antrag si)rachen sich 
sämmtliche Redner für Gewährung der Koalitionsfreiheit aus. 

lO* 
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Der Antragsteller Becker-Dortmund erklärte, dass derselbe 
bichts weiter wolle, als eine „Ausgleichung, eine Beseitigung 
von Rechtsverschiedenheiten** bewirken. Der konservative 
Redner Wagener meinte, die von dem Norddeutschen Reichs» 
tag eingeführte Gewerbefreiheit und die freie Konkurrenz 
seien der gesellschaftliche Kriegszustand. Da man aber die 
Gewerb' frriheit einmal wolle, musse man auch die Organisation 
des gesellschaftlichen Kriegszustandes wollen und «meine 
Herren, diese Organisation nennt man Koalitionsgesetz,** 

Für Koalitionsfreiheit spricht sich auch der Abgeordnete 
Stumm, jetzige Freiherr von Stumm, aus. Nur will er 
dieselbe nicht auf ländliche Arbeiter ausdehnen. Auch tritt 
er für besondere Strafen gegen dicjcnipfcn ein, welche sich 
eines Missbrauchs bei Ausübung des Koalitionsrechts schuldig 
machen. Er sagt in dieser Beziehung: „Nach den Erfah- 
rungen aller Länder, welche die Koalitionsfreiheit bereits 
besitzen, ist es im Interesse der Staatsgesellschaft wie der 
Betheiligten selbst dringend geboten, dass die Minoritäten 
gegen einen, wenn auch nur moralischen, Zwang der Majori- 
täten wirksam geschützt werden. Derartige Strafen brauchen 
nicht erst erfunden zu werden, sie sind in den Strafgesetzen 
fast sämmtlicher Länder, welche die Koalitionsfreiheit be- 
sitzen, bereits enthalten, namentlich z. B. im benachbarten 
Königreich Sachsen. 

Aehnlich wies auch Delbrück als Refriorungsvertretrjr 
darauf hin, „dass der vorliegende Entwurf eine in dem frulu-r 
von der Königlich Prenssischen Regierung vorgelegten Gesetz- 
entwurf enthaltene Bestimmung vermissen lässr, deren Tendenz 
darauf gerichtet ist, die Minorität gegen den 1 errorismus der 
Majorität zu schützen." Das Parlament nahm schliesslich den 
folgenden Antrag an: Alle Kn;ilitionsvcrbote und Stratbe- 
stimmungen sollten aufc^eli 1 x n sein mit Ausnahme für die 
Seeschiftahrt und den Gesinilt dienst, einschliesslich jedoch der 
Landwirthschaft, des Berg- \iiki Hüttenbetriebs, der Strom- 
Schifffahrt und des Tagelohn- Dienstes. Zur Aufnahme der von 
Delbrück verlangten Strafandrohung gegen Missbräuche bei 
Ausübung des Koalitionsrechts verstand sich das Haus nicht. 

Die Regierung trat diesem Beschlüsse nicht bei. 

Im Jahre 1869 legte sie jedoch den Gewerbeordnungs- 
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Entwurf vor, der endlich die heissersehnte Koalitionsfreiheit 
brachte, jedoch nur für die gewerblichen Arbeiter. Weiter 
enthielt dieser Entwurf aber eine dem § 153 unserer Gewerbe^ 
Ordnung gleichlautende Bestimmung. Die Motive sagen zur 
Begründung ganz kurz: „Der im Interesse der Freiheit noth- 
wendige Schutz gegen den Missbrauch, die freie Entscfalies- 
sung der Arbeiter durch Drohung und Anmassung von Ge- 
walt zu beeinträchtigen, wird in einer Strafbestimmung ge- 
sucht.** 

In der Diskussion über den Entwurf Im Parlament wen- 
det sich Schulze-Delitzsch noch einmal en^chieden gegen 
diese Strafbestimmung: »Sollte es in einer der verschiedenen 
Bundesgesetzgebungen an einer Strafbestiounung für eine der 
hier erwähnten Ausschreitungen noch fehlen, so mag man 
das in dem allgemeinen Kriminalrecht eines solchen Landes 
ergänzen und nicht in den Gewerbegesetzen." ^) 

Demgegenüber trat Lasker für Beibehaltung der Straf- 
bestimmung ein, als eines „unentbehrlichen Korrelats" zum 
Koalitionsrecht. „Wenn wir die Freiheit der Vereinigung 
proklamiren, so wollen wir sie proklamiren auch für die- 
jenigen, welche sich dieser Vereinigung nicht fügen wollen, 
weil wir sonst die Freiheit der Vereinigung in einem Vereini- 
gungszwang umwandeln möchten. Es widerspricht der Frei- 
heit nicht, wenn die ihr entsprechenden Pflichten gleichzeitig 
geregelt werden.** Auf den (bedanken, Gewaltthaten auch 
dann zu bestrafen, wenn sie sich gegen eine Koalition richten 
und einen Angriff auf die Vereinsfreiheit der Arbeiter dar- 
stellen, verfiel Lasker nicht. Is'ur dann wollte er Gewalt- 
thaten bestraft wissen, wenn sie zur Begründung eines Koa- 
litionsverbandes oder zur Aufrechterhaltung und Rettung 
eines solchen dienen sollen. Das Gesetz straft, sagt daher 
Löwenfeld (Archiv für soziale GesetzgebunsT Bd. XJV S. 492) 
zutreffend, ,.diese Handlungen nur dann, wenn sie einer vom 
Staat ... als nothwendit^ anerkannten Aufgabe dienen, 
während sie straffrei bleiben, wenn sie die Vei;eitelung dieses 
Zweckes herbeiführen wollen^. 

*} Den entgesreagcseKtea Standpunkt vertritt noch heute Steng^eln, 
Deutsche Juristenzettung vom i. November 1899 S. 431: «Die Frag;e gehört 
der gewerblichen Spesialgesetxgebuag an.*' 
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Die Lasker*sche Empfebluag bewirkte die Annahme des 
jetzigen § 153, den In letzter Stunde noch Max Hirsch war- 
nend als ein besonderes Arbeiterrecht bezeichnete, der einen 
Zustand schaffe, welcher beinahe einem Verbote der Koalition 
gleichkoinme — einen Gedanken, den viele Jahre später 
Brentano In den berühmt gewordenen Ausspruch gekleidet 
hat: „Die deutschen Arbeiter haben das Koalitionsrecht. 
Wenn sie aber davon Gebrauch machen, werden sie bestraft.** 

Ueberschaut man diese Entstehungsgeschichte des § 153 
G.O., so ergiebt sich, dass derselbe sich als eine Ausnahme- 
vorschrift, als eine Abweichung vom gemeinen Rechte dar- 
stellt. Aus vom Gesetzgeber angenommenen Zweckmässig- 
keitsgründen werden eine körperliche Gewaltthat, eine Ehr- 
verletzung und eine Drohung zu einem andern Delikt, je 
nachdem sie gelegentlich einer Arbeitseinstellung oder bei 
ein^ andern Gelegenheit vorgenommen werden. 

Daraus folgt für den Strafrichter der Grundsatz, dass 
der § 153 mög^chst einschränkend und vorsichtig ausgelegt 
werden muss. Als eine Ausnahmevorschrift gestattet die Be- 
stimmung keinerlei ausdehnende Interpretation. 

Die deutsche Rechtsprechung ist diesen Weg nicht ge- 
gangen. Sie steht zum grossen Theil noch immer auf dem 
Standpunkt der alten preussischen Gewerbeordnung und 
sieht in der Koalition der Arbeiter an sich schon etwas Un- 
erlaubtes, wenn auch nichts strafrechtlich Verbotenes, so dass 
der § 152 G.O., der die Koalitionsfreiheit gewährleistet, als 
ein besonderes juristisches Vorrecht erscheint Die Recht- 
sprechung ist zu dieser grundsätzlich verfehlten Auffassung 
von dem Wesen und der Bedeutung des § 152 G.O. veranlasst 
worden durch die die vorher dargelegte historische Entwicklung 
der 152, 153 G.O. nicht beachtende Judikatur des Reichs-- 
gerichts. Tnsbescjnderc kommt hier eine Entscheidung- des 
vierten Strafsenats des Reichscrerichts in Betracht, in welcher 
ausgeführt wird, dass das frühere preussische Recht die 
Koalition als solche unter Strafe gestellt habe, die Reichsge- 
werbeordnung habe sodann diese kriminalrcchtliche Folge 
beseitigt und damit im § 152 ein nStrafrechtliches Frivi- 



^) EntBcheidungen in Strafsachen. Bd. 30, S. 69 ff. 
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legium** geschaffen, indem sie die Koalition fiür „straffrei** 
erklärt habe. 

Für straffrei erklart das Gesetz beispielsweise eine auf 
der Stelle erwiderte Beleidigung. Der § Str.CR lautet: 
„Wenn eine Beleidigung auf der Stelle erwidert wird, so 
kann der Richter beide Beleidiger oder einen derselben (ar 
straffrei erklären.** Die schuldhafte Handlung bleibt also 
bestehen. Nur kann sie aus besonderen Gründen für straflos 
erklärt w^den. Analog beurtheilt das Reichsgericht in der 
erwähnten Entaicheidung das Koalitionsrecht, dieses Grund- 
recht der arbeitenden Bevölkerung.») 

Es ist konsequent, wenn von diesem Standpunkt des 
Reichsgerichts aus, dem das ganze Koalitionsrecht lediglich 
ein „strafrechtliches Privilegium ist, welches nach Geschichte 
und Wortlaut des Gesetzes nur in der Beseitigung der bis 
dahin geltenden besonderen Stran)estimmungen für Gewerbe- 
treibende und Arbeiter besteht**, die Gerichte zu einer exten- 
siven Auslegung des § 153 neigen; denn ist das ganze Koa- 
litionsrecht wirklich nichts weiter, als ein strafrechtliches 
Privilegium, so ergiebt sich, dass man dieses Privilegium, 
wie jedes Vorrecht, nicht mehr erweitem darf, als der ge- 
setzliche Wortlaut unbedingt erfordert. 

Diese nach Ansicht des Verfassers grundsätzlich un- 
richtige Interpretation des § 153 äussert ihre Konsequenzen 
sofort bei der Auslegung der ersten Worte des Paragraphen; 
„Wer andere bestimmt oder zu bestimmen versucht, an 
solchen Verabredungen theilzunehmen, oder ihnen Folge zu 
leisten, oder andere durch gleiche Mittel hindert oder zu 
hindern versucht, von solchen Verabredungen zurückzutreten, 

wird bestraft." Es fragt sich, wer der ^Andere** 

ist, gegen den das Delikt aus 153 sich richten kann. 

Da der 153 den im I^)hnkampf Stehenden gegen den 
Terrorismus seiner (lenossen im Lohnkampf schützen will, 
so versteht sich von selbst, dass die Voraussetzungen des 
T 53 nur d.iiin cfec^eben sind, wenn die I Jiohung u. s. W. sich 
gegen den auf dcrse 1 1 > <■ n Seite der Lohnbewegung Stehenden 
richtet, also wenn der Arbeiter den Arbeiter, der Arbeit- 

") Vgl. hierzu Löwenfeldt Archiv fÜr soziale Gesettg«buag und Sta- 
tistik. Bd. III, S. 463 S, 
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geber den Arbeitgeber bedroht. Dagegen kann von der 
Anwendung des § 153 keine Rede seuiy wenn ein Zwang von 
Seiten des Arbeitgebers gegen den Arbeiter oder umgekehrt 
von Seiten des Arbeiters gegen den Arbeitgeber ausgeübt wird. 

Das Reichsgericht hat diese Konsequenz nicht gezogen. 
Es führt aus, dass das Delikt aus § 153 „ebenso von dem, 
wie gegen den Arbeitgeber, ebenso gegen die eine, als gegen 
die andere Partei** verübt werden kann und venirtheüte deshalb 
aus § 153 G.O. den Angeklagten, der als Vertrauensmann 
streikender Arbeiter den Drechslermeister Neumann durch 
Drohung zu bestimmen versuchte, „eine schriftliche Erklärung 
über die Höhe des von Neumann seinen Arbeitern zuzulegen» 
den Lohnes und über sein Einverständniss mit sonstigen 
Massnahmen der Streikekommission abzugeben und in dieser 
Weise einer Verabredung zum Behufe der Erlangung gün- 
stigerer Lohn- und Arbeitsbedingungen Folge zu Idsten.** 

Diese Reditsprechung vernichtet mit einem Schlage das 
den Arbeitern nach langem Kampfe gewährleistete Koalitions- 
recht. Eine Arbeitseinstellung, bei der nicht ein Zwang 
gegen den Gegner im Lohnkampf geübt wird oder geübt 
werden soll, ist schwer denkbar. Besteht doch darin gerade 
der Zweck des vom Gesetzgeber gestatteten Streiks, den 
Arbeitgeber unter Androhung von Vermögensnachtheilen zu 
veranlassen, die von den Streikenden erstrebte Verbesserung 
ihrer wirthschaftlichen Lage ihnen zuzubilligen. Den § 153 
auf das Verhältniss von Arbeiter zu Arbeitgeber beziehen, 
heisst also in Wahrheit, die Tbeilnahme am Streik überhaupt 
unter Strafe stellen. 

^S'« ^- l^'rtheil des II. Strafsenats vom 23 Juni iStjh in der 
Strafsache gegea den Drechsler Ehlen i>. 2075/yö VllI 1858. Das Reichs- 
gericht gjrelft hier die Deduktion der Revision an, dass der 153 der 
Gewerbeordnung lediglich den Schutz der Arbeitnehmer beKwecke"*. 
Diese Ausführung des Reichsgerichts ist völlig zutreffend, entscheidet aber die 
allein erh erbliche Frajj^e nicht. Der § 153 bezweckt zweifellos auch den Schutz 
der Arbeitgeber, aber nur gegen Angriffe der Arbeitgeher, nicht gegen solche 
der Arbeitnehmer, ebenso wie er Letztere gegen Angriffe ihrer Kollegen 
schutsen will. Mit der Ansicht des Reichsgerichts stimmen flbereln 
Stenglein Nebengesetze Note 15 zu § 153 und das Oberlandesgericht zu 
Celle in seinem Urtheil vom aj. September ligo bei Goltdammer Bd. 38 
S. 377. 
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Das Bedenkliche dieser Rechtsprechung ist offenbar 
auch von den Staatsanwaltschaften und den <[jerichten er- 
kannt worden. Denn obwohl es auf Grund des citirten 
Urtheils des zweiten Strafsenats des Reichsgerichts möglich 
gewesen wäre, fast jeden Streik als solchen unter Strafe zu 
stellen, Ist selbst in den Zeiten der sogen. Zuchthausvorlage, 
in denen ein scharfer Kampf gegen alle vermeintlichen Miss- 
bräuche des Koalitionsrechts gefuhrt wurde, wohl Niemand 
auf den Gedanken gekommen, die einfache Ausübung des 
Koalitionsrechts dadurch unmöglich zu machen, dass man auch 
Zwangshandlungen gegen die auf der anderen Seite der 
Lohnbewegung Stehenden kriminalrechtlich ahndete. 

Mit besonderer Schärfe hat sich jüngst auch das Kammer- 
gericht unter Aufgabe seiner früheren Rechtsprechung (vgl. 
Urtheil vom 9. April 1894 bei Johow Bd. 15 S. 241) gegen die 
in dem citirten Urtheil des Reichsgerichts niedergelegte Rechts- 
auffassung gewandt. Das Kammergericht spricht in dem Ur- 
theil gegen Grosse vom 15. September 1898 S. 965, 98 aus, 
dass, wenn der Arbeiter unter Androhung der Arbeitsnieder- 
legung eine Lohnaufbesserung verlangt, er nur das thut, was 
das Gesetz gestattet. „Die Sperre oder Verrufserklärung von 
Arbeitern den Arbeitgebern gegenüber enthalten in derartigen 
Fällen nur die Ausübung des Koalitionsrechts, während die 
Verrufserklarung von Arbeitern gegen Arbeiter ein unzu- 
lässiges Zwangsmittel darstellt**. Auch der Wortlaut des 
Gesetzes spricht, wie das Kammergericht weiter darlegt, 
mit aller Entschiedenheit gegen die v^om Reichsgericht ver- 
tretene Auffassung. „Es ist**, sagt das Kammergericht, „ein- 
leuchtend, dass das Wort andere* in der ersten Alter- 
native: „„Wer andere bestimmt oder zu bestimmen versucht, 
an solchen Verabredungen theilzunehmen*"* und in der letzten: 
„„Wer andere durch gleiche Mittel hindert oder zu hindern 
versucht, von solchen Vereinbarungen zurückzutreten*'", nur 
die auf der gleichen Seite der Lohnbewegung Stehenden 
bezeichnet, dass also hier nur ein Zwang unter Strafe ge- 
stellt wird, welcher von Arbeitern gegen Arbeiter, von 
Arbeitgebern gecjren Arbeitgeber geübt wird. Es ist nun 
grammatisch und logisch undenkbar, dass das Wort „andere" 
im zweiten Gliede eine weitergehende Bedeutung haben sollte, 
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als im ersten und dritten ; es ist vm Standpunkt der gesetz- 
geberischen Technik undenkbar, dass zwischen zwei Be- 
stimmungen, welche lediglich den Zwang gegen Genossen im 
Lohnkampf mit Strafe bedrohen, eine Vorschrift eingefugt 
sein sollte, welche Zwangshandlungen gegen die auf der 
anderen Seite der Lohnbewegung Stehenden unter Strafe 
stellt In diesem Falle wäre auch die Ausdrucksweise des 
Gesetzes fehlerhaft, da nicht die Befolgung der Verabredungen, 
sondonjdie der verabredeten Forderungen erzwungen werden 
soll. Die Auslegung der Revision (die such mit der vorher 
erwähnten Ansicht des Reichsgerichts deckte) steht aber 
auch mit dem Sinn und Zusammenhange der bezüglichen Be- 
stimmungen in Widerspruch. Wenn jene Auslegung zuträfe, 
so wurde dadurch das im § i$2 Abs. 2 den Arbeitern ge- 
währte Koalitionsrecht beseitigt sein.** Das Kammergericht 
schliesst seine Ausfuhrungen mit den treffenden Worten: 
„Hiernach sprechen Wortlaut, Sinn, Zweck und Materialien des 
Gesetzes gegen die. in der Revision vertretene Auslegung.** 

Damit ist wenigstens £ur Preussen die rechtliche Zulässig- 
keit des Streiks anerkannt und der direkte Angriff auf die 
Lebensbedingruogen der Koalition abgewehrt. 

Bemerkt sei noch, dass der jüngste österreichische, 
der sogenannte Plener- Windischgrätz'sche, Strafgesetzentwurf 
die vom Kammergericht reprobirte Ansicht mit voller Klar- 
heit über die Konsequenzen zum Gesetz erheben wollte. Der 
§ 141 des österreichischen Entwurfs begann mit den Worten: 
„Wer Andere zu bestimmen sucht, an auf Einstellung der 
Arbeit gerichteten Verabredungen Theil zu nehmen oder 
ihnen Folge zu leisten". Diese letzten Worte sollten sich 
nach der ausdrücklichen Anleitung der Motive auf den Fall 
der Nöthigung derjenigen Personen beziehen, gegen welche 
die Verabredung dch richtet, also der Arbeitgeber. 

Wit dem ganzen Entwurf ist auch diese Bestimmung ge- 
fallen, gegen die sich die stärkste Agitation richtete, 

In Fällen, wo dem Unternehmer von Arbeitern nut 
Arbeitseinstellung gedroht wurde, hat die Gerichtspraxis sich 
in Deutschland jedoch nicht auf die Anwendung des § 153 

'3) Vgl. Verkauf, Die bürgerlichea Klaswn und däs Strafrecht. Eine 
Kritik des österreichischen Strafgesetxentwarfs. Wien 1894. S. 
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besdiriuikt. Vielmehr ist weiter der Erpressungsparagraph 
herangezogen worden. Das Gesetz erfordert für den That- 
bestand der Erpressung, dass der Thäter einen rechts* 
widrigen Vermögensvortheil erstrebt. Die Rechtsprechung 
dedudrt nun: Rechtswidrig ist jeder Vortheil, auf den man 
einen rechtlich verfblgbaren Anspruch nicht hat. Der Arbeiter 
hat einen solchen Anspruch auf die Gewährung besserer 
Lohn* und Arbeitsbedingungen, als vertmgsmässig verab- 
redet war, nicht; er erstrebt also, wenn er seine Existenz- 
bedingungen über das Maass, auf das ihm ein dvilrechtlich 
dnldagbarer Anspruch zusteht, zu verbessern trachtet, einen 
rechtswidrigen Vermögensvortheil. Fugen die Streikenden 
diesem Verlangen die Drohung hinzu, dass sie andernfalls die 
Arbeit niederlegen werden, so ist der Thatbestand der Er- 
pressung gegeben und monatelange Freiheitsstrafe, oft ver« 
bunden mit Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte, die Folge. 

Ldwenfeld^^ bemerkt zu dieser Rechtsprechung, iturdie 
das Urtheil des Reichsgerichts in den Entscheidungen in 
Strafsachen, Band 21, S. xx4ff. vorbildlich geworden ist: „Er- 
pressung ist nach dem Reichsgericht a. a. O., wenn ein rechts- 
begründeter Anspruch noch nicht bestand, und zur Erlangung 
desselben das „Mittel der Nöthigung" gebraucht wurde. Das 
Mittel der Nöthigung" bestand im vorliegenden Falle in der 
Weigerung des Abschlusses eines Arbeitsvertrages. Wenn 
dies ein Mittel der Nöthigung gemäss § 253 ist, so begeht 
jeder Kaufmann Erpressung, der seine Waare nur zu be- 
stimmtem Preise abgiebt." Das Reichsgericht versucht, so 
fahrt Löwenfeld fort, sich dieser Schlussfolgerung durch 
fcdgende merkwürdige Ausführung zu entziehen: Es sei zu- 
zugeben, dass von dem Thathestande der Erpressung der 
FaJl fernzuhalten ist, wenn lediglich ein Paktiren unter Wah- 
rung beiderseitiger Vertragsfreiheit vorliegt. Zur Drohung 
gehört der Wille, durch Ankündigung eines Uebels und durch 
die hierdurch in dem Andern erregte Furcht vor ihrer Ver- 
wirklichung einen Zwang auf dessen \Villen auszuüben. Im 
einzelnen Falle könne eine konkrete Aeusserung ihrer Form 
nach es zweifelhaft erscheinen lassen, ob sie der einen oder 

Archiv l&r soziale Gestttsgebung und Statistik von Heinrich Btsur, 
Berlin. Karl Heymann. Band 14 S. 495 ff. 
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anderen Art angehöre. Im vorliegenden Falle, sagt das 
Reichsgericht, kamen nicht Verhandlungen über die zu ver- 
einbarenden Vertragsbedingungen in Frage, vielmehr sind die 
Angeklagten dem Arbeitgeber in höhnischer und dreister 
Weise mit der einseitigen Aufforderung und Ankündigung 
gegenübergetreten, dass der geforderte Arbeitslohn noch an 
demselben T^ge bis Nachmittag an die Lohnkommission aus- 
zuzahlen sei, widrigenfalls von den Arbeitern gestreikt würde. 
(A. a. O. S. 119.) 

„Nun", so deducirt Loewenfeld weiter, ^ist klar, was 
das Reichsgericht unter Paktiren versteht, wobei Erpressung 
nicht gegeben istl Die einseitige Ankündigung emer be- 
stimmten Forderung, von welcher nicht abgegangen wird, 
ist nicht Paktiren. Erpressung ist also dann nicht gegeben, 
wenn der eine Kontrahent dem anderen gegenüber sich 
darauf einlässt, dass gefeilscht wird. Erpressung wäre hier- 
nach, wenn ein Kaufmann in 'seinem Geschäfte anschreibt: 
„Feste Preise", und demgemäss verfahrt. Man müsste denn 
sagen, dass es einen rechtlichen Unterschied macht, dass der 
Kaufmann vielleicht höflich den Kunden anlächelt, während 
die Arbeiter bei ihrem Festhalten an der Forderung in 
höhnischer und dreister Weise aufg-etreten sein sollen!" 
Löwenfcld schhesst diese Ausführuniren (S. 499) mit den 
vortrefflichen Worten: „Dass hiernach über die l^rage, ob 
eine strafbare Handlung vorliegt, die nach der Anschauung 
des Volkes infamirt, auch wenn die Ehrenrechte nicht ab- 
erkannt werden, oder eine völlig erlaubte Mandlung Er- 
wägungen entscheiden, welche iede Hesh'mmtheit vermissen 
lassen, dass die Entscheidung ini < in rlnf n Falle von dem 
mehr oder weniger temperamentxoiien oder höflichen Auf- 
treten des Angeklagten abhängt, dass die Entscheidung 
jeden Zusammenhang mit der moralischen Qualität der Hand- 
lung verliert, und es schliesslich nicht blos dem Rechtßunkun- 
digen, sondern auch dem gebildeten Juristen schwer wird, 
vorauszusagen, ob ein bestimmtes Verhalten als erlaubt 
oder aber als ein infamirendes Delikt beurtheilt werden wird. 
Man sollte glauben, dass eine Rechtsprechung, die zu solchen 
Ergebnissen auf dem (lebiete des Strafrechtes führt, nicht 
auf dem richdgen Wege sein kann." 
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Trotzdem ist das cttirte Urthdl des ReichsgerichtSt mit 
dem andere 1^) übereinstimmen^ für die unteren Gerichte 
massgebend geworden. Eine Entscheidung, wie die des 
Landgerichts Dresden vom November 1898 in Sachen 
gegen Tuta, das die Aeusserung: »Wenn Sie nicht pro 
Stunde 45 Pfg. Lohn bezahlen, sorgen wir dafür, dass 
4 Wochen lang kein Maurer auf den Bau kommt"", mit 6 
Monaten Gefängniss und 3 Jahren Ehrverlust geahndet hat, 
gehört keineswegs zu den Seltenheiten.^^) In Berlin wurde, 
um nur noch ein Beispiel anzuführen, der Bevollmächtigte 
einer Zahlstelle des Tischlerverbandes durch Urtheil vom 
Jahre 1891 (vgl. Legien a. a. O, S. 104) zu 6 Monaten Ge- 
fangniss verurtheilt, weil er an einen Arbeitgeber schrieb: 
Sollten Sie den Lohntarif nicht bewilligen, so werden Ihre 
Arbeiter jeder seine Arbeiten fertigstellen und wird vom 
2, Mai an die Sperre über Ihre Fabrik verhängt. 

In gleicherweise sind auch die übrigen Thatbestands- 
merkmale des § 153, insbesondere die Begriffe der einzelnen 
Zwangsmittel, welche das GeseU aufführt, von dem Strom 
der Kriminalisirung ergriffen, und stets noch neigen die Ge- 
richte, wenn auch nicht zu einer wesentlichen Erhöhung des 
Strafmasses, so doch zu einer immer mehr \'erschfirften Aus- 
legung des gesetzlichen Thatbestandes. Die Ursache liegt 
auch hier in der verfehlten Auffassung von der Koalitionsfreiheit 
als eines Ausnahme- und Sonderrechts, und ferner an der 
Dehnbarkeit und Unbestimmtheit der vom Gesetzgeber ver- 



'*) Vgl. /.. B «las bereits citirte IVtheil in Entscheidungen Bd. 20 
S. 69, das S( hon in der Koalition ah solcher einen Eingriff in die Willcns- 
frfiheit des Cegenkontrahenten findet. ^Ob der einzelne Arbeitgeber seine 
Arbeiter entlassen, der einzelne Arbeiter die Arbeit einstellen will, ist.... 
Sache der freien EDtschliessung des Eiazelnen. Das gemeinschaftliche 
Vorgehen mehrerer Arbeitgeber oder mehrerer Arbeiter in 
dieser Richtung ist aber geeignet, die Willensfreiheit des an- 
deren Theiles rn beschränken. " Auf d rund dieser Deduktion kommt 
das Urtheil weiter dazu, die Aufforderuag zur Einstellung der Arbeit ohne 
Innehallong der Kündigungsfrist ak unter § 110 des StCB. fallend an be- 
strafen. Siehe dagegen die treflende Krittle bei Mehring Geschichte der 
deutschen Sozialdemokratie Bd. a S. 505. 

Das I rtheil wird citirt von T-egien, Das Koalitionsrecht der deut- 
schen Arbeiter. Hamburg 1B99. S. 105. 
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wendeten Ausdrücke. Schon Mitter maier ^0 warnte unter 
Hinweis auf das französische Recht dringend davor, mit Hülfe 
solcher kautschukartigen Thatbestandsmerkmale gegen die 
Arbeiterkoalitionen zu Pdde zu ziehen, wodurch ,,die Stellung 
des Richters bei der Strafanwendung zu einer sehr schlimmen 
gemacht wird.** Die Warnung Mittermaiers hat nichts ge- 
fruchtet. Im Gegentheil, der § 153 G.O. bedient sich weit 
unsichererer und schrankenloserer Ausdrücke, als dies seine in 
den Motiven angezogenen Vorbilder, das englische, franzosisdie 
und insbesondere das vom Abgeordneten Stumm der Reichs- 
gewerbeordnimg als Vorbild empfohlene sächsische Recht thun. 
Die sächsische Gewerbeordnung vom 15, Oktober 1861 bestraft 
mit Gefängniss bis zu 4 Wochen und an den Anstiftern und 
Anführern mit Gefängniss bis zu 8 Wochen, nur die „An- 
maassung von Strafgewalt über die Genossen, Verrufserklä- 
rungen und jede Anwendung physischer oder moralischer 
Zwangsmittel gegen solche, welche Beschlüssen oder Verab- 
redungen der obigen Art nicht beitreten wollen oder von 
sdion gefassten oder getroffenen zur ucktreten. 

Diese Ausdrücke sind weit präziser und greifbarer, als 
diejenigen des § 153. Insbesondere kennt das sächsische Gesetz 
nicht das Thatbestandsmerkmal der „Ehrverletzung", imter 
welches nach Brentanos treiYendem Ausspruch jene gelegent- 
lich einer Arbeitseinstellung einem abtrünnigen Genossen zu- 
gerufenen urkräftigen Worte subsumirt werden, wie sie in 
den unteren Klassen — je nach der Betonung — bald als 
Freundschaftsbezeugung, bald als Schimpfwort gebraucht 
werden, sicherlich aber denen, unter welchen sie fallen, gar 
keinen Eindruck machen und nur dem Richter als eine ab- 
scheuliche Drohung oder Ehrverletzung ersrh« Inen. Der Be- 
griff der Ehrverletzung im § 153 unterscheidet sich wesent- 
lich von der Beleidigung im vSinne der §§ 185 ff. R.Str.G.B.; er 
ist aus dem preussischen Strafgesetzbuch vom 14. April 1851 
übernommen, und ist (gegeben, wenn eine Aeusserung über 
einen Anderen denselben dem Hasse oder der Verachtung 
aussetzt, ohne dass es erforderlich ist, dass die Aeusserung 

Archiv des Kriminalrechts N. F. 1849 S. 510: Ueber unerlaubte 
Verbindungen von Seiten der Fabrikherren u. s. w. 
a.a.O. 8.35. 
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geeignet ist« ihn verächtlich zu machen oder in der öffent* 
liehen Meinung herabzusetzen, i*) Dass die Behauptung er- 
weislich wahr ist, ist zur Anwendung des § 153 unerheblich, 
so dass die vom § 186 Str.G.B. zum Schutze des An* 
geklagten aufgestellte Bedingung der Strafbarkeit 
entfällt. Dass der § 193 Str.G.B. gegenüber dem § 153 G.O. 
versagt« ist oben bereits hcr\'orgehoben. Schliesslich ist 
auch im Gegensatz zu der Beleidigung im Sinne des ge- 
meinen Strafrechts ein Strafantrag nicht erforderlich. 

Diese weite Entft'rnun^ des Begriffs der Khrvcrletzung 
im sj 153 von dem Boden des s^emeinen Strafroehts hat Ur- 
theile zur Folj^c gehabt, welclie die schwersten Hedenken 
hervorrufen müssen. l-"ür che \otiz in einem Arbeiierblatt : 
die und die Kollegen hanch In gegen unsere Interessen und 
unterstützen (Vw Unternehmer, erhielten der Verfasser der 
NotiT" und der Redakteur je vier Wochen Gefängniss. Die 
Aeusserun^ eines streikenden Arbeiter^ {resrenüber zwei 
arbeitswilligen Kollej»cn, es sei nicht hübsch, den Streikenden 
in den Rücken zu fallen, tr\i^ euiem völlig unbescholtenen 
Manne vor einem Berliner (iiricht die Strafe von einem 
Monate Gefängniss ein.-°) Der 1)1 »sse Ausdruck „Streik- 
brecher'" wird fast req-elmässii; nnt wochenlangen Freiheits- 
strafen geahndet. Dasselbe gilt von dem inhaltsleeren Worte: 
Fünfundfünf/.ij^- Pfennig- Maurer. Sehr charakteristische Bei- 
spiele hierfür unter genauer Angabe der betreffenden Ur- 
theile werden von Lcgicn-'j angeführt. 

Auch der Beo^riff der „Drohung'" ist von der Recht- 
sprechung in einer Weise ausgedehnt, dass ein Rechtszustand 
geschaffen ist, der bisweilen einem Verbote der Koalition 
gleichkommt. 

Vgl. Löwenfcld a. a. (). S. 505. 
-' j So rnhcil der 9. Strafkammer des Koniijlichcn Landgerichts T 7u 
Berlin in Sachen Meyer und Luwark vom 10. Novfmlx r O. III F. 94. 98. 

„Denn", so sagt das I rtheil wörtlich, „dadurch behaupteten die Ange- 
klagten, dau die i^enanateD Arbeiter durch ihre Weiteiarbeit den alten 
Gesellen, nicht offen und ehrlich, sondern von hinten, also heimlich die 
Möglichkeit der .Arbeit .... entzögen.'^ 

Das Koalitionsrecht der deutschen Ar:, e-it- r, Hnmluir^ i^tio. S. iqiIT., 
insbesondere S, 199 und 201. Weitere Heispiele siehe bei Heinemann in 
der „Natioa". Berlin 1899. No. 33 und 24. 
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Der Verfasser eines Streikflugblatts, worin es hetsst: 
„Bis jetzt ist es den Unternehmern nicht gelungen, auswärtige 
Kollegen heranzuziehen. Dass es auch in Zukunft nicht ge- 
schieht, das wird unsere Sorge sein", erhält wegen Be- 
drohung 14 Tage Gefangniss. In einer Werkstätten Versamm- 
lung wird berathen, ob man streiken wolle. Zwei Arbeiter 
erklären sich dagegen und verlassen den Saal. Ein 
Streikender ruft ihnen nach: „Seht Euch die Kollegen an". 
Diese Drohung muss er mit einer Gefang;nlssstrafe von einem 
Monate büssen (yrr\, hierzu Hcinemann a. a. Ü. No. 24 S. 339 
und Löwerifeld Rd. X\V vS. 502). 

Endlich ein letzter Fall: In einer kleinen Stadt war be- 
schlossen, über die Werkstelle eines bestimmten Meisters die 
Sperre zu verhängen, weil er allein an der 1 1 stünrlioren 
Arbeitszeit festhielt, während sämmtliche übrigen Mi i ~it*/r in 
Folgte gütlicher Vereinbarung den Zehnstunck tit:ir; 1 iiiirrtuhrt 
hatten. Der Angeklagte als Bevollmächtigter der Zahlstelle 
veröffentlichte diesen Reschluss in der „Holzarbeiter-Zeitung" 
und ersuchte, die zureisenden Kollegen auf die \A'^erkstelle 
des betreffenden Tischlermeisters aufmerksam zu machen, da 
über dieselbe die Sperre verhäneft sei." Hierin wurde eine 
Bedrohung gefanden und der Angeklagte zu 4 Wochen (ie- 
fängniss verurtheilt. Wenn auch der Angeklagte keine be- 
stimmte Person bedroht hat, so hat er doch, sagt das Urtheil, 
durch seine Thätigkeit, durch die Veröttentlichung auf" Viele 
gewirkt und zu wirken versucht. Die Höhe der Strafe wurde 
vom Schöffengericht Aj)earade in seinem Urtheil vom 22.Juli 1897 
mit folgenden W orten gerechtfertigt: ,,Kin Grund, die Arbeits- 
zeit zu verkürzen, liegt bei dem gemüthlichen und einfachen 
Handwerksbetrieb in kleinen Orten nicht vor. Um der- 
artigen miithwilligen Bestrebungen ein für allemal entgegen- 
zuu ctcii, ist eine scharfe Strafe am Platze." Den Angriff der 
Revision, dass garnicht festgestellt sei, wem der Angeklagte 
gedroht habe, wies das Oberlandesgericht Kiel durch Urtheile 
vom 24. November 1897 ^5- J""^ ^^9^ zurück. Es sei 
die Feststellung ausreichend, dass der Angeklagte allgemein 
den Mitgliedern des Verbandes gedroht habe, zumal er durch 
die Veröffentlichung auf einen unbestimmten grossen Personen- 
kreis eingewirkt habe. (Das Nähere vgl. bei Legien a. a. O. 



^ kjui^uo i.y Google 
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S. 902 <r und bei Löwenfeld a. a. O. S. 502 if. mit durch- 
schlagender Kritik.) 

Solche, wie mit aller Schärfe zu betonen ist, durchaus 
in Gemässheit des Geseties verhänj^^en Strafen müssen die 
ernstesten Bedenken hervorrufen. Ihre Tragweite geht weit 
über den einzelnen Fall hinaus. „Die Vermehrung der Be- 
strafungen", sagt von Lilienthal'-) sehr treffend bei Gelegen- 
heit der Besprechung der sogenannten Zuchthausvorlage, „ist 
kriminalpolitisch geradezu ein Unglück. Die Strafe wird 
diskreditirt und damit ihrer besten Wirkungen beraubt, 
wenn sie Handlungen trifft, deren Vornahme nicht allgemein 
als unmoralisch gilt, l^nd davon kann hier nicht die Rede 
sein. Die Arbeiter werden ihre Genossen als Märtyrer 
ansehen, und der Unbefangene wird ihnen seine Theilnahme 
nicht versafren, denn sie sind Opfer eines Gesetzes geworden, 
das ihnen Heschrankungen .luferlegtc, die durch allgemeine 
Interessen nicht gerechtfertio;t werden." 

Erwägungen, wie diese, sind es gewesen, die die aus- 
ländische Gesetzgebung zum 1 heil bewogen haben, die ganze 
Spezialgesctzgcbung gegen die Arheiterkoalitionen, wie sie im 
>$ 153 der C le w crbicordnung enthalten ist, ü)ierHord zu werfen 
und alle gt-legentlich von Arl)eitseinsteliungen und Aussper- 
rungen begangenen Strafth.iten unter die i^estinimungcn des 
gemeinen Strafrechts zu stellen. So kannte beispielsweise 
das französische Gesetz vom 25. Mai 1864, durch welches die 
Artikel 414 bis 416 des code penal aufgehoben wurde, zwei 
Formen des Angriffs auf die Freiheit der Arbeit: 

aj die Anwendung von Gewaltthätigkeiten, Drohungen oder 
betrügerischer Vorspiegelungen, um mittelst vereinbarter 
Einstellung der Arbeit die Erhöhung oder Verminde- 
rung der Löhne zu erzwingen, 
b) die Beeinträchtigung der freien Ausübung der Arbeit 
oder des Gewerbes durch Verhängung von Geldstrafen, 
Achterklärungen und Verboten, welche Folgen eines 
verabredeten Planes sind.^^*) 
Diese letztere Bestimmung ist aufgehoben tlurch ein Ge- 
setz von 1884, sodass die Verrufserklärung eines den 

Deutsche Juristen-Zeitung. Vom i. November 1899. S. 429. 
Vgl. hierzu die Entscheidung des Kassationshofs vom 5. April 18Ö7. 
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Interessen seiner Kollegen zuwiderhandelnden, vom Streik 
sich ausschliessenden Arbeiters in Frankreich jezt allgemein 
gestattet ist. Nach Garraud liegt gerade hierin die ent- 
scheidende Bedeutung des Gesetzes von i884, das sich übri- 
gens auch auf die ländlichen Arbeiter erstreckt. 

Es mag hier noch die interessante Thatsache erwähnt 
werden, dass am 4. April 1892 die zweite Kammer, um den 
offenen Krieg der Untemehmcrverbände gegen die Koali> 
tionsfreiheit der Arbeiter und damit gegen das Gesetz zu 
verhindern, den Antrag annahm, die Arbeitgeber zu bestrafen, 
welche Arbeiter entlassen oder nicht annehmen, weil sie einer 
Gewerkschaft oder einem sonstigen, dem Unternehmerthum 
missliebigen Vereine angehören. Dieser Antrag scheiterte 
an dem Widerspruch des Senats, der sich insbesondere dar- 
auf stützte, dass gerade der Führer der Arbeiterpartei Tolain 
in der zweiten Kammer lebhafte Bedenken gegen den Be- 
schluss erhoben habe. Tolain wies darauf hin, dass die Ar- 
beiterpartei jede Ausnahmegesetzgebung gegen den Streik 
und die sich daran knüpfenden Folgen perhorrescire, gleich- 
viel ob sie sich gegen Arbeiter oder Arbeitgeber richte. ^ 
Man dürfe keinerlei strafrechtliche Anomalien für diesen Fall 
zum Gesetz erheben. 

Kinc ähnliche Hntwickelun^- wie in Frankreich können 
wir in der Schweiz beobachten. 

Der von Professor Stooss ausgearbeitete Vorentwurf 
von 1894 enthielt im Artikel t6i nach dem \'orbilde der 
Kantone Genf und Tessin unter der Ueberschrift : ..Reein- 
trächtl^iifvj: von Freiheitsrechten" die folcrcnde I^estimmung: 
„Wer Jemanden an der Ausübunjr einr- ihm von der Bundes- 
verfassung gewährleisteten Freiheitsreciites, insbesondere an 

der Freiheit der Arbeit durch Gewalt oder Drohung 

hindert oder ihm den (lenuss eines solchen Freiheitsrechtes 
böswillig schmälert oder unmöglich macht, wird mit Ge- 
fängniss bis zu 6 Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 
5000 i ranken bestraft". 

Die zur Durchberathung des Entwurfs eingesetzte Ex- 
pertenkommission^-*) des eidgenössischen Justiz- und Folizei- 

Verhandlungen Bd. III S. 147 ff. zu Art 161. 
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departements hat jedoch diesen Paragraphen aus dor Erwä- 
gun^ heraus gestricheot dass es eine durch Nichts zu recht- 
fertigende Ungerechtigkeit gegen die arbeitenden Klassen 
sei und ein Zurücicfallen in den Zustand der Klassengesetz- 
gebung bedeute, wenn man die aus Anlass einer Arbeits- 
Anstellung begangenen Strafthaten anders behandele, als 
dieselben bei anderer Gelegenheit verübten Delikte. 

Auch in der Expertenkonunisston traten einige Redner, 
insbesondere Professor Zürcher und Vogelsango', ganz wie 
die zweite franzosische Kammer, lebhaft dafür ein, dass der 
Arbeitgeber bestraft wird, der einen Angriff auf die Koali- 
tionsfrdhdt der Arbeiter unternimmt, — eine übrigens auch 
in Deutschland völlig straflose Handlung. — Wir 
haben, sagt Zürcher, so viele Bestimmungen aufgenommen, 
durch welche den Rechtsgütern der Besitzenden Strafschutz 
gewahrt wird, dass es billig ist, auch die Interessen der Besitz- 
losen zu schützen. Es muss verhindert werden, dass die An- 
griffe auf die Vereinsfreiheit der Arbeiter schamlos und vor 
aller Oeffentlichkeit betrieben werden. Und weiter würde 
damit erreicht, dass solche Verträge der Arbeitgeber, die 
auf Unterdrückung der Koalitionsfreiheit der Arbeiter ab- 
ziden, vcmi den Gerichten als undttlich betrachtet werden 
müssten und keinen privatrechtlichen Schutz mehr geniessen. 

Es sei hierbei bemerkt, dass das Verlangen Zürdiers 
für Deutschland durch das B.G.B. 2*) seine Verwirklichung 
gefunden hat (sj§ 138 Abs. i und 826). Hs ist ausdrücklich 
in der Kommission zur Vorberathung des bürgerlichen Gesetz- 
buchs seitens der Mitglieder der Kommission und der Re- 
gierungsvertreter ;in erkannt worden, dass Verträge, welche 
die KoaliticMisfreiheit beschränken, „zweifellos'* gegen die 
^utrn Sitten Verstössen. Ks sind demnach die von den Ar- 
beitgebern ihren Arbeitern auferlegten Verpflichtungen un- 
gültig, bestimmten politischen oder gewerkschaftlichen Ver- 
•einigfungen nicht anzugehören oder aus denselben auszutreten 

Drucksache 440 der Kcichstagssession i895/()7 S. 45 u. stenojifr. 
Berichte, S. «760. Vg^l. auch Cuno, Das Gewerbegcricbt No. 9 vom j. Juoi 
1900 S. 337 uad asS bet Geleg^eahelt und im Anschluss an dJe Besprechuag 
der fibereinatimmenden Ausführungen von A. Stadthagen, Das Arbeiter^ 
«echt. Stuttgart. J. H. W. Dietz Nachf. 190a 

II* 
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oder sich für den Uebertretungsfall einer Konventionalstrafe 
zu unterwerfen. 

Auch das finnländische Gesetz kennt, wie endlich 
noch hervorgehoben werden soU^ kein Spezialstreikdelikt. 
Es beschränkt sich im Abschnitt 25 § 12 auf die Bestim- 
mung: „Derjenige, der ohne gesetzliches Recht mit Gewalt 
oder Drohung einen Andern etwas zu thun, zu dulden oder 
zu unternehmen nöthigt, wird .... bestraft.^) 

2^) Vgl. hierzu den mit den vorgenannten Gesetzen übereinstimmenden 
leglslätivea Vorschlag Breötanos: „Reform oder Revolution". Verlag der 
HlUe 1889 S. 6a Ueber das englische Recht vgl. Schuster bei von Uszt 

Strafgesetzgebung der Gegenwart (Verlag von f)tto Liebmann, Berlin) 
f?H T S 7 und 37 und namentlich die sehr gfriindlichen E^rorterungen bei 
Löwenield a. a. O. S. 582 bis 590. Diese endlich erfolgte, wissenschaftliche 
Klarlegung des englischen Rechts ist um so dankenswerther, als die haupt- 
sächlich durch die Ausfttbruogen von I/doing in den Verhandlungen defr 
Vereins ffir SosialpoUtik 1897, Leipzig 1898 S. 271 hervoi^enifene miss- 
verständliche Auffassung des englischen Rechts bei der Entstehung der 
soj^enannten Zuchthausvorlage eine grosse Rolle gespielt hat. Die Vorlag^e 
wies „vor allem" auf das englische Gesetz vom 13. August 1875 (Conspiracy 
and Protection Act) hin als ein gegenüber dem geltenden deutschen Rechte 
weitergebendes Graets. Dass das strikte Gegentheil richtig ist, seigt 
Löwenfeld mit scharfer Kritik gegen Löning, dessen Ausfuhrungen • er 
„haltlose, rechtsirrthümlichei die Thatsacben in ihr Gegentheil vericebrende 
Behauptungen*^ nennt. 
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Kin Beitrag zur Lehre von der dinglichen 
Bindung der Betheiligten an ihre Einigung nach 

§ 873 Abs. 2 B.G.B. 



In der Praxis des preussischen Grundbuchrechts ist es 
wiederholt vorgekommen« dass in der Zwischenzeit zwischen 
der Erklärung einer Auflassung und der daraufhin erf<dgen* 
den Eintragung des Eigenthumsüberg^ngs wegen vollstreck« 
barer Forderungen gegen den \^er:iusserer im Wege der 
Zwangsvollstreckung Anträge auf Eintragung von Zwangs- 
hypotheken bei dem Grundbuchrichter gestellt wurdrn. In 
einem solcher Fälle hatte der Grundbuchrichter die bean- 
tragte Hypothek eingetragen und wurde die gegen diese 
Eintragung gerichtete Beschwerde des Erwerbers durch 
Bescheid des Appellationsgerichts Pos<mi vom 20. November 
1875 (Johow Bd. 6 S. 144) mit der Begriindung zurück- 
• gewiesen, dass «ir Zeit des Einganges des Antrags auf 
Eintragung der Hypothek gegen den Veräusserer das 
Eigenthum am Grundstück auf den Erwerber noch nicht 
übergegangen gewesen sei. 

In einem andern Falle, wo der Grundbuchrichter eben- 
falls die beantragte Zwangseintragung vorgenommen hatte, 
war es zum Prozess gekommen. i>er Erwerber des Grund- 
stücks klagte gegen denfenigen, tu dessen Gunsten jene 
Eintragung erfolgt war. auf deren Löschung. Das Appella- 
tionsgericht verurtheilte clcn Beklagten nach dem Klage- 
antrage, und diV^rs Unheil wurde (hirch Erkcnntniss des 
Ober- Tribunals vom 27. Mai (Entsch. d. O.T. Bd. 82 S. 63) 
bestätigt. 

I^eide Entscheidungen, sowohl dir des ,\|)pellatic)ns- 
gerichts I^jsen vom 20. November i^^75, als ;ui-.di die des 
Ober-Tribunals vom 27. Mai 1S78, kann ich nicht iiir richtig 
halten; die erstere nicht, wn', wie (his Ober-Tribunal in der 
letzteren zutreffend ausführt, der Grundhuihrichter gemäss 
§ 45 der Preussischen Grundbuch-Ordnung zunächst ü!)er das 
ihm früher unterbreitete, in der Auflassung enthaltene Gesuch 
um Eintragung des Eigenthumsübergangs betindcn und dem- 
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gemäss den Eigenthumsubergaog eintragen musste und erst 
dann den Antrag auf Eintragung der Zwangshypothek er- 
ledigen durfte, diesen aber nunmehr ablehnen musste, weil 
das Eigenthum inzwischen auf eine andere Person über* 
gegangen war. 

Theorie und Praids haben denn auch durchweg jene 
Entscheidung des Appellationsgerichts Posen für falsch er- 
klärt, sie haben sich aber fast einhellig mit der angeführten 
Entscheidung des Ober-Tribunals vom 27. Mai 1878 einyer- 
standen erklärt. Trotzdem habe ich gegen deren Richtigkeit 
erhebliche Bedenken. Es ist zweierlei, zu erklären, dass das 
Verfahren des Grundbuchrichters unrichtig gewesen sei, und 
zu behaupten, dass für den dadurch Geschädigten ein Recht 
begründet sei, von dem durch die unrichtige Eintragung Be- 
günstigten deren Loschung zu Vf rl.m^-en. Denn durch die 
Eintragung sind nun einmal Rechte begründet worden, die 
nicht ignorirt werden dürfen. 

Das Ober-Tribunal hat seine Entscheidung auf zwei selb- 
ständige Erwägungen gestützt. In zweiter Reihe führt es 
nämlich das schon oben angeführte Argument ins Feld, dass 
der Grundbuchrichter nach § 45 Fr. G.B O. zuerst den ^gen- 
thumsübergang hätte eintragen müssen. Dieses Argument 
beweist aber nur, dass der (irundbuchrichtcr unrichtig ver- 
fahren ist, und nicht, dass die auf Grund des unrichtigen Ver- 
fahrens bewirkte Eintragung unwirksam ist. 

An die Spitze seiner Entscheidungsgründe setzt das 
Ober -Tribunal ein anderes Argument. Es verweist darauf, 
dass nach )J 48 G H ( ). sich die Eintragung des Eigenthums- 
iibcrgangs unmittelbar an die Auflassuni; anschliessen solle, 
und dass die Auflassung nur vorgenommen werden dürfe, 
wenn der s()f(n tiL;en Hintragung des h'a'genthums ein Hinder- 
niss nicht entgegenstehe. Es folgert daraus, dass es unstatt- 
haft sei, zwischen der Auflassung und der ILintragung irgend 
einen Akt vorzunehmen, "welcher ein neues Hinderniss, sei es 
für die Eintragung überhauj^t, sei es für die Kintragung in 
dem bei Beginn des Aktes vorhandenen Zustande erst schaffe. 
Auch dieses Argument mag als riclitig zugegeben werden, 
beweist aber nichts dafür, dass, wenn trotz seiner Unstatt- 
haftigkeit ein derartiger Akt vom Grundbuchrichter vorge- 
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nommen wird, diesem keine rechtliche Wirksamkeit zukommen 
könne. 

Trotzdem ist die Ansicht des Ober - Tribunals, wie 
schon bemerkt, fast zu allgemeiner Herrschaft gelangt, Sie 
bat in einer Entscheidung des Reichsgerichts vom 25. No- 
vember 1891 (Entsch. Bd. 38 S. 349) folgenden Ausdruck ge- 
funden: „Der bisher eingetragene Eigenthümer hat durch 
den Auflassungsakt, an den nach § 48 Abs. 3 der Grundbuch- 
Ordnung die Eintragung des Eigenthumsübergangs unmittel- 
bar sich anschliessen muss, der Verfugung über das Grund- 
stück, soweit dabei das Grundbuch in Betracht kommt, sich 
endgültijt^ beg;eben. Mit der Entgeg^ennahme der Auflassung 
ist, wie sich aus der angeführten Vorschrift des § 48 Abs. 3 
ergiebt, das Grundbuch für weitere Dispositionen des bis- 
herigen Eigenthümers und aus dessen Recht geschlossen. 
Indess auch gegen diese Sätze lassen sich erhebliche He- 
denken nicht unterdrücken. Man wird dem Satze voll bei- 
stimmen können, dass der Veräusserer sich der Verfügung 
über das Grundstück zu Gunsten des Erwerbers durch die 
Auflassung hieben hat und demgemäss eine auf Grund der 
Auflassung eintretende Verfügungsbeschränkun^^ des Ver- 
äusserers hinsichtlich des Grundstücks zu Gunsten des Er- 
werbers konstruiren müssen. Dass aber diese Verfügungs- 
beschränkung das Grundbuch für weitere Dispositionen des 
Veräusserers und aus dessen Recht vollständig schliesse, war 
nach früherem Rechte deshalb nicht richtig, weil die \'er- 
fügungsheschränkung zwar nus den Grund akten, nicht aber 
aus dem Cirundhiich ersichtlich war und darum Lii'niäss Jj 11 
Ges. vom 5. Mai 1872 gegen gutgläubige Dritte keine Kechts- 
wirkung ausüben konnte. 

So sehr man daher auch jene Entscheiciung des Ober- 
Tribunals als praktisch heibam fiegrüssen kann, so wenig 
stichhaltig sind die dafür angegebenen ( i runde, und so wenig 
Gründe lassen sich anscheinend dafür gehend machen. 

Wie steht es nun aber mit unserer Frage nach jetzigem 
Rechte, w^ie ist nach diesem der Fall zu entscheiden, wenn 
in der Zwischenzeit zwischen Auflassung und Eintragung ein 
Gläubicjer des Veräusserers beim Grundbuchamte die Eintra- 
gung einer Zwangshypothek gegen diesen beantragt? 
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Für den gewöhnlichen Fall, dass die Auflassung vor 
dem Grundbuchamt erklärt ist, wird diese Frage zwar inso- 
fern keine Schwierigketten bereiten, jals der Grundbuchrichter 
nach § 17 G.B.O. verfahren und hiemach zuerst den Antrag 
auf Eintragung des Eigenthumsfibergangs erledigen und dem^ 
nächst nach Eintragung des Erwerbers den Antrag auf Ein- 
tragung der Zvrangshypothek ablehnen muss, weil derjenige, 
gegen welchen sich der Antrag richtet, nicht mehr Eigen- 
thümer des Grundstücks ist. Aber auch wenn davon abge- 
sehen wird, dass, wie die Erfahrung der preussischen Praxis 
gezeigt hat, durch die Vorschriften der G.B.O. eine unrichr 
tige Handhabung nicht ausgeschlossen werden kann, so ist 
die Frage j< ]< nf rills für diejenigen Rechtsgebiete von grosser 
praktischer Bedeutung-, in denen die Auflassung vor den 
Notaren erklärt werden kann. Wenn z. B, im Gebiete des 
früheren Rheinischen Rechtes eine Auflassung zu notariellem 
Protokoll erklärt ist und, bevor die Auflassungsverhandlung 
dem Grundbuchamte zur Eintragung eingereicht wird, in- 
zwischen ein Gläubiger des Veräusserers beim Grundbuch- 
amte die Eintragung der Zwangshypothek beantragt, so muss 
zweifellos diesem Antrage stattgegeben werden, und es ent- 
steht nun dieselbe Frage, welche oben für das preussische 
Recht behandelt worden ist, ob nämlich der Erwerber, nach- 
dem er demnächst seine Eintragung als Eigenthümer erlangt 
hat, von dem Gläubiger des Veräusserers die Löschung der 
für ihn eingetragenen Hypothek beanspruchen kann. E.s 
wäre sehr wünschensv.crtb, \^•enn diese Fraj^f^ bejahend be- 
antwortet werden könnte, denn andernfalls würde eine grosse 
Verkehrsunsicherheit eintreten, der Erwerber müsste Be- 
denken tragen, bei der Auflassung das Kaufgeld zu zahlen, 
da er nicht wissen kann, ob das Grundstück nicht in der 
Zwischenzeit bis zur Eintragung seines Eigenthuras durch 
Zwangshypotheken gegen den Veräusserer eine Werths- 
einbusse erleiden wird; andererseits wird der Verkäufer mit 
der Entrichtung des Kaufgeldes nicht bis zur Eintragung 
warten woHen, da er sein Vermögensobjekt nicht ohne Zug 
um Zug erfolgende Gegenleistung wird aus der Hand geben 
wollen. Eine Lösung der Frage, welche dem Erwerber 
einen Anspruch auf Löschung gegen den Zwangshypothekar 
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gewährt, wird daher voo der Praxis mit Geougthuung be* 
grüsst werden. 

Diejenigen Gründe nun, welche das Ober -Tribunal (ur 
das preussjsche Recht gefunden hatte, können, abgesehen 
von ihrer nachgewiesenen M.ingeihaftiglcett, schon aus dem 
Grunde für das jetzige Recht nicht verwerthet werden, weil 
sie nur auf die Fälle der Auflassung vor dem Grundbuch- 
amte passten und zudem auf speziellen Bestimmungen der 
preussischen Grundbuchordnung aufgebaut waren, welche 
in das jetzige Recht nicht übernommen worden sind. Die 
Losung gewährt aber das richtige Verständniss der Bestim- 
mung des Abs. 2 § 873 B.G.B, über die Bindung der Parteien 
an ihre Einigung. Von der Bedeutung dieser Bindung ist 
daher jetzt ausführlicher zu sprechen. 

Nach dem eisten Entwürfe (§ 828 Abs. 3) trat die Bin- 
dung vor der Eintragung erst ein, nachdem die Vertrags- 
schliessenden ihrerseits Alles gethan hatten, was das Gesetz 
verlangt, um die Rechtsanderung zur Vollendung zu bringen 
(vgl. Motive Bd. 3 S. 1 75). Die Wirkung der Bindung lag 
nach diesem r^ntwurle klar zu Tage, sie bestand in dem 
Ausschluss des rinseitii^en Widerrufsrechts eines der Ver- 
tragschliessenden und musste in Folge dessen init Noth- 
wendigkeit zur läntragung der gewollten Kechts.inderung 
führen, weil dt ni Grundhucbanut* die gesetzlichen \ Oraus- 
setzuii^en für die Kinlra^ung vollständijr vorlagen. Diese 
klare Rechtslacr*" ist aber dadurcli verdunkelt worden, dass 
die zweitf Kommission Bestimmungen aufgenommen hat, wo- 
nach die ( iebundenheit der Betheiligten an ihre Einigunnr 
eintreten kann, bevor das Gründl )uchamt mit der Sache be- 
fasst wird, ja sogar bevor die Betheiligten diejenigen tormalcn 
Erklärungen abgencben haben, welche nach den Bestim- 
mungen der Grundbuchordnunj^ für die l^intra^uut; tler 
Rechtsänderung unbedingt erforderlich sind. Wenn z, H. die 
Betheiligten zu notariellem l'rotokoll erklärt haben, dass sie 
über die Einräumung eines dinglichen Rechtes für einen He- 
theiligten an dem (Grundstücke des anderen einig sind, ohne 
dass gleichzeitig eine Eintragungsbewiiligung seitens des 
Grundstückseigenthüincrs erklärt worden ist, oder wenn zwar 
die Eintragung seitens des Eigeniiiüiners bewilligt wortlen 
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ist, dieser Eigenthümer aber selbst noch nicht im Grund- 
buch eingetragen steht, so nützt eine Gebundenheit der He- 
theiligten an die Einigung, wenn sie nur in dem Ausschluss 
des Rechtes auf einseitigen ausdrücklichen Widerruf bestehen 
sollte, den Parteien garnichts, weil es zur Eintragung immer 
noch einer weiteren positiven Handlung des Veräusserers 
bedarf, nämlich im erstangenommenen Falle seiner formellen 

. Eintragungsbewilligung, im zweiten Falle seines Antrages, 
ihn als Eigenthümer im Grundbuch einzutrajren. Aus diesem 
Grunde hat man mehrfach die Bedeutung der Gebundenheit 
darin finden zu sollen geglaubt, dass man dem Empfanj^er 
einen klagbaren Anspruch auf Nachholung der Förmlich- 
keiten geben wollte, die nach den Ordnungs-Vorschriften der 
Grundbuchordnung zur Eintragung der dinglichen Rechts- 
änderung noch fehlen (vgl. besonders E. Fuchs, Grundbuch- 
recht S. 64). Aber abgesehen davon, dass ein Leistungsan- 
spruch auf Grund eines rein dinglichen \''ertrags nicht kon- 

* struirbar ist, ist diese Ansicht nicht zu billigen, weil sie un- 
historisch ist, insotV-rn sie sich mit dem Hegriff in Wider- 
spruch setzt, welchen die dingliche Gebundenheit in tlem 
ersten Kntwurfe hatte, in welchem von einem solchen An- 
sprüche gar keine Rede sein konnte, weil nach ihm die Ge- 
bundenheit erst eintrat, nachdem allen Ordnungs-V'orschritten 
der Grundbuchordnung Genüge geschehen war. Dem prak- 
tischen Betlürfnisse nach einem derartigen Leistungsansprache 
wird auch dadurch vollständig genügt, dass derselbe den 
Heth eil igten auf Grund des dem dinglichen Vertrage zu 
(Tiundc liegenden obligatorischen Rechtsgeschäfts zustehen 
wird, (jerade das praktische Beispiel, welches Fuchs wählt, 
um ein praktisches Bedürfniss nach einem solchen Leistungs- 
anspruch auf Grund des blossen dinglichen Vertrags nach- 
zuweisen, beweist, wie wenig praktisch ein solches Bedürfniss 
in der That ist. 

Auf der anderen Seite ist aber ein Standpunkt ebenso 
wenig zu billigen, welcher zu dem Resultate kommt, dass 
die Gebundenheit der Parteien in den Fällen, in welchen den 
formalen Erfordernissen für die Eintragung noch nicht genügt 
ist, eigentlich gar keine Wirkung habe. Dies ist nämlich 
das Resultat, zu welchem Goldmann und Ltlienthal (Das 
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Bürgerliche Gesetzbuch nach der Legal-Ordnung des All- 
gemeinen Landrechts) gelangen. 

Wenn diese (S. 481) die Wirkung der Gebundenheit nur 
darin sehen, dass 

t. in Folge der Unwiderruflichkeit der Erklärung der 
durch die Eintragung sich vollendende Eintritt der Rechts- 
änderung von keinem Thdle mehr verhindert werden 
könne, und 

2. darin, dass eine nach Eintritt der Gebundenheit er- 
folgende Verfügungsbeschränkung des Berechtigten die Ein- 
tragung und Wirksamkeit der Rechtsänderung nicht hindere» 
falls der Antrag auf Eintragung bei Eintritt der Verfügungs- 
beschränkung bereits gestellt war, 

so ist klar, dass diese zweite Wirkung keine Wirkung 
des Thatbestandes der f K l)undenheit für sich allein ist, und- 
dass die erste Wirkung durch Eintragung auch dann eintritt, 
wenn auch nur eine Einigung vorgelegen hat, an wdche die 
Betheiligten nicht gebunden gewesen sind. 

In der That ist die W'irkung der («ebundenheit eine 
andere und viel weitergehende» sie besteht, dem ersten Ent- 
würfe entsprechend, in dem Ausschlüsse des Rechtes des 
Widerrufs, nur nicht beschränkt auf den ausdrücklichen, 
sondern auch ausgedehnt auf den konkludenten Widerruf, 
Ein solcher konkludenter Widerruf liegt aber auch vor, wenn 
der Veräusserer ein mit dem gewährten Kechte kollidirendes 
anderes Recht auf einen Anderen überträgt. Hat Jemand dem 
Primus durch dinglichen Vertrag einNiessbrauchsrecht gewährt, 
so liegt in der Gewährung des Niesshrauchsrechts an den 
Sekundus ein konkludenti-r W^iderruf, ebenso in der Auflassung 
des Kigenthums an den Sekundus gegenüber der früheren Auf- 
lassung an den Primus, ebenso aber auch in der Einräumung 
eines Reclues an den Sekundus, welches das dem Primus 
eingeräumte Recht verschlechtert, also in der Einräumung 
einer Hypothek an den Sekundus crctrenüber di r Auflassung 
des Eigenihums oder der Einräumung einer Hypothek an 
den Primus, der dadurch an Rang einbüssen würde. 

Indem der ^^■räusserer zu allen diesen konkludenten 
Widerrui^hcindiungen in l'olge seiner Gebundenheit an die 
Einigung nicht mehr berechtigt ist, unterliegt er hinsichtlich 



»74 



Emii Kotfka. 



des Grundstücks zu Gunsten des Erwerbers einer Verfugungs- 
beschränkuQg, für welche die Bestimmungen - der §§ 892 
Satz 2 und 135 B.G.B. u. 13 K.O. massgebend sind. Denn 
dass im § 135 cit. nur von einem gesetzlichen Veräusse- 
rungsverbote gesprochen wird, steht nicht entgegen, da ein 
solches auch in einer sich auf Rechtsgeschäft grundenden, 
nach gesetzlicher Vorschrift gegen Dritte wirksamen VerfU- 
gungsbeschrankung gefunden werden muss, wie im a. Absatz 
des § 107 des ersten Entwurfs ausdrücklich ausgesprochen 
worden war, welcher von der zweiten Kommission nur des- 
halb gestrichen worden ist^ weil sie irrthümlich angenommen 
hatte, dass es derartige Verfügungsbeschränkungen im Ge- 
setze nicht gebe (vgl. Prr^t. B l r S. 125). 

Diese Verfugungsbeschränkung wirkt daher dritten Per- 
sonen gegenüber nur insoweit, als diese sie kennen oder sich 
nicht auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen 
können. Sie ist aber eintragungsfahig und gewährt gemäss 
§ 894 B.G.ß. demjenigen, zu dessen Gunsten sie besteht, einen 
Anspruch auf Eintragung. 

Diese Auslegung der Bedeutung der dinglichen Gebunden- 
heit hat den \^or7ug der historischen Kontinuität -— und zwar 
nicht nur mit dem ersten Entwürfe, sondern auch mit dem 
preussischeii Grundbuchrecht, in welchem, wie wir oben ge» 
sehen haben, an die Auflri-^suno- «-lienfalls eine Verfügungs- 
beschränkung des Veräusserers geknüpft worden ist. Bei 
der Verallgemeinerung des dinglichen Vertrags von der Eigen- 
thumsübertragung auf den gesammten dinglichen Rechtserwerb 
konnte man natürlich jetzt nicht bei der Verknüpfung dieser 
Verfügungsbeschränkung mit der Auflassung stehen bleiben, 
sondern musste sie mit jedem bindenden dinglichen Vertrage; 
verbinden, und indem man den Schwerpunkt der Bindung 
nicht mehr auf dem Umstand ruhen Hess, dass dem Grund- 
buchamt alle Unterlagen unterbreitet würden, auf Grund 
deren er die Rechtsveränderung eintragen muss, sondern auf 
andere, weniger strenge formale Voraussetzungen verlegte", 
ist man zu einer Verfügungsbeschränkung gekunimen, die 
schon zu einem Zeitpunkt eintreten kann, in welchem das 
Grundbuchamt entweder überhaupt noch nicht mit der Sache 
befasst oder aber noch nicht befugt ist, die Eintragung vor- 
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zunehmeiL Die Bedeutung der Verfügungsbeschränkung ist 
aber dem preussischen Grundbuchrechte gegenüber auch noch 
dadurch verstärkt, dass sie in grösserem Umfang als dort 
dritten Personen gegenüber wirksam ist. 

Wenden wir die so gewonnenen Resultate auf unsere 
spezielle Frage an, so ergiebt sich das Folgende: In Folge 
der zu notariellem Protokoll erklärten Auflassung ist der 
Veräusserer zu Gunsten des Erwerbers hinsichtlich des auf- 
gelassenen Grundstücks einer Verfügungsbeschränkung unter- 
worfen, welche ihm verbietet, das Grundstuck anderweit zu 
belasten, welche aber auch seine Gläubiger hindert, aus 
seinem Rechte heraus das Grundstuck mit Hypotheken zum 
Nachtheil des Erwerbers zu belasten, da diese die Verfügungs« 
beschränkung gegen sich gelten lassen müssen und sich nicht 
auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen können, 
welcher gemäss § 892 B.G.B. nur dazu bestimmt ist, den 
rechtsgeschäftlichen Erwerb Dritter zu schützen. In 
unserm Falle hat daher der als Eigenthumer dngetragene 
Erwerber einen Anspruch auf Löschung der in der Zwischen- 
zeit zwischen der Auflassung und der Eintragimg seines 
Eigenthums für Glaubiger des Veräusserers eingetragenen 
Zwangshypotheken. 

Wenn ich dieses Resultat oben als im Interesse der 
Verkehrssicherheit wünschenswertli be/ciciinet habe, so kann 
man dem auch nicht entnre^rnhalten, (.la.vs die Sicherheit des- 
jenigen, dem eine .Vul'lassung zu notariellem Protokoll ertheilt 
sei, ohnehin illusorisch bleibe, weil der Veräusserer nicht ge- 
hindert sei, vor Einreichung des notariellen Protokolls bei 
dem Grundbuchamte durch rechtsgeschäftliche, noch vorher 
dem Grundbudiamt einzureichende Akte mit gutgläubigen 
Dritten über das Grundstück zu verfügen. Denn solchen 
Akten gegenüber ist der Erwerber auch nicht schutzlos, er 
hat zwar keinen absoluten civtlrechtlichen, wohl aber neben 
dem Entschädigungsanspruch gegen den Verätisserer einen 
strafrechtlichen Schutz. Denn der Veräusserer, der dem 
Dritten gegenüber die Thatsache der vorgängigen Auflassung 
und der dadurch für ihn bewirkten Verfügungsbeschränkung 
verschweigen und dadurch den Erwerber in seinem Vermögen 
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schädigen würde, würde sich nach § 263 St.G.B. des Betrugs 
schuldig machen. 

Dieser strafrechtliche Schutz ist eine sehr wirksame Folge 
der Bindung, wenn dieselbe so wie hier ausgelegt wird; er 
ist geeignet, dieser Bindung in der Praxis eine ganz besondere 
Bedeutung zu verleihen. 
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Die Deliktsfahigkeit der juristischen Personen 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche. 
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Die Frage, ob juristische Personen deliktsfähig sind, 
gehört zu dem ältesten Bestände von Streitfragen, welche 
das Bürgerliche Gesetzbuch vorfand. Es hat nicht mit einem 
bestimmten „Ja" oder „Nein" dem Streite ein Ende gemacht, 
aber der Sa^e nach ihn dennoch entschieden, wenigstens 
für die weitaus meisten Fälle des praktischen Lebens. Der 
§ 31 B.G.B, lautet: 

Der Verein ist für den Schaden verantwortlich, den der 
Vorstand, ein Mitglied des Vorstandes oder ein anderer 
verfassun^smiissitr lirrufener Vertreter durch eine in 
Ausführung der ihm zustehenden Verrichtungen !->e- 
gangene, zum Scliadensersatze verpflichtende Handlung 
einem Dritten zufügt. 
Diese Vorschrift findet nach S S6 auf Stittungen, nach § 89 
auf den Fiskus, sowie auf die Körperschaften, Stiftungen 
und Anstalten des öffentlichen Rechtes entsprechende An- 
Wendung. 

Nicht anwendbar ist sie dagegen auf die Haftung des 
Staates, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände 
(Provinzial-Krejs-Amts\ erl)ände) für den Schaden, welchen 
ihre Beamten in Ausübung der ihnen anvertrauten öffent- 
lichen Gewalt Dritten zutiigen. In dieser Hinsicht sind 
durch Artikel 77 des liinführungsgesetzes die landesgesetz- 
lichen \'ürschriften aufrecht erhallen. J'ür das Gebiet des 
öffentlichen Rechtes ist also die Streit trage offen geblieben, 
wie bisher. Nur ist zu erwalinen, dass der Staat nach sj 12 
der Grundbuchordnung für die vorsätzliche oder fahrlässige 
Verletzung der Amtspflicht durch den Grundbuchrichter 
direkt haftbar ist. 

Eine logische Uebereinstimmung wird man in diesen 
verschiedenen Vorschriften für Privat" und öffentliches Redit 
vergeblich suchen. Man sollte meinenf dass die gleichen 

la* 
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Gründe, welche dahin geführt haben, den Staat als Domänen- 
besitzer, Bauherrn, Wegebaupflichtigen für Delikte seiner 
Organe haftbar zu machen, auch für den Staat als Inhaber 
der öffentlichen Gewalt gelten müssten. Bei der ßerathung 
des Entwurfes in der zweiten Kommission wurde dieses auch 
nicht verkannt, aber die Haftung des Staates für Delikte 
seiner Beamten dennoch, aus politischen Gründen, abgelehnt. 
Man fürchtete eine zu hohe finanzielle Bclastun_[>- der Staats- 
kassen und wölke einen Eino^rift' in das ölfentliche Recht der 
Einzelstaaten vermeiden. Wem diese schwachen Gründe 
nicht sehr einleuchten wollen, mag mitgetheilt sein, dass die 
Entscheidung der Kommission nur mit 8 gegen S Stimmen 
erfolgt ist, wobei die vStimme des Vorsitzenden liegen die 
Haftbarkeit des Staates den Ausschlag gab. (Prot. S. 1215.) 

IL 

Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch massgebend ge- 
worden ist, also für das ganze rein privatrechtliche Cief)iet, 
stellt sich die Haftung der juristischen Personen für Schaden» 
den Dritte erleiden, folgendermassen: 

1. Für kontraktlichen Schaden haftet die juristische Person 
genau wie die natürliche Person, gemäss >j 164. f,,Eine 
Willenserklärung, die jemand innerhalb der ihm zu- 
stehenden Vertretungsmacht im Namen des Vertretenen ab- 
giebt, wirkt für und gegen den Vertretenen.") Wenn die 
Erfüllung einer Verbindlichkeit stattfinden soll, haftet die 
juristische Person nach § 278 für ein Verschulden ihrer ge- 
setzlichen Vertrrter und der Personen, deren sie sich zur Er- 
füllung ihrer VerbifidUchkeit bedient, in gleichem Umfange 
wie für eigenes Verschulden. Zulässig ist jedoch, dass sie 
durch Vertrag die Haftung för Erfiillungshandlungen ihrer 
Vertreter oder G^ulfen ausschliesst. 

2. Für ausserkontrakdicfaen Schaden kommt neben § 3 t 
auch § 831 des B.G.B, in Betracht Man kann das Verhält- 
niss dieser beiden Vorschriften kurz dahin bestinunen: die 
Haftung für Delikte verfassungsmässiger Organe richtet sich 
nach § 31, die Haftung für Delikte sonstiger Angestellten 
oder Gehülfen nach § 831. Der Begriff der verfassungsmässig 
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berufenen Vertreter ist ein recht weitgehender: nicht nur den 
Vorstand oder ein einzelnes Vorstandsmitglied, sondem auch 
ein subalternes Organ kann die Haftung der juristischen 
Person begründen, 2. ß. ein Wegeaufsefaer, ein Feldhüter, 
sofern nur ihre Vertretungsmacht direkt auf den Satzungen 
der juristischen Person beruht. Dagegen sind solche Per- 
sonen, die nicht durch die Verfassung, sondern durch Auf- 
trag des Vorstandes oder sonstiger dazu berechtigter Organe 
ihre Vertretungsmacht erhalten haben, nach § 831 zu be- 
urtheilen. 

Für die Schadensersatz-Ansprüche Dritter macht diese 
Verschiedenheit in der Begründung der Vertretungsmacht 
einen grossen Unterschied. Während nämlich nach § 31 die 
juristische Person fiir ihre Organe ohne Rücksicht auf culpa 
in eligendo oder custbdiendo haftet, ist sie nach § 831 nicht 
haftbar, wenn sie beweisen kann, dass sie die (nicht ver- 
fassungsmässig berufenen) Angestellten oder Gehülfen mit 
derjenigen Sorgfalt ausgewählt und überwacht hat, welche 
der Verkehr erfordert. Hiemach werden z. B. Aktiengesell- 
schaften, die Personentransport treiben, wie Omnibus-Ge- 
sellschaften, regelmässig für Schaden, den ihre Kutscher 
durch Vorsatz oder Fahrlässigkeit verursachen, nicht haftbar 
sein. Ferner können die juristischen Personen die Haftung 
für ihre Organe nicht ausschliessen (§ 40), wohl aber die 
Haftung für sonstige Gehülfen und Angestellte. 

Unberührt bleiben daneben diejenigen Vorschriften der 
Reichsgesetze, welche gewissen besonders gefährlichen Ge- 
werbsarten eine weitergehende Haftung auferlegen, nament- 
lich das Reichshaftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871. (Artikel 
42 des Einführungsgesetzes.) Hier macht es keinen Unter- 
schied, ob der Betriebs-Unternehiner eine natürliche oder 
eine juristische Person ist; sie haftet ohne Rücksicht auf 
§831 und §31 B.G.B. 

III. 

Im einzelnen ist bezüglich der Haftung der juristischen 
Person folgendes hervorzuheben: 

I. Sie ist nur verantwortlich, wenn ihr Organ oder An- 
gestellter in Ausführung der ihm zustehenden Ver- 
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richtungen dben Schaden verursacht hat. Soweit nicht 
die Satzung den Geschäftskreis der Vertreter bestimmt, 
wird der § 30 des B.G.6. anzuwenden sein: die Vertretungs- 
macht erstreckt sich im Zwdfel auf alle Rechtsgeschäfte, die 
der zugewiesene Geschaftskreis gewöhnlich mit sich bringt. 
Aus Rechtshandlungen von Vertretern, welche weder inner- 
halb ihrer statutenmässigen Vertretungsmacht noch in den 
üblichen Grenzen ihres Geschäftskreises liegen, haftet die 
juristische Person nicht. 

3. Auch für rein thatsächliche Verrichtungen, Hand- 
lungen oder Unterlassungen technischer, gewerblicher, poli- 
aeil icher Natur, ist die juristische Person verantwortlich, 
z. B. Unterlassung^ der vorschriftsmässigen Sicherheits- Vor- 
kehrungen beim Bauen, bei Freihaltung der Wege, bei Be- 
leudktung der Häuser. 

3. Für Handlungen oder Unterlassungen eines Ver- 
treters oder Angestellten, welche nicht in Ausführung der 
ihm obliegenden Geschäfte geschahen, sondern nur bei 
Gelegenheit einer Geschäftsobliegenheit geschehen sind, 
ist die juristische Person nicht verantwortlich. Sie haftet 
z. B. nicht, wenn ihr Kassenbote bei Gelegenheit der Ein- 
kassirung einen Diebstahl begeht, falls nicht eigenes Ver- 
schulden eines Organs (besonders culpa in eligendo) vorliegt. 

lY. 

Da hiernach die Haftung der juristischen Personen für 
Delikte ihrer Organe und in gewissem, wenngleich be- 
schränktem Maasse auch für Delikte ihrer Angestellten und 
Gehülfen gesetzlich anerkannt ist, so möchte der praktische 
Jurist die theoretische Streitfrage nach dem Rechtsgru nde 
der Haftung vielleicht ganz unerörtert lassen können, wenn 
nicht die Haftung für Amtsdelikte des öffentlichen Rechtes 
nach den Landesgesetzen sich richten würde. Insoweit ist 
die theoretische Streitfrage noch von praktischer Bedeutung, 
sonst nirgends. Denn wenn einige Reichsgesetze auch von 
eigenem Verschulden der Betriebsunternehmer sjirechen und 
im Falle eines solchen besondere Rechtswirkungen eintreten 
lassen, die ohne eigenes Verschulden fortfallen (z. B. Haft- 
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pflichtgesetz, Unfallversicherungsgesetz), so ist es doch prak- 
tisch gleichgültig, ob man das Verschulden der verfassungs- 
mässig berufenen Organe einer juristischen Person als ihr 
eigenes Verschulden bezeichnet oder als Verschulden ihrer 
Organe, welches ihr als eigenes zugerechnet wird: in jedem 
Falle ist darüber kein Streit, dass die juristische Person in 
solchen Fällen ebenso haftet wie eine natürliche Person auf 
Grund eigenen Verschuldens. 

Gdit man hiervon aus, so wird sich die Streitfrage in 
der Praxis auf Regressklagen wegen öffentlichen Amtsver- 
gehens beschränken. Bei diesen aber hat das j^i^emeinc Recht 
eine allgemeine Haftbarkeit des Staates oder der Gemeinden 
nicht anerkannt, wie Bluntschli und namentlich Löning nach- 
gewiesen haben, und für das preussische Recht ist vom 
Obertribunal und Reichsgericht die Haftung direkt verneint 
worden. Hier ist also die Theorie, dass die juristische Per- 
son als solche deliktsfahig sei, nicht acceptirt worden. 

Ebensowenig kann man im B.G.B, eine Bestätigung der 
Delikstheorie finden. Was zunfichst aus der Vorgeschichte 
zu entnehmen ist, ergeben die Motive und die Protokolle. 
Die Motive sai^en folgendes (zu § 46 des ersten Entwurfs): 

„Gemäss den crecrenwärtig'en Vorschriften soll die 
Körperschaft verantwortlich sein auch für unerlaubte 
Handlungen, welche der \'oistand hezw. ein Mitglied 
desselben in Ausführung seiner Vertretungsmacht be- 
geht. Die \'orschrift beruht auf Zweckmässigkeits- 
rücksichten. So /weifellos die Körperschaft an sich 
als willenloses W esen nicht fähig sein kann, eine un- 
erlaubte Handlung zu begehen, so zeigt doch die neuere 
Rechtseniwicklung die entschiedene Neigung, eine privat- 
rechtliche Haftung der Körperschaft für die unerlaubten 
Handlungen ihrer Vertreter eintreten zu lassen. Die 
Neigung gründet sich in einem schwer von der Hand 
zu weisenden \ erkehrsbedürfnisse. Zur Hegründung 
dieser Haftung hat man mit Recht darauf verwiesen, 
dass, wenn die Körperschaft durch die Vertretung die 
Möglichkeit gewinne, im Rechtsverkehr handelnd auf- 
zutreten, ihr aui h angesonnen werden müsse, die Nacli- 
theile zu tragen, welche die künstlich gewährte Ver- 
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tretung mit sidi bringe, ohne dass sie in Lage sd, 
Dritte auf den häiifig unergiebigen Weg der Belangung 
des Vertretm zu verweisen. Ist dieser Gesichts- 
punkt richtig, so muss er allgemein zur Geltung ge- 
langen. Die .Körperschaft ist für alle widerrechtlichen 
tum Schadeosersatz verpflichtenden Handlungen ver« 
antwortlich zu machen, sofern nur dieselben in AuS' 
Übung der Vertretungsmacht begangen sind." 
In der That wird man in der langen Reihe gerichtlicher 
Entscheidungen des gemeinen Rechtes immer wieder diese 
Gesichtspunkte zur Begründung der Haftung finden. Es 
entsprach der Billigkeit, dass die juristischen Personen, wenn 
sie sich die Vortheile einer ständigen Vertretung aneigneten, 
auch die Gefahren einer solchen übernahmen, und es war 
ein Bedürfniss des steigenden Verkehrs, dass diejenigen, 
welche mit den Organen der juristischen Personen in Be- 
rührung kamen, gegen Schaden geschützt wurden, der aus 
ihren Rechtsbeziehungen zu den iuristischen Personen er- 
wuchs. Je zahlreicher und mächtiger die korporativen Ver- 
bände wurden, desto mehr musste dieses Bedürfniss hervor- 
treten. Es liecrt der gesetzlichen Haftpflicht der juristischen 
Personen dasselbe Prinzip zu Grunde, wie der Haftpflicht der 
Eisenbahnen, Bergwerke, Fabrikunternehmungen bei Un- 
fällen: die starken Mächte, welche durch Bethätigung ihrer 
Zwecke andere gefährden, sollen — eben wegen der Ge- 
fahrdung — den Schaden tragen, der durch ihre Organe 
anderen entsteht; diese Last ist eine Art Tribut, welche das 
Gesetz den wirthschaftlich Stärkeren zu Gunsten der Schwä- 
cheren auferlegt. Man hat nicht nöthig, die Theorie aufzu- 
stellen, dass die juristischen Personen deliktsfähige Wesen 
seien, um die Haftung für Delikte ihrer Vertreter zu er- 
klären. \\' ill man die hergebrachten Formeln anwenden, so 
kann man von einer obligatio ex lege sprechen, nicht aber 
von einer obligatio ex delicto. 

Das Bürgerliche Ciesetzbuch selbst zeigt in seinen Be- 
stimmungen, dass die 1 lattung der j aiistiochen Per-uiien keine 
Deliktshaftung ist. Es verlangt nämlich weder eine wider- 
rechtliche Handlung noch ein Verschulden — dieses firfor- 
derniss war im ersten Entwurf zwar aufgestellt, wurde aber 
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von der zweiten Kommission gestrichen. (Protokoll S. 105 1.) 
Vielmehr ist nur irgend eine Schadenszufügung erforderlich 
und auch, wenn sie durch Nothstand oder als ertaubte Selbst- 
hülfe gerechtfertigt ist, wie in den Fällen des § 331, 904 
B.O.B , oder wenn sie nicht auf Verschulden eines Vertreters 
beruht, wie bei Beschädigung Dritter durch Thiere (§ 833 
B.G.B.), ist die juristische Person verantwordich. Das Gesetz 
macht keinerlei Unterschied zwischen erlaubter und uner- 
laubter, verschuldeter oder unverschuldeter Schädigung Dritter. 
Dieses entspricht dem Gefahrdungfsprinzip, mit der Delikts- 
theorie aber ist es unvereinbar. 

Dass einem Vereine oder einer Stiftung wegen Gefahr- 
dung des Gemeinwohls die Rechtsfähigkeit nach § 43 R.G.B, 
cntzn|Ten werden kann, ist kein Beweis für die Delikts- 
fahigkeit der juristischen Person, denn sie soll damit nicht 
bestraft, sondern einfach unschädlich gemacht werden, was 
nach Absatz 2 bis 4 des 43 keineswegs immer ein Ver- 
schulden, ein Delikt der juristischen Person voraussetzt. Nicht 
eine Strafe, sondern eine Verwaltungsmassregel des Staates 
zur Abwehr einer ihm drohenden Gefahr bedeutet die Ent- 
ziehung der Rechtsfähigkeit, gerade wie die Auflösung aus 
politischen Gründen im öffentlichen Rechte. 

Mag immerhin zugegeben werden, dass die juristischen 
Personen keine Fiktionen, sondern reale Mächte sind, so 
beruht doch die Zusammenfassung der verschiedenen Personen 
und Vermögensmassen zu einer Einheit auf einer Abstraktion. 
Die als selbständige Träger von Rechten und rflirfn^n ge- 
dachten Mehiheiten sind eben in W'alirhcit kuine einheit- 
lichen Wesen, und der Wille, welcher sie lenkt, ist der 
Wille der Mehrheit oder des Stifters, wie er in den Satzungen 
festgelegt is^ jedes \'erschulden set/t voraus die Fähigkeit, 
seihst /u iil)r[ l( L;en und mit Rücksicht auf Gesetz und Moral 
den eigenen 1 riehen Halt zu gebieten. Die juristischen Per- 
sonen aber haben /war einen starren, in den Statuten nieder- 
gelegten Willen, aber dieser W ille ist blind und erhält Leben 
erst durch die Beschlüsse derjenigen natürlichen Personen, 
welche ihn lenken. Die Leiter tler juristischen Personen sind 
es, die allein erwägen und Entschlüsse fassen, sie allein be- 
gehen durch Vorsatz oder Fahrlässigkeit ein Verschulden, 



Digitized by Co ^v,i'- 



i86 



Dr. Alfred Koin. 



und dieses Verschulden wird — 2U Gunsten Dritter — als 
ein solches der juristischen Person betrachtet, weil es so der 
Billigkeit entspricht und für die Sicherheit des Rechtsver> 
kehrs nothwendig ist. 

Wäre die juristische Person in Wirklichkeit delikts- 
iahig, das heisst, eigenen Verschuldens fähig, so müsste sie 
auch dem Strafrecht unterliegen. Denn zwischen dem civil- 
rechtlichen und strafrechtlichen Verschulden besteht ein Unter- 
schied nur dem Grade nach, nicht der Art nach. Bekannt- 
lich aber werden nur die einz^nen Mitglieder bestraft, nicht 
die juristische Person als solche. Während Freiheits- und 
Körperstrafen nur die einzelnen Mitglieder treffen könnten, 
so könnten (Geldstrafen zwar möglicherweise in das Vermögen 
der juristischen Person vollzogen werden, nber die Folge wäre, 
dass die strafrechtlich unschuldigen, unbetheiligten Mitglieder, 
deren Antheil in dem Gesammtvermögen enthalten ist, für die 
Strafthaten der schuldigen mitbestraft würden. Ein so un- 
gerechtes Verfahren widerspricht dem gesunden Rechtsgefühl 
und ist deshalb mit Recht von allen modernen Strafgesetzen 
abgelehnt worden. 

y. 

In di r T.ftprnt'jr des BürgcrlichfMi Gesetzbuchs vertreten 
En de mann ( iLintühruntr in das Studium des B.G.B.), Riedel 
(das H.G.B.) und R Homberg (Körperschaftliches Verschulden, 
München 1899) die i >( Ii1:tst7ihijrkeit der juristischen Personen 
mit (jründen, welche meist aus Gierkes Genossenschafts- 
theorie entnommen und im Vorstehenden gewürdigt sind. — 
Nicht auf dem Boden dieser Theorie stehen Planck (Kommen- 
tar zu t> 31) und Cosack (Lehrbuch v< 33). — Jedenfalls wird 
man die rein civilrechtliche Verantwortlichkeit der juristischen 
Personen für die Delikte ihrer Organe und die wirkliche De- 
liktsßihigkeit nicht mit einander verwechseln dürfen. 
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w enn man sich ein Bild von der Entwicklung der 
preussischen RechtsaDwaltschaft in der letzten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts machen wiU, so erscheint es nothwendig, 
vorher einen wenn auch nur kurzen Blick auf die Zeit zu werfen, 
welche die Vorläuferin der neueren gewesen ist. Die Klagen 
Friedrichs des Greisen über die Mängel der Prozessgesetzge- 
bung, die Verschleppung der Prozesse und die Advokaten sind 
beliiannt. Mögen die Klagen über die letzteren auch übertrieben 
gewesen sein, der Eifer des grossen Königs, das Beamtenthum 
einschliesslich der Advokatur zu reinigen. Missstände zu be- 
seitigen, die Justizgesetzgebung zu reformiren und besonders 
im Prozesse die Wahrheit zu ermitteln, muss anerkannt werden. 
Zu den Irrthümern, die trotz des redlichsten Strebens nicht 
ausblieben, jrchorte u. A. die Massregel der sogenannten 
Verstaatlichung der Anwaltschaft. Statt der Advokaten 
wurden die Assistenzriithe f Hof- und Assist(^nzräthe) cini^eführt. 
Sie waren aber keine X'ertrttter der Prirtcit n, sondern Bei- 
stände und Gehülfen des lÜchters, um die Wahrheit zu er- 
initteln und zur Geltuncf 7Xi hrm^vn. [eder Partei wurde in 
erheblichen Sachen ein Assistenzrath l)estellt und tlieser auf 
l'este Besoldung gesetzt. Die ganze Einrichtung hatte indessen 
nur ein kurzes Dasein. 

Die am 6. Juli 179.^ unter dem Namen AÜLiemeine Ge- 
richtsordnung für die preussischen vStaaten • puijüzirte Neu- 
bearbeitung des corpus juris Fridericianum kannte keine 
Assistenzräthe mehr, sondern nur noch auf Antrag bestellte 
Assistenten. Adolf Weissler, der in seiner interessanten Schrift 
„Die Umbildung der Anwaltschaft unter Friedrich dem Grossen, 
Königshütte i8gi'*, im Uebrigen den seiner Meinung n.u h 
besten Gedanken Carmers, der Herrschaft des Richters über 
den Prozess, der Formentreiheit und vor .ilk in d(;m persönlichen 
Erscheinen der Parteien nicht abgeneigt zu sein scheint, sagt 
S. 164 1. c: „Eis ist zu bedauern, dass dem Versuche, der die 
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Partei-Vertretung der Staatsgewalt zu fiberweisen übernommen 
hatf keine längere Probezeit vergdnnt war. Die Unvereinbar- 
keit des Staatsamtes mit dem Berufe der Parteivertretung 
wurde dann noch stärker hervorgetreten, die Unentbehrlichkeit 
eines unabhängigen Anwaltstandes noch schärfer erkannt 
worden sein, und vielleicht hätte diese Erkenntniss dazu g&- 
fährt, dem Anwaltstande eine freiere und würdigere Stellung 
zu geben, als es nachher in der Allgemeinen Gerichtsordnung 
geschehen ist. Heute ist die Erkenntniss durchgedrungen, 
dass die freie Anwaltschaft eine der unersdiütterlichen Säulen 
unserer Rechtsordnung ist." 

Mit dem Verschwinden der Assistenzräthe wurde auch 
den Justizkommissarien ihre prozessualische Thätigkeit wider- 
hergestellt. Das persönliche Erscheinen der Parteien blieb 
freilich die Regel, aber sie durften sich einen Justizkommissar 
mitbringen, konnten auch vom Erscheinen entbunden, und 
dann durch einen Justizkommissar vertreten werden. Die Tn- 
struenten mussten aber nach § 22 Titel 3 Theil 3 A.G.O. den 
Hauptendzweck der ganzen Prozessordnung", dass nämlich die 
Wahrheit der bei einem Rechtsstreite zu Grunde liecrenden 
oder zuf richtigen Beurtheilung desselben gehörigen That- 
sachen so genau und vollständig, als es nur irgend die Natur 
der Sache verstattete, zugleich aber auch mit dem mindest- 
möglichen Zeit- und Kostenverlustc für die Parteien, eruirt 
und ausgcmittelt werden solle, unablässlich vor Augen haben. 
Durch die A.G.O. wurden die Verrichtungen der Justiz- 
kummissarien in § 17 Titel 7 Theil 3 wie folgt definitiv fest- 
gestellt: 

1. dass sie den Parteien in ihren rechtlichen Angelegen- 
heiten mit Rath und Gutachten an die Hand gehen, 

2. dass sie von denselben in (dergleichen Geschäften, be- 
sonders wenn sie gerichtlich vollzogen werden sollen» 
Aufträge und Vollmachten übernehmen, 

3. dass sie in wirklichen Prozessen die Angelegenheiten 
der Parteien als deren Rechtsbeistände oder Bevoll- 
mächtigte besorgen, 

4. dass sie als Notarien Kontrakte und andere Instrumente 
errichten und unter den Parteien vollziehen, welche den 
Glauben und die Kraft öffentlicher Urkunden haben sollen. 
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Damit ist der Grundsatz der Verbindung von Rechtsan- 
waltschaft und Notariat — bis auf die Beschränkung des § 9 
I. c. — in Preussen anerkannt und an demselben auch bisher 
ernstlich nicht gerüttelt werden. Diese Verbindung empfiehlt 
sich auch für die Zukunft bei unseren Verhältnissen auf das 
Entschiedenste, einmal aus dem allgemeinen Grunde, dass« 
wer neben dem Notariat auch die Rechtsanwaltschaft betreibt, 
sich voraussichtlich als Jurist frischer erhalten wird, als der* 
jenige, der sich nur mit den zum grösseren Theile mehr 
formalistischen Notariatsarbeiten beschäftigt, sodann aber auch 
aus dem materiellen Grunde, dass in einem nicht g^eringen 
Theile unseres Staates, insbesondere in kleinen Gerichts- 
bezirken, die wirthschaftlichen Verhältnisse derartig beschaffen, 
respektive so einfache sind, dass der Hetrieb nur einer dieser 
Berufsarten die zum Lebensunterhalt erforderlichen Einnahmen 
kaum gewähren möchte. Der deutsche Anwaltstacr in ( öln 
a. Rh. vom Jahre 1876 hat freilich den Beschluss gefasst, ^die 
Ausübung des Notariats ist mit der Anwaltschaft unverein- 
bar^. Sohwerlich dürfte indessen dieser Reschluss der An- 
schauung^ der ii^errenwärtigen Majorität der preussischen An- 
wälte entsprechen. 

Nachdem nun mit der Emanation der A.G.O. für die 
preu&sischen Staaten und des preuss. ali<;. I.andrechts eine 
längere l'ause in der justizcj-esetjrgebung eingetreten war, hat 
im Laufe der nächsten falirzehnte der Stand der preussischen 
Justizkommissarien und Xotarien, welclie nach Anh. s$ 462 zur 
A.G.O. als wirkliche Staat.-idiener anzusehen waren, eine mehr 
und mehr geachtete Stellung eingenommen, obwohl die Be- 
.■^liniraungen der A.G.O. über ihre Rechte und rilichten 
zum Theil ihnen dies nicht erleichterten. Einer der gewich- 
tigsten Beweise für das Ansehen, welches der Stand sich er- 
worben, ist die später erfoli^cnde Verleihuntr- des Rechtes, 
über seine Mitglieder seihst tlic Disziplifi zu üben, woraus die 
Verordnung über die Bildung eines Ehrenrathes unter den 
Justizkommissarien, Advokaten und Notarien vom 30. April 
1847 hervorging {s. S. 196 der preussischen Gesetzsamml. 
Jahrgang für 1847). hierüber geführten Akten, 

deren Einsicht mir seinehseit gütigst gestattet wurde, habe 
ich ersehen, dass man bei Erlass dieser Verordnung von der 



Digitized by Google 



192 



Geheimer Justixrath Dr. Theodor Lesse. 



bestimmten Voraussetzung ausginge, dass der Stand sich einen 
solchen Grad von Ansehen erworben habe, dass es unbe- 
denklich sei, ihm dies wichtige Recht zu verleihen. In dieser 
VcM'aussetzung Ist man auch nicht getäuscht worden. Das 
Institut der Ehrengerichte ist demnächst in die neuen Ver- 
hältnisse herübergfenommen resp. ausgebildet worden, und 
hat auch unter der Herrschaft der freien Advokatur allseitige 
Anerkennung gefunden. 

So ist der Preussische Justizkommissar, der durch den 
§ 30 der \''erordnuno- vom 30. Januar 1849 den offiziellen 
Titel „Rechtsanwalt-' erhalten, während der vierziger jähre 
durch das mündliche ^'erfnhren im vStrafproze<^st- und das 
schriftliche Verfahren mit miindlicher vSchliissverhandluno; im 
Civilprozesse in seinen Leistungen gehoben und <;"eachtet 
von der Bevölkerunn^, in die zweite Hälfte des vorigen Jahr- 
hunderts eingetreten. 

Nicht Mangel an Achtung des Standes war es also, 
wenn in der nächsten Zeit die Bewegung für die Freij^-ehunef 
der Advokatur besonders in Preussen in die Erscheinung 
trat. Hierfür waren, ahq-esehen von politischen Gesichts- 
punkten, der hier und da bemerkte Mansjel an Rechts- 
anwälten, die Schwieric,'-kcit, die Zahl der zuzulassenden An- 
wälte gesetzlich oder im Verwaltungswege zu fixiren, oder 
die Entscheidung über die Zulassung zur Anwaltschaft über- 
haupt dem freien l>messcn einer Behörde zu überlassen, 
das Streben nach möglichster Unabhängigkeit des Standes 
— der (jiuiid. iJiese Ciesichtspunkte kamen auch bei den 
Berathuiigen zum deutschen Juristentagc (dem 4. und 7. fu- 
ristentage) zur Erörterung. Bemerkenswerth ist, das schon 
damals anerkannt wurde, dass die Prozessvertretung (An- 
waltschaft) von der Rechtsvertheidigung (Advokatur) nicht 
getrennt werden dürfe, ein Grundsatz, der fast ohne Wider* 
sprudi in die deutsche Gesetzgebung Aufnahme gefunden 
hat Für meine späteren Erörterungen ist ferner nicht un- 
erheblich, dass schon der 7. deutsche Juristentag soner Auf- 
fassung dahin Ausdruck gegeben hat: 

Zur Ausübung der Advokatur ist jeder geprüfte Sach* 

verständige, sobald derselbe die gesetzlich bestimmte 

Vorbereitungspraxis zurückgelegt hat, berechtigt. Die 
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Dauer der Vorbereitangspraxis ist nur nach dem 
unabweislichen Erfordemiss mit Ausschluss jeder anderen 
Rücksicht zu bemessen. 

Nachdem Gerichtsverfassung und Pteessgfesetzgebung 
im Reiche zum Abschluss gekommen, wurde dem Reichs^ 
tage der Entwurf einer Rechtsanwaltsordnung vorgelegt. In 
den ausfuhrUcfaen Motiven kamen insbesondere die Fragen 
der Qualifikation zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft« die 
Frage, wer die Zulassung zu ertheilen, der Freigebung der 
Rechtsanwaltschaft und der Lokalisirung zur eingehenden 
Erörterung. Auf Veranlassung des deutschen Anwalts- 
vereins, welcher Ehrenräthe, Disziplinräthe, Anwaltskammern 
und Ausschüsse, sowie die Anwaltsvereine der deutschen 
Rechtsanwaltsschaft um gutachtliche Aeusserungen ersucht 
hatte, wurden die Beschlüsse des Anwaltstages zu Köln den 
Motiven beigefügt. „Dieselben gaben, wie die letzteren 
sagen^ Ausschluss über die Anschauungen und Wünsche 
eines ansehnlichen Theiles der deutschen Rechtsanwaltschafc 
und sind bei Aufstellung des Gesetzentwurfes nidit ohne 
entsprechende Beachtung geblieben." 

Ohne die vortrefflichen Seiten der Rechtsanwaltsordnung 
in Abrede zu stellen, wird man doch sagen müssen, dass die 
Vorbereitungen zu derselben nicht ausreichende gewesen 
sind. Bei so schwierigen Gesetzentwürfen wie den der 
Rechtsanwaltsordnung pllegt man seitens der Reichsbehörden 
eine ans Interessenten aus den verschiedensten Geg^enden 
des Reiches zusammene^esetzte Kommission zu berufen, welche 
den (jesetzentwurf \orzuhereiten resp. durchzuherathen hat 
und die durch praktische Erfahrungen hervorc^^e ruf' nen An- 
schaunnoren und Wünsche der Interessenten vollständig zur 
Erörterung zu brintieji <^'^eei[^net ist. 

Eine solche Kommission ist in diesem Falle nicht einge- 
setzt worden. Dieser Mangel konnte durch die Verhand- 
lune^en des Anwaltstages zu Köln nicht vollständig ersetzt 
werden, da solche Wanderversammlunocn in ihrer Zusammen- 
setzung, sowie demgemäss ihre Beschlüsse erfahrungsmäshii; 
von der Lage des Ortes, wo sie stattfinden, nicht unbeein- 
flusst bleiben. Inwieweit die Rechtsanwaltsordnung vorzüg- 
licher ausgefallen wäre, wenn man den vorher eniptohienen 
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Weg eingeschlagen hätte, lässt sich heute natürlich nicht 
mehr beurtheilen, wohl aber ist die erwähnte Unterlassung 
ein Grund mehr, gewisse Bestimmungen der Rechtsanwalts- 
ordnung jetzt nach aojähriger Geltung einer Revision zu 
unterziehen. Im Reidüstage fanden die vorher hervorge- 
hobenen Gesichtspunkte für Freigebung der Rechtsanwalt- 
schaft fast ungetheilte Anerkennung. In dem Berichte der 
Reidistagskommissiott (Drucksachen der 3. Legislatur-Periode 
IL Session 1878 No. 173 S. 2) heisst es, dass das allseitige 
Bestreben dahin gegangen, soweit irgend möglich, die \''or- 
aussetzungen für die Zulassung des sich um die Rechts- 
anwaltschaft Bewerbenden und für seine Zurückweisung ge- 
setzlich zu fixiren, diese gesetzlichen Voraussetzungen aber 
* zu beschränken auf das Vorhandensein der wissenschaftlichen 
und moralischen Befähigung, sowie auf die Abwesenheit 
solcher Eigenschaften, welche mit dem Berufe eines Rechts- 
anwalts unvereinbar sind, und in dieser Weise ein gesetzlich 
definirtes Recht des Befähigten auf Zulassung herzustellen 
unter möglichster Erweiterung des Kreises seiner Berufs- 
thätigkeit für den zugelassenen Rechtsanwalt. 

So kam die Kechtsanwaltsordnung für das deutsche Reich 
vom I. Juli 1878 zu Stande, 

Dass eine so eingreifende Massregel, wie die Freigebung 
der Rechtsanwaltschaft, nicht ohne tiefere Wirkung bleiben 
konnte, ist erklärlich. Die Misstände, welche namentlich in 
der ersten Zeit dadurch hervorgerufen wurden, dass junge 
Juristen bald nach bestandener Assessorprüfung ohne ge- 
nügende Bekanntschaft mit den Verhältnissen des Lebens, 
ohne hinreichende praktische Durchbildung und ohne gründ- 
liche Selbstprüfung hinsichtlich ihres Berufes in die Anwalt- 
schaft eintraten, hat besonders der ^Vltmeistcr r\or Berliner 
Rechtsanwaltschaft, der Geheime Justizrath Dr. von \\ ilmowski, 
in seinem am 24, Mai 1894 in der Versammlung des Berliner 
Anwaltsvereins gehaltenen Vortrage y.utrefYend geschildert 
(s. Veröffentlichungen des Berliner Anwaltsvereins Heft 3 
Berlin 1894 bei Siemenroth und Worms), weshalb ich hierauf 
verweisen darf. Es war damals die Zirkular Verfügung des 
Preussischen Justizministers vom 19. März 1894 ergangen, 
welche mit Rücksicht aut die bestehenden „Gefahren für den 
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Anwaltsstaad und damit für die gesammte Rechtspflege** die 
Beschränkung der Freizügigkeit der Recfatsanwaltsdiaft durch 
Einführung eines numerus clausus eventuell anderer Be* 
schiankuQgen zur Erwägung stellte. Mit Rücksicht auf diese 
Rundfrage stellte von Wilmowski am Schlüsse seines Vor- 
trages nachstehende Thesen auf: 

1. Für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist die Ein» 
iuhrung eines numerus clausus bei den einzelnen Gerichten 
abzulehnen. 

2. Als Bedingung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
bei einem Kollegialgerichte empfiehlt sich eine VOT- 
gängige mehrjährige Thätigkeit des Bewerbers als 
Richter, Universitätslehrer, Rechtsanwalt, Reichs-, Staats* 
oder Gemeinde-Beamter oder als Gehülfe eines Rechts» 
anwalts. 

Der Zeitraum ist für die Zulassung bei einem Ober- 
landesgerichte länger zu bemessen. 

3. Dem zum Richteramt Befähigten kann bis zur Anstellung 
im Staatsdienste oder bis zur Zulassung als Recht<;anwalt 
die Genehmigung zur Beschäftigung als Hülfsarbeiter 
eines, schon seit längerer Zeit zugelassenen Rechts- 
anwalts unter Zustimmung desselben ertheilt werden. 

4. Die Zulassunij^ zur Rechtsanwaltschaft hei einem Amts- 
gerichte ist anders, als flitrch die Befähigung zum 
Richteramte nicht zu beschränken. 

Kiiiem bei einem Amtsgerichte während des zu 2 
Abs, I erwähnten Zeitraums beschäftifrtrn Rt ( htsanwalts 
muss nach Ablauf die^^s Zf^itraums die gleichzeitige 
Zulassung bei dem übergeordneten Landgerichte be- 
willigt werden. 

Die Zirkularverfügung des Herrn Justizministers vom 
19. März 1894 wurde sämmtlichen Kammervorständen des 
preussischen Staats zur Aeusserung mitgetheilt. Die Antworten 
lauteten sehr verschieden. Die Einführung des numerus 
clausus in irgend welcher Form fand so g^ut wie einstimmige 
Ablehnung. Verschieden lauteten die (iUtachten betreffend 
die l^infuhrung einer Vorstufe, die einen ablehnend, die an- 
deren zusiiinmend resp. unter Modilikationen. Ktwas aus- 
führlicher gestatte ich mir auf das Gutachten des Berliner 

13* 



Diqitized by Google 



Geheimer Justizrath Dr. Theodor Lesse. 

Vorstandes liuizuweiseii, zumal dasselbe grössiteiitheils mit 
rndneii eigenen Anschauungen ubereinstimmt. Die wctsent- 
lichsten Pünkte dieses Gutachtens siod in i formulirten Ge-- 
setzesparagraphen enthalten, welche also lauten: 

Dem § 8 der Rechtsanwaltsordnung sind folgende Sätze 
hinzuzufügen: 

„Abs. 3. Die Zulassung bei einem Kollegialgericht (Land- 
gericht, Kammer für Handelssachen, Oberiandesgericht, 
obersten Landesgericht) oder bei einem Amtsgericht, wdches 
seinen Sitz an dem Ort oder Vorort eines Kollegialgerichts- 
sitzes hat, darf erst erfolgen, wenn der Bewerber nach Er- 
langung der Fähigkeit üum Richteramt, wahrend der Dauer 
von drei Jahren im Justizdienst, oder als Rechtslehrer an einer 
deutschen Universität, als Rechtsanwalt oder als zugeordneter 
Generalvertreter eines solchen oder mit Genehmigung der 
Landesjustizverwaltung als Hülfsarbeiter bei einem Rechts- 
anwalt thätig gewesen ist, oder ein Reichs-, Staats- oder Ge- 
meindeamt bekleidet hat. 

Abs, 4. Die Dauer der Thädgkeit in mehreren der ge- 
nannten Beschäftigungszvv eige oder Aemtor wird zusammen- 
gerechnet. 

Abs. 5. Welche Orte als Vororte eines Kollegialgerichts- 
sitzes gelten, bestimmt die Landesjustizverwaltung. 

Der § 9 der Rechtsanwaltsordnung erhält folgende ver- 
änderte Fassung: 

? 9- 

Der bei einem Amtsgerichte zugelassene Rechtsanwalt 
kann, wenn die Voraussetzungen des § 8 Abs. 3 erfüllt sind, 
zugleich bei dem diesem Amtsjrerichte übergeordneten Land- 
gerichte sowie bei clen im He/irl^e des Landgerichts befind- 
lichen Kammern für Mandelssachen zugelassen werden. Die 
Zulassung muss, unbeschadet der Vorschritten der §§ 14 und 
15 erfolgen, wenn der bei dem Amtsgericht zugelassene 
Rechtsanwalt bei demselben während der Dauer von drei 
Jahren thätig gewesen ist, c i Irr wenn sie nach dem uberein- 
stimmenden Gutachten des Übcrlandcsgerichts und des \'or- 
standes der .Vnwaltskammer dem Interesse der Rechtspüege 
förderlich ist." 
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Diese VorscfaUge mvolvircn zwei wichtige Punkte, eiomal 
die Einführung einer Vorbereitungszdt, sodann die Ver- 
änderung der Lokalisation der Rechtsanwaltschaft nach der 
Seite hin, dass dem beim Amtsgericht zugelassenen Rechts- 
anwalt nach Verlauf der bezeichneten Vorbereitungsfrist die 
Zulassung bei dem diesem Amtsgericht übergeordneten Land- 
gerichte gestattet sein solle. 

Dass unter der Vorbereitungszeit keine etgendiche Ein- 
schränkung der freien Advokatur zu verstehen, ist schon auf 
dem 7. Juristentage zur Sprache gekommen. In dem vorher 
von mir mitgetheilten Beschlüsse desselben ist die Noth- 
wendigkeit einer Vorbereitungszeit anerkannt worden. Die 
Länge derselben soll sich nach dem Bedürfnisse richten. 

Von dem Beschlüsse des Berliner Vorstandes unterscheidet 
sich der Wihnowski^sche Vorschlag nur darin, dass derselbe 
bezüglich der Zulassung bei einem Amtsgericht, welches 
seinen Sitz am Ort oder Vorort eines Kollegialgerichtssitzes 
hat, eine Beschränkung nicht vorschlägt. 

Im Uebrigen beruhen die V^orschläge auf denselben 
praktischen Erwägungen, die auch SQhon vor Emanation der 
Rechtsanwaltsordnung aus Rechtsanwaltskreisen, namentlich 
denen Berlin's geltend gemacht worden sind. Für die Vor- 
bereitungszeit ist, abgesehen vom Auslande, auch auf die 
frühere badische Anwaltsordnung hingewiesen, welche be- 
stimmte, dass zum Eintritt in die Anwaltsrechte nur derjenige 
Rechtsgelehrte befähigt sei, welcher nach Bestehung der 
obersten juristischen Staatsprüfung noch mindestens 2 Jahre 
bei vStaatsstellen oder unter Leitung eines Anwalts gearbeitet 
hat. Hiergegen heben die Motive zur Rechtsanwaltsordnung 
hervor, dass, wer befähij^i^t sei, ein Richteramt zu bekleiden, 
einem Amtsgericht, vor/.ustehen oder bei einem Landgericht 
sei es in erster oder zweiter Instanz, zu entscheiden, als betühifrt 
erachtet werden müsse, Rechtsanwalt zu sein (s. 1 Drucksache 
des d. Reichstages 3. Lei^. Periode II. Session 187S No. 5 
S. 24). Diesen rein formalistischen (irund hat indessen 
das Circularrc^rrtpi .oin tq. März 1894 bereits fallen lassen, 
da die Voraussetzungen l)eider Aemter sehr verschieden sind. 
Der Berliner Vorstand betont, dass thatsächlich auch dem 
Eintritt in das Richteramt eine mehrjährige, wenn auch mit 
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richterlichen Funktionen ausgestattete doch minder verant- 
wortungsvolle und leicht contrcdirhare vorbereitende Be« 
schäfdgung voraus zu gehen pflege und die amtUche richter- 
liche Thätigkeit überhaupt nicht mit solchen Gefahren ver- 
bunden sei, wie die freie Ausübung der Rechtsanwaltsdbaft. 
Der frühzeitige unvermittelte Eintritt in eine so schwierige, 
ungebundene und schwer zu beaufsichtigende Thätigkeit ohne 
die erforderliche Lebenserfahrung führe leicht zu Irrthümern, 
zur Selbstüberhebung, zum Gebrauche unlauterer Mittel für 
den Wettbewerb, zu Ermuthigung der Prozesssucht, zur Ver- 
nachlässigung der Berufepflichten, ganz besonders in grossen 
Städten. Bei Einführung einer Vorstufe, namentlich wenn 
dieselbe in der Thätigkeit bei einem älteren Rechtsanwalt 
besteht, wird der Rechtsanwalt mehr vorbereitet als jetzt, 
und durch die Erfahrungen, die er in der Vorbereitungszeit 
gemacht hat, einigermassen gestählt gegen die bezeichneten 
Gefahren in das selbständige Amt treten. Auch ist es sehr 
wichtig, wenn der junge Jurist sich nicht gleich nach dem 
letzten Examen zu entschliessen braucht, ob er Rechtsanwalt 
oder Richter werden soll. vSieht er während der^^orbereitungs- 
zeit ein, dass er besser zum Richter passe, so wird die in 
dem \'orbereitungsstaciium verbrachte Zeit für seinen künftigen 
Richter tx ruf gewiss nicht verloren sein. 

Bezüglich der erwähnten Beschränkung der Lokalisation, 
so erachtet der Berliner Vorstand dieselbe für zweckmässig, 
einmal um die Zulassun«' von Rechtsanwälten bei Amts- 
gerichten im Interesse des Publikums zu fördern und sodann 
um die Stellung derselben zu heben. Auch werde man 
hoffen dürfen, dass ein Theil der bei kleineren Amtsgerichten 
zugelassenen Anwälte nicht sofort nach Ablauf der 3 Jahre 
qu. in die grossen Städte wieder zurückströmen wird. Der 
Bericht der Rcichstagskommission S. 11 1. c. hatte sich auch 
schon mit der Sache beschäftigt, als Resultat ist aber die 
Bestimmung des § 9 der Rechtsanwaltsordnung herausgekom- 
men, welche weiter als geschehen in der Beschränkung der 
Lokalisaüun nicht hat gehen wollen. 

Ueber die Frage der Vorbereitung szeit hat sodann der 
deutsche Anwaltstag zu Stuttgart vom 11. September 1894 
sich geäussert. Der Versammlung lag ein vortrefflicher, 
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sehr gründlicher schriftlicher Bericht des Gib. Hofrath Dr, 
Pemsd (München) zu Grunde, welcher unter Ablehnung des 

numerus clausus aussprach, dass es im Interesse der Rechts- 
pflege und des Ansehens des Anwaltsstandes erforderlich 
sei, dass dem verfrühten und voreiligen 7Mgatng wr Rechs- 
anwaltschaft durch die gesetzliche Einführung einer der 
Richteramtsprüfung nachfolgenden praktischen Vorbereitungs- 
zeit thunlichst vorgebeugt werde. Nach eingehender, die 
Gründe I'ür und Wider beleuchtender Debatte wurde der 
Antrag Pemsel's abgelehnt. 1 -s bestätigte sich auch hier die 
bereits vorher erwähnte Erfahrung, dass der Ort, in welchem 
solche Vcrsammhinq;en abjrehaltcn werden, auf das Resultat 
der Herathung nioht ohne Minüus-; 711 sein pflegt. Die sehr 
wichtige Abstimmunjj;^ erfolgte mit c>4 j^e^rn 60 Stimmen, 
wobei 1)eachtenswerth, dass die sämmtlichen anwesenden 
würtT!n\l>er[fischen Anwälte, nahfvn 40 an der Zahl, ent- 
schieden gegen jede Abänderung dvr Kechtsanwaltsordnunc; 
waren, mithin geschlossen g^'gen den Antrag stimnittn, 
während der bei Weitem grössere Theil der badischen und 
bayerischen Anwälte, die ähnliche \'erhältnisse wie die er- 
strebten bei sich als praktisch und wünschenswerth kennen 
gelernt, ferner ein Theil der preussischen und Leipziger An- 
wälte für den Antrag votirten. Hiernach kann man wohl 
sagen, dass die Stimmen der württembergischen Anwälte in 
dieser Frage den Ausschlag gegeben haben. Nach diesem 
Resultate der Entjuete über das Zirkularrescript des preussi- 
schen Jubti/ministers ist demselben weitere Folge nicht ge- 
geben worden, wa^ sehr /u bedauern ist. 

Darüber ist man ja einig, dass die Ausbildung zum 
künftigen Rechtsanwalt heute bei uns nur eine unzureichende 
ist. In einem Vortrage über den ersten internationalen Ad- 
vokaten kongress zu Brüssel vom 11. Juni 1898 (s. Vierzigster 
Jahresbericht der Juristischen Gesellschaft zu Berlin S. 32 ff.) 
habe ich über die Verschiedenheit der Ausbildung der jungen 
Juristen in Belgien und bei uns mich geäussert, und S. 44 
1. c. daselbst bemerkt: 

„Während in Belgien Alles zum Advokaten ausgebildet 
und dann aus demselben zunächst die Hülfsrichter und dem- 
nächst die Richter entnommen werden, ist es bei uns er« 
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heblich anders. Die Ausbildiiog durch das Referendariat 

richtet sich prinzipaliter naturlich auf den Juristen als 
solchen, im Uebrigen wesentlich auf den künftigen Richter, 
in etwas beschränkterem Maasse auf den künftigen Anwalt. 

Das genügte vielleicht bei der früheren Organisation, wo 
in der Regel eine längere Thätigkeit als Richter voraus- 
ging, bevor der Betreffende Rechtsanwalt wurde, während 
jetzt der junge Jurist, nachdem er das Examen bestanden, 
sofort Anwalt werden kann, obwohl er auf diesen Beruf 
speziell nur durch eine halbjährige Station beim Rechts- 
anwalt vorbereitet worden ist." 

Diese Station müsste, wenn sie erheblich nützen soll, 
mindestens auf ein ganzes Jahr verlängert werden, wozu es 
in Preussen einer besonderen gesetzlichen Vorschrift nicht 
bedarf. Diese Frage ist vor ungefähr 2 Jahren vom Verfasser 
dieses in Uebereinstimmung mit dem übrigen Vorstande der 
Berliner Anwaltskammer in einer an den Herrn Justizminister 
gerichteten ^'*orstellung zur Sprache gebracht worden. Am 
besten aber wäre die Ausbildung" immer auf dem Weo-e der 
vorgeschlagenen Vorbereitungszeit zu erreichen und zwar be- 
sonders durch die Arbeit beim anderen Anwalt oder als 
Anwalt beim Aintsgericht. Die letztere Möglichkeit soll nach 
den besprochenen Vorschlägen jedem, der das letzte Examen 
bestanden, freistehen, denn nicht die Zulassung zur Rechts- 
anwaltschaft überhaupt, sondern nur die Zulassung bei 
einem Kollegialgericht soll von einem Vorbereitungsstadium 
abhängig gemacht werden. Ob die Vorbereitungszeit gerade 
auf 3 txler 2 Jahre normirt wird, erscheint kaum vom Be- 
deutung. Nach meiner Ansicht würden 2 Jahre genügen. Auch 
auf die Frage, ob für die Zulassung bei einem Amtsgerichte, 
welches am Ort oder Vorc)rt eines Kollegerichts sich betindet, 
eine Beschränkung stattllnden soll, oder ob, wie von Wil- 
mowski meint, eine solche Beschränkung zu widerrathen, 
möchte ich kein besonderes Gewicht legen und auch hier 
der milderen Auflassung von Wilmowkis mich anschliessen. 

Von besonderer Hedeutung scheint der Berliner \'or- 
schlag zu sein, dass nach Ablauf der \'orbereitungszeit der 
beim Amtsgerichte zugelassene Anwalt zugleich bei dem 
diesem Amtsgericht übergeordneten Landgericht, sowie den 
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im Bezirke des Landgerichts befindlichen Kammern für Han- 
delssachen zugelassen werden kann. Auch dieser Vorschlag 

ist schon vor Emanation der Rechtsanwaltsordnmig aus den 
Kreisen der Berliner Anwälte heraus j^emacht worden. Mit 
Recht meint man, dass die Stellung des Amtsgerichtsanwalts 
dadurch gehoben wird, wenn ihm gestattet ist, seine Man- 
danten auch in grosseren Prozessen beim übergeordneten 
Landgerichte zu vertreten, dass es auch für die Partei zu- 
weilen sehr förderlich ist, wenn sie in solchen Fällen direkt 
durch ihren gewöhnlichen Anwalt und nicht erst auf dem 
Umwege des Korrespondenzanwalts vertreten wird. Auch 
darf man wohl hoffen, dass hei solcher Aenderun^^ die Zahl 
der Amtsgerichtsanwälte namentlich in kleineren Städten 
sich anjremessen vermehren, und dadurch die Zahl derselben in 
den grössten Städten sich verringern wird, was in hohem Grade 
wünschenswerth wäre. Der Vorstand in Herlin m-icht jetzt 
häutig die Erfahrung, dass Rechts.anwälte bei Amtsgerichten 
ausserhalb Herlins den dringenden Wunsch äussern, auch 
beim übergeordneten Landgericht zugelassen zu werden, 
spricht sich indessen mit Ausnahme ganz besonders 
gearteter Fälle der Regel nach gegen diese Anträge aus, 
und zwar stets mit der Motivirung, dass er zwar durchaus 
für die Verallgemeinerung dieser Art von Zulassungen, aber 
gegen die Genehmigung einzelner Fälle sei, um Bevor- 
zugungen aus persönlichen (Gründen zu vermeiden. 

Wie sehr eine solche allgemeine Bestinnuung wünschens- 
werth, würde sich voraussichtlich auch bei der neuen ( Orga- 
nisation der Gerichte Berlins erweisen. Man geht von der 
Hoffnung aus, dass bei der neuen Errichtung grösserer 
.Viutsgcrichte in den Vororten Rechtsanwälte geneigt sein 
w'ürden, in der Nähe derselben sich niederzulassen. Es ist 
indessen mindestens traglich, ob dieser Wunsch ausreichend in 
Erfüllung gehen wird, wenn man diesen Anwälten ihredurchdie 
neuen Verhältnisse sehr in Frage gestellten Aussichten nicht 
wenigstens dadurch verbessert, dass man ihnen die Mögliclikeit 
der Frms auch beim übergeordneten Landgerichte eröffnet. 

Die Frage der Aenderung des § 9 der Rechtsanwalts- 
Ordnung in Erwägung zu ziehen, wäre daher von grösster 
Bedeutung, umsomehr, als die Kommission des Reichstags 
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in Betreff der Lokalisinmg und Residenzpflicht einen von 
der Regierungsvorlage prinapiell abweichenden Standpunkt 
eingenommen, von welchem aus der § 9 entbehrlich war; 
erst als dieser Standpunkt in der dritten Berathung des 
Reichstags aufgegeben und das Prinzip der Lokalisirung 
nach der Vorlage angenommen war, wurde der § 9 einge- 
schoben (s. die R.A.Ordnung vom i. Juli 1878 von G. Meyer 
2. Aufl. S. 26). Die Grenzen dieses Prinzips nochmals zu 
erörtern, dürfte daher sehr empfchlenswerth sein. 

Wenn wir einen Blick auf die Entwickelung unserer 
Rechtsanwaltschaft in den letzten to Jahren werfen, so 
glauben wir zu unserer Freude bemerkt m haben, dass 
Manches allmählich sich gebessert hat, dass gewisse Miss- 
stände, welche unser ebenso wohlwollender als scharfblicken- 
der Freund von Wilmowski und das Gutachten des Berliner 
Vorstandes als Folge der freien Advokatur hervorgehoben, 
sich einigermassen gemildert haben, dass die Kollisionen 
zwischen Richter und Anwalt seltener geworden, dass die 
Fälle, in denen scharfe Disziplinarstrafen nothwendig wurden, 
im Fiinblick auf die grosse Vermelu-ung der Anwälte nament- 
lich in dem Bezirke, dem wir nahe stehen, eine ganz beson- 
ders hohe Zahl nicht erreicht haben. Besonders erfreulich 
ist, clcibs auch der Staat allmählich bei Besetzung höherer 
Stellen zuweilen sein Auge auf Mitglieder der Rechtsanwalt- 
schaft zu werfen beginnt, bemerkcnswerth auch die Leistungen 
der Anwaltsvereine, welche tür die Ausbildung ihrer Mitglieder 
manches thun und nicht selten mit 1 ragen von idealer Bedeutung 
sich beschäftigen. Zu diesen rechne ich auch die schwierige 
Frage der Vertretung der Armen, die vielleicht deswegen noch 
ungelöst geblieben, weil man bisher den bestmöglichen Weg 
der Losung noch nicht gefunden zu haben glaubte. In dieser 
Beadiuug können wir aus den Einrichtungen fremder Staaten 
wie Belgien, Frankreich noch manches lernen, wie ich in 
meinem erwähnten Vortrage auszuführen versuchte und durfte 
hierfür das Institut der internationalen Advokatenkongresse 
ebenso anregend als förderlich sein. Erfreulich ist endlich 
der wissenschafdiche Sinn, der sich in den Leistungen der 
Mitglieder der Rechtsanwaltschaft in der Bearbeitung der 
neuen Gesetzbücher kum^ebt 
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Alle diese mehr oder weniger erfreulichen Erscheinungen 
lassen indessen unsere Bestrebungen^ dasGesetz zu verbessern, 
nicht unnutz erscheinen, und kann ich nicht anerkennen, dass 
die Zeit von 20 Jahren zu kurz ist, um über die Verbesserungs- 
iahigkeit gewisser Bestimmungen der R.A.Ordnung ein rieh* 
tiges Urtheil zu haben. Für eine tüchtige Ausbildung resp. 
Vckrbildung der Rechtsanwaltschaft bemüht zu sein, bleibt 
immer eine bedeutsame Aufgabe, ingleichen ist es in hohem 
Grade wünschenswerth, Bestimmungen zu treffen, welche die 
Wirkung nach sich ziehen, dass die Zahl der Rechtsanwälte 
in kleinen Orten vermehrt und in den grössten Städten die 
zu erhebliche Zahl derselben allmählich vermindet werde. 

Von den sonstigen im I^ufe der 20 Jahre hervor- 
pfchobcnen Mandeln der Rechtsanwaltsordnun^- mochte ich 
besonders einen hervorheben, der sclion mehrfach zum 
Gegenstande der Besprechunpf pfemacht und auch in Titriner 
bereits erwähnten VorstelUiiiir dem preussischen Herrn 
Justizminister zur Erwäguno vorgcleg-t worden ist. Das in 
§ 63 der Rechtsanwaltsordnung aufgestelke System der 
Strafen hat sich besonders im Anwaltskammerbezirke von 
Berlin nicht bewährt. Es ist bekannt, dass in den Rcchts- 
anwaltsordnungen von Frankreich, Btlsrien und Russland 
statt der Geldstrafe die Strafe der Entziehung der .Aus- 
übung der Advokatur auf hfichstens i Jahr aufgenommen 
ist, auf welche in dm hallen erkannt wird, in denen die 
Straft: der gänzlichen Ausschliessung zu hart erscluinen 
würde, und diese Abstufung hat sich in den genannten 
Sta Ltcn durchaus bewährt. Es würde sich empfehlen, diese 
Strafe als akernative bei uns einzuführen, sodass das Ehren- 
gericht die Wahl hätte, die .Strafe (k-r Suspension oder die 
Geldstrafe in Anwendung zu bringen. Ganz möchte ich die 
Geldstrafe nicht entbehren; dieselbe würde sich z. B. da 
empfehlen, wo gegen den Anstand in der Geldfrage Ver- 
stössen ist, während für schwerere, überhaupt für Fälle, in 
denen die Anwendung einer Geldstrafe ihrer Natur nach dem 
Rechtsgefuhl widerspricht, die Strafe der Suspendon vorzu- 
ziehen wäre In Berlin machen wir mit der Geldstrafe inso« 
fem ungünstige Erfahrungen, als wir im Ehrengerichte nicht 
selten auf eine höhere Geldstrafe zu erkennen genöthigt 
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^d, obwohl wir im Voraus wissen, dass es bei der Mittel- 
losigkeit des Bestraften nicht gelingen werde, dieselbe bei- 
zutreiben^ die Strafe in solchen Fällen also nicht in ent- 
sprechender Weise wirken kann. 

Vor einer Reihe von Jahren wurde auf dem An^valts• 
tage zu München über die Frage der Suspension bereits ver- 
handelt, ein definitiver Beschluss kam aber nicht 2tt Stande, 
weil eine gleiche Anzahl Stimmen für und gegen die Ein- 
führung der Suspension abgegeben wurde. Als Bericht- 
erstatter fung^rte damals der Geh. Justizrath von Wilmowski, 
auf dessen treffende Ausführungen zu Gunsten der Suspen- 
sion wir Bezug nehmen dürfen. Seitdem haben sich die An- 
sichten erheblich geklärt. Bei der neuesten Umfrage haben 
eine Anzahl Vorstände der Anwaltskammern sich für die 
Suspension erklärt, während andere dem Ausschluss mit der 
M6g"lichkeit der Zulassung in einem anderen Bezirke das 
Wort reden. Hier scheint man etwas dem Art. 94 des 
Preuss. Ges. über die Preuss. Gerichtsbarkeit vom 21. Sep- 
tember 1899 Aehnllches schaften zu wollen. Art. 94 Nr. 4 
1. c. führt als die der Geldstrafe folgende höchste Diszipli- 
narstrafe für die Notare ein: „Verlust des Amtes oder 
Dienstentlassung; auf den Verlust des Amtes ist zu 
erkennen, wenn das Gericht den \'erurtheiiten nicht für 
unwürdig erachtet, an einem anderen Ort wieder angestellt 
zu werden.** 

Wollte man für Rechtsanwälte Aehnllches bestimmen, so 
Hesse sich vielleicht in die Strafenscala vor der Ausschliessung 
eine Strafe der Suspension aufnehmen, bei welcher innerhalb 
einer zu bestimmenden Frist nach Rechtskraft des Urtheils 
der Bestrafte seine Zulassung bei einem anderen Gerichte 
nachsuchen dürfe. Der Berhner \^orstand hat sich indessen 
gegen eine solche oder eine andere Modifikation der Sus- 
pension ausgesprochen, und zwar mit Recht, da das Amt 
des Notars von dem des Rechtsanwalts sehr verschieden ist, 
für das letztere Amt aber die Einführung einer Art von 
Strafversetzung, wie die des § 94 1. c. rcsp. eine sonstige 
JModitikation der Suspension nicht geeignet sein dürfte. Eine 
Anstellung an einem ihm zu bezeichnenden Orte würde zu 
dem Charakter des Amts des Rechtsanwalts nicht passen. 
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Zum Schluss möchte ich noch eine wünschenswerthe 
Aendening in aller Kürze erwähnen. In der erwähnten Vor- 
stdlung an den Herrn Preuss. Justizminister haben wir unter 
Hinweis auf die fortgesetzte Zunahme der Geschäfte des Vor- 
standes in Berlin die im § 42 der R.A.Orduung gestattete 
Zahl der Mitglieder desselben auf 20 oder 25 zu erhöhen er- 
sucht. Es ist hervor £^eb(»ben, dass durch ihren Beruf stark 
beschäftigte Männer für gewöhnlich doch nur ein gewisses 
Quantum von Zeit und Kraft auf freiwillige, auf ideale Ziele 
gerichtete Thätigkeit verwenden können, die gegenwärtig 
von den Vorstandsmitgliedern insbesondere dem Vorsitzenden 
geforderte Thätigkeit in Berlin itidc ssen dieses Maass bereits 
überschreitet. Da der Gedanke, den V^orstand in 2 Ab- 
theilungen zu trennen, die Geschäfte nach Materien zu theilen, 
Bedenken erregt, so haben wir ausgesprochen, dass hierüber 
durch Reglement befunden werden möge, die Hauptsache 
scheine, die erforderlichen Arbeitskräfte im Vorstände zu ge- 
winnen. Auf die iM fienken, dass die bezeichneten Schwierig- 
keiten nur im Krimmer^erichtsbezirke hervorgetreten, es aber 
misslich sei, um der Verhältnisse eines OberlandeSL^crichts 
willen die Reichsgesetzgebung in Anspruch ni nehmen, wurde 
erwidert, dass, wenn zur Erhaltung gesunder Verhältnisse 
der Rechtsanwakschaft in dem grössten Bezirke des Reichs 
eine solche Massregel erforderlich würde, auch den Weg der 
Reichsgesetzgebung zu beschreiten, nicht gescheut werden 
dürfe. 

Dass, wenn einmal an die Veränderung der RcchtsanwMlts- 
ordnung herangetreten werden sollte, auch noch manche 
andere Bestimmungen derselben sich als reformbedürftig 
erweisen dürften, wie z. B. die Vorschriften über die Zu- 
lassung, insbesuiidere die §^ 5 und 6 der R.A.O., ist uns nicht 
zweifelhaft. 

Freilich, die Neigung zu ändern, ist sowohl bei den 
obersten Justizverw'altuhgen, wie auch bei der Rechtsanwalt- 
schaft zur Zeit eine geringe. Aber kommen wird der Moment, 
und für denselben wollte ich noch einmal die Gesichtspunkte 
zusammenfassen, von denen aus eine Hebung des Standes im 
höheren Sinne, insbesondere eine geeignete Vocl^ereitung für 
den Eintritt in denselben zu erstreben zweckmässig sein 
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dürfte. Wenn ich dabei in den wesentlichste Punkten Dach 
langjähriger gemeinsamer Arbeit mit unserem trefflichen 
Kollegen von Wilmowski mich einig fühlen durfte, SO giebt 
mir dies die beruhigende Gewissheit, in diesen Bestrebungen 
mich auf richtigem Wege befunden zu haben. 
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D as ß.G.B, zeichnet von den Thatbeständen, welche 
für das Werden und Vergehen der subjektiven Rechte 
von Bedeutung sind, die Rechtsgeschäfte und die uner- 
laubten Handlungen dadurch aus, dass sie diese Arten 
einer allgemeinen Regelung unterzieht. Die Motive (Bd 1. 
S. 127) gedenken noch einer besonders gearteten Gruppe 
von Rechtsakten, welche sie als „R e c h t s h a n d 1 u n g e n" be- 
zeichnen. Es werden hierunter mit Rechtswirkungen aus* 
gestattete Handlunpfen verstanden, die weder Rechtsgeschäfte 
noch civilrechtliche Delikte sind, oder positiv ausgedrückt: 
diejenij^fen nicht zu den Delikten zu rechnenden Handlungen^ 
an welche Rechtswirkungen sich anschliessen, für deren Ein- 
tritt es nach der Kechtsorflnunp^ ^lcichj:fühig ist, ob dieselben 
von dem Handelnden gewollt oder nicht gewollt sind. 

Allfremeine ^''orschriften über diese Rerhtshandhincren 
sind nicht gcjj^eben, insbesondere ist mich nicht allLTemeiii die 
entsprechende Anwendung der für die Rechtsgeschäfte otier 
die unerlaubten Handlunj^en gej^ebenen Regeln vorgeschrieben, 
sondern es ist der Wissenschaft überlassen, zu entscheiden, 
welche Normen auf diese 1 hatbestände Anwendung zu finden 
haben. 

Nur ausnahmsweise hat das H.G.B, bei einzelnen That- 
beständen Vorschrifti-n. deren Anwendung; im einzelnen Falle 
von besonderem Belang ist, ausdrüi klicli in der Weise über- 
nommen, dass auf die für die R<'chts<resrhäft<* oder für die 
unerlaubten Hancllunyen geltenden .Normen ganz oder zum 
Theil verwiesen ist. Als solciie Ausnahmen kommen in 
Betracht die Vorschriften über die Begründung oder Auf- 
;h hang eines Wohnsitzes, welche gemäss >§ S I'.Cj.H. durch 
die Vorschriften über die Geschäftsfähigkeit ergänzt werden, 
femer die Vqrschriften über die Geschäftsführung ohne 
Auftrag, welche gemäss § 682 sowohl in den Vorschriften 
über die Geschäftsfähigkeit als auch in denjenigen über die 
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unerlaubten Handlungen ihre Ergänzung finden ; schliesslich 
noch die Vorschriften über die Haftung des Vertreters ohne 
Vertretungsmacht, deren Regelung sich den Vorschriften 
über die Geschäftsfähigkeit anschliesst (§ 179 Abs. t,). 

Oh die für Rechtsgeschäfte geltenden Wirschriften an- 
wendbar oder nicht anwendbar sind, ist von weitgehender 
Bedeutung. Nicht nur die Massgeblichkeit der einschlägigen 
Vorschriften des Allgemeinen Theiles über Rechtsgeschäfte 

T04 ff.), insbesondere also über die Geschäftsfähigkeit, 
das W'irksamwerden, die Nichtigkeit und Anfechtl)arkeit, über 
Bedingung, Zeitbestimmung und Vertretung hängt hiervon ab, 
sondern weiter kann sich hiernach zu entscheiden haben, ob 
ein Erwerb nach den Vorschriften zu Gunsten derjenigen zu 
bcurtheilea ist, welche Rechte von einem Nichtberechtigten 
ableiten, da bekanntlich das B.Ci.B. den Schutz des gut- 
gläubigen Erwerbs auf den Erwerb durch Rechtsgeschäft 
beschränkt. Des Weiteren mag hier nur noch hervorgehoben 
werden, dass es auch im ehelichen Güterrechte für die Frage 
der tlaftung des FJu!guts erheblich wird, ob die Ver- 
pilichtung aus einem Rechtsgeschäft oder aus einem anderen 
Rechtsgrund entstanden ist ( vgl. B.G.B, sj 141 1 ff., 1412). In 
allen diesen und sonstigen Beziehungen, in welchen eine 
besondere gesetzliche Regelung nicht erfolgt ist, kommt in 
Frage, wie die im Gesetze sich findende Lücke zu ergänzen ist. 

Zum Rechtsgeschäftsbegriffe der Motive. 

Nach den Motiven (Bd. I S. 126) Ist im Sinne des B.G.B. 
Rechtsgeschäft eine Pfivatwillenserklärung, gerichtet auf 
Hervorbringung eines rechtlichen Erfolges, welcher nach der 
Rechtsordnung deswegen eintritt, weil er gewollt ist. Das 
Wesen des Rechtsgeschäfts wird dann gefunden, dass ein auf 
Hervorbringung rechtlicher Wirkungen gerichteter Wille sich 
hethätigt und dass der Spruch der Rechtsordnung in An- 
erkennung dieses Willens die gewollte, rechtliche Gestaltung 
in der Rechtswelt verwirklicht. 

Diese Definition bietet einzelne Zweifelsfragen. 

Richtung des Willens auf Hervorbr^iogung eines 
rechtlichen Erfolges als Erforderniss der Rechtsgeschäfts- 
qualttät kann nicht in. dem Sinne verstanden werden, dass 
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der Handelnde sich bewusst sein müsse, mit seinem ThuDD 
oder Unterlassen einen rechtlichen Erfolg hervorzubringen. 
Meistens wird sich der Handelnde darüber keineswegs klar 
sein, dass sein auf Hervorbringung eines thatsächlichen, ins- 
besondere eines wirthschaftlichen Krfolj^cs gerichteter Wille 
zugleich eine rechtliche liedeutiinir hat. Iis, wird tleshalh <je- 
ruigen müssen, dass die Richtung des Willens auf Hervor- 
bringung eines c)i)iektiv rechtlichen, d.h. eines l.rfolges 
gerichtet ist, der unter der Voraussetzung seines Ciewollt- 
seins von der Rechtsordnung als solcher anerkannt und ge- 
regelt ist. Nur wird verlangt werden müssen, dass der 
Handelndr andererseits, wenn er sich der l^edeutung dieses 
Umstandcs hewusst geworden wäre, ' nicht etwa den recht- 
lichen Erfolg seiner Handlung ausgeschlossen hätte. 

Nach der Detinition der iMotive soü das Wesen eines 
Rechtsgeschäfts darin bestehen, dass die gewollte rechtliche 
Gestaltung in Anerkennung dieses Willens durch den Spruch 
der Rechtsordnung verwirklicht wird. Wie verhält sich 
<Jer Wille des Handelnden zu den ergänzenden 
Rechtssätzen? Ist die auf (irund dieser Sätze eintretende 
rechtliche Gestaltung keine rechtsgeschäftliche Wirkung? 
Die Massgeblichkeit der dispositiven Rechtssätze führen 
Manche auf den Willen des Handelnden zurück, indem sie 
die eingreifenden Rechtsvorschriften als Willensauslegungen 
auffassen. Indess stimmt diese Erklärung für die grosse 
Masse der Fälle mit den Verhältnissen des Lebens nicht 
überein. Nur ausnahmswdse kcmimt es vor« dass der 
Handelnde die Naturalien des Geschäftes in ihrem vollen 
Umfange kennt und mit Bewusstsein und in Kenntniss ihres 
Inhaltes seinen Willen auf sie erstreckt. Das Verhältniss 
der Partei zu den disposittven Rechtsnormen ist regelmässig 
ein sehr loses. Bei der grossen Masse der alltäglichen 
Rechtsgeschäfte werden sich die Betheiligtcn gar nicht be^ 
wusst, dass sie einen Thatbestand von rechdicher Erheblich- 
keit zu schaffen in Begriff stehen. Sie denken mehr an die 
Beschaffenheit der Kausche und die Bemessung des Preises 
als an die gegenseitigen Rechte und Pflichten, welche zwischen 
ihnen bei dem Vorliegen mehr oder weniger entfernterer 
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Möglichkeiten begründet sein mögen. Nur selten wird dieser 
oder jener Punkt entsprechend den besonderen Bedürfnissen 
des Einzelfalls von den Parteien stillschweigend erwogen und * 
noch seltener geregelt. Diese Unterlassung psycholoqisch zu er- 
klären ist um so bedenklicher, je verschiedener die Gründe sind^ 
aufweichen sie beruhen kann. Dem Unerfahrenen oder Leicht- 
sinnigen, welcher nur die unmittelbare Gegenwart in das 
Auge fasst, kommt der Gedanke, für spätere Zeit Vorsorge 
zu treffen, gar nicht in den Sinn. Der Optimist hofft auf die 
normale Abwickelung der Sache, der Pessimist verzweifelt 
daran, durch Abreden den Schaden abzuwenden. Der Vor- 
sichtige, welcher seine Bedenken ausspricht, wird leicht als 
Querulant angesehen und schliesslich in vielen h\allen von 
seinem Rechtsfreunde fJriliin belehrt, dass er tur alle Fälle 
doch nicht Vorsorgen ki :ine und sich darauf verlassen soUe,^ 
dass das Gesetz schon alles eereiielt habe. Nur selten mag 
es vorkommen, dass Parteien den Inhalt der dispositiven 
Normen in erschöpfender Weise kennen und ihn ausdrücklich 
oder stillschweigend in das Rechtsgeschäft aufnehmen. 

Bei dieser Verschiedenheit der psychologischen Voraus- 
setzungen kann die von dem subjektiven vStandpunkte der 
l^lnzelnen ausgehende Heurtheilung des zwischen dem Pariei- 
willen und den dispositiven Rechtsnormen obwaltenden Ver- 
hältnisses nicht zu einem einheitlichen Ergebnisse führen. 

Die Losung bietet vielmehr der entgegengesetzte Aus- 
gangspunkt von dem Standpunkte des Gesetzes. Der den 
Rechtsverkehr ordnende Gesetzgeber rechnet mit der Ver- 
schiedenheit und den Eigenthümlichkeiten der Einzelnen und 
stellt im Interesse der Rechtsordnung Vorschriften auf, welche 
die Rechtsgeschäfte in Ansehung der aus welchem 

Grunde auch immer — ungeregelt gebliebenen Punkte zu 
ergänzen bestimmt sind. Diese Bestimmungen sind wesent- 
lich') der Niederschlag der üblichen vertragsmässigen Fest- 
setzungen der Parteien: „Der Niederschlag aus dem stereotypen 
Inhalt einer unendlichen Masse von gleichartigen Rechtsge- 

^) Nicht ausgesrhlos'^en ist natürlich, da^s der Gesetzgeber sich nicht 
auf die einfache Wiedergabe dessen was ist beschränkt, sondern auch das. 
berücksichtigt, was seip sollte. 



Digitized by Google 



Studie über Rechtshandlung und Rechtsgeschäft. 



213 



schäfteo*".') Nicht angängig ist es, diese Rechtssätze als Aus- 
legungsregela für einen (diesbezüglich regelmässig überhaupt 
nicht vorhanden gewesenen) Pacteiwillen aufzufassen. Ihrer 
Natur nach begründen sie vielmehr für den Fall unter- 
lassener rechtsgeschäftlicher Regelung die wider^ 
legbare (C.P.O. § 293) Vermuthung, dass die Parteien, 
wenn sie sich der Regelung der betreffenden Punkte unter- 
zogen haben würden, den Inhalt der ergänzenden Vorschriften 
gewollt hatten, und ziehen daraus die Konsequenz, dass das 
Rechtsverhältniss so zu beurtheilen ist, wie wenn ihr Inhalt 
thatsächlich gewollt wäre. Das Gesetz selbst fingirt somit 
den Inhalt der dispositiven Rechtssätze, in der aus dem Vor* 
stehenden sich ergebenden Beschränkung^) aU zum gewollten 
Inhalte des Rechtsgeschäfts gehörig und stellt also den 
durch die dispositiven Rechtssätze in Verbindung 
mit dem Rechtsgeschäfte selbst hervorgerufenen 
rechtlichen Erfolg den unmittelbarenrechtsgeschäft- 
liehen Wirkungen in allen Beziehungen gleich. 



Die Definition der Motive lässt den rechtlichen Erfolg 
des Rechtsgeschäfts deswegen eintreten, weil er gewollt ist; 
sie beruht auf dem Wfllensdogma, nach welchem die Willens- 
erklärung beim Zwiespalte zwischen Willen und Erklärung 
nichtig ist, weil das Erklärte nicht gewollt und das Gewollte 
nicht erklärt ist (vgl. Mot. I. S. 1 89). 

Das B.G.B, weicht von dem WiUensdogma ab, indem es 
zum Theil die sog. Vertrauens- oder Erklärungstheorie zur 
Gfltung bringt und die Erklärung einrs nicht vorhandenen 
Willens vSo behandelt, wie wenn der Wille vorhnnden wäre 
{vgl Prot. LS. 94, B.G.B. §§ 1 16 ff.). Sind Thatbestände dieser 
Art Rechtsgeschäfte? Man würde an der Hand der De- 
finition folgerichtig die Frage zu verneinen haben, weil ein 
Wille im natürlichen Sinne niclit vorhanden ist. Wenn indess 
das Gesetz bestimmt, da&s die Willenserklärung nicht desshalb 

>) Laband, Arch. f. d. civ. Pr. Bd. 73, S. 164. 

*) Für die Zw«cke dieses Aufsatxes kann, die bestrittene Frag:e der 
Beweislast dafür, dass der Fall unterlassener rechtsgeschäftlicher Fest- 
setzunpf vorlifjit oder nirht, dahin>4t-t( llt lileÜn n ^vgl. Stölzel, Schulung f, 
<1. civ. Praxis iV. Aull. S. 20, Staub, li.G.B. 6./7. Autl. S. 13). 
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nichtig ist, weil der Erklärende sich Insgeheim vorbehält, das 
^klärte nicht zu wollen, so Hegt darin die Fiktion: das £r> 
klärte, obwohl nicht gewollt, gilt als gewollt. Diese Fiktion 
wirkt in jeder Richtung und es ergiebt sich hieraus für diie 
rechtliche Beurtheilung die völlige Gleichstellung dieses That- 
bestandes mit dem ncnrmalen Rechtsgeschäfte. 

Das Gldche gilt für diejenigen Willenserklärungen, welche 
dem vorhandenen Willen nicht entsprechen, bei denen indess 
die' Geltendmachung des Willenmangels eine nach Frist und 
Form bestimmte Anfechtung voraussetzt. Solange die An> 
fechtung nicht erfolgt oder sobald dieselbe rechtlich ausge- 
schlossen ist, greift die gesetzliche Fiktion ein, dass der in 
Wirklichkeit vorhandene Willensmangel nicht besteht; der 
Wille wird durch das Gesetz fingirt und damit dieser That- 
bestand für die rechtliche Beurtheilung in allen Beziehungen 
den für die Rechtsgeschäfte geltenden Vorschriften unterstellt. 

Die Beg^ffsbestimmung der Motive erfordert, dass der 
Spruch der Rechtsordnung in Anerkennung des rechts- 
geschäftlichen Willens die gewollte rechtliche Gestaltung in 
der Rechtswelt verwirklicht. Damit ist allen denjenigen 
Thath^ständen die Natur eines Rechtsgeschäfts al^jj^esprochen, 
bei denen die Rechtsordnung der gewollten rechtlichen Ge- 
staltung die Verwirklichung versagt. Alle — sei es kraft 
Gesetzes, sei es kraft , Anfechtung — nichtigen Willenser- 
klärungen entbehren somit, soweit die Nichtigkeit reicht (vgl. 
B.G.B. § 139) des rechtsgeschäftlichen Karakters. 

Hiergegen kann auch nicht eingewendet werden, dass 
das H.G.B, den Ausdruck „Rechtsgeschäft" auch in einem 
weiteren Sinne gebrauche, da es von unwirksamen und nich- 
tigen Rechtsgeschäften spreche (vo^l. 7,, B. 134, 138). Aus 
der Ausdrucks weise des R.G.H. kann nicht ß-efol<Tert werden» 
dass die rechtlichen Folo^en eines nichtirren Rechtsgeschäfts 
als rechts<rc'schättliche zu beurtheihjn sind. Dies ebensowenig 
wie daraus, dass das H.G.B, von Ehegatten einer nichtigen 
Ehe spricht fvgl. z.B. §sj 13240".; 1344 ff,), selbstverständlich 
nicht zu folgern ist, dass auf solche in einer nichtigen Hlie 
— d, h. in einer Nichtehe — lebenden Schein-l'^hegatten die 
für Ehegatten geltenden Vorschriften, z. B. über ihr gesetzliches 
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Erbrecht Anwendung finden. Der Ausdruck, dass ein Rechts- 
geschäft nichtig ist, giebt dem Rechtsgeschäfte nicht eine be- 
sondere Eigenschaft, sondern bedeutet die Negation eines 
Rechtsgeschäfts, wie wenn gesagt wäre, dass ein Rechts- 
geschäft nicht vorliegt 

Es können also auf den Thatbestand der Abgabe einer 
kraft Gesetzes oder kraft Anfechtung nichtigen Willenser- 
klärung (man denke insbesondere an die Fälle der culpa in 
contrahendo J^iJ 122, 307, 309 B.G.B.), die für Rechtsge.schäfte 
geltenden \'orschriften, jedenfalls keine unmittelbare Anwen- 
dung finden. Eine andere Frage ist, ob und inwieweit die 
Analogie zu einer entsprechenden Anwendung dieser Vor- 
schriften führt. 

Subjektive ^^lraussetzun^^en der Rechtshandlungen 
und objektiv wirkende Thatbestande. 

Die Begriffe Rechtsgeschätt und Rechtshandlung fallen 
unter den allgemeinen Begriff der Handhmg in dem Sinne 
eines gewollten Thuns. Gewolltes Thun setzt W'illensfTUiigkeit 
der } f aiidelnden \ oraus. Kür die Rechtsgeschäfte und die 
unerlaubten Handlungen hat das (lesetz seilest den Masstab 
für die Heurtheilung der W'illenstahigkeit durch Aufstellung 
allgemeiner Vorschriften gegeben. I-Mr andere Rechtshand- 
lungen sind die innssgebenden rechtlichen Gesichtspunkte im 
Wege der Analogie zu linden. 

Es ist dabei zu ])rüfen, ob der zu beurtheilende That- 
bestand mehr innere X'erw.indtschaft mit den unerlaubten 
Handlungen oder mit den Rechtsgeschäften hat, und dement- 
sprechend die für die eine oder die andere Gruj^jje be- 
stehenden Vorschriften zur entsjjrechenden Anwendung :^u 
bringen. Fin Vorbild bietet das Recht des B G H selbst, 
indem es die Rechtshandlung der Begründung und Aulliebung 
des Wohnsitzes den Vorschriften über die Geschäftsfähigkeit, 
hing{;gen die Rechtshandlung der Geschäftsführung ohne 
Auftrag und zum Iheil auch (he Rechtshandlung der fahr- 
lässigen oder vorsätzlichen 1 lerljeiführung der l imiöglirhkeit 
der geschuldeten Leistung (§ 276 Abs. i Satz 2) den für 
die unerlaubte Han<llung gehenden Regeln unterstellt. Nicht 
ausgeschlossen ist, dass diese Bcurtheilung nicht zu einem 
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einheitlicheo Brgebaisse fuhrt und dass für gewisse Besiehungen 
die Vorschriften der einen, für andere Beziehungen die Vor- 
schriften der anderen Art anzuwenden sind. 

Die Frage, welches die subjektiven Voraussetzungen 
einer Rechtshandlung (im Gegensatze zu den lediglich ob> 
jektiv wirkenden Thatbeständen) sind, wird nur bei solchen 
Thatbeständen von Erheblichkeit, zu deren Bestandtheilen 
die Zurechnungsfahigkeit bezw. Willensfahigkeit gdiort. Wer 
zum Zwecke der Selbsthülfe eine fremde Sache zerstört in 
der irrigen Annahme, dass die Voraussetzungen zulässiger 
Selbsthülfe vorliegen, haftet auch dann auf Schadensersatz, 
wenn der Irrthum nicht auf Fahrlässigkeit beruht (B.G.B. § 23 r ). 
Man wird nicht fehlgehen, wenn man auf diese Rechtshandlung 
die Vorschriften über die Voraussetzungen der Verantwort- 
lichkeit für eine unerlaubte Handlung anwendet. Erscheint es 
doch ausgeschlossen, dass der ohne Fahrlässigkeit Irrende 
sich nicht auf die seine Haftung ausschliessenden subjektiven 
Eigenschaften (§§ 827 ff.) sollte berufen dürfen, welche dem 
fahrlässig Irrenden und desshalb einer unerlaubten Handlung 
Schuldigen (i^ 823) Schutz p^ewähren, 

Achnlich wird die Beurtheilung sein, welche z. B. bei 
Unterlassung rechtzeitiger Konkursanmeldung Seitens des 
Vorstandes des Vereins (s^§ 42, 53) sowie bei unbegründeter 
Ablehnuncr der Uebernahme einer Vormundschaft (§ 1787) 
einzutreten hat. 

Die Rechtshand! un«T der V^erzeihung z. B. eines Ehe- 
scheiduntJ^s- oder eines l^nterbungsgrundes (vgl. 1570, 23^7) 
erfordert zweifellos die Willensfahigkeit des Verzeihenden. 
Wer nicht willensfähig ist, kann auch nicht verzeihen. Dennoch 
ist die V'erzeihung als Rechtshandking, nicht als Rechtsge- 
schäft anzusehen, denn die mit dem I hatbestande der Ver- 
zeihung gesetzlich verbundenen Rechtswir künden treten ohne 
Rücksicht darauf, ob der \'erzeihende sich dieser \\ irkungen 
bewusst geworden, und auch gegen seinen Willenein. Den 
Masstab für die Beurtheilung der W'illensfähigkeit wird die 
entsprechende Anwendung der Vorschrii'ten ergeben, welche 
die personenrechtlichen Rechtsgeschäfte der Ehegatten bezw. 
die Testirfahigkeit regeln. In ähnlicher Weise dürften die 
Rechtshandlungen der Wiederherstellung sowie der Fortsetzung 
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der ehdichfin Gemeinschaft su beurtheilen sein (vgrl. 1334 
Abs. a, 1576, 1587). 

Den Thatbeständen, ni dereo Merkmalen eine gewollte 
Handlung gdiört, stehen diejenigen gegenüber, an deren ob- 
jektives Vorliegen sich Rechtswirkungen knüpfen. Gewisse 
Rechtssätze knüpfen offenbar lediglich an den objektiven 
Thatbestand an. Für die Rechtsfähigkeit und den Erbfall 
ist lediglich die objektive Thatsache der Geburt und des 
Todes «"heblich, ohne l^iuksicht auf die ursächlichen Be- 
ziebmsgen, welche diese Thatbestände herbeigeführt haben. 
Nur auf einen rein objektiven Befund kann es ankommen 
bei solchen Thatbeständen, die sich ohne Zuthun eines 
Menschen vollziehen, wenn z. B. Samen von einem Grundstück 
auf das andere durch den Wind getragen wird und dort 
Wurzel fasst Nicht ;;^ehören etwa alle durch Sachen 
hervorgerufenen Zustände hierher. Man vergleiche z. B. 
die Vorschriften über Schadenszufügung durch Sachen 
(>>§ 833 ff.), bei denen das Gesetz davon ausgeht, dass die 
Xichtverhinderung^ des vSchadens durch den dazu Berufenen 
die Schadenshaftung begründet. 

Ob ein rein objektiv wirksamer Thatbestand ji^enügt 
oder ob gewisse subjektive Voraussetzungen erfordert werden, 
ist in vielen l'fällen nicht 7\veifelsfrei. So weni^ man auf 
die Idee kommen kann, bei der Beurtheilung der ehelichen 
Abstammunt« und der sich aus derselben erLTcbenden elter- 
Uchen Pflichten die I raj^e zu stellen, oh (Vu- Kltern zur Zeit 
der Beiwohnung willens- oder zureclinuns4>.taliig waren, so 
nahe liegt die Fra^e, ob die \'eri)tlichtung dis uneliclichen 
Vaters durch den Mangel der Zure» hnutit^sfahij^'^keit oder der 
Handlunq'sfahigkeit ausgeschlossen werde, wenn man den 
Rechts^rund seiner l laftung anders als das li.Ci.B. — nicht 
in dem familicnreclulichen Gesichtspunkte der Abstammung, 
sondern in der ausserehelichen Schwängerung als einer un- 
erlaubten Handlung findet. Besondere Zweifel nach dieser 
Richtung km'ipfen sich an die Vorschriften des B.G.B, über 
Bestandtheil und Zubehör (sj^ bis 95, 97 H.(j.H.). Kommt 
es, wenn die nach dem Cjesetze für die Hcstandtheils- oder 
Zubehöreigenschaft erforderten Beziehungen objektiv vor- 
liegen, noch weiter darauf an, ob die diese Beziehungen 
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herstellende Person gewisse subjektive Eigenschaften besitzt? 
Muss dieselbe insbesondere geschäfsfahig sein? Auf einen 
konkreten Fall angepasst wurde die Frage etwa dahin zu 
fassen sein: Bewirkt die objektive Herstellung des Bestand« 
theils- oder Zubehörverhältnisses durch den geschäftsunfähigen 
oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkten Eigenthümer 
eines Grundstucks, dass sich die auf dem Grundstücke 
haftende Hypothek auf die objektiv als Restandtheil oder 
Zubehör ersclioinenden Sachen erstreckt? Die Beurtheilung 
wird durch die Vorschrift des § 95, welche die nur zu einem 
vorübergehenden Zwecke erfolgte Verbindung einer 
Sonderbehandlung unterwirft, noch einigermassen erschwert, 
da hierdurch die Zweifelsfrage veranlasst wird, oh die Zweck- 
bestimmung nicht jedenfalls die Willens- oder Geschäfts- 
fähigkeit voraussetzt. Bei richtiger Auslegung dürfte die 
Vorschrift indess dahin zu verstehen sein, dass grundsätzlich 
nur der objektive Thatbestand entscheidend ist und dass 
nach diesem insbesondere auch die Frage der Zweckbe- 
stimmung zu beurtheilen ist, so dass also nicht der sub- 
jektive Wille des Einzelnen, sondern die auf Grund der 
Verkehrsauf fassung' eintretende Beurtheilung entscheidend ist. 

Objektiv wirlvende Thatbestände sind namentlich auch 
das Ablaufenlassen von Ausschluss- und Verjährungsfristen. 
Dies auch, wenn die mit dem Fristahlaufe verbundene Wirkung 
dem Willen des die Frist Versäumenden gemäss ist. 

Negatives Geschäftsinteresse (Culpa in contrahendo). 

In verschiedenen Fällen giebt das H.G.B, auf Grund von 
Schaden verursachenden Umständen, welche bei der Vor- 
nahme von Rechtsgeschäften unterlaufen, dem hierdurch Be- 
schädigten einen Ansprach auf Schadensersatz, gegen den- 
fenigen, in dessen Person diese Umstände vorliegen, l-^s 
kommen namentlich in Betracht die vjv$ iiS, 119, 120, 122, 
welche die Geltendmachung des Mangels der Ernsdichkeit 
der ^^'illenserklärung, des Trrthums und der unrichtigen Ueber- 
niittelung der Willenserklärung betreffen, 179, welcher die 
W rtragsschliessung durch den V^ertreter ohneV ertretungsmacht 
behandelt, 307, 30g, welche die Vertragsschliessung über 
eine unmögliche oder verbotene Leistung zum Gegenstande hat, 
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ferner die Vorschrift des § 463 über Zusicherung einer der Kauf- 
sache zur Zeit des Kaufabschlusses fehlenden Eigenschaft oder 
arglistige Verschweigung eines ihr zu dieser Zeit anhaftenden 
Mangels, die §§ 533 f., welche sich auf arglistiges Verschweigen 
von Mängeln im Rechte oder von Fehlern der Sache durch 
den Schenker beaehen, endlich § 694 betreffend die Unter- 
lassung der Anzeige seitens des Hinterlegers von der dem 
Verwahrer unbekannten gefahrdrohenden Beschaffenheit der 
zu verwehrenden Sache. 

Nicht unmittelbar hierher gehören, aber ähnlich zu be- 
jiandeln sind die Zuwiderhandlung gegen die Vorschrift des 
§ 563 (Anzeigepflicht des zur Besorgung gewisser Geschäfte 
öffentlich bestellten oder sich öffentlich erbietenden An- 
tragsempfängers bei Ablehnung eines Auftrags) sowie die 
Haftung des Ausstellers einer ohne staatliche Genehmigung 
in den Verkehr gelangten Schuldverschreibung auf den In- 
haber 795. 

Die sich noch in den Mot. (I S. 195, 228; II S. 745) findende 
Zusammenfassung der vorstehend aufgeführten Fälle unter dem 
Gesichtspunkte der Haftung für dolus oder culpa in contra- 
hendo ist für das Recht des B.G B. nicht angängig, da dieses 
in den Fällen der 122, 179 die Haftung ohne Rücksicht 
auf das Vorliegen von dolus oder culpa eintreten lasst. 

Die Motive heben an den angegebenen Stellen wieder- 
holt hervor, dass der Wissenschaft und Rechtsprechung die 
Entscheidung zu überlassen sei, ob es sich bei den Fällen 
der vorbezeichnet( n Art um eine Haftung au^ Delikt oder um 
eine Haftuns^ wegen X'erletzung rechtsgescluit'tliohcr Pflichten 
handelt. Zur Veransclinunchuncf der praktischen Bedeutung 
dieser Streitfrage sei nur darauf hingewiesen, dass ihre Losung 
dafür, welchen Eintluss der beschränkten C iesrhäftst.ihiL^keit 
des Handelnden zukommt, wie sich die Haftung des (.eschätts- 
herrn für seinen rechtsi;eschättlich bestellten (»der gesetzlichen 
Vertreter gestaltet, wir sii h die Haftung des eingebrachten 
Gutes stellt, welche X'erjährungsfrist für den Schadensersatz- 
anspruch lauft, und für andere Fraisen von Bedeutung ist. 

Es soll hirr von den in der bisherigen Literatur und 
Rechtsprechung unternommenen Versuchen zur Lösung dieses 
alten Problems <vgl. die Literaturnachweise bei Windscheid 
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Pand. § 307 Note 5, § 309 Note 6; ferner Gierke, Deutsches 
Privatrecht § 33 Note 24, 81; Förster -Ecdus § 78 III.; 
Entsch. des Reichsgerichts Bd. 8 S. 349, 28 S. 16; neuerdii^ 
Bülow, Geständnissrecht S. 105 ff., 109) abgesehen und die 
Frage nur clahin gestellt werden, welche Fingeneige das 
B.G.B. selbst zur Erkenntniss seines Standpunktes bietet? 

Nach der Auffassung von dem Begriffe des Rechtsgeschäfts, 
welcher nach den Mot. dem B.G.B, zu Grunde liegt, ist davon 
auszugehen, dass die hier in Frage stehenden Thatbestände 
desshalb keine Rechtsgeschäfte sind, weil dleRechtswirkungder 
Schadenshaftung unabhängig von dem Willen des Handelnden 
und auch gegen denselben eintritt, dass andererseits aber 
auch eine unerlaubte Handlung im Sinne der §§ 823 ff. B.G.B, 
nicht vorliegt, weil weder eine Verletzung der in § 823 Abs. i 
erwähnten Rechtsgüter nodi ein Verstoss gegen ein den. 
Schutz eines Anderen bezweckendes Gesetz noch einer der 
besonderen Thatbestände in Frage kommt, welche in dem 
25. Titel des zweiten Buches enthalten sind. Es bleibt somit 
nur übrig, die Thatbestände, welche die Pflicht zum Ersätze 
des negativen Geschäftsinteresses beg^runden, zu den Rechts- 
handlunjjfen zu zählen und die Lücken, welche die Rechts- 
sätze des B.G H. lassen, im WVf^e der Ausleerung auszufülk-n. 

Das negative ( jcschäftsinteresse besteht in tlem .Schaden, 
welchen der an einem Rechtsgeschäfte Betheiligte dadurch 
erleidet, dass er zu Unrecht auf die Gültigkeit oder Wirk- 
samkeit des Geschäftes vertraut hat. Der Anspruch auf das 
negative Geschäftsinteresse wird inhaltlos, wenn das Rechts- 
geschäft, auf dessen Gültigkeit vertraut wurde, nicht nur 
wegen des die Haftung für das negative Interesse begründenden 
Mangels, sondern noch aus einem anderen Grunde unwirksam 
ist. In einem solchen Falle fehlt es an dem ursächlichen Zu- 
sammenhange zwischen dem Schaden und dem Vertrauen, 
• dass ein Mangel jener Art nicht vorliege; denn auch, wenn ' 
dieser Mangel nicht vorhanden wäre, würde dennoch ein 
wirksames Rechtsgeschäft nicht vorliegen. kann somit 
allgemein als Voraussetzung der Haftung für das negative 
( jesrh:itLr,interesso bezeichnet werden, dass in jedem Falle 
der Handelnde die tür die \'()rtiahnie des Rechtsgeschäfts 
erforderliche Geschäftsfähigkeit besitzen oder ihr Mangel 
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doch durch die Zusdmmung des geseuKchen Vertreters wett* 
gemacht sein rouss. Im Uebrigen ist für die Frage, welche 
persönlichen Eigenschaften dem Handdoden innewohnen 
müssen, damit er sich durch eine Rechtshandlung der hier 
fraglichen Art verpflichten könne, zu unterscheiden, ob die 
Haftung einen Thatbestand erfordert, zu dessen ßestandtheilen 
ein Verschulden gehört (vgl. §§ 307, 309 B.G.B.) oder ob die- 
selbe hiervon unabhängig ist (vgl. §§ 122, 116, 119, 120, 179 
B.G.B.). 

Verschulden als Vorau«;«?('t/unj^ einer Rechtswirkung 
erfordert Verantwortlichkeit des Handelnden. Das B.(i.B. 
hat die Lehre von der civilrechtlichen Verantwortlichkeit 
ausführlicher in dem Kapitel von den unerlaubten Hand- 
lungen behandelt und die hier aufgestellten Sät/.e auf die 
Verantwortlichkeit für ein innerhalb eines Schuldverhältniss^ 
eintretendes Thun «der Unterlassen des Schuldners ange- 
wendet (vgl. 827, 828, 278 B G.B. ). l^nier diesen Umständen 
bedarf die entsprechende Anwendung der v^n^ 827, 828 auf 
die hier ins Auge gefassten, ein Verschulden erfordernden 
Rechtshandlungen keiner weiteren Rechtfertif^uno. 

l^ür die Fälle, in denen eine Hai tun tür das negative 
Cieschäftsiiitercsse olinr Rücksicht auf ein \'erschulden 
des Handelnden eintritt, htpr« ? ^ i-q R.G.B, eine n Fingerzeig, 
Nach 179 Abs. 2 haftet ohne Rücksicht auf X'erschulden 
für das negative Vertragsinteresse wer gutgläubig als Ver- 
treter ohne \'ertretungsmacht handelt. 

Nach Abs. 3 haftet (h r in der Ge^- liäüstähigkeit Be- 
schränkte indess nur, wenn < r mit Zustimmung seines ge- 
set^'iichen Vertreters gehandelt hat, d. h. wenn er mit dieser 
Zustimmung thätig gewesen ist. Nicht erfortlert wird die 
Zustimmung des Vormundes dahin, dass sein Müikdel 
eine gewisse Handlung als er treter vornehme, sondern 
nur dahin, das.s er die Handlung überhaujit vornehme. 
Der handelnde Mündel und der zustimmende \'ormunil zu- 
sammen stehen gleich einem (Veschäftsfähigen, der dieselbe 
Handlung vornimmt, llnerhehlich ist desshalb auch, ob der 
\'ormund Kenntniss davon o^ehal)t oder nicht gehabt li.ti, 
dass seinem Mündel die Vern ctungsmacht lehlle; stimmt er 
zu, so ist er für diese Ausübung seiner gesetzlichen Ver- 
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tretungsmacht seinem Schulzbefohlenen verantwortlich und 
haftet ihm, wenn in der Zustimmung eine Fahrlässigkeit 
liegt, für den hierdurch verursachten Schaden (B.G.B. 
1664). 

Bei Geltendmachung eines Willensmangels (B.G.B. § 122) 
aus der Person des Mündels in Ansehung eines von diesem 
vorgenommenen Rechtsgeschäfts tritt die entsprechende 
Rechtslage ein. Mangelt es an der Zustimmung des Vor- 
mundes, so tritt eine Haftung für das negative Gcschfifts- 
interesse schon desshalb nicht ein, weil dris Geschäft über- 
haupt auch ohne den geltend ^-emachten W'illcnsnianoel 
nicht wirksam war. Bei Zustimmung des \\>rmundes zur 
GeschäftSYornahmc durch den Mündel tritt dem Dritten 
gegenüber Haftung des Mündels, nicht des \^ormundes ein, 
Gleichj^ültig- ist hierbei, welche Auffassung der Dinge den 
Vormund bei Krthciluno der Zustimmung leitete. Hat der 
Vormund in Krtheilung der Zustimmung fahrlässig gehandelt, 
so haftet er semerseits seinem Mündel nach vormundschatts- 
rechtlichen (§ 1833) — oder wenn die elterliche Gewalt der 
Rechtsgrund der Vertretungsmacht ist, nach den hierfür 
geltenden (§ 1664) — Grundsätzen. 

Für den Eintritt der Haftung des Mündels ist es an 
sich gleichgültig, ob die Zustimmung des \'ürmundes im 
Voraus oder nachträglich ertheilt ist (vgl. §ij 183, 184). 

Im Falle nachträglich ertheilter Zustimmung ist es nicht 
unzweifelhaft, ob nicht, trotz der rückwirkenden Kraft der 
Genehmigung (B.G.B. § 184) das negative Geschäftsinteresse 
erst nach dem Zeitpunkte der erfolgten Zustimmung zu be- 
messen ist, weil der Andere vorher noch nicht auf die 
Wirksamkeit des (ieschäftes vertrauen konnte, mithin der vor- 
her entstandene Schade nicht in ursächlichem Zusammenhange 
mit dem die Haftung für das negative Interesse begründenden 
Umstände steht. Uebrigens wird der Fall, dass ein Vor- 
mund ein von ihm Namens des Mündels abgeschlossenes Ge- 
schäft wegen eines Willensmangels anficht, ähnlich zu be- 
urtheilen sein Solange das Vormundschaftsgericht die etwa 
erforderliche Genehmigung noch nicht ertheik hat, fehlt es 
überhaupt an &nem wirksamen Geschäfte und kann von 
einem negativen Geschäftsinteresse desshalb auch noch nicht 
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die Rede sein. Ist aber das Rechtsgeschäft — abgesehen 
von dem WiUensmangel — wirksam vorgenommen oder 
wirksam geworden, so hat der Vormund kraft des Re- 
präsentatioosprinzips ab Vertreter und aus der Person des 
Mundeis gewollt, erklärt und geirrt. Der Mündel — und nur 
er - haftet dem Dritten, ihm — dem Mündel — haftet der 
Vormund, falls eine von ihm zu vertretende Fahrlässigkeit 
{B.G.B. 1833 vgl. auch 1664) untergelaufen ist. 

Liegt einer der That bestände, an die das Gesetz die Haftung 
für das negative Vertragsinteresse knüpft, in der Person einer 
in dem gesetTiIichen Güterstande lebenden Ehefrau vor, so 
gestaltet sich die rechtliche Heurtheilung folgendermassen: 

Hat die Frau mit Zustimmung des Mannes d.is an einem 
Wniensmangel etc. leidende Verfügungs- oder Verptiichtungs- 
geschäft vorgenommen oder ohne V^ertretungsmacht für einen 
Dritten als \'^ertreter gehandelt, so ist der Anspruch auf das 
negativ«:; Geschäftsinteresse dem Manne gegenüber wirksam, 
<lenn es liegt, wie obi 11 j S. 220) ausjrcführt, nicht eine rechts- 
geschäftlich begründete, stindern eine durch eine Rechts- 
handlung kraft Gesetzes hervorgerufene Verbindlich keir vor 
(vgl. R.G.R. 141 1. 1412), Der Mann hat die aus den mensch- 
lichen Schwächen (Irrthuni etc.) seiner Frau sich ergebenden 
Belastuntren ihres Vermögens ebenso in Kauf zu nehmen, 
wie die sich aus ihrem Hange zu unerlaul)ten Handkingen oder 
aus ihrer l'rozesssucht sich ergebenden Nacht heile. Dieser 
Gesichtspunkt führt folgerichtig dazu, den Interesseanspruch 
dem Manne gegenül)er auch dann als wirksam anzuerkennen, 
wenn er der Handlung der Frau nicht zugestimmt liat. Dieses 
Ergebniss erregt auch in dem Falle keinerlei Bedenken, 
dass die Frau als Vertreter ohne Vertretunjrsmacht «ge- 
handelt hat; sowohl der Interesscanspruch des Dritten .lus 
der Vertretung wie der des Dominus aus der Geschäfts- 
führung sind dem Manne gegenüber in Ansehung des ein- 
gebrachten Gutes wirksam. Wenn es sich um Eigenge- 
schäfte der Frau handelt, durch welche sie sich ohne Zu- 
stimmung des Mannes zu ein^ Leistung verpflichtet, so ist 
das Geschäft an sich wirksam, entbehrt aber in Ansehung 
des eingebrachten Gutes dem Manne gegenüber der Wirk- 
samkeit. Wenn es auch auf den ersten Blick befremdlich 
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erscheint, dass dem Manne gegenüber in Ansehung des ein- 
gebrachten Gutes der Anspruch auf Erfüllung bezw. auf 
das KrfüUungsinteresse unwirksam, der Anspruch auf das 
negative Interesse aber wirksam sein soll, so wird man diese 
Lösung doch gelten lassen mässen. Dabei ist indess Fol- 
gendes zu berücksichtigen: 

Nach §§ 122, 179, 307 B.G.B. wird der Anspruch auf 
das negative Interesse übereinstimmend nach oben durch 
den Betrag des Interesses begrenzt, das an der Gültigkeit des 
Geschäfts besteht. Dieser Betrag ist nicht etwa abstrakt 
sondern konkret festzustellen. Bei solcher zahlenmässigen Fest- 
stellung des Betrags kann die Einwirkung des ehemännlich^ 
Rechtes auf die Verwirklichung des Anspruchs nicht ausser 
Betracht bleiben. Bei dem Mangel von ausreichendem Vor- 
behaltsgut ist 7A1 berücksichtigen, dass der Anspruch auf das 
positive rfüUungsinteresse während der Dauer des Güter- 
standes voraussichtlich nicht zu verwirklichen ist und demnach 
der gegenwärtige Werth des Anspruchs unter l^erücksichtigung 
aller Umstände zu schätzen. Der so begrenzte Anspruch auf 
das negative Geschäftsinteresse ist .uich dem Khemanne gegen- 
über in Ansehung des eingebrachten Gutes wirksam. Im 
Verhältnisse der Ehegatten zu einander würde die Verbind- 
lichkeit der Frau zur Last fallen (Analogie des B.G.B. § 141 6 
Ziffer I ) und dem Ehemanne somit gemäss § 1417 Ersatz- 
anspruch gegen die Frau zustehen. Abzulehnen ist die sich 
zunächst bietenck' Auslegung, dass die Begrenzung des nega- 
tiven Interesses auf den Betrag des positiven Interesses zu- 
gleich bedeute, dass der Anspi uch auf das negative Interesse 
nur in dieselben Vermögensmassen vollstreckt werden könne, 
welche für die Realisirung des iLillungsanspruchs zur \'er- ' 
iügung steht. Die Unrichtigkeit eines solchen Satzes ergiebt 
sich schon daraus, dass bei Anfechtung einer Grundschuld- 
bestellung durch den Grundstückseigenthümer Niemand daran 
denken würde, die Zwangsvollstreckung wegen des negativea 
Geschäftsinteresses nur in das Grundstück, nicht auch in das 
sonstige Vermögen des Grundstückseigenthum^s zuzulassen. 
Das Grundstück kommt nur insofern in Betracht, als der Rang 
derOrundschuld und der Werth des Grundstücks mitbestumnend 
für die obere Grenze des negativen Geschäftstnteresses tat 
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Seit dein hi kraft treten des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist 
auch das Recht der Familienstiftun^en wesentlichen Veränck - 
rangen unterworfen Eine Reihe doktrinärer Fragen, welche 
das Wesen und die Entstehung der l amilienstiftung be- 
trafen und die preussische Praxis Jahrzehnte hindurch beschäf- 
tigten, ohne zu einer befriedigenden Lösung zu gelangen, ist 
zwar durch die reichsrechtliche Regelung 7U Grabe getragen: 
-ein Streit über den konstitutiven (K^er deklarativen Charakter 
der staatlichen Genehmigung oder über die l>bfähigkeit der 
noch nicht bestehenden Stiftung wird gegenüber so klaren 
Gesetres Vorschriften, wie Ho und 84 B.G.B, sie enthalten, 
nicht mehr aufkomm«'n können. vSowcit aber die Verfassung 
und das den eh iiugungs verfahren in Betracht kommen, 
ist dem Partikularrecht und, soweit auch in diesem Vorschriften 
nicht enthalten sind, dem Stiftungsgeschäft selbst durch So, 
85, S6 H.G.B, ein weites Feld der Bethätigunu" überlassen, 
in Preussen liaben Art. i — 3 und 5 des Aust. Ges. z. B.G.B, 
theils zwingende theils dispositive Normen aufgesteUt, die bei 
eingehenderer Betrachtung zahlreiche rechtliche Zweifel ent- 
stehen lassen, bei denen es fraglich erscheint, ob Wissenschaft 
imd Praxis sie ü!)erwinden können. 

Die Erörterung solcher Zweifel in dem diesem Festbei- 
trage zugewiesenen Räume mu ..^ von vornherein von dem 
Versuche einer systematischen Darstellung der Rechtsmaterie 
absehen; auch in den Fällen, wo durch die bereits vorlie- 
genden, sehr fleissig gearbeiteten und brauchbaren Kommen- 
tare') z. Preuss. Ausf. Ges. eine bedenkenfreie Auslegung 
gefunden ist, soll auf ein weiteres Eingehen verzichtet werden. 
Was dann noch für die Darstellung fibrig bleibt, lässt sich 

') Die Kommentare von Stranz und (ierhard, Berlin 1900, Verlag 
von Otto I.ifltmann und von Ousrn tinfl Müller, Berlin looo, Carl Hey- 
mann's Verlag sollen in Folgendem nur mit dem Namen des betr. Autors 
bez^chnet werden. 

15* 



Digitized by Google 



228 



PerL 



in 3 Gruppen xusammenfassen: A. Gegenstand der Familien- 
stiftung, B« Genehmigungsverfahren, C Staatsaufsicht und 
Aufhebung von Fanuüenstiftungen. 

A. Gegenstand der Familienstiftuag. 

Eine Definition der Famütenstiftung ist im Art. i § i 
A.G. dahin gegeben, dass die Stiftung nach der Stiftungs- 
Urkunde ausschliesslich dem Interesse der Mitglieder 
einer oder mehrerer bestimmten Familien dienen soll. Die 
Begriffsbestimmung ist von entscheidender Bedeutung: weil 
von ihrem Vorhandensein in jedem Falle die Anwendung des 
Gesetzes, insbesondere die gerichtliche Genehmigung der 
Stiftung abhängt. Schwierigkeiten bei der Auslegung können 
nur die 3 im Druck hervorgehobenen Merkmale verursachen» 
da von der Erörterung der Begriffe „Stiftung" und nFamilie"* 
bei den Besonderheiten dieses Instituts abgesehen weiden 
kann. 

Es muss also der Inhalt der Stiftungsurkunde die 
Beurtheilung zulassen, dass die Stiftung als Familien - 
Stiftung gewollt ist. Dies kann zunnclT^t bedeuten, dass 
der Stiftungswille der hier fraglichen Art aus der Stiftungs- 
urkunde selbst erhellen müsse, wie im Anschlüsse an die 
Lehre Aon Planck Anm. 2 zu §81 H.Ci.li. allgemein an- 
genommen wird. Es kann aber daneben auch bedeuten, 
dass der in der Stiftungsurkunde ausgedrückte Wille des 
Stifters die sonstigen Erfordernisse des Begriffes der Faniilitin- 
stiftuniT bestimmen solle, dass er also das Interesse der 
Mitgieder und die Zugehörigkeit derselben zu dem Stiftungs- 
kreise zu bezeichnen hat. In dieser weiteren Bedeutung 
gewinnt auch das Wort „ausschliesslich'' einen das Institut 
der Familienstiftung nicht allzu sehr beschränkenden Sinn» 
weil dem Willen des Stifters noch ein genügender Spielraum 
zur Entfaltung des bdmilien-lnteresses gelassen wird. Denn 
es würde auf eine Wortinterpretation hinauskommen, wenn, 
man :iiit Stranz Aiim. 13 zu Art. i mit llülfe der Betonung 
des Wortes „ausschliesslich" in der Begriffsdefiniton auf die 
sog. gemischte Stiftung die Regeln der Familienstiftung 
schlechthin für unanwendbar erklären wollte. Dabei würde 
der Wille des Stifters, der auf eine Erweiterung des Interesses 
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der Familie gerichtet war, indem er ihr irgend welche mit 
dem Hauptzwecke der Familienstiftuag vereinbaren Neben- 
zwecke zuwies, ohne aber den Hauptsweck der Begünstigung 
einer oder mehrerer bestimmten Familien ausser Acht zu lassen, 
merklich zu kurz kommen. Ihm hat aber schon unter der 
früheren Verwaltungspraxis, wie sie nach demStaatsministerial« 
berichte v. 33. Dezember 1844 und dem Allerhöchsten Befehl v. 
3. Januar 1845 die Bestimmung überlassen sein sollen (Entsch. 
des R.G. in der Jurist. Wochenschrift von 1893 S. 373 Nr. 96).^) 
Die Frage ist von ausserordentlicher Tragweite, wdl nur die 
von der zuständigen Behörde ausgesprochene Genehmigung der 
Stiftung Rechtspersönlichkeit verleihen und nur die gehörig 
versagte Genehmigung das Stiftungsgebilde zerstören kann. 
Die Schwierigkeit Insst sich auch nicht mehr mit Müller 
vS. 49 nach den Ciriindsatzcn des erwähnten Staatsministcrial- 
herichts „durch ein Benehmen der höchsten V'erwaltunuschcfs 
mit einander^ beseitigen. Denn abgesehen davon, dass diese 
RegeUm^^ schon früher in Folge der mangelhaften Publika- 
tion der l\,ihinets-( Jnire v. 3. januar 1845 bestritten war, so 
ist drrst Kien jetzt gewiss der gesetzliche Boden entzogen. 
Der mit dein Genehmigunrrsverfahren bufasste Richter muss 
selbst entscheiden, ob eine Familienstiftung im Sinne des Art. i 
vorliegt und ob seine vom Gesetz geschaffene Zuständigkeit 
gegeben ist; für ein „Benehmen der höchsten Verwaltungs- 
chefs" und der daraus entspringenden Anweisimg an tlie 
entscheidende Stelle ist nach der gesetzlichen Ordnung kein 
Raum mehr. 

Die Entscheidung wird aber auch nicht allzuscluver, wenn 
man — worüber allseitige Uebereinstimmung lierrscht — das 
„Interesse" der Mitgheder nur nicht mit „Vermögensinteresse" 
identilizirt. Ein solches Interesse kann vielseitig sein. Mit 
dem Interesse einer Familie, welche sich im Genüsse eines 
Landgutes oder einer industriellen Anlage befindet, ist bei- 
spielsweise eine Versorgung der Arbeiter gegen Alter oder 
Krankheit, obgleich sie öffentlichen Zwecken dient, wohl 

Den jrleichen Standpunkt vertritt ein mir vorlic^^emler Justizminis* 
terial-Rescheid vom 6. Df/rmber 1K84 (Ufa 2432^ <1ir ihn ( har.iktcr der 
tamilten.stiftung als gewahrt ansieht, trotzdem die Stittungsurkunde wieder- 
kehrende Zuwendungen an Dritte enthielc 
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vereinbar, vielleicht auch zur Erhaltung einer tauglichen Ar- 
beiterschaft nothwendig. Der mit einem Kirchenpatronat be- 
widmete Besitz ist Anordnungen über Besetzung und BesoU 
dung des Pfarr- und Küsteramts nicht blos zuganglich, son- 
dem sie sind sogar erforderlich. Die Beispiele lassen sich 
an der Hand der Stiftungsurkunden leicht vervielfältigen. 

Dergleichen Zwecke entziehen der Stiftung den Charakter 
der Familienstiftung niemals, weil sie mit dem Interesse der 
Familienmitglieder vereinbar sind, auch wenn Fremde daraus 
Vortheil ziehen. Solche Nebenzwecke dürfen den Richter 
über seine Zuständigkeit nicht beunruhigen, da insoweit auch 
die gemischte Stiftung in den Bereich des Art. i Ausf.Ges. 
fallt. Nur wenn der Stifter fremde, mit dem gleichzeitig 
gewollten Interesse der Familie rechtlich oder wirthschaftlich 
nicht in Verbindung stehende Zwecke in der Stiftungsurkunde 
verschmdLsen hat, wird der Richter seine Zuständigkeit zu 
verneinen und die Entscheidung den Verwaltungsbehörden 
zu überlassen haben. Letztere habe in der Zulässigkeit des 
Kompetenzkonfliktes eine ausreichende Handhabe, die etwaige 
Ueberschreitung der Zuständigkeit seitens der Gerichte zu 
verhindern und dafür, dass sie von jeder bei den Gerichten 
schwebenden Stiftungsang-elegenheit rechtzeitig unterrichtet 
werden, mrirr durch Verwaltungsnormen gesorgt werden l^.ii icii 
Eingriff in die Unabhängigkeit der Rechtspflege in Bezug 
auf das Genehmigungsverfahren sollte man aber nicht 
wünschen.'') 

Von einer für die F.xisten/ der Familienstiftung mass- 
gebenden Bedeutung ist ierner die Begrenzung des Stiftungs- 
vermögens. Hier sind die §§ 82 und 84 H.(r.H. auch auf 
Familienstiftungen unmittelbar anzuwenden. Daraus ergiebt 
sich eine erhebliche Verschiedenheit in der Behandlung der 
Vermögenszuwendung, je nachdem die richterliche Genehmi- 
gung der vStiftung bei Lebzeiten oder nach dem Tode des 
Stifters ertheilt wird. In dem ersten Falle hat der Stifter 
das „zugesicherte'* Vermögen auf die Stiftung zu ubertragen, 
in dem zweiten „gilt" diese für die Zuwendungen des Stifters 
als „schon vor dessen Tode'* entstanden. 

') Auch aus diesem Grunde ist das von Müller S. 49 a. K. empfohlene 
Zurückgehen auf den Staatsminist. Bericht v. 23. Dezember 1844 zu verwerfen. 
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Beide Vermögensbegrenzungen leiden an einer begriff- 
lichen Unsicherheit, die zu Auseinandersetzungsstreitigkeiten 
zwischen der Stiftung und dem Stifter bezw. dessen Erben 
fuhren miiss. Planck (zu 82 Note 2) und mit ihm St ranz 
S. 41/43 wollen den Umfang des von dem lebenden Stifter 
zu übertragenden Vermögens nach Analogie der für Ver- 
mächtnisse gegebenen AusleQfungsregdn bestimmen. Aber 
diese Analogie ist mit der Vertragsnatur des Stiftungs- 
geschäfts sdiwer vereinbar, auf welche die Worte ,^das in 
dem Stiftuniifsjreschrirte zugesicherte Vermögen'' im § 82 
B.G.B. noch besonders hinweisen. 1^ wird deshalb nichts 
übrig bleiben, als die Vermögenszuwendung für die bei Leb- 
zeiten des Stifters ^^enehmio^ten Stiftungen wie einen Vertrag 
auszulegen und den im Stif"tung;sgeschaft niedert^eleg^en 
Willen des Stirters zu erforschen, wobei sich freilich in Bezug- 
auf Hie Ikhandlunc;- des Zubehöf^, der lirsatzstücke u. s. w. 
in jedrm Srittunurstalie andere Krgebnisse zeii^en können. 

T)aL;('L:' n ' ^ für die nach dem Tode des Stifters ge- 
nehmigte Stiftung im 84 K.G.H. nicht blos der Grundsatz 
der Erbfähigkeit der Stiftung, sontiern auch eine Rück- 
beziehung in Ansehung der Vermöi^enszuwenduuLi^ bis ,,vor 
dem Tode'' des Stifters ausgesprochen. St ranz S. 42 irrt 
freilich, wenn er in dieser Hinsicht eine Uebereinstimmung 
mit dem bisherigen preussischen Rechte feststellt, da in 
diesem 6 Ges. v. 23. Febr. 1870) gerade FamiHenstiftun<Ten 
von der Regel des !^ 3 Abs. 2 daselbst ausgenonunen waren. 
Auch w'eist Müller S. 3g mit Recht darauf hin, dass nicht 
der Zeitpunkt des Todes, sondern „vor" dem Tode zurück- 
bezogen werde, l'.s handelt sich also um eine gesetzliche 
Fiktion, dass die Stiftung in Bezug auf die Zuwendungen des 
Stifters ,, schon" vor dessen Tode — wie § 84 sagt — ent- 
standen wäre. Der Sinn dieser Worte geht über die blosse 
Zulassung der Erbfähigkeit der Stiftungen weit hinaus. Zwar 
ist im § 1923 Abs. 2 B.G.H. die Erbfähigkeit des nasciturus 
mit fast gleichen Worten ausgesprochen. Die Entstehung 
der Stiftung als einer juristischen Person würde aber wegen 
ihres konstitutiven Charakters an sich als Erzeugung nach dem 
Tode des Stifters anzusehen sdn und darum der für noch nicht 
erzeugte Personen aufgestellten Rjsgel des § 2101 folgen, dass 
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die Stiftung nur als Nacherbe wirksam eingesetzt werden 
könnte (Wilke, Kommentar Anm. 3 zu § 1923). Es soll deshalb 
durch den Satz des § 84 B.G.B, nicht blos die £rbiahigkeit 
bejaht und der Eintritt eines Vorerbeo vermieden, sondern 
auch die nach dem Tode des Stifters zur Entstehung gelan- 
gende Stiftung gegenüber allen anderen juristischen Personen 
durch die Rückbeziehung der Vermögenszuwend ung^ auf die 
Zeit vor dem Tode beg-ünstioft werden. Es handelt sich 
dabei, wie Müller S. 89 richtig hervorhebt, für Familien- 
stiftimgen um einen neuen Rechtssatz, der auf ältere, noch 
unerledigte Stiftungsgeschätte trotz der Ueberc^angsvorschritt 
des Art. 'i AusfGes. nicht nneewcndet werden dnrf Ein 
Eingriff in besteh cndr Ivechtsv^erhältnisse und eine KoUisii^n 
mit den reichsgesetzlichen Normen der §§ 163. 213 Einf.Ges. 
z. B.G.H. war weder beabsichtigt noch zulässig und eine voll- 
ständige Gleichstellung mit dem nasciturus wegen der Aehn- 
lichkcit des Erwerbes wäre mit Rücksicht auf die Verschie- 
denheit der sonsdgen Voraussetzungen verfehlt. 

B. Genehmigungsverfahren. 

Durch das preussische Ausführungsgesetz z. B.G.B, ist 
das Genehmigungsverfahren für Familienstiftungen gänzlich 
neu geordnet. Zwar ist für dieselben die im § 80 B.G.B, 
vorgesehene Genehmigung des lumdesstaats, in Preussen, wie 
früher, gesetzlich den Gerichten zu<tc wiesen und ihnen inso- 
weit die Ausübung eines .Staatshoheitsrcclus übertragen. 
Aber die Formen, in denen dasselbe ausgeübt wird und nach 
der Organisation der Gerichte nur ausgeübt werden kann, 
schliessen sich an die Geschäfte der freiwilligen Gerichts- 
barkeit an. Es ist nicht zu leugnen, dass eine Ausgestaltung 
dieser Formen nach der in das öffentliche Recht hinüber- 
greifenden Seite des Genehmigungsaktes erwünscht gewesen 
wäre, zumal die im § 83 B.G.B. festgelegte Offizialthätigkeit 
des Nadilassgerichts und das im § 87 B.G.R zugelassene 
Eingreifen der Behörden in Bezug auf die Zweckbestimmung 
eine Ergänzung durch das Landesrecht erwarten liessen. Aber 
das preuss. Gesetz hat die richterlichen Funktionen nicht er- 
weitert und im Art. i hur wenige Normen für dasGenebmigungs- 
verfahren gegeben. Danach steht grundsätzlich fest, dass das 
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Gericht die Stiftimg entweder zu genehmigen oder die Geneh- 
migung SU versagen, irgend welche die Stiftung ändernde 
Funktionen aber nicht auszuüben hat. Die Bemericungen von 
Rehbein, Kommentar z. ß.G.B. Soff. Anm. 3a, an denen 
Müller S. 56 in dieser Hinsicht Anstoss nimmt, können sich 
auf die richterliche Thätigkeit bei Familienstiftungen über- 
haupt nicht beziehen. Es wird aber im Genehmigungsver- 
fahren nicht selten vorkommen, dass das Gericht Bedenken 
gegen die Gültigkeit des Stiftungsgeschäfts oder den Inhalt 
der Stiftungsurkunde hat. In letzterer Beziehung ist in der 
von der Justizkommission des Herrenhauses redigirten Fassung 
des Gesetzes dem Cjcrichte die Prüfung sogar zur Pflicht ge- 
macht Dabei ist unterschieden, ob es sich um ein Stiftungs- 
geschäft unter Lebenden oder um eine durch \ erfügung 
von Todeswegen angeordnete Familienstiftuni^ handelt. 

Bei dem Stiftungsgeschäft unter Lebenden werden sich 
Bedenken gegen den Inhalt der Stiftungsurkunde, wenn es 
sich nicht gerade um einen ungesetzlichen oder unsittlichen 
Inhalt handeh, regelmässig durch \>rhandlungen mit dem 
Stifter beseitigen lassen und wird die blosse Fristbestimmung 
zum Ziele führen, wie sie im Art. i 2 Abs. 2 A.G, zur 
Erledigung des X'erfahrens vorgeschrieben ist. 

Besondere Schwierigkeiten erwachsen dagegen bei der 
durch \'crfügung von Todeswegen angeordneten Stiftung. 
Der rein persönliche Cliar.ikter einer solchen Anordnung 
bringt es mit sich, dass das \'erfahren nicht durch eine 
Stellvertretung der Person des Erblassers durch den Frben 
oder Testamentsvollstrecker erledigt werden kann, sondern 
dass es auch der Zuziehung der berufenen Familie, deren 
Interessen dabei in erster Reihe in Frage sind, bedarf. Die 
Herrenhauskomnussion hat geglaubt, dieses Interesse am 
besten dadurch wahren zu können, dass die Anhörung der 
Mitglieder der berufenen Familie in einem gerichtlichen Ter- 
mine über die Ertheilung der Genehmigung zur Fonn- 
vorschrift erhoben ist und die Ladung derselben öffentlich 
und mit dem Präjudiz erfolgen soll, dass den Nichterschie- 
nenen das Beschwerderecht gegen die ergehende Entschei- 
dung nicht mehr zustehen soU. 

Durch diese Regelung ist beim Vorhandensein von Be- 
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denken der Schwerpunkt des Verfahrens in den gericht- 
lichen Erklärungstermin gelegt. Hierbei ist die von Müller 
S. 60 angeregte Möglichkeit einer Verlagfung des Termins 
— damit pflegt ein Praktiker allemal zu rechnen — von 
vornherein abzuweisen. Denn der Abs. 3 des § 2 hat die 
wesentlich formale Bedeutung, den Kreis der Interessenten 
festzustellen, von denen nur der Erbe, Testamentsvollstrecker 
und die erschienenen Mitglieder der berufenen Familie 
beschwerdeberechtigt bleiben. Ware ein neuer Termin zu- 
lässig, so könnten wieder Andere erscheinen, und die noth- 
wendige Sicherheit der Beendigung des Verfahrens würde 
vereitelt werden. 

Es fragt sich aber weiter, was in diesem wichtigen Ter- 
mine zu geschehen hat. Das (iesetz spricht nur von Erklä- 
rungen, die über die < icnehmigung der vStiftung abzugeben 
sind. Durch solche Erklärungen können zwar möglicher- 
weise neue Bedenken hervorgerufen, vorhandene werden da- 
durch aber selten beseititrt werden. Gewiss wird man den 
Richter nicht bloss protokolliren lassen, sondern von ihm 
auch eine Einwirkung auf die Betheiligten, wie von jedem 
Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit, zur Aufklärung und 
Einigung der I'rschienenen verlangen müssen. Rein formale 
Fehler des Stift ungsgeschäfts, wie Schreib- und Rechenfehler, 
ungenaue Bezeichnungen und dergleichen lassen sich im Ter- 
mine selbst durch Uebereinstimmung der Erschienenen sofort 
erledigen. In eine Berathung über sachliche Aenderungen 
des Stiftungsgeschäfts darf aber nicht eingetreten werden, 
weil hierzu der l'>klärungstermin gesetzlich nicht bestimmt 
ist. Vielmehr hat das Gericht nach Anhörung der Erschie- 
nenen das in dem Stift ungsgeschäft und den Erklaruniren 
gesammelte Material zur Beschlussfassung zu verwerthcn und 
danach die Stiftung entweder zu genehmigen oder ihr die 
Genehmigung zu versagen oder aber gemäss Artikel i § 2 
Abs. 2 angemessene Frist zur Beseitigung der Bedenken 
gegen die Genehmigung zu bestimmen, nach deren Ablauf 
die Versagung auszusprechen ist. Nicht jeder geringfügige 
Zweifel wird die Versagung der Genehmigung oder auch 
nur die Fristbestimmung reditfertigen, da die Stiftung immer- 
hin eine vom Gesetz begünstigte causa ist. Es müssen viel- 
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mehr materielle Bedenken gewichtiger Art sein, die nach 
der Vorschrift des Artikel 1 § 2 Abs. i die deutliche und 
bestimmte Fassung^ der Stiftun^rsurkunde und die Bestim- 
mungen über die Bestellung des Vorstandes betreffen sollen. 

Hs drängt sich die Frage auf, in welchen Fällen das 
Gericht die Genehmigung sogleich zu versagen hat und wann 
es eine Frist zur Beseitigung von Bedenken bestimmen soU. 
Ks ist eine Frage des richterlichen Ermessens, die nach den 
Umständen des Falles wohl erwc^en werden muss. Denn 
der Zweck der Einschaltung dieser gresetdidien Bestimmung 
durch die Justizkommission des Herrenhauses ist es gewesen, 
unter der Geltung des früheren Rechtes vorgekommene, Jahre 
lange, Schwebezustände durch eine strengere Behandlung des 
Genehmigungsverfahrens in Zukunft auszuschliessen. 

Die Bestimmung einer Nachbesserungsfrist kann deshalb 
nur unter einer doppelten Voraussetzung am Platze sein: der 
vorhandene Mangel muss heilbar und es muss ein Weg vor* 
banden sein, ihn zu' beseitigen. Schon in Bezug auf die 
Heilbarkeit gehen die Meinungen auseinander. Am weitesten 
geht Rehbein, Kommentar zu §§ 80 ff. B.G.B. S. 67, dem 
allerdings das preuss. Ausf.Ges. bei der Bearbeitung noch 
nicht bekannt war, indem er die Absicht des Stifters unterstellt, 
selbst die Ergänzung des fehlenden Stiftungsorgans dem 
Staat oder einem Dritten zu überlassen. St ranz zu Art. i 
Anm. 22 scheint jede Ergänzung unter Berufung auf die 
Ausführungen von Hinschius in der Preuss. Anwaltszeitung 
von 1866 Spalte 404 und 405 durch Familienschluss als Aus- 
hülfsmittel zuzulassen. Am sor<;r;ilti<rstcn ist die Untersuchung 
von Müller, der S. 53 zu ,S die Heilbarkeit des Fehlens aus- 
reichender Bestimmungen über die Bestellung eines Vor- 
standes verneint und S. 55 jede sachliche Aenderung der 
Stiftungsverfassung vor Entstehung der von Todeswegen an- 
geordneten »Stiftung für unzulässig erklärt, wohl aber die 
Ergänzung und Erläuterung einer unvollständigen oder 
unklRren Fassung der Stiftungsurkunde durch einen vorzeitigen 
Familienschluss zulässt.^j Von diesen Meinungen wird die- 

Der von ihm unter Berufung auf Gerber gebrauchte Ausdruck ' 
„crfrUhter" Familienschluss, durch den er das Fremdwort „antixipirt" ver- 
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jenige Reh b ein 's gegenüber der positiven Vorschrift des 
Art. I § 2 Ausf.Ges. für Familienstiftungen gewiss nicht 
aufrecht erhalten werden. Was die Unzulässigkeit der Er* 
gänzung der Bestimmungen über den ^^orstand betrifft, so 
ist der Meinung von Müller vor derjenigen von Stranz der 
Vorzug zu geben. Ks ist zwar richtig, dass Hinschius 
für das frühere Recht die Auffassung vertreten hat, dass die 
Familie ein standiges Verwaltungsorgan bestellen und dar- 
über auch vor Bestätigung der Stiftung Beschluss fassen 
könne. Nach der landrechtlichen Konstruktion hatte aber 
die Autonomie der Familie mit der ihr gegebenen natürlichen 
-Vertretung durch Familien Vorsteher (§§ 9 ff. 30 A.L.R. 11. 4) 
eine Bedeutung, welche dem neuen Rechte fremd ist. Alle 
jene Vorschriften sind im Art. 89 Ausf.Ges. ausdrücklich 
aufoehoben, und es erscheint auch nicht mehr zulässig, sie 
zur Interpretation hernnzuziehen, soweit sie auf aufgegebenen 
Rechtsbegriffen beruhen. 

Das neue Recht kennt als Grund]af:^e des Stiftunos- 
geschäfts nur den erklärten Willen des Stüters, und es macht 
die P-xistenzfähigkeit der Stiftung von dem Vorhandensein 
eines Vorstandes abhängig (s;^§ 86, 26 RG.B.). Müller weist 
ganz zutreffend darauf hin, dass nicht etwa die vorläufige Be- 
stellung eines Vorstandes durch den Richter gemäss § 29 
B.G.B, ein Aushülfsmittel bietet, weil dadurch nur das Fehlen 
der bestellten Person vorübergehend ergänzt, nicht aber die 
Bestellung selbst entbehrlich gemacht werden könne. Gegen- 
über diesem reichsrechtlichen lirfordernisse möchte der Hin- 
weib des Ausf.Ges. auf das Vorhandensein ausreichender 
Bestimmungen über die Bestellung eines Vorstandes fast ent- 
behrlich erscheinen, weun dies nicht in der gesetzlichen 
Sonderregelung für die P^amilienstiftungen einen besonderen 
Grund hätte. Die Bestellung des Vorstandes erscheint luer 
nicht blos als ein nothwcndiger Bestandtheil des Stiftungs- 
willens, ohne den es keine Stiftung giebt, sondern irgend eine 
Willensregung der im Keime befindlichen Familienstiftung wäre 
ohne sie unmöglich. Dieser bedürfte es auch bei Zulässigkeit 
eines vorzeitigen Familienschlusses, den kein anderer als der 

meiden will, hat den Nachtheil, das Juristendeutsch um eine unverständ- 
liche Wortbildung zu bereichern. 
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Vorstand «1 entwerfen und mit dem Gesuch um Aufnahme beim 
Gericht einzuretcheD (Art. 2 $ 7), den er durch Verzeidinisse 
und eidesstatdiche Versicherungen vorzubereiten hat (Art. 2 
§§ 7 u. 10), und wobei er allein antrags- und auiTorderungs- 
berechtigt ist (Art. 2 it u. 12). Alles das ist selbstver- 
ständlich nur möglich, wenn er überhaupt vorhanden oder 
durch eine ausreichende Bestimmung des Stifters berufen ist, 
z* B. durch die dem Testamentsvollstrecker oder Erben oder 
sdbst dem Gericht Qbetragene und von diesem vollzogene 
Bestellung. 

Mängel in den Anordnungen über Bestellung des Vor> 
Standes eignen sich also von vornherein nicht zur Beseitigung 
in einer Nachbesserungsfrist. Bei sonstigen Mängeln der 
Stiftungsurkunde unterscheidet MuUer S. 55 zwischen Ab- 
änderung und Ergänzung oder Erläuterung. Hierin ist er 
wiederum der Auseinandersetzung von Hinschius (a. a. O. 
Sp. 456) gefolgt, die auch in der Praxis des Kammergerichts 
Anerkennung gefunden hat. (Vgl. Beschluss v. 6. Juli 1892 
I. Y. 180 u. 215 92.)'^) Es fragt sich jedoch, ob die unter der 
Geltung des Allg. Landrechts vertretbare Theorie, für die 
eine gesetzliche Anerkennung schon damals fehlte, mit den 
veränderton GrundsSt/en des neuen Rechtes noch vereinbar 
ist. Sie verdankte niinilich ihre Kntstehun^ dem deoensatze, 
welchen tlie i^S 39 u. 40 A.L.R. II. 4 zw ischen der Aut hebunj^j 
oder Aenderung' und der l-.rklärunt; oder l'.roänzuniu; der 
Stit'tungsurkunde durch einstmimitjen Familienschluss auf- 
stellten und ul>erwan(i auch die Bedenken gegen die An- 
wendbarkeit de s Cr I t/CS vom 15. l\"bruar 1840 auf noch 
nicht bestehende Familien - Ftdeikonunissi- und -Stiftungen 
durch den Hinweis auf die Angliederunor dieses Gesetzes an 
die landrechtlichen Vorschriften von gemeinschaftlichen l\a- 
milienrechten, welche durch Berathschlagungen und Sciilüsse 
der ganzen Familie zu (ordnen waren und bei denen wiederum 
der Famiiienvorstcher du- leitende StelhuiL!,' einnahm (>:ji:^ 7 
u, 9 a. a. O.). Es ist schon erwähnt, dass diese ganze 
Org^anisation der Familie dem neuen Familienstiftungsrechte 
fremd ist; damit ist aber auch der historische Faden s(^wohl 

'') T>tc selb« n sind nicht pubUxirt, geben diesen Standpunkt aber als- 
bestehende Praxis wieder. 
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. für jene Unterscheidung zwischen Aenderung und Ergänzung 
der StiftuDgsurkunde als auch für die Zulässigkeit vorzeitiger 
Familienschlfisse überhaupt abgeschnitten, la der That hat 
die Kommission des Abgeordnetenhauses die bei den Be- 
rathungen angeregte Konservirung des Instituts der Familien- 
ältesten als einer natürlichen FamiUenvertretung abgelehnt, 
und auch die Erklärung und Erläuterung der Stiftungsurkunde 
als unter den Begriff der Aenderung der Verfassung fallend 
erklärt, die jetzt ebenso wie die Aufhebung der Stiftung 
gemäss Art. 2 Ausf.Ges. gesetzlich statthaft ist. 

Wenn auch die historische Grundlage fehlt, so könnte man 
vielleicht aus dem Gesetze selbst sdiliessen, dass nach dem 
Fortfalle der erwähnten Unterscheidung j ede Aenderung und 
sogar die Aufhebung der Stiftung durch vorzeitigen Familien- 
schluss möglich sein müsse. Dagegen spricht aber zunächst 
die Gleichstellung der Aenderun^r und Aufhebung im Ge- 
setze. Ist die letztere nicht möglich, weil die Stiftun«»; erst 
mit der richterlichen GenehmiirunfT zur Entstehung gelangt, 
und vor dieser also eine Aufhebung durch Famiiicnschluss 
begrifflich ausgeschlossen erscheint, so erleidet die analoge 
Anwendung der Bestimmungen des Art. 2 auf vorzeitige Fa« 
milienscliiüsse schon eine bedenkliche Finschränkung. Sie 
war aber nach der unwidersprochen gebliebenen Erklärung- 
des Justizministers in der Kommission in keiner Hinsicht ge- 
wollt und würde auch an der gesetzlichen Ordnung des Ver- 
fahrens scheitern, k^s muss gegenüber den Versuchen zur 
Einführung des Ausliülismiitels des vorzeitigen Familien- 
schlusses zur Rettung einer mangelhaften Stiftungsurkunde 
vor Allem darauf hingewiesen werden, dass das Verfahren 
des Art. 1 § 2 Ausf.Ges. von der [ustizkommission des Herren- 
hauses zu dem Zwecke eingeführt worden ist, um eine schnelle 
Erledigung des Schwebezustandes zu ermöglichen. Dieser 
Zweck des Gesetzes würde durch die Zulassung vorzeitiger 
Familicnschlüsse zur Beseitigung von Bedenken gradezu ver- 
eitelt werden. Das Gericht müsste denn auf mehrjährige 
Nachbesserungsfristen zur Erreichung des Zweckes verfallen, 
um eine Innehaltung der Fristen und Formalitäten des Fa* 
milienschlussverfahreiis nach Art. 2 §§ 2 — 6 und 9 zu ermög- 
lichen, und früher darf es doch den Familienschluss nach 
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Art. 2 § 12 nicht genehmigen. Und gesetzt den Fall, es 
wären alle diese Schwierigkeiten fiberwunden, was soll nach 
Erledigung des Bedenkens durch vorzeitigen Familienscbluss 
aus dem Genehmigungsverfahren werden? Der Kreis der 
Interessenten des Verfahrens war bereits in dem Erldarungs- 
termtne beschrankt, zu dem Familiensdilussverfaiiren mussten 
aber alle Familienmitglieder hinzugezogen werden. Liegt 
nicht dn unlösbarer Widerspruch darin, diejenigen, die soeben 
an der Beseitigung der Bedenken Theil genommen haben, von 
dem weiteren Verfahren auszuschliessen und umgekehrt sie 
an dem Familienschlussverfahren Theil nehmen zu lassen, ob- 
gleich sie nach dem Gesetze nicht mehr Interessenten des 
Verfahrens sind? Beides ist eben mit dem Inhalte des Ge- 
setzes unvereinbar und bestätigt durch eine praktische Probe 
die Unhaltbarkeit des Satzes, dass im Wege des vorzeitigen 
Familienschlusses die Beseitigung von Bedenken irgend 
welcher Art erfolgen könne. 

Wie aber soll die Nachbesserung der Stiftungsurkunde 
nach dem Tcxle des Stifters sonst geschehen können? Wenn 
es dazu nach der Genehmigung der Stiftung eines ein- 
stimmigen Familienschlusses bedarf, wie soll es vorher ohne 
ihn bewerkstelligt werden können? Das Gesetz sa^t es nicht, 
und ein Wec^, der der Kautelen eines Familiensehlusses ent- 
behrt, wird schwerlich dahin führen, den mangelhaften Willen 
des Stifters zu erg^än/.en oder zu ändern. Rein äusserlich 
betrachtet, würde die ICinigunpf der Interessenten des 
klarunjTstermint:^, d. h. der Ivrhen, Testamentsvollstrecker 
und der erschienenen Mitglieder der berufenen Familie, wohl 
dazu führen können, richterliche Bedenken zu beseitigen. 
Denn sie allein sind 11m tlem Heschwerderechte begabt, sie 
würden deshalb die Stiftungsurkunde durch einen Vertrag 
ergänzen können, und wenn das Ciericht demnächst der 
Stiftung die Genehmigung ertheilte, so wäre eine formell 
gültige Stiftung zur Entstehung gelangt. Man wird für das 
heutige Recht der Meinung von Müller S. 61 nicht bei- 
trete!! können, dass die Anfechtung der genehmigten Stiftung 
noch im l'rozesswege erfolgen könne, wenn sie nicht dem 
Willen des Stifters gemäss errichtet ist. Diese Anfecliiung 
war durch eine jetzt gleichfalls aulgehobene Satzung des 
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Landrechts (§ 33 IL 4) zugelassen und die Judikatur hatte sie 
ausgedehnt; als klageberechtigt wurden diejenigen Personen 
angesehen, deren Vermögensinteressen durch die Entstehung 
der Stiftung berührt wurden, also regelmässig die Erben. 
Aber- diese Personen waren, wenn sie nicht zulällig. der 
Stiftungsfamilie angehörten, an dem Verfahren der Verlaut- 
barung und Bestätigung der Familienstiftung unbetheiligt, 
während sie nach der Vorschrift des Art. i § 2 in jedem 
Falle das Beschwerderecht haben und nach § 93 B.G.B, in 
erster Reihe als Antragsteller angesehen werden. Dass ihnen 
aber ausser dem gesetzlich c^eordneten Beschwerderechte 
noch ein Klagerecht zustehen soll, lässt sich nicht annehmen, 
es mfisste sich denn um einen EingriiT in ihre Vermögenssphäre 
handeln, welcher ausserhalb des Begründungsaktes derStiftung 
liegt und deshalb mit der Beschwerde nicht hätte zurück- 
gewiesen werden können. 

Die Beseitigung der Stiftungsfehler durch Vertrag des 
festgestellten Interessentenkreises unterliegt dagegen erheb- 
lichen Bedenken wegen des Wesens der Stiftung, die als ein 
einseitiger Willensakt des Stifters nur dessen Willen ver- 
körpern soll und erst nach der Entstehung der Familie in 
ihrer Cjesammtheit und unter erschwerten Formen eine Ein- 
wirkung auf den Inhalt der Stiftung gestattet. Es ist auch 
nicht zu verkennen, dass die Znsammensetzung des Stiftungs- 
geschäfts aus einer Anordnung des Stifters und einem \''er- 
trage von Interessenten zu Missständen führen kann, ''i ro*:?- 
dem wird die Praxis mit ditsrjm Auswege rechnen müssen, 
wenn alle anderen Mittel versagen. Denn dass etwa durch 
eine Auflage dem Erben gegenüber oder durch einen Auf- 
trag an den Testamentsvollstrecker von dem Stifter selbst 
die Ergänzung in bestimmter oder unbestimmter Rirhtung 
selbständig angeordnet werden könne, wird mit Rucksicht 
auf die gesetzlich gebott:n(^ Zuziehung der Mitglieder der be- 
rufenen Familie kaum angenommen werden können. Daran 
muss also festgehalten werden, dass ohne die Willenseinigung 
der Interessenten eine Beseitigung der der Genehmigung ent- 
gegenstehenden Bedenken nicht möglich ist. Denn die bei den 
Berathungen in der Kommission des Abgeordnetenhauses ge- 
legentlich angedeutete Anwendung des § 226 B.G.B, zur Be- 
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seitigiiog unbegründeter Widersprüche nöthigenfalls durch 
Klage, muss immer versagen, wenn es sich um die Wahr- 
nehmung von Interessengegensätzen bei Willensakten handelt. 

Spricht das Gericht ohne Weiteres oder nach Ablauf 
der Nachbesserungsfrisi die V'ersagung der Genehigung 
aus, so wird das Stiftungsgeschäft mit dem Ablauf der Be- 
schwerdefrist unwirksam. Dies gilt auch für Stiftungs- 
geschäfte von Todeswegen, trotzdem der § 62 Abs. 3 des 
Entw. I z. H G.B. gestrichen worden ist. Wie Planck Anm. 3 
zu § ^ überzeugend ausführt, ist die nothwendige Folge der 
Versagung der staatlichen Genehmigung die Unwirksamkeit 
der Verfügung von Todeswegen und demgemäss auch die 
Unzulässigkeit eines neuen Genehmigungsverfahrens. Dies 
gilt auch für Familienstiftungen, jedoch mit einer der Rechts- 
mittellehre zu entnehmenden zeitlichen Einschränkung. Durch 
§ 6 des Preuss. F.G.G. ist für die landesrechtlichen Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 11. A. auch 22 
R.F.G.G. für anwendbar erklart, in welchem eine Wieder- 
einsetzung in tlcn vorigen Stand gegen die \'ersäumung der 
zweiwöchentlichen Frist der sofortigen Beschwerde gewährt 
wird. Da aber unbestritten au» h dir in Artikel i 2 Abs. 3 
zugelassene Beschwerde die „sotortiL:' ' Heschwertle des § 22 
ist, so ist auch gegen den Ablauf der iieschwerdefrist 'jfegen 
den Beschluss über die r,enehmigung der Familienstittung 
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand unter den gesetz- 
lichen Voraussetzungen (unverschuldete Versäumung, Nach- 
holung der Beschwerde binnen zwei Wochen nach Beseiti- 
gung des Hindernisses mit der (Frenze von einem Jahre nach 
Fristablauf und (ilaubhaftmachung des Wiedereinsetzungs- 
grundes) gegeben. Ks ist für den Fall der Familienstiftung 
gewiss als Anomalie anzusehen, dass zwar gegen die Ver- 
säumung der Besch \\ ( rdcfrist, nicht aber gegen die Ver- 
säumung des vul wichtigeren Erklärungstermins, durch 
welche das Beschwerderecht der Familienmitglieder gänzlich 
verwirkt wird, Wiedereinsetzung zugelassen ist. Aber die 
Wiedereinsetzung ist sowohl im Prozesse wie bei der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit auf Fristversäumungen beschränkt 
(§ 233 C.F.O., 22 R.F.G.G. I und eine Ausdehnung auf an- 
dere Fälle des Rechtsverlustes ist bei einem so ausserordent- 

16 
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liehen Rechtsbdielf schlechthin unstatthaft Der Ausnahme* 
fall des § 93 R.F.G.G., der auch den Fall einer Tennins- 
Tersaumung betrifft, findet sdne besondere Erklärung in 
dem ungewöhnlichen Verfahren, dass in dem vorausgehenden 
§ 91 für das Erbthdlungsverfahren dne richterlidie Frist für 
die Anberaumung eines neuen Termins Yorg^esehen ist, bei 
deren Ablauf eine Zustimmungserklärung als abgegeben 
fingirt wird. 

C. Staatsaufsicht und Aufhebung von Familien- 
stiftungen. 

Das Allgemeine Landrecht hat eine Einwirkung der Ge- 
richte auf Familienstiftungen nur bei deren Errichtung und 

bei der Aufnahme von Familienschlüssen angeordnet. Trotz- 
dem hat die Gerichtspraxis, gestützt auf Reskripte und Mi- 
nisterialverfugungen, eine allgemeine Oberaufsicht der Ge- 
richte über die Verwaltung der Familienstiftungen anerkannt 
(vgl. die Zusammenstellung in Johow Jahrbuch für Ent- 
scheidungen des Kammergerichts Bd. 18 S. 133/4). Die Grund- 
lagen eines solchen Aufsichtsrechts w^aren indessen sehr un- 
sicher. Es stand nicht einmal fest, ob der Stiftungs- oder 
der ^'^ormundschaftsrichter zu der Aufsicht berufen sei, und 
es ist bezeichnend, dass in dem bereits erwähnten Ministe- 
rialbericht vom 23. Dezember 1844 die gerichthche Aufsicht 
über die Verwaltung auf die „Gewalt der Umstände" zurück- 
geführt wird, „indem der Familie durch die bestehende Ge- 
setzgebung nicht die Mittel gegeben seien, selbst einzu- 
wirken". Auch das Kammergericht hat noch im Jahre 1899 
(bei Johow Bd. i<S S. 131 ff.) an dem Bestehen der Staats- 
aufsicht festgehalten und sie durch die fortdauernde Geltung 
des Reskripts vom 6. August 1798 gerechtfertigt, die weitere 
Frage aber, ob der Stifter sie wirksam ausschliessen könne, 
unentschieden gelassen. 

Bei den Berathungen des preuss. Ausf.Ges. in den Kom- 
missionen des Abgeordnetenhauses (Bericht S. 3) und des 
Herrenhauses (Bericht S. 3) ist die Auflassung zum Aus- 
drucke gelangt, dass jede Familienstiftung, sofern sie nicht 
sogar vom Gerichte verwaltet werde, unter der Aufsicht des 
Gerichts stehe, in dessen Bezirke sie ihren Sitz hat. Es fragt 
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sich trotzdem, ob dieser Grundsatz gesetzliche Anerkeimuiig 
^funden hat. 

Stranz Anm. 10 zu Art. 2 und MuUer S. 43 a. £. 
folgern dies aus der Passung des Art. 3 § 3, wonach ein 
Familienscfaluss der Aufnahme und der Genehmigung durch 
dasjenige Gericht bedarf, dem die Verwaltung oder Beauf- 
sichtigung der Stiftung zusteht. Stranz meint sogar, dass 
beim Fehlen der gerichtlichen Verwaltung oder Aufsidit die 
^Möglichkeit eines Familienschlusses, also die Lebensfähig- 
keit solcher au&ichtslosen Familienstiftungen entfiele**. Diese 
Interpretation geht aber weit über das Ziel hinaus. § 3 ent- 
hält nichts weiter, als eine Bestimmung des zur Aufnahme 
und Genehmigung des Familienschlusses zuständigen Ge- 
richts. Diese Bestimmung war erforderlich, weil Art. i § i 
«ine Ausnahme von der Zuständigkeit des Amtsgerichts für 
<iie Genehmigung der Sdftung in dem Falle zuliess, wo nach 
der Stiftungsurkunde die Verwaltung oder Beaufsichti- 
gung der Stiftung von dem Gericht geführt werden soll. 
Hatte der Justizmioister in einem solchen Falle die Verwaltung 
oder ßeaufsichdgung dem Landgericht oder Oberlandes- 
gericht übertragen, so soll dieses Gericht nach Art. 2 § 3 
auch für die Aufnahme eines Familienschlusses zuständig sein. 
Man müsste dem Gesetze Gewalt anthun, wenn man mehr 
in diese Kompetenz, Vorschrift hineinlegen wollte.*^) Keines- 
wegs würde aber die Fassung eines Familienschlusses beim 
Fehlen der gerichtlichen Aufsicht vereitelt werden. 1 riftt 
■dor Ausnahmrfall der Verwaltung oder Beaufsichtigung der 
Stiftung durch ein (jericht nach Anordnung^ der Stif- 
1 11 n c^su r k u nd <' nirht zu, dann ist eben das Amtsgericht, in 
dessen Bezirke die Stiftung ihren Sitz hat, nach 29 Ausf.Ges. 
zum G.V.G. das zur Aufnahme und (ienehmigung des Fa- 
milienschlusses zuständige (iericht. Müller a. a. O. folgert 
<iie Existenz des Aufsichtsrechts weiter noch aus der Vor- 
schrift des § 87 B.G.H., dass die zuständige Behörde in be- 
stimmten Fällen die Zweckbestimmung der Stiftung ändern 

*) Mit mehr Bcrcchtijrun^ konnte man umgekehrt nach Art. i ^ i 
Abs. 2 nrs»-umfntir<-n : Da (V\<- Stiftuny^surkundo dem Grrirhtf dii- Verwaltun^f 
odt-r Heauf^ i i htigunff der Kamniftistiftung ütxrrtragen kann, s»o Lniateht 
ohne diese Anordnung kein Aufsichtsn-cht. 

16« 
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oder sie aufheben kann, indem er meint, es bedürfe des 
Aufsichtsrechts, um sich in autoritativer Weise Kenntniss von 
der Sachlage zu verschaffen. Allein das Gericht ist nicht 
die nach § 87 B.G.B. zuständige Behörde und seine Kenntnisa 
wurde deshalb für die l&itsdilusse derselben nicht ausschlage 
gebend sein. Ferner ist aber ein Eingreifen der Behörden in 
dieRechtsverhaltnisse von Vermögenssubjekten auch anderweit 
z. B. in §§ 43 C B.G.B, bei rechtsfähigen Vereinen geordnet» 
ohne dass ein generelles Aufsichtsrecht besteht. Man wird 
sich deshalb bei der Annahme bescheiden müssen, dass sich 
aus dem Ausf.Ges. z. B.G.B. ebensowenig wie aus dem B.G.B, 
selbst ein allgemeines Aufsichtsrecht der Gerichte über die 
Verwaltung der Famtlienstifhingen herleiten lässt, sofern e& 
nicht von der Stiftungsurkunde selbst bestimmt ist. 

Es bleibt nur zu untersuchen, ob etwa das Reskript vom 
6. August 1 798 gegenüber der neuen Gesetzgebung noch von 
Bestand geblieben ist. Diese Möglichkeit ist nicht abzuweisen^ 
da das Aufsichtsrecht die Verfassung der Stiftung betrifft 
und in Bezug auf diese nach § 85 B.G.B. die Landesgesetze 
Bestimmungen treffen können und nach Art. 3 Einf.Ges. z. 
B.G.B. bestehende Bestimmungen in Kraft bleiben. Freilich 
wird sie durch die Erwägung getrübt, dass die Angliederung 
des Aufsichtsrechts an die landrechtlichen Vorschriften über 
die Familienstiftungen, deren Beseitigung im Art. 89 Ausf.Ges. 
ausnahmslos ausgesprochen ist, auch die das Landrecht er> 
gänzenden Reskripte beeinflusst, und es wird einer eingehen* 
den rechtshistorischen Untersuchung darüber bedürfen, was- 
als selbständiger Inhalt jener Ergänzungen etwa erhalten ge- 
blieben ist und mit dem Wesen der neuen Gesetzgebung ver- 
einbar ist. Die Erörterung an dieser Stelle würde aber zu. 
weit führen. 

Dagegen möchte ich meine Ausführungen nicht ohtie 
eine Betrachtung über das Anfallrecht in Hrzug auf das Ver- 
mögen einer Familienstiftung beim Erlöschen derselben 
schliessen. 

Sie betrifft den natürlichen Absrhluss des Daseins der 
FamiUenstiftung und zejoi , jn Ineinandergreifen der reichs- 
und landese^esetzlichcn Bestimmungen, das nicht ohne juristi- 
sches Interesse ist, hier aber freilich nur gestreift werden 
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kann. Während die im $ 85 B.G.B. gegebene Reihenfolge 
der für die Stiftungsverfassung geltenden Normen: Reichsrecht, 
Landesrecht, Stiftnngsurkunde, sonst fiberall festgehalten ist, 
unterwirft § 88 B.G.B. das Anfallrecht des Vermögens beim 
Erlöschen der Stiftung der umg^ekehrten Reihenfolge und 
lässt also IQ erster Linie die Stiftungsverfassung entscheiden. 
Dieser reichsrechtlichen Regelung entspricht auch Art. 5 § 2 
des Ausf.Ges. z. B.G.B., der, auf Familienstiftungen angewendet, 
den Satz enthält, dass die Stiftungsverfassung über die Ver- 
wendung des Verm^ens zu entscheiden hat und erst beim 
Fehlen einer Bestimmung darüber das Vermögen an die etwa 
zur Verwaltung berufene Gemeinde oder Korperschaft und 
eventuell an den Fiskus Hillt. Da aber nach Art. 2 § 1 
Ausf.Ges. auch durch Familienschluss über die Aufhebung 
der Stiftung entschieden werden kann, so wird in dem Auf« 
hebungsbeschlussc, der durch die gerichtliche Genehmigung 
zum Bestandtheil der Verfassung der Familienstiftung wird, 
ohne Zweifel auch über die Verwendung des Vermögais 
bestimmt werden können. Da die Familie regelmässig im 
eigenen Interesse Bestimmung treffen wird und die Gerichte 
die Aufhebung lebloser Familienstiftungen leicht begünstigen 
werden, so wird die Auflösung des Vermögens auf dem 
Wege des Familicnschlusses nur selten auf Schwierinrkciten 
stossen. N^ir wird man sicli davor hüten müssen, in eine 
Kollision mit dem * 7 B (i.H. zu gerathcn. Diese rcichs- 
gesetzliche V'orschrift ijeht der Selbstbestimmunt;^ durch die 
Familie auf alle l-'älle vor und hindert auch die gerichtliche 
Genehmigung des Familienschlusses auf Aufheljun^ der Fa- 
milienstiftuntr, wenn er aus dem ausgesprochenen oder ire^end- 
wie erketinliiren Grunde c^efasst wird, weil die Ertullung 
des Stiftungszwt cks unmöglicli i^eworden ist oder das Ge- 
meinwohl gefährdet. In diesen Fällen, von denen die Un- 
möglichkeit di'r Krfüllung des Stiftungszwecks auch bei der 
Familie die l-iestreburiL; einer Aufhebung im eigenen Interesse 
hervorrufen wird, kann ein FaniiHenschluss nicht mehr gefasst 
werden, weil die zuständige N'erwaltungsbehörde ohne einen 
solchen die Zweckbestimmung ändern oder die Stiftung auf- 
heben kann. Macht sie von der Hetugniss der Aufhebung 
Gebrauch, so wird zwar nach der Kegel des § 88 B.Cj.B. und 
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des Art 5 § 3 Ausf.Ge& der Anfall an die durch die Stiftungs- 
Verfassung Bereditigten ebenso statt6nden, als wenn die Auf* 
hebung durch Pamifienscliluss geschehen wäre. ISs musste 
nur vorher über die Vermögensverwendung beim Erlöschen 
der Stiftung Bestimmung getroffen sein. Eine vorsiditige 
Abfassung der Stiftungsurkunde wird deshalb auch den Fall 
der Aufhebung der Stiftung berücksichtigen und es nicht 
erst der Familie überlassen dürfen, Bestimmungen über die 
Verwendung des Stiftungsvermögens bei der Aufhebung zu 
treffen, um eine Durchkreuzung der Familieninteressen durch 
ein frühzeitiges Einschreiten der Behörde zu verhüten. 
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D as Gesetz, betreffead Aenderongen der Civüprosess- 
ordnung vom 17. Mai 1898, hat das bisherige Versäumhiss- 
zwischenurtheU im Falle des Nichterscheinens des Schwur- 
Pflichtigen in dem zur Eidesleistung bestimmten Termine be» 
settigt und bestimmt, dass der Eid sofort als verweigert an- 
zusehen und zur Hauptsache zu verhandeln ist. Der Schwur- 
Pflichtige kann jedoch die Folge der Versäumung des 
Termins dadurch beseidgen, dass er nachträglich, und zwar 
innerhalb der Noth trist von einer Woche nach dem Termine, 
die Abnahme des Eides bei dem Gerichte beantragt. Wird 
dieser Antrag nicht rechtzeitig gestellt oder erscheint der 
Schwurpflicbtige auch in dem zweiten Termine nicht, so ist 
ein nochmaliger Antrag auf Abnahme des Eides nicht zu« 
lässig und die Wirkung der Eidesverweigerung kann mir 
durch Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach Massgabe 
der §§ 233 flf. C.P.Ü. beseitigt werden (§§ 465, 466, 468). 

Den regelmässigen Fall, nämlich die Abnahme des Eides 
durch das Prozessgericht, behandelt der 467 Abs. i. Hier 
darf das Gericht nicht schon in dem ersten Termin eine auf 
der Annahme der Eidesverweigcriinpf beruhende Entscheidung 
verkünden, da diese ja wieder aufschoben werden müsste, 
falls der Kid noch nachtra«j;^Hcli geleistet würde, sondern es 
hat einen \^Tkündungstermin auf über einr Woche hinaus 
anzuberaumen. Dieser Termin dient d um iur den Fall, dass 
der Antrag auf nochmalige Abnahme des Kidr , rechtzeitig 
gestellt wird, zugleich zur Eidesleistung und weiteren münd- 
lichen Verhandlung. 

Einen ferneren Fall, wenn nämlich die Abnahme des 
Eides emcni Mitgliede des Frozessgerichts oder einem anderen 
Gericht üIh rtragen ist, bespricht § 467 Abs. 2. Hier ist auf 
den innerhalb der Nothlrist gestellten Antrag des Schwur- 
pflichtigen zwecks Abnahme des Eides ein neuer Termin 
anzuberaumen. 
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Nicht ausdrücklich erwähnt ist dagegen der Fall, wo 
der Schwurpflichtige im Auslande wohnt und dort, sei es 
vor dem deutschen Reichskonsul oder vor dem Gerichte des 
Auslandsstaates, den Eid leisten soll. Auch aus den Motiven 
und Verhandlungen im Reichstatre i) ergiebt sich nicht, dass 
an diesen Fall besonders s:^edacht worden ist. Man könnte 
vielleicht meinen, dass auch dieser F?\ll durch den § 467 
Abs. 2, welcher von der Abnahme des Eides durch den be- 
aiiftrac^ten Richter oder ein anderes Gericht spricht, mit- 
betroft« n wird. Allein wo die Civilpro/essordnung nach 
ihrer bisherigen Terminologie diese Zusammenstellung ge- 
braucht (vgl. §§ 361, 362, 372, 479 u. a.), versteht sie unter 
dem anderen Gericht ein deutsclies Amtsgericht im 
Sinne des § 158 Ger.Ver.Ges. Der Ausdruck Gericht** 
statt „Amtsgericht" ist nach der vom Regierungsvertreter 
in der Reichstag skommission abgegebenen Erklärung lediglich 
deshalb gewählt, um den Landesgesetzen die Möglichkeit — 
von der übrigens kein Gebrauch gemacht ist — zu belassen, 
ein anderes Gericht als das Amtsgericht mit der Abnahme 
des Eides zu beauitiagen. Insbesondere ergiebt sich dies 
klar aus dem von den allgemeinen Bestimmungen über die 
Reweisaufn ilinu handeln len Abschnitte, w^o die Beweis- 
aufnahme durch den bca alt ragten Richter (§ 361) und 
durch ein anderes Gericht (§ 362) der Beweisaufnahme, 
welche im Auslande zu erfolgen hat (§ 363), gegenüber- 
gestellt wird. 2) Dass die Novelle zur Civilprozessordnung 
den bisherigen Sprachgebrauch beibehalten hat, ist ohne 
Weiteres als selbstverständlich zu unterstellen. 

Erwähnt nun freilich die Novelle den Fall der Eides- 
leistung im Auslande nicht besonders, so darf doch hieraus 
nicht gefolgert werden, dass sich die neuen Bestimmungen 
über die Folgen der Versäumung des Schwurtermins auf 
diesen Fall nicht beziehen und etwa ausländisches Recht zur 
Anwendung kommt. Der allgemeine Grundsatz, wie er im 
§ 465 C.P.O. in Form einer prozessualen Fiktion zum Aus- 
druck gelangt ist, ist der, dass die Versäumung des Schwur- 

Motive S. 116, Kommissionsbericht S. 107. 
^) Struckmann u. Koch 7. AuH. S. 457, 574, Petersen 4. AuÜ. S. 750, 
Bntsch. des Reichster. Bd. 2 S, 373. 
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termtns als EidesverweigeniDg gilt Diese Fiktion bestand 
schon nach dem früheren Prozessrecht. Nur bedurfte sie der 
formellen Feststellung durch ein besonderes Urtheil, das 
sogen. Eidesversäumnisszwischenurtheil, gegen welches ^n 
besonderer Rechtsbehelf, der Einspruch, zulässig war. Erst 
nach Rechtskraft des Zwischenurtheils konnte weiter cur 
Sache verhandelt werden. 

Sachlich hat sich im Wesendichen nichts verändert; nur 
das Verfahren ist sehr vereinfacht. Das Urtheil ist wegge- 
fallen, einer von der Verhandlung zur Hauptsache losgelösten 
besonderen Feststellung der Eidesverweigerung bedarf es 
überhaupt nicht mehr und der Einspruch ist durch den An- 
trag aus § 466 ersetzt. 

Ebenso wie nun früher die Fiktion der Eidesverweige- 
rung platzgriff, gleichviel ob es sich um eine Eidesleistung 
im Inlande oder Auslande handelte und der Einspruch in 
beiden Fällen denselben Voraussetzungen unterlag, kann es 
auch jetzt keinen Unterschied ausmachen, wo der Eid zu 
leisten ist, so Ha^^s auch die \'^ersäumung des Schwurtermins 
im Auslande nur durch den an Stelle des Einspruchs s;-f'tre- 
tenen. innerhalb einer Woche nach dem Schwurtermine 
zu strllrnden Antrag auf nachträgliche Abnahm« des Eides 
heilt werden kann. Der Umstand, dass hier Härten un- 
vermeidlich sind, indem Iiäulig der Anwalt gar nicht so 
schnell Kenntniss erlanj>< n kann, ob seine Partei im Termin 
erschienen ist, kann nicht dazu führen, Ausnahmen zuzulassen, 
welche im Gesetz selbst keinen Hoden haben. Solche Härten 
müssen übrijj^ens überall eintreten, wo das (iesetz an eine 
bestimmte Thatsache, ohne Rücksicht auf die Kenntniss des 
Betheiligten, gewisse Rechtswirkun^en knijpft. In der 
Reichstagskommission 3) hat deshalb ein Mitglied vorge- 
schlagen, beim Nichterscheinen des Schwurpflichtigen einfach 
das Versäummsurtheil zur Sache zuzulassen. Et bemerkte, 
«,die Regelung der Vorlage sei nicht ohne jede (lefahr für 
den Schwurpilichtigen, die kurze Nt)thfrist von einer Woche 
könne leicht versäumt werden, zumal diese ohne Weiteres 
am Terminstage beginne, während beim Versäumnissurtheil 



") Komm.Bcr. S. 107. 
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zur Sache die Frist länger sei und eine formelle Zustellung 
an deren Beginn in nadidrucklichster Form mahne**. Dieser 
Vorschlag, welcher abgelehnt wurde, lässt jedenfalls er- 
kennen, dass die Kommission sich der Gefahren, welche die 
schliessliche gesetzliche Regelung der Versaumung des 
Schwurtermins im Gefolge haben konnte, wohl bewusst war. 

Die 465 und 466 C.P.O. enthalten also das allgemein 
gültige, für alle Fälle der Eideslebtung anwendbare Prinzip, 
während der § 467 zwei besondere Fälle, nämlich die Eides- 
leistung vor dem Prozessrichter und vor dem beauftragten 
bezw. ersuchten Richter behandelt. Wenn das Gesetz den 
dritten möglichen Fall, die Eidesleistung im Auslande, nicht 
hervorhebt, so folgt hieraus lediglich, dass diese Lücke durch 
die Bestimmungen des fiinften Titels des ersten Abschnitts, 
insbesondere durch die 363 ff., welche von der Beweis- 
aufnahme im Auslande handeln, auszufüllen ist. Denn 
die Abnahme eines Eides hat auch dann, wenn auf den- 
selben durch bedingtes Endurtheil erkannt worden ist, die 
Eigenschaft einer Beweisaufnahme."*) 

Dieses Ergebniss stimmt mit den Grundsätzen des inter- 
nation:ilen Prozessrechts überein. Der Prozessrichter, dem 
die Kntscheidung des ganzen Rechtsstreits obliegt, hat prin- 
zipiell nur sein eigenes Prozessrecht anzuwenden. Dieses 
Prlnztp duldet Ausnahmen nur, soweit es sich um die Vor- 
nahme richterlicher Akte im Auslande und deren Er- 
fordernisse handelt. Soweit dagegen deren Rechtswirk- 
samkeit in Frage kommt, ist stets das einheimische Prozess- 
recht massgebend. 5) Um eine solche Frage, nämlich weiche 
prozessuale Wirkung die Versäumung des Schwurtermins im 
Auslande hat, handelt es sich aber gerade hier, und diese 
Frage muss daher nach dem deutschen Prozessrechte be- 
urtheilt werden. 

Will der Prozessrichter die Eidesverweigerung fest- 
stellen, so hat er einmal zu prüfen, dass der Schwurpflichtige 
im Termine nicht erschienen ist, d. h. denselben versäumt 
hat, und zweitens, dass derselbe einen Antrag aus § 466 C.P.O. 

*) Enrsch. des Reichsg^cr. I?d. 13 S. 427. 

^) Wach, Handbuch d. deutsch. ( ivilprozessrechts Bd. i 18S5 S. 220; 
V. Bar, Theorie u. Praxis des intern. Frivatr. 1089 Bd. 2 S. 361. 
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nicht gestellt hat bezw. trotz Stellung des Antrages auch im 
xweiten Termine ausgeblieben ist. 

Anlangend die erste Frage, ob eine Versäumung des 
Termins vorliegt, so ist sie, da es sich, hier um die Vor- 
nahme bezw. Nichtvornahme eines Prozessaktes handelt, 
nach dem ausländischen Prozessrecht zu entscheiden. Schreibt 
daher dieses z. B. eine bestimmte Ladungsfrist vor, so kann 
dem mit kürzerer Frist geladenen Schwurpflichtigen sein 
Ausbleiben nicht als Versäumung des Termins angerechnet 
werden. Gewisse fundamentale Regeln der deutschen Civil- 
prosessordnuog, wie namentlich das Recht des deutschen An- 
walts auf rechtzeitige Benachrichtigung vom Termin (§ 357 
C.P.O.), dürfen aber hierbei nicht ausser Betracht bleiben. 
Die Entscheidung darüber, ob der Termin als versäumt an- 
zusehen ist, liegt dem Prozessgericht ob. Der ausländische 
Richter hat sich darauf zu beschränken, die Thatsachen ur- 
kundlich festzustellen und ein etwaiges nochmaliges Ersuchen 
des deutschen Cierichts abzuwarten. 

Was dann weiter die Frage betrifft, ob die Versäumung 
des Termins dur* h Stellung des Antrages aus ij 466 C.P.O. 
geheilt ist, so ist hier ru be:irhten, dass das Gesetz nichts 
darüber sagt, wo der Antra;; zu stellen ist. Im Interesse 
des ausgebliebenen Schwurptlichti^en wrrd man daher an- 
nehmen tlürfen, dass der Antrag- sowohl beim Prozessgencht 
als auch beim ausländischen dericht rechtsgültig- gestellt 
werden kann, zumal Anwaltszwang nicht vorgebchrieben ist. 
Zweckm;issi{rerweis<- wird das Prozessgericht zur Vermeidung 
von Ver/ugi rungen bereits bei der ersten Requisition das 
ausländische Gericht auf die Bestimmung des ^ 466 C.P.O. 
hinweisen und dasselbe für den Fall, dass der Antrag auf nach- 
Träglichf" Abnahme des Eides rechtzeitig gestellt wird, um An- 
beraumung eines neuen Termins ersuchen. F'ür den deutschen 
Anwalt ergiebt sich die V'erpflichtung, seine im Auslande befind- 
liche Partei über die bOlgen der Terminsversäumniss und deren 
Heilung in jedem Einzelfalle zu belehren. Und da erfahrungs- 
gemäss die Partei, welche den Termin versäumt, kaum daran 
denkt, den Antrag auf nochmalige Abnahme des bades zu 
stellen, wird der vorsorgliche Anwalt in der Regel auch eine 
Kontrole nicht unterlassen dürfen, insbesoodere auf Benach- 
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richdgung vom Termine nicht verachten und für alle Fälle, 
wenn er keine Nachricht über das Ergebniss des Schwur* 
tenuins erhält oder so schnell nicht erlangen kann, auch beim 
Prozessgericht rechtzeitig den Antrag aus § 466 C.P.O. stellen. 
Denn es muss daran festgehalten werden, dass die Nothfrist 
von einer Woche auch bei einer Eidesleistung im Auslande 
bereits vom Terminstage ab lauft. 
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Vorbemerkung. 

In Staubs Kommentar zum Handelsgesetzbuch findet 
sich in Anmerkung i zu § 252 (S. 759) folgender Satz: 

Jede Aktie gewährt das Stimmrecht. Erste Be- 
dingung ist die Aktionäreigenschaft. Sie be- 
sitzt, wer entweder ein Inhaberpapier in seinem 
Besitz hat oder — bei Namensaktien — in das Aktien- 
buch eingetragen ist. 

Nach Staubs Ansicht ist also Aktionär und zur Ausübung 
des Stimmrechts berechtigt, wer eine Inhaberaktie in seinem 
Besitz hat. Nun erwirbt aber nach § 854 B.G.B. Besitz einer 
Sache, wer die thatsächliche Gewalt über sie erlangt. Auch 
durch verbotene Eigenniacht erwirbt man Besitz, wenn dieser 
auch fehlerhaft ist. 85S Abs. 2 ) 

Eine Illustration zu Staubs Ansicht würde folgender Fall 
bieten: 

Die sämmtlichen Aktionär»' einer Aktienircsellschaft haben 
sich zu einem Syndikat vereinigt und die Inhaberaktien bei 
einer Bank hinterlegt. Vier Personen, A, B, C und D, machen 
darauf einen gemeinschaftlichen Einbruchsdiebstahl b<'! ler 
Bank, erbeuten die Aktien und vertlu lh n sie unter sich als- 
bald derart, dass jccler den vierten i lu il der Aktien aus- 
gehändigt erhält. Dann sind sie unzweifelhaft nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch Besitzer der Aktien und nach Staubs 
Ansicht also Aktionäre. Sie würden unter dieser Voraus- 
setzung voll berechtigt sein, am anderen Morgen zu einem 
Notar zu gehen, dort zu einer Generalversammlung zusammen- 
zutreten — wo/u, da alle Akti()n;ire • anwesend sind, die 
lünhaltung irgend welcher 1 ornu'n und l'risten nicht erfor- 
derlich ist') — ^, und in dieser (lener.ilver-^ciinmlung könnten 
sie — immer unter Zugrundelegung der Staubscheo Ansicht 

1) Entsch. des Reichsgerichts in Strafsachen Bd. 39 S. 383 ff. 

17 
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— mit Kechtswirksamkeit für die Gesellschaft alles be- 
srhliessen, was ihnen zu beschliessen gut scheint; sie könnten 
daher z. B. den Vorstand und Aufsichtsrath absetzen und 
etwa den Dieb A zum Vorstand, die Diebe B, C und D zu 
Mitgliedern des Aufsichtsraths wählen. Alles von Rechts- 
wegen Selbstredend würde es keinen neuen Einbruchsdieb- 
stahl darstellen, wenn A, B, C und D dann mit Nach- 
schlüsseln die Geschäftsräume und Kassen der Gesellschaft 
öffnen und das Geld herausnehmen. 

Man braucht sich nur diese Folo t-n der Staubschen Ansicht 
klar zu machen, um zu der LJeberzeugung zu gelangen, dass 
eine Rechtsordnunpf, die derartiges bestimmte, auf den Namen 
Rechtsordnung keinen Anspruch mehr erheben konnte. 

Und doch hätte nicht viel daran gefehlt, dass der von 
Staub aufgestellte Satz geltendes deutsches Recht geworden 
wäre. Denn nach § 689 des ersten Entwurfs des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sollte iin Anschluss an eine viel verbreitete Rechts- 
ansicht 2^ der unredliche Inhaber einer Schuldverschreibung 
schlechthin Gläubiger werden und der Aussteller also niclit 
berechtigt sein dem Dieb Erfüllung zu verweigern, soweit 
er nicht etwa aus seinem persönlichen Rechtsverhältniss zum 
Diebe Hinw endungen hat. •\) 1 Jne analoge Anwendung dieser 
Bestimmung auf die Inhaberaktien hätte dazu führen müssen, 
dass der Dieb schlechthin als Aktionär anzusehen gewesen 
wäre. Es ist hauptsächlich dem energischen Dazwischen- 
treten Goldschmidts^) zu verdanken, dass diese unglück- 
liche Bestimmung des Entwurfs dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
ferngeblieben ist. 

Dass Staub selbst an solche Konsequenzen, wie sie oben 
gezogen sind, nicht gedacht hat, ist wohl selbstverständlich; 
dass es aber nothwendige Konsequenzen seiner Ansicht and, 
kann einem ernsten Zweifel nidit unterliegen. 



Vgl. Brunner in Endemanns Handbuch des Handelsrechts II S. 21 1 f., 

Hluntschli, Dcutsclies Privatrecht 8 117, früher auch Stobbe, vgl. aber jetzt 
Stobbe-Lc'hmann, Di-utschcs I'rivatrecht III S. 485 Aiim. 8. 

') Vi^!. Motive zum i. Entwurf des H G R. II S. -of. 

*j Guidschrnidt in seinem Aufsatz; „iJie Kreationsiheorie und das 
Bürgerliche Geseubuch". Zeitschrift für das ges. Handelsrecht Bd. 36 S. 1^4 IT.; 
auch in Goldschmidts Vermischten Schriften II S. 149C 
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Wenn ein SchriftsteUer von der hervorragenden Bedeutung 
Staubs überhaupt eine solche Ansicht aufstellen konnte, so 
zeigt dies, dass die Rechtswissenschaft über die Voraussetzung 
der Berechtigung zur Vertretung von Aktien in der General- 
versammlung noch nicht zu einer hinreichenden Klärung gelangt 
ist. Da überdies auch mit Rücksicht auf das Bankdepot- 
gesetz in der Praxis über die Befugniss zur Vertretung fremder 
Aktien neuerlich Zweifel aufgetaucht sind, so dürfte der 
Versuch einer zusammenhängenden Darstellung des Rechts 
der Vcrtrctunp: von Aktien in der Generalversammlung nicht 
ohne Werth sein. Dies umsomehr, als die Grundlagen för 
die Beweisführung vielfacli in der rechtlichen Xatur der In- 
haberaktien und Xamensaktien zu suchen sind, und bezüglich 
ihrer die Streitfragen tlurch das neue Recht zum Theil ent- 
schieden sind, während für einen andern Theil diese Ent- 
scheidung in neue Bahnen gelenkt ist. 

Wenn in der Ueberschrift dieses Aufsatzes und in dem 
Aufsatze selbst übrigens von einer „Vertretung" der Aktien 
die Rede ist, so schliesst sich der Verfasser einem allgemeinen 
kaufmännischen Sprachgebrauch an, durch den das mass- 
gebende Verhältniss in einem kurzen Schlagwort dargestellt 
wird, ohne dass dabei an eine Vertretung" im Sinne des 
B.G.B, zu denken ist Namentlich liegt diesem Ausdruck 
nicht etwa die Meinung zu Grunde, dass die einzelne Aktie 
juristische Person und der Inhaber der Aktie ihr „N'ertreter** 
im Rechtssinne si i Wir haben « s viehnehr hier mit einem 
bildlichen, die Sachlage — niclit die Kt chtslage — veranschau- 
lichenden Aufdruck zu thun, den in Rrmanj^elunL; eines 
besseren Ausdrucks zu übernehmen wir uns für befugt er- 
achten. 

I. 

Das Recht aus der Aktie und, der Rechtsausweis 

(Legitimation) als Aktionär, 
r. Die Verfassung der privatrechtUchen Vereine erheischt 
herkömmlich*') und nach gesetzlicher Vorschrift*) die Existenz 

•'l St) namentlich Mckker in seinen und Muthers Jahrhürliern I S. },t)2: 
,.Das Papier ist der dläuhi^j^er". N'ir' )^'<"K<*n die Verlcörperun^stheorien 
Brunner in En<lenianns Handliurh II s i42(. 

••j Vgl. Gierkc, ticiiüssetischaUstheone S. «>i4 f. — ') Vgl. Ü.Ci.ü, § 32. 

17* 
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eines Organs^ durch das die Mitglieder ein Mitverwaltungs- 
recht an dem Verein ausüben. So linden wir denn bei allen 
privatrechtlichen Korporationen Mttgliederversaminlttngen, in 
denen entweder alle Mitglieder, oder doch ein Theil der- 
selben, und zwar meist durch Mehrheitsbeschlüsse, den Ver- 
einswiUen zum Ausdruck bringen. Regelmässig ist die 
Ausübung des Mitverwaltungsrechts in den Mitgliederver- 
sammlungen ein höchst persönlirhf - Rr ht der Mitglieder 
(§ 38 i3.G.B.); doch kann durch die \ i riassung des Vereins 
die Uebertragung der Ausübung an Bevollmächtigte gestattet 
werden (§ 40 B.G.B ). 

Die Aktiengesellschaft, welche sich als ein durch be- 
sondere reichsgesetzliche Vorschrift geordneter, auf einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichteter Verein im Sinne 
des § 22 Satz I B.G.B. darstellt^), hat ihre Mitgliederver- 
sammlung in der vom Gesetz sog. Generalversammlung. Bei 
ihr können kraft gesetzlicher \'orschrift die Mitglieder (Aktio- 
näre) das Stimmrecht auch durch Bevollmächtigte ausüben 
lassen (§ 252 Abs. 2 H.G.B.). 

Die Voraussetzung für die Theilnahmc an der Gene- 
ralversammlung wird aber durch Eigenthümlichkeiten des 
Aktienwesens erheblich bceinflusst. Ueber die Aktienrechte 
werden bekanntlich Werthpapiere ausgestellt, d. h. Urkunden, 
in denen — figürlich gesprochen — sich das Recht verkörpert 
und an welche das Recht in seinem Inhalt, in seiner Ueber- 
tragung und in seiner Ausübung gebunden ist.^) Während 
regelmässig bei XVrcänen aus Hcitrittscrklärungen, Mitglieder- 
listen und dergleichen die l'erson des Mitghedes erkennbar 
ist, wird mit der Aushändigung dvr Aktienurkunde bei der 
Aktiengesellschaft die AiitgUedschaft von Rechtshandlungen^ 
die gegenüber der Aktiengesellschaft oder durch dieselbe 
ausgeübt werden, grundsätzlich (vgl. Anm. 12) unabhängig. 

Zwar ist die Existenz, der Gesellschaft nicht von der 
Ausgabe von Aktienurkunden abhängig, und es können daher 
auch Generalversammlungen vor diesem Zeitpunkt stattiinden» 



") Vjrl. Simon, ..Der Rintluss des HXi.B. auf" tias Aktienrecht" in dtr 
Zeitschrift für das gcbammtc Handelsrecht Dd. 49 S. 5 ff. 

^) Vgl. Goldsclmiidt, System des Handelsrechts 4. Aufl. S. 161. 
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wobei sich dann die Aktionare über ihr Aktienrecht ander- 
weit ausweisen müssen.!^) 

Indessen muss ein derartiger Rechtszustand als ein anor- 
maler angesehen werden, da die Bestimmungen des H.G.B. 
über Aktiengesellschaften nicht nur die regelmässige Aus- 
gabe von Aktien voraussetzen^ sondern audi ein unentzieh- 
bares — wenn auch nidit durch Staatsbehörden ohne An- 
rufung von Betheiligten erzwingbares — Recht auf Ausgabe 
von Aktien j>e\vähren.*') 

Durch die Ausstellung der AktienurkuiKle soll die Ver- 
kehrsfähigkeit (Negotiabilität) der grundsätzlich'"^) auch ohne 
die Einwilligung der Gesellschaft oder der ühriircn Mitglieder 
übertrac;l)nren Aktienrechte erleichtert werden. Eine Sache, 
nämlich das Werthpapier, wird zum Träger des Aktienrechts 
derart gemacht, dass auch der Rechtsübergang auf den späteren 
Nehmer sich nach sachenrechtlichen Grundsätzen vollzieht. 

Erster Aktionär ist zunächst der ursprüngliche Ge- 
sellschafter, d. h. derjenige, der die Aktie bei der Gründung 
oder bei der Erhöhung des Grundkapitals zeichnet (sj§ 189, 
281 H-G R.) oder bei der Errichtung der Gesellschaft übernimmt 
182, iS8H.(i.B.). Nach Ausgabe von Aktien ist Aktionär 
jeder, der das zuerst dem ersten Aktionär gehörige Antheils- 
recht nach den für den sachenrcchtlichen Erwerb von 
Inhaber- bezw. Namensaktien massgebenden Hestim- 
mungen erworben hat: d. h. der Eigenthumer der Aktien- 
urkunde, i'^} ..II est hors de doute que le proprieiaire rlvi titre 
ou soa reprcsentant seuls peuvent assister a ias^emblee 

Vgl. Eatsch. des K.G, XXXIV S. 115, Entsch. des R.G. in Strafs. 
XXX.I S. 403. Ob eine Uebertragung: des Aktienrechts in anderer Form 
ais durch Uebertragungf der Aktienurkunde zulässig ist, erscheint zweifel- 
haft, (ic^^t-n dif Zulässi^kfit Lehmann-King H.G.H. S. 500, Cosack H.k. 
S, f>34. \'<^\. -Auch Rt n.iiid. Akticni^esrllsrhaften 2 .\iifl. S. 43b. Brunner in 
Endcniann.s Hundhuch II S. 14K, — a. M. u. \. die vorerwähnten Entsch. 
des R.G. und Makower H.G.B. S. 355 f.. Staub Anm. 12 zu § 179. 

Staub a. a. O.« Lehmann-Kins^ S. 576 f.. Pinner, Aktienrecht S, 5, 
Lehmann« Aktienrecht I S. 198« a. M. Makower S. 355, Gareis S. 277. 

'•) .\usnahmcn (vg;!. «5 180 Abs. 3 H.G.B.) vermöj;en die grund^tsliche 
Behaiidlun)^ der Fra^^t iiicr und anderwärts nicht zu beeinflussen. 

^''» Hrunner in Kndemanns Hrindbuch II S. J07; vgl. Savigny, ObU- 
gationenrecht II S. 135. Stobbc-Lehmann III 5,40«^. 



Digitized by Google 



262 



llerman Veit Simon. 



generale.*' Vom Standpunkt der Aktiengesellschaft aus 
würde daher der ideale Zustand der sein, dass in der' General» 
Versammlung nur Eigenthumer von Aktien oder deren Bevoll- 
mächtigte erscheinen. Das franzosische Recht (Ges. vom 24. Juli 
1867 art. 13, buUetin des lois 11 No. 15328) bestraft denn auch 
diejemgen, welche die Abstimmung der Generalversammlung 
falschen ,,en se presentant comme proprietaires d*actions 
ou de Coupons d'actions qui ne leur appartiennent pas."'*) 

Gerade die Natur der Werthpapiere macht es aber un- 
möglich die Prüfung des Eigenthums der Aktie der General- 
versammlung zu übertragen und von dem Ergebnis dieser 
Prüfung die Zulassung in der Generalversammlung abhängig 
zu machen. Vielmehr ist es — wie für alle Inhaber- und 
Orderpapiere — nothwendig, den Unterschied zwischen 
Recht und Rechtsausweis (Legitimation) auch für die Ver- 
tretung in der Generalversammlung zu verwerthen. 

2. Dies zeigt sich zunächst bei den Namensaktien. Nach 
§ 222 H.G.B, können die Rechte aus der Namensaktie an sich 
in jeder gesetzlich zulässigen Form übertragen werden. Ins- 
besondere kann dies regelmässig durch Indossament geschehen, 
sofern der Wille, das Eigenthum der Aktie zu übertragen 
und zu erwerben, vorhanden ist. '*•) Das hidossament braucht 
zu diesem Zwecke nicht den Namen des neuen Eigenthümer5> 
zu erhalten, sondern kann auch in bianco gestellt werden.'-) 

Eines besonderen Begebungsvertrages bedarf es nach 
besonderer gesetzlicher Bestimmung nicht, wenn ein 
Kommissionär für seinen Kunden Naniensaktien gekauft und 
das im v:j 3 des Bankdepotgesetzes vorgesehene Stückever- 
zeichniss an den Kunden abgesandt hat. Denn nach § 7 
des Bankdepotgesetzes geht das Eigenthum der Namensaktie 

Wahl, Titrt'S au porteur \>. 409. 

I.yon-racn rt Renault, Traite des socictes rommcrciales Nu. 852. 

Vgl. ^ 929 B.(_..I3., Kntsch. des R.G. Bd. 40 S. «o, Brunner in 
Endcmanns Handbuch II S. 162 ff.. Staub H.G.B. § 222 Anm. 6, Entsch. 
des R.O.H.G. Bd. 19 S. 49, Lehmann Wechselrecht S. 486, früher auch 
Goldschmidt in der Zeitschrift für d. ges, Handelsredit VJII S. 326. Spiter 
leugnete Cxoldschmidt die Möglichkeit eines Dualismus /wischen formeller 
und matt rirller Berechtigung aus dem Orderpapier. Zeitschrift Bd. 28 
S. 81 ft.. Vermischte Schriften II S. 92 f. 

H.G.B. § 222 Abs. 3, VV. (). Art. 12. 
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mit der Absendung des Stückeverzeichnisses auf den Kom- 
mittenten über, soweit der Kommissionär über die Papiere 
zu verfügen berechtigt ist. Sell)Stredend unter der Voraus- 
setzung, dass die Aktie auf den Namen des Kunden oder in 
bianco indossirt ist. 

Für die Vertretung in der C^neralversammlung ist aber 
selbst der Nachweis des also erworbenen Eigenthums an 
den Aktien grundsätzlich nicht massgebend. Die Aktien« 
gesellschaft führt nämlich nach § 233 Abs. i H.G.Ö. ein 
Aktienbucb, in das der Uebergang der Namensaktien ein- 
getragen wird, wenn er unter Vorlegung der Aktie und 
der £ur den Nachweis des Uebergangs erforderlichen Ur- 
kunden angemeldet wird; dabei ist die Gesellschaft zur Prü- 
fung der Echtheit der Indossamente oder der sonstigen Ab- 
tretungserklärungen nicht verpflichtet. Der Gesellschaft 
gegenüber gilt nun als Aktionär nicht der Eigenthümer der 
Aktie als solcher, sondern nach ausdrücklicher Vorschrift des 
>f 223 Abs. 3 nur derjenige, welcher als Aktionär im Aktien- 
buche eingetragen steht. Dieser ist daher insbesondere „der 
Gesellschaft gegenüber'^ auch dann als Aktionär anzusehen, 
wenn er zwar nach § 222 H.G.B, das Aktienrecht schon 
auf Andere übertragen hat und daher nicht mehr Aktionär 
ist, die Uebertragung im Aktienbuch aber noch nicht ver- 
merkt ist. ist, wenn im Uebrigen die rechtlichen Vor.ius- 
setzungen vorliegen, nicht einmal erforderlich, dass der als 
Aktionär l-^ingetragene jemals Eigenthümer der Aktie ge- 
worden ist; dies gilt insbestMidere auch dann, wenn die Aus- 
stellung' des Aktienindossaments nicht aut (»rund eines lie- 
gebini- s\ rrtrages, sondern nur zu dem Zwecke ertblgt ist, 
um dem Indossatar die X'ertretung der Aktie in der Ge- 
neralversammlung zu ermöglichen. Andererseits gilt der 
Gesellschaft gegenüber der wirkliche Aktionär nicht als 
Aktionär, wenn er nicht in das Aktienbuch eingetragen ist; 
in diesem Fall kann er seine eigenen Aktien nicht in der 
Generalversammlung vertreten, "^j 

Entsch. des R.G. Bd. 40 S. 82 f.; die Eintragung in das Akttenbuch 

mit Genehmigung lU-s Kingt- tragent- n Ifgitimirt diesen auch passiv als 
äcbul<lner für fehlende I jn/ahlungen K Ii. Bd. 41 S. 18. 

'*•) Vgl. Denk-schrilt zum H.C..U. 1 S. 136, Staub § 323 Anm. 5. 
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Nicht der Ausfübrung bedarf es, dass derjenige, der 
überhaupt der Gesellschaft gegenüber (§ 223 Abs, 3) als 
Aktionär zu gelten hat, zugleich allein zur Vertretung der 
Aktie in der Generalversammlung befugt ist. 

Hiernach ist gesetzlich filr die Namensaktien die Mög- 
lichkeit einer Verschiedenheit zwischen dem Aktieneigenthum 
und der Legitimation zur Vertretung in der Generalversamm- 
lung fjsstgelegt. Der Einwand, dass das Aktienbuch wegen 
in der Zwischenzeit stattgehabter Eigenthumsübertraguogen 
- den Eigenthumsverhältnissen an der Aktie nicht mehr ent- 
spricht, ist für die Frage der Legitimation grundsätzlich un- 
erheblich. 

Im Statut kann die Ausübung des Stimmrechts an die Vor- 
legung oder Hinterlegung der Namensaktte geknüpft werden 
(§ 252 Abs. 4 H.G.B.). Dann muss derjenige, der als 
Aktionär das Stimmrecht ausüben will, zwei Bedingungen 
erfüllen : er muss als Aktionär in das Aktienbuch eingetragen 
sein und ausserdem zur Generalversammlung die Aktie 
vorlegen bezw. hinterlegen. Können bezüglich einer Aktie 
von Niemandem beide Voraussetzungen erfüllt werden, so 
kann für diese Akde in der betreffenden Generalversamm- 
lung auch von Niemandem das Sdmmrecht ausgeübt werden, 

Ist der Uebergang der Akde auf eine Person eingetragen 
worden, die niemals Eigenthum an der Aktie erworben 
hat, so kann in der Ausnützung einer derartigen fehlerhaften 
Eintragung unter Umständen ein Missbrauch liegen, dem et- 
Interessenten entgegentreten dürfen. Wenn z. B. das 
Stimmrecht in seinem Höchstbetrage beschränkt ist und ein 
Aktionär diese Bestimmunnr dadurch zu umoehen sucht, dass 

Ol» o 

er ihm gehörige Aktien auf sog. Strohmänner im Aktienbuch 
umschreiben lässt, auf die das Eigenthum nicht überoehen 
soll, so wird den anderen Vktionären die Befugniss nicht ab- 
gesprochen werden können, in einem solchen Fall den (»e- 
neralversammluiigsbeschluss anzufechten, soweit dieser durch 
die Stimmabgabe der Strohmänner zu Stande gekommen ist. 

Bei I'ebertragung der Namensaktie zu treuer 
Hand liegt vielfach die Absicht vor Eigi nthum zu verr 

'■') Gesetzlich ist der Nachweis dt^ I>c^it/c^ der Aktie nicht et- 
furderlich. Makower H.G.B. S. 558 (a. M. Finner 185). 



Digitized by Google 



Vertretung eigener und fremder Aktien in tieneralversarnmlungen. 



schaffen; der Treuhänder soll dann Aktionär sein und nur 
die obligatorische Verpflichtung der Rückgewähr haben, so- 
bald der Zweck der Uebertragung fortgefallen ist. Die Ge- 
sellschaft oder andere Gesellschaften können auch an sich 
der Zulassung eines solchen Treuhänders nicht widersprechen^ 
da ein solcher Widerspruch eine exceptio ex jure tertii dar- 
stellen würde. Ausgenommen ist auch hier nur der Fall, dass 
die Uebertragung sich als Missbrauch darstellt. 

3. Derselbe Dualismus zwischen dem ^genthum der 
Aktie und der Legitimation zu ihrer Vertretung kann sich 
auch bei der Inhaberaktie zeigen. 

Das Recht der Jnhaberpapiere ist weder im B.G.B* noch 
im neuen H.G.I1 vollständig^ geordnet. 

Zwar enthält das B.G.B, eine Reihe von einzelnen Be- 
stimmungen , die sich allgemein auf hihaberpaf)iere und 
somit auch auf Inhaberaktien beziehen, so namentlich bezüg- 
lich des Erwerbs und Verlustes von Eigenthum und liesitz, 
bezüglich des Niessbrauchs und bezüglich des Pfandrechts. 
Dagegen bezieht sich nicht unmittelbar auf Inhaberaktien der 
Titel Schuldverschreibung auf den Inhaber (§§ 793 ff. B.G.B.); 
denn in der Inhaberaktie wird nicht, wie dies zur Begriffs- 
bestimmung der Schuldverschreibung auf den Inhaber ge- 
hört, seitens des Ausstellers dem Inhaber der Urkunde eine 
Leistung versprochen, sondern das Mitgliedschaftsrecht an der 
Gesellschaft verbrieft. 

Der \'^crfasser der vorliegenden Abhandlung hat l)ereits 
an anderer Stelle näher darqfeleirt, dass die Hestimmungen 
^c"" i^?? 793-808 B.G.B, insofern auch für Inhaljeraktien An- 
erkennuno^ ni finden haben, als sie Streitfragen rei;chi, 
welche allgemein die Natur der hihaberpapiere betreffen.-') 
Denn soweit es für die lju>-.rheidung von Streitfragen über 
Inhaberpapiere unerheblich ist, ob vSchuldverachreibungen 
oder Aktien in Frage stehen, müssen die besonderen Vor- 
schriften, welche für Schuldverschreibungen auf Inhaber ge- 

jfS 935» «»6, 1007, 108 1 fr., 1293 B«G.B.; vgl. auch 366, 367 

H.C.B. 

Simon in dt-r Zt-itschrift für «l.is g^f sanuntc Handelsrecht Hd. 49 S. 21 ff. ; 
vffl. Denkschrift zum H.Ci.B. II. S. 147 ~ j^^nirri^ätzlich übereinsUramend 
Staub H.G.B. S. 074, Lehmann-Rin^ S. 5(X), Makovver S. 35S. 
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geben sind, kraft Analogie für alle Inhaberpapiere zur An- 
wendung gebradit werden. Der Gesetzgeber kann ja ver* 
nünftiger Weise nicht beabsichtigt haben, dass das Recht der 
Inhaberpapiere in solchen Fragen, bei denen der verschiedene 
Inhalt derselben (ob Schuldverschreibung oder Aktie) uner- 
heblich ist, ein zwiespältiges sei. Wir werden daher bei den 
einzelnen Bestimmungen über die Schuldverschreibungen auf 
Inhaber feststellen müssen, inwieweit die allgemeine Auf- 
fassung des B.G.B. über die Natur der Inhaberpapiere durch 
sie zum Ausdruck kommt. 

Im § 793 B.G.B, sind die alten Streitfragen über die 
rechtliche Bedeutung der Inhaberklausel zunächst für 
die Schuldverschreibungen auf Inhaber gelost. Diese Streit- 
fragen haben fast seit einem Jahrhundert die Literatur und 
Rechtsprechung beschäftigt. Da schlechterdings kein ver- 
ständiger Grund denkbar ist, weshalb die Inhaberklausel bei 
Aktien eine andere Bedeutung haben sollte, als bei Schuldver- 
schreibungen auf Inhaber, so werden wir die Bestimmung des 
§ 793 insoweit auch auf Aktien zur Anwendung bringen dürfen. 

Dem B.G.B. liegt das Prinzip zu Grunde 22), dass das 
Recht aus dem Inhaberpapier nicht dem Besitzer als solchem, 
sondern nur dem Eigcnthümer zusteht. Dagegen genügt zur 
Geltendmachung der Rechte aus dem Papier dessen Vor- 
legung als Rechtsausweis (Legitimation). Der Aussteller 
kann nicht dem Inhaber des Papiers seine Legitimation durch 
die blosse Behauptung abstreiten, dass der Inhaber nicht Eigcn- 
thümer sei. Vielmehr gilt der Inhaber, der als Eigenthümer 
des Papiers auftritt, so lange als zur Geltendmachung der 
Rechte aus dem Papier befugt, bis der Aussteller beweist, 
dass der Inhaber nicht zur Verfügung über die Urkunde 
berechtigt «ei. Die Prüfung der Legitimation des Inhabers 
ist aber unter keinen Lmstanden Pflicht des Ausstellers. 
Niemand kann ihm gegenüber Rechte daraus herleiten, dass 
er den Inhaber zu Unrecht als t-igenthümer des Papiers be- 
handelt hat. 

Wenn diese Grundsätze auf die Inhaberaktie in der 
Richtung auf die Vertretungsbefugniss in der Generalver- 

") Vgl. Protokolle 2. l esuiiLr S. f.. S. 269;, f.; Endemanii, Lehr- 
buch des bürgeriichcn Hechts (5. Autl.) 1 S. 885 ^9^)- 
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Sammlung zur Anwendung gebracht werden, so ergiebt sich 
Folgendes: 

Aktionär ist an sich auch hier nur der Eigenthümer 
der Aktie. Denn nur ihm steht das Antheilsrecht an dem 
Vermögen der Aktiengesellschaft d. h. das Mitgliedschafts- 
recht zu. Das Eigenthumsrecht an der Aktie ist aber an 
sich Dritten, insonderheit auch dem Aussteller der Aktie, 
nämlich der Aktiengesellschaft, nicht erkennbar. Der In- 
haber der Aktie« der sich als Aktionär gerirt und sie z. B. 
auch in der Generalversammlung vertritt, ist zunächst als 
Eigenthümer anzusehen. Die Vorlegung der Aktie genfigt 
zum Rechtsausweis. Der Inhaber einer Aktie ist daher 
auch dann zur Vertretung der Aktie in der Generalver- 
sammlung legitimirt, wenn er nicht Eigenthümer der 
Aktie, also nicht Aktionär, ist. 

Legitimirt, aber noch nicht berechtigt. 

Denn bereclitigt ist an sich ja nur der Aktionär, d.h. 
der Eigenthümer der Aktie, ■-^) 

Auch der rechtmässige Besitzer ist als solcher 
grundsätzlich zu dieser Vertretung nicht berechtigt. Dies 
gilt insbesondere vom Ffandgläubiger. Zwar kann der Ffand- 
schuldner ohne Mitwirkung des Gläubigers die Aktien in den 
Generalversammlungen nicht vertreten, da er nicht den un- 
mittelbaren Besitz hat;-^) zu dieser Mitwirkung erscheint der 
Pfandgläubiger mangels anderweitiger Vereinbarung aber 
verpflichtet, da nicht anzunehmen ist, dass der Aktionär auf 
die ihm als Aktionär zustehenden Verwaltungsrechte habe 
verzichten wollen,-^) 

Grundsätzlich blt iht }edenf:ills die Möglichkeit offen, 
dass derjenige, der als Aktionär leij^itimirt ist, eine rechts- 
widrige Handlung begeht, wenn er von seiner Legitimation 
zur Ausübung des dem Aktionär ;custebenden Mitverwal- 
tungsrechts Gebrauch macht. 

^) Dalloz Repertoire, Supplement^ v. socieies No. 1655. 

Vgl. $ 16 der Gescbäftsordnung fQr das Giroeffektendepot der 
Bank des Berliner Kassen Vereins: „Der Pfandschuldner kann ver- 
pfändete Aktien in (> c-no ralversammlungfen nur mit besonderer 
Gene h m i u n }j <l<'s Gläuhigers v«Tt reten**. 

Bntsch. Biü^sei 19. Juni i«yo (Journal des societes 1897 p. 212^. 
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Dies macht zwar den Beschluss an sich, der etwa in der 
Generalversammlung unter der Mitwirkung des Pseudo- 
aktionärs getroffen ist, nicht ungültig. 

Wohl aber kann einem solchen Pseudoaktioaär, z. B. einem 
Dieb, der die Aktien g^estohlen hat, der Zutritt zur General' 
Versammlung verweigert werden. Unt r r rusprechender An- 
wendung des § 793 B.G.B. muss dann aber die Gesellschaft 
beweisen, dass der zur Vertretung der Aktie Legitimirte 
nicht zur Vertretung der Aktie berechtigt sei.*-*^) Gelingt 
ihr dieser Nachweis nicht, so können die Beschlüsse der 
Generalversammlung von dem zurückgewiesenen Inhaber der 
Aktie angefochten werden.27) 

Gelingt ihr der Nachweis, so müssen alle Beschlüsse für 
ungültig- erklärt werden, die durch dut widerrechtliche Aus- 
übung des vStimmrechts herbeigeführt sind. 

4. Kroiebt sich aus den vorstehenden Hrcirterunn^en, dass 
femand zur \'ertretung von Aktien in der Generalversarani- 
iung legitimirt sein kann, ohne doch zu dieser \'ertretuno- 
berechtigt zu sein, so ergiebt sich aus ihnen andererseits, 
dass Personen zur Vertretuno- von Aktien in der General- 
Versammlung berechtigt sein können, ohne doch die Möglich- 
keit zu haben, sich die Legitimation zu verschaffen, um dieser 
Berechtigung entsprechend das Mitverwaltungsrecht in der 
GeneralversammUmg auszuüben. ' 

Der Aktionär, auf den eine von ihm erworbene Aktie 
durch Volhndossament gediehen ist, ist zur Vertretung in der 
Generalversammlung nicht legitimirt, wenn die Aktie nicht 
im Aktienbuch auf ihn umgeschrieben ist. Gleichgültig ist 
hierbei, ob etwa die Aktie deswegen nicht umgeschrieben 
ist, weil der Aktionär aus Unachtsamkeit die Umschreibung 
unterla.-,: cu hat, oder weil ein Dritter, der im Besitz der Aktie 
oder einer etwa von der Aktie getrennten Uebertragungs- 
urkunde sich befindet, ihm die Herausgabe der Papiere behufs 
Herbeiführung der Umschreibung verweigert hat. 

Bei' Inhaberaktien kann sich nach der Natur der Inhaber- 
papiere der }:.igenthnmer als solcher nicht anders als durch 

Nfrikower S 5^}^, so auch im französischen Recht vgl. Wahl, 

Tiltcs au puttcur 1 \j. 409 s. 

-') Vgl. Entsch. dci> Reichsgerichts Bd. 30 S. 51, Bd. 40 S. 82. 
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Vorlegung des Papiers legitimiren {% 797 B.G.B.). Bd den 
meisten Gesellschaften wird überdies im Statut die Aus- 
übung des Stimmrechts von der vorherigen Hinterlegung 
der Aktien abhängig gemacht (vgl. § 255 H.G.B.). Hierzu 
ist der Eigenthümer der Aktien nicht im Stande, wenn 
er nicht die physische Gewalt über die Aktien selbst oder 
durch Dritte de rart ausübt, dass er sie der Gesellschaft VCM*- 
legen kann. Auch hier i->t grundsätzlich unerheblich, ob er 
durch eigene Schuld, durch Zufall oder durch Verschulden eines 
Anderen zur \'orlegung der Aktien ausser Stand gesetzt ist. 
Eine anderweitige Glaubhaftmachung des Aktienbesitzes 
ist schlechthin imzulässig. Wenn z» B. Aktien nicht bei der 
in der Einladung zur Generalversammlung bezw* im Statut 
vorgesehenen Hinterlegungsstelle oder bei einem Xotar 
hinterlegt werden, der Aktionär dagegen etwa die Beschei- 
nigung einer amUichen Hinterlegungstcllc darüber einreicht, 
dass die Aktien auf den Namen des Aktionärs bei ihr dc- 
ponirt sind, so würde dies, soweit es nicht etwa statutarisch 
besonders für zulässig erklärt ist, für die Legitimation nicht 
ausreichen. 

Ist der Kiirenthümer einer Aktie nicht in deren Besitz,, 
SC) wird regelmässig eine widerr»^ htliciie Handlung vorlief2,en, 
wenn der im l^xsit?: der Aktie helindliche Dritte flem Aktionär 
sein .Mit\ erwaltuugsrecht verkümmert, indem er sich weigert, 
die Aktie lür den Eigenthümer zu hinterlec;-en. W ir ha])en 
einen derarti;^t'n Fall sclion oben (1 Tando laubiger j behantleh 
(S.267). Das B.G.B, legt in § 1083 dem Nicssl)raucher die Pflicht 
auf, bei den zur ordnungsmässigen VerniD^Mis Verwaltung 
von Werthpapieren ( rtorderlichen Massnahim n mitzuwirken. 
Hierzu wird man namentlich auch die Anmrltkmg von Aktien 
zur Generalversannnlung für den Eigenthümer zählen müssen, 
trotzdem dvr Besitz dem Niessbraucher und Eigenthümer 
gemeinsam zusteht f§ 1081). 

Zu beachten ist übrigens, dass der \''orerl)e nach dem 
B.G.B, nicht die Stellung eines Niessbraucher^ hat, sondern 
vüllgilliger Erbe ist.-'^) Der Vorerbe ist also Aktionär, niclit 
der Nacherbe. 

Vgl. Neumann, H.G.B. 11 5i. 1194, Kntlemann, Lehrbuch lU 

S. 173. 
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IL 

Berechtigung zur Vertretung fremder Aktien. 

Kann hiernach die Legitimation zur Vertretung in der 
Generalversammlung auch ohne Nachweis des Eigenthums- 
rechts an der Aktie geführt werden, so ist damit über die 
Voraussetzungen für die Berechtigung zur Vertretung von 
Aktien in keiner Weise entschieden. Nur dann darf der zur 
Vertretung legidmirte NichteigenthOmer von seiner Legiti- 
mation Gebtauch machen, wenn ihm zu dieser Vertretung ein 
besonderes subjektives Recht zusteht. 

I. Offene Vertretung fremder Aktien. 

Fremde Aktien in der Generalversammlung vertritt 
zunächst derjenige, der zu erkennen giebt, dass er nicht 
Eigenthümer ist» der also einen anderen als Kigenthümer 
bezeichnet, aber als Vertreter dieses Andern auftritt (offene 
Vertretung). 

a) Hierher gehören zunächst die Bevollmächtigten. 
Für diese bestimmt 252 H.G.B.: 

Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten 
ausgeübt werden. Für die Vollmacht ist die schriftliche 
Form erforderlich und genügend; die Vollmacht bleibt 
in der Verwahrung der Gesellschaft. 

Danach ist grundsätzlich die Vertretung durch Bevoll- 
mächtigte zulässig, und ebenso muss grundsätzlich die durch 
schriftliche Vollmacht legitimirte Person zugelassen werden, 
ohne dass dies, wie es bisher nach Art. 190, 236 des A.D. 
H.G.B. zulässig war, statutarisch abgeändert werden dürfte.^-^) 
Erachtet die Generalversammlung die VoUmacht als ge- 
fälscht ndcr iliren Inhalt nicht als ausreichend und lässt sie 
den durch die Vollmacht I^g^timirten nicht zu, so thut sie 
dies auf die Gefahr hin, dass die Beschlüsse der Generalver- 
sammlung für ungültig erklärt werden, wenn sich bei einer An- 
fechtungsklage die Rechtswirksamkeit der \''ollmacht heraus- 
stellt. ■") In vielen Statuten findet sich die Bestimmung, dass 
der Aktionär nicht beliebige Personen, sondern nur entweder 

*•) V^l, Staub S. 7»>i, 764. 

Entsch. des Reichsgerichts Bd. 40 S. 85. 
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andere Aktionäre oder Personen, die zu ihm in einem be- 
stimmten thatsächlichen oder rechtlichen Verhältniss stehen 
(z. H. Verwandte, \'ersch\väg^erte, IChegatten, Prokuristen) zu 
HevoUmächtigten bestellen kann. Trotzdem die Fassunjy des 
Jij 252 Abs. 2 nicht ganz unzweifelhaft ist, wird man annehmen 
dürfen, dass solche Bestimmungen auch in Zukunft wirksam 
sind.31) Denn im 5;j 252 Abs. 4 ist vnrn^rsphen: 

Im Uebrigen richten sich die Bedingungen und die 
Formen der Ausübung des Stimmrechts nach dem Ge- 
sellsch a f tsvertrage. 

Eine „Bedingung der Ausübung des Stimmrechts" ist es 
aber auch, wenn der Aktionär in der Auswahl der Bevoll- 
mächtigten beschränkt wird; die Unzulässigkeit einer der- 
artigen Beschränkung kann umso weniger angenommen werden, 
als eine solche nach der Denkschrift Eum H.G.B. ^-J jedenfalls 
ausserhalb der Absicht des Gesetzgebers gelegen hat. Sind 
mehrere Bevollmächtigte ernannt, so hängt es von dem Inhalt 
der Vollmacht ab, ol) jeder I^evollmächtigte einzeln oder nur 
alle gemeinschaftlich zur Vertretung befugt sind.^*) Liegt 
GesammtvoUmacht vor, so können nur die mehreren Bevoll- 
mächtigten gemeinschaftlich auftreten, es sei denn, dass einem 
von ihnen zulässiger Weise von den Uebrigen die Vertretung 
übrrhisscn ist. \icht .lusgeschlossen ist übrigens durch 
!j 252 A])s. 4, dass statutarisch (V\c \''crtretuni;* derselben Aktie 
durch mehrere Personen für unzulässig erki.irt wird« und 
selbstverständlich ist es, dass von einer Ausübunq- cks Stimm- 
rechts überhaupt niclu die Rede sein kann, wenn die mehreren 
CiCsammtbcN t)llmächtigten ihre Stimmen in entgegengesetztem 
Sinne abi^eben. 

Da der (iesclKchaft die Vollmacht in \'erwahruno ge- 
geben werden muss 252 Abs. 2 H.( . H ), so bleibt die Ver- 
tretungsmacht gemäss § 172 Abs. 2 B.Cj.B. bestehen, bis die 

A. M. Lehmann*Ring S. 500. 
»•) 1. S. .43. 

Vgl. Xrumann B.(;.H. I. S. yv 

Vjjl. Hol/«' IV S. Haj. I)a>-> ntir ein Hevollmärlitig-ti-r auftreten 
darf, ist nicht vor^eschrielK-n (a. M. I «•hmaiin-Ring S. 500), ebensowenig, 
dass die mehreren BevoUmachtigten einen ^gemeinsamen Vertreter bestellen 
nOssen (a. M. Makower S. 560), vgl. auch Staub f 252 Anm. 1 1, 232 Anm. 4. 
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Vollmachtsurkunde dem Vollmachtgeber zurückgegeben oder 
für kraftlos erklärt ist 172 Abs. 2 H.(i.H.). Diese Wirkung 
tritt nicht ein, wenn die g'esetzlichen X'ertreter der (lescll- 
sch^ft ein vorheriges Frlöschen der \^ertretungsmacht während 
der ( leneral Versammlung kannten oder kennen mussten (§ 173 
B.Q.H.}. 

b) Neben der rechtso eschäftlichen Vcrtretunf^sniacht 
(Vollmacht) kommt aber auch die oesetzliche Ver- 
tretunsfsmncht in F^etracht. Auch bei dieser vertritt der 
Vertreter fremde Aktien. Kr ist hierzu schleehthin befugt, 
ohne dass dies Recht statutarisch beschränkt werden darf; denn 
hierin würde eine unzulässige Beschränkung- des Mitglied- 
schaftsrechts liegen. Das (»esetz will, dass jeder Aktionär 
das Recht hat vertreten zu werden, und dieses Rechts würde 
er beraubt werden, wenn der ihm durch Rechtsordnung ge- 
stellte Vertreter nicht für ihn auflretea dürfte. 

Hierher gehören: die Personen, welche die elterliche Ge- 
walt ausüben, Vater (§ 1627 ff. B.Cx.B.), Mutter (ij i6S4ff,); 
ferner der Beistand der Mutter (v> T693), der \x)rmund (^j 1773), 
regelmässig der Pfleger (ij 1909 ff.), der Vorstand juristischer 
Personen (sjs^^ 26, 86). Zu letzteren gehören auch diejenigen 
Aktiengesellschaften und sonstigen Erwerbsgesellschaften, 
welche Vereinscharakter haben (vgl. z. B. § 231 H.G.B.). 

c) Kraft Gesetzes zur Vertretung befugt sind ferner 
solche Personen, die zwar nicht allgeman zu gesetzlichen 
Vertretern des Aktionärs bestellt sind, denen aber kraft 
gesetzlidier Bestimmung die Verwaltungsbefugniss bezüg- 
lich der Aktien zusteht. Hierher gehören z. B. der Nachlasse 
Verwalter (B.G.B. § 1957)« der Testamentsvollstrecker (B.G.B. 
§ 2197 ff.), der Konkursverwalter (K.O. § 6, 117 — 137). 

Auch die Befugniss dieser Personen kann durch Statut 
nicht eingeschränkt werden. Die Vertretung der zum Nach- 
lass, zum Konkurs etc. gehörigen Aktien in der General' 
Versammlung ist mit der Verwaltung des diesen Personen an- 
vertrauten Vermögens untrennbar verbunden. 

Es müssen aber auch zur Vertretung des Aktionärs all- 
gemein gesetzlich alle diejenigen Personen als befugrt grelten, 
denen das Recht zur Verwaltung einer VermÖgensgesammt- 
heit zusteht. Dies gilt insbesondere von dem Ehemann be- 
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züglich der sunt dngebrachten Vermögen seiner Ehefrau ge- 
hörigen Aktien. Unzweifelhaft ist nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch der Ehemann nicht mehr gesetzlicher Vertreter 
seiner Frau; dagegen hat er Recht und Pflicht die zum ein- 
gebrachten Gute gehörigen Sachen in Besitz zu nehmen und 
ordnungsmässig zu verwalten 1373, 1374 B.G.B.). Nach 
§ 1375 B.G.H. umfasst das Verwaltungsrecht des Mannes 
nicht die Befugniss die Frau durch Rechtsgeschäfte zu ver- 
pflichten; hierin liegt ex contrario zugleich die Bestimmung, 
dass der lihemann innerhalb seiner Verwaltungsbefugniss die 
Frau auch bei Abschliessu ng von Rechtsgeschäften vertreten 
kann, soweit hierdurch eine Verpflichtung nicht begründet 
wird. Darüber, dass die V^ertretung von Aktien zur ordnungs- 
mässigen Verwaltung eines \>rmögens gehört, kann füglich 
ein Zweifel nicht obwalten. Der Verwalter, der für die Ver- 
tretung der Aktien in der ficneral Versammlung nicht Sorge 
trägt, kann sogar unter Umständen für einen hierdurch ent- 
stehenden Schaden verantwortlich gemacht werden. 

Nun soll nach 1375 B.Ci.B. der Ehemann trotz seines 
Verwaltungsrechts über eingebrachtes Gut ohne Zustimmunrr 
der Khefrau allerdings nicht ..verfüi^^en" dürfen. In der An- 
meldung von Aktien zur ( "icneralversaninilunn liei;t aber 
keine „Verfü^unrr- im Sihtm- des H.G.B. Zwar giebt das 
B.ri.H. keine Be<^Tiltsh< Stimmung des Wortes, versteht aber 
darunter diejenit^en Rechtsgeschäfte, durch welche unmittel- 
bar ein Recht übertragen, belastet, geändert oder aufge- 
hoben wird.-*''! 

Wer Aktien in der Generalversammlung- vertritt, übt 
hierdurch das Sonderreclu des Aktionärs auf rheilnalime 
am Gemeinleben der korporativ g<*staltetpn Cyesellschaft aus; 
die Ausübung des Rechtes bestellt in der Einwirkung auf die 
Willeik^bildung der GeselLschaft. ■ ' ) 

Die Ausübung dieses Rechts stellt sich somit überhaupt 
nicht als Rechtsgeschäft, sondern als eine RechtshandlunL; dar, 
durch welche das Mitverwaltungsreclu des Aktionärs bethätigt 
wird. '•^^) 

Planck, H.C;.B. I. S. 14H. 

C'.ierkc, Die Cii-nos-crs'irhaftstheorie und üie Kechuprechung S. 200. 
Goldbchmidt, Sy&tcm ^. 134. 

18 
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Da nach § 1363 B.G.B, der Eintritt der Verwaltungs- 
gemeinschaft als Regel anzusehen ist und die Vermuthung 
dagegen spricht, dass die dner Ehefrau gehörigen Aktien die 
Eigenschaft als Vorbehaltgut (§§ 1368, 1369 B.G.BO haben, 
so wird der Ehemann als solcher als Vertreter seiner Frau 
für die ihr gehörigen, auf ihren Namen im Aktienbucb An- 
getragenen bezw. zur Generalversammlung angemeldeten 
Aktien schlechthin als legitimirt anzusehen sein. Die Ver- 
weigerung seiner Zulassung als Vertreter würde im Falle der 
Anfechtung des Generalversammlungsbeschlusses diesen Be- 
schluss ungfiltig machen, wenn die Gesellschaft nicht beweist, 
dass das Verwaltungsrecht des Ehemanns rechtsgültig aus- 
geschlossen war. 

d) In vielen Staturen findet sich die Bestimmung, dass 
gewisse Personen, z. B. Frauen, Ausländer, Personen, denen 
die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt sind, ihr Stimmrecht 
nicht selbst ausüben dürfen, vielmehr Vertreter bestellen 
müssen. Gegen Staub und Cosack^) ist mit Pinner und 
Ring 3^) anzunehmen, dass eine derartige Bestimmung un- 
gültig ist. Wenn ein in der Verfügung über die Aktie nicht 
beschränkter Aktionär das Stimmrecht nicht selbst ausüben 
darf, so ist ihm ein Grundrecht, nämlich das Mitverwaltungs- 
recht, entzogen. Man wird zwar annehmen dürfen, dass die 
Aktiengesellschaft in ihrem Statut den h>werb der Aktien 
durch l^^rauen oder Ausländer etc. verbieten darf, und r'mc^ 
solche liestimmung würde jedenfalls dann wirksam sein, wenn 
das Verbot auf der Aktie zum Ausdruck gebracht ist; aber 
unzulässig ist es Personen, die Aktien erwerben dürfen, das 
Auftreten in der Generalversammlung zu verbieten. 

2. Verdeckte Vertretung fremder Aktien. 

Fremde Aktien vertritt aber auch, wer Aktien, deren 
Eigenthümer er nicht ist, unter Verdeckung dieser That- 
sache und unter Benutzung der für die verschiedenen Aktien- 
arten massgebenden Grundsätze bezüglich der Legitimation 
in der Generalversammlung vertritt (verdeckte Vertre- 
tung). Eine derartige Benutzung ist nicht nur für Inhaber- 

Staul) § 252 Anm. 20. Cosark S. 623. 
l'inner S. 184, Lehmann-Ring S. 500. 
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aktien, sondern auoli für Nanu ii-,;iktirn möjjlich; z. B. wenn 
dt-r Hucliaküonar nach N'cräuhscrunu ^.ciaer Aktien noch als 
Aktionär in der Generalversammlung erscheint. 

Nach französischem Recht ist eine «solche verdeckte Ver- 
tretung schlechthin verboten. Die bereits oben vS. 262 ange- 
führte Bestimmung des Art. 13 des französischen Gesetzes 
vom 24. Juli 1867 wird dahin ausgelegt, dass es selbst uazu- - 
lässig ist seinen Vertreter zu beauftragen auf seinen (des Ver- 
treters) Namen die Aktien anzamelden« um die Vollmachtskosten 
zu sparen. Diese Auffassung widerspricht der Entwick- 
lungsgeschtdite des Aktienwesens, da schon vor Schaffung 
der eigentlichen Inhaberaktie durch Zulassung der Eintra- 
gung fmgirtcr Namen in das Aktienbuch das Bedürfniss einer 
Verdeckung der Eigenthumsverhältnisse anerkannt war. 4') 
Nach deutschem Recht ist denn auch die Zulässigkdt einer 
verdeckten Vertretung nie bezweifelt worden. 

Es fragt sich nur: 

a) unter welchen Umständen ist Jemand dem wirklichen 
Akdonär gegenüber befugt, mit dessen Aktien in der 
Generalversammlung als Pseudoakdonär aufzutreten? 

b) unter welchen Umständen ist der Gesellschaft oder den 
übrigen Aktionären gegenüber das Auftreten eines 
solchen Pseudoaktionärs rechtswidrig? 

a) Was die erste Frag^ betrifft, so ist der Besitzer dem 
Bigenthümer gegenüber stets dann zur verdeckten Vertretung 
der Aktie befugt, wenn der Eigenthümer der Aktie aus- 
drücklichen Auftrag oder ausdrückliche Ermächtigung hierzu 
ertheilt hat. 

Steht jemandem auf Grund rechtsgeschäftlicher oder 
gesetzlicher Vertretungsmacht das Recht zur Vertretung; 
des Aktionärs in tler Generalversammlung zu, so wird da- 
durch allein allerdings noch nicht die Befugniss begründet, 
die Aktien auf eigenen Namen anzumelden; ein solches Ver- 
fahren würde z. B. seitens eines Vormundes regelmässig un- 
zulässig sein. 

Doch ist es Thatfrage, ob die Befugniss zur Ver- 
tretung von Aktien in der Generalversammlung zugleich die 

*•) Lyon-Caen und Renavill, Socictes comnierciale> No, 852. 
*>) von Kostanecki, Das Aktieniodossameiit (1900) S. 50 u. a. 

i8* 
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Befugniss enthält als Pseudoaktiooär aufzutreten. Wenn z. B, 
der Bankier von seinem Kunden die Ermächtigung erhält, 
gewisse Aktien in einer Generalversammlung rti vertreten, 
so wird es dem Kunden im Zweifel gleichgültig sein, ob 
der Bankier die Aktien auf eigenen Namen oder auf den 
Namen des Kunden amneldet. Die Anmeldung auf den 
Namen des Kunden wärde diesem wdtere Umstände machen, 
insofern er noch eine Vollmacht zur Vertretung ausstellen 
muss; sie wurde überdies Kosten verursachen« wenn die Voll* 
macht landesgesetzUch gestempelt werden muss. Eine der- 
artige Ermächtigung zur Vertretung wird daher von dem 
Bankier regelmässig dahin aufgefasst werden dürfen, dass 
dieser sdlbst als Aktionär aufzutreten befugt sein soll. 

Auch bei gesetzlichen Vertretungsverhältnissen kann die 
Sache ähnlich liegen. Wenn z. B. ein Vater, der die elter« 
liehe Gewalt über seinen minderjährigen Sohn hat, die 
diesem gehörigen Inhaberaktien auf seinen eigenen Namen 
in der Generalversammlung anmeldet, so werden «rir dies als 
gesetzwidrig nicht ansehen können. Die Anmeldung auf den 
Namen des minderjährigen Sohnes würde die Nothwendigkeit 
zur Folge haben, dass der Vater sich als Inhaber der elter- 
liehen Gewalt in der Generalversammlung ausweisen muss, 
und dieser Ausweis wird möglicherweise mit Schwierig» 
keiten verknüpft sein. Ob der Vater die Aktien in der 
einen oder anderen Weise anmeldet, wird in der Endwirkung 
überdies regelmässig auf dasselbe herauskommen. Dem 
Kinde geschieht kein Unrecht, wenn seine Aktionäreigenschaft 
in der Generalversammlung- nicht zum Ausdruck gebracht 
wird; das Eigenthum an den Aktien geht ihm dadurch nicht 
verloren. Bei dieser Sachlage werden wir die Vertretungs- 
befugniss des Vaters als so. weit gehend auffassen können, 
dass er sich regelmässig für befugt halten kann, die An- 
meldung auch auf eigenen Namen vorzunehmen. 

Bei Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften 
auf Aktien, w^elche Bankgeschäfte treiben, ist es vielfach 
üblich, dass die ihnen gehörigen oder 7u ihrer \''erfügung 
gestellten Aktien auf den \amen einzelner Vorstandsmitglieder 
bezw, persönlich haftender Gesellschafter angemeldet werden. 
Dies hängt namentlich damit zusammen, dass grosse Aktien* 
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Unternehmungen regelmässig nur durch zwei Persooen ge- 
meinschaftlich rechtsgihig vertreten werden und dass es regel- 
mässig unnöthige Weiterungen hervorruft, zum Theil auch 

statutarisch unzulässig ist, wenn zwei Vertreter für denselben 
Aktionär auftreten.^-) Wie überhaupt jeder Aktionär regel- 
mässig befugt ist, seine Aktien auf den Namen eines An- 
dern anzumelden, so sind auch Banken regelmassig befugt 
diese Anmeldung auf den Namen einzelner ihrer Direktoren 
bezw personlich haftenden Gesellschafter zu bewirken. 

Vielfach werden dem Vorstand einer Bank seitens ein- 
zelner Aktionäre Aktien der Hank zur Vertretung in der 
Generalversammlung zur Verfügung gestellt. Hierin liegt 
ein Zeichen ausserordentlichen Vertrauens. Ks ist selhst- 
redoinl, dass die liank .-.eihst ihre eigenen Aktien nicht in 
der Generalversammlung vcrtri' t -n kann. Die l">mächiigung 
wird nach N'crkehrssittc dahin aufzutassen sein, dass die 
Vorstandsmitglieder befugt s( in soUon die Aktien entweder 
auf ihren eigenen Namen oder auf ticii Xanien einer andern 
ihnen Vertrauens würdit; erscheinenden Person anzumelden. 
Diese andere Tersim würde dann mit dem Aktionär in un- 
mittelbaren Rechtsbeziehungen nicht stehen. 

l Vberhaupt erscheint die Möi^lichkeit nicht ausgeschlossen, 
dass zwischen dem Aktionär und fler in befugter Weise als 
Pseu^loaktionär auftretenden Person ein unmittelbares Rechts- 
band nicht besteht. Etliche Banken und Piankiers lassen sich 
vor den Gt neral Versammlungen von ihren Kunden Scheine 
nach etwa folgendem Muster unterschreiben: 

„Ich erkl.irc- mich hierdurch damit einverstanden, 
dass die X. l^ank auf ihren eigenen Xanien -Aktien cler 
Industriegesellschaft Y. zu der ( '.eneralversannnlung 
dieser Gesellschaft am ....... anmeldet und 

diese Aktien vertritt. In gleichen soll die Gesell- 
schaft befugt sein diese Anmeldung auf den 
Namen anderer ihr geeignet erscheinender 
Persönlichkeiten vorzunehmen.*' 
Wenn in einem solchen Falle die X.-Bank Aktien der 
Industriegesellschaft Y, auf den Namen des Kaufmanns Z. 



') Wegen der ^etietzlichen Zulässi^keit oben S. 271. 
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anmeldet, so ist Z. zwar Pseudoaktionär, und es bestdit kein 

unmittelbares Rechtsband zwischen ihm und dem Eigenthfimer 
der Aktie; dennoch erscheint er gegenüber dem letzteren* als 
zur \'ertretung in der Generalversammlung befugt. 

b) Wer unter den vorstehend dargelegten Voraus- 
setzungen zur offenen Vertretung fremder Aktien auf eigenen 
• Namen nicht nur legitimirt, sondern auch gegenüber dem 
Aktieneigenthümer befugt ist, dessen Befugniss wirkt rcgelr 
massig nicht nur gegenüber dem Eigenthümer der Aktie, 
sondern auch gegenüber der Aktiengesellschaft und gegen- 
über den übrigen Gesellschaftern. Das Recht zur Ueber- 
tragung des Eigenthums an der Aktie umfasst auch das 
mindere Recht auf Benutzung der Aktie zur Herstellung der 
Legitimation des Vertreters als Eigenthümer. Es handelt 
sich bei der Ausübung dieses minderen Rechtes um einen Akt, 
den Staub H.G.K, 222 Anm. 13 treffender Weise „Legiti- 
mationsübertragung" genannt hat: der Wille der Lart^ien 
geht von vornherein dahin, nicht das Recht zu über- 
tragen, sondern einem Nichtberechtigten die äussere 
Legitimation eines Berechtigten zu verschaffen. Für das 
Rechtsverhältniss nach innen ist der Pseudoaktionär Vertreter 
des Aktionärs; nach aussen erscheint er und soll er erscheinen 
als Aktionär, derartige Verhältnisse kommen, wie Staub 
a. a, O. mit Recht hervorhebt, auch bei anderen Rechtsver- 
hältnissen vor, so z. B. bei dem versteckten Frokuraindossa- 
ment^") und bei der Inkassozession. ^'•j Das Reichsgericht 
hat auch, sowohl bei Namens-, wie bei hihaberaktien, den 
Einwand, dass der als Aktionär Legitimirte nur Pseudo- 
aktionär sei, grundsätzlich für unerheblich erachtet. '*'^) 

Nur dann wird die (Gesellschaft bezw. werden die an- 
deren Aktionäre in solchen Phallen die Zulassung des Fseudo- 
aktionärs ablehnen und eine durch Mitwirkung des Pseudo- 
aktionärs stattgehabte Beschlussfassung anfechten können, 
wenn sich die Legitimationsübertragung als ein Missbrauch 
darstellt, d. h. wenn durch sie gesetzliche oder statutarische 
Bestimmungen vereitelt werden. 

♦ j Kntsch. des R.G. Bd. ^6 S. 55. 
**) Entbch. des K.G. Bd. 25 vS. 207. 

Entsdi. des R.G. Bd. 30 S. 51.» 40 S. 82. 
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Wenn B. nach statutarischer Vorschrift der Aktionär 
Vollmacht zur Vertretung; in <ler Generalversammlung; nur 
einem anderen Aktionär geben darf und ein Aktionär zur 
Umgehung dieser Bestimmung seinen Aktienbesitz auf den 
Namen eines Nichtaktionärs anmeldet, so würde die Ver- 
tretung der Aktien durch den Pseudoaktionär statutenwidrig 
S«n und ein durch die Abstimmung des Pseudoaktionärs 
herbeigeführter Beschluss der Anfechtung unterliegen. 

Wenn Mitglieder des Vorstandes die ihnen persönlich 
gehörigen Aktien auf den Namen eines Dritten anmelden und 
dieser Dritte fiir die Entlastung des Vorstandes stimmt, so 
würde eine solche Abstimmung auf Grund 252 Abs. 3 Satz i 
H.G.B, angefochten werden können, weil die Mitglieder des 
Vorstandes bei der Beschlussfassung über ihre Entlastung 
kein Stimmrecht haben und durch die Art der Anmeldung 
die gedachte zwingende Gesetzesvorschrift vereitelt wird. 

Wenn statutarisch kein Aktionär mehr als 10 Stimmen 
auf sich vereinigen darf, so würde ein Aktionär, der zur Er- 
langung eines grösseren Stimmrechts seine Aktien auf eine 
grössere Anzahl von Personen anmeldet, das Recht der l..e- 
gitimaticMisübertragung missbrauchen. 

In solchen Fallen liegt ein Konflikt zwischen dem Recht 

des Aktionärs auf Legitimationsübertragung und dem Rechte 
der Gesellschaft vor, dass der einzelne Aktionär in allen 
seinen rechtlichen I'r/iehungen zur Gesellschaft die gesetz- 
lichen und statutarischen Bestimmungen innehält und Treu 
und Glauben in seinem Verhältniss zur Gesellschaft nicht 
verletzt. Soweit eine \'ertretung fremder Aktien in eigenem 
Namen nur mit der Wirkung möglich ist, dass die Gesell- 
schaft durch sie in ihren durch Gesetz oder Statut geschützten 
Interessen verletzt wird, ist auch die Legitimationsübertragung 
selbst unzulässig und der Gesellschaft gegenüber rechtsun- 
wirksam. 

III. 

Vertretung fremder Aktien durch Banken oder Bankiers 
mit Rücksicht auf das Bankdepotgesetz. 

Die Generalversammlungen der Aktiengesdlschaften voll* 
ziehen sich in dem glücklicher Weise regelmässigen Fall, 
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dass die Gesellschaft gute oder wenigstens befriedigende Er- 
gebnisse erzielt» unter völliger Theilnahmlosigkeit der Ak- 
tionäre* Wenn schcHi unsere parlamentarischen Versamm- 
lungen, an denen theitzunehmen Pflicht der Abgeordneten 
ist, seit Jahren fast immer beschlussuofahig siiiid, soweit nicht 
etwas besonders Sensationelles vorliegt, so wird man ermessen 
können, wie wenig die Aktionäre, die doch nur ein Recht 
zum Besuch der Generalversammlung haben, geneigt sein 
werden, ihre Zeit der Anwesenheit in der Generalversammlung 
zu opfern oder gar zu diesem Zwecke kostspielige Reisen 
zu unterfK hmen. Der einzelne Aktionär hat auch meist ein 
zu unbedeutendes Interesse im Verhältniss zur Gesammtheit 
und ist sich des geringen Einflusses, den er durch seine Ab- 
stimmung haben könnte, bewusst. Die gesetzgeberischen 
Bestimmungen der letzten Jahrzehnte haben die Theilnahm- 
losigkeit noch gesteigert. Während früher Bilanz und Ge- 
schäftsbericht Ueberraschungen bieten konnten, müssen jetzt 
beide mehrere Wochen vorher ruisliegen, und dem Aktionär 
müssen Abdrücke bezw. Abschriften vorher zur X'erfü^ung 
gestellt wcrch-n. Zeitungsnotizen geben von den Beschlüssen 
und \'()rschh"i£j t-n des Aufsichtsraths vorher Nachricht, und 
die finanziellen Bericluerstatter besprechen vor der General- 
versammlung die X'orlagen. Die notariellen Protokolle be- 
weisen denn auch, dass mit verschwindenden Ausnahmen nur 
Vorstand und .Vufsichtsrath mit ihren nächsten Getreuen in 
der Generalversammlung erscheinen, auf V^orlesung von Bilanz 
und Geschäftsbericht verzichten und alle Vorlagen genehmigen. 
Höchstens einige andere Bankiers und Banken sind es, die 
ausserdem in der Generalversammlung vertreten zu sein 
pflegen; sonst bleibt Alles en famille. 

Man hat dieser Theilnahmlosigkeit mit verschiedenen 
Mitteln zu begegnen gesucht. Bei Generalversammlungen 
Schweizerischer lusenbahngesellschaften hat man beobachtet, 
wie die Stadt, in der die Generalversiimmlung stattfand, von 
einer Anzahl von Familienvätern mit Frau und Kindern, 
besonders Tüchtern, aufgesucht wurde. Ein Theil der 
Familienväter ist dann in der Generalversammlung wieder- 
zufinden. Dies hängt damit zusammen, dass die Eisenbahn- 
gesellschaften ihren Aktionären freie Fahrt zu den General- 
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versammluni^en gewähren, und die Aktionfirt dies durch 
Anmeldung von Aktien auf ihren Namen und auf den Namen 
ihrer Familienangehörigen ausnützen. Das angewandte Mittel 
zur Anlockung von Aktionären zur Generalversammlung ist 
jedenfalls misslich und für andere Gesellschaften als Eisen* 
bahngesellschaften nicht verwendbar. 

Als der Credit Lyonnais unliingst sein Kapital vermehren 
wollte, entschloss er sich, da ihm in anderer Weise die sta- 
tutarisch crforderlirhc \^ertretung der Hälfte des Grund- 
ka])itals nicht errcirlihar erschien, mit der KinlriHnnp^ zur 
Cieneralversamnilung jedem anwesrndrn Aktionär eine Prä- 
senzmarkf ( jeton) von i I- ratK- für jede Aktie zu ver- 
spre :hf n. ^' ) Tcher die hohe liedenklichkeit einer solchen 
Massrt-^el wird man sich nicht täuschen könnt ii. 

Mit Rück>icht auf die \ rrh;Utnissc wird es iin allge- 
meinen Interesse liegen, dass sii h einze lne Persom n bereit 
finden lassen, in den Generalversammluns^en die Interessen 
von Aktionären zu vortreten. Selbstredend kann den Aktio- 
nären nur dann gerathen werden auf eine solche \'ertretung 
einzugehen, wenn ihnen die betreffenden Persönlichkeiten 
genau bekannt sind; die Zeitungsankündigungen, in denen sich 
einzelne Personen bisweilen zur Vertretung in bestimmten 
Generalver^atTiniiungen bereit erklären, können nicht mit 
genug Vorsicht seitens des Publikums aufgenommen werden. 
Seit einer Reihe von fahren erklären sich nun aber einzelne 
Banken und Bankiers ihren Kunden gegenüber bereit der- 
artige Vertretungen allgemein zu übernehmen, und sie 
bringen diese BereitwiUigkeit dadurch zum Ausdruck, dass 
sie eine dahingehende Ermächtigung in die allgemeinen Ge- 
schäftsbedingungen aufnehmen. 

Typisch ist hierbei folgende Bestimmung, die sich bis- 
wdlen in den allgemeinen Geschäftsbedingungen findet: 

Wir sind durch Sie ermächtigt Aktien jeder Art, 
welche wir für Sie in Depot haben, in den General- 
versammlungen der betreffenden Aktiengesellschaften 
zur Ausübung des Stimmrechts zu benutzen. Sie er- 
theilen zu solcher Benutzung durch die Erklärung Ihres 

**) Vgl. Mayer in der Monatsschrift für Handelsrecht Bd. 9 S. 141. 
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Einverständnisses mit diesen allgemeinen Bestimmungen 
ein für alle Male Ihre Einwilligung, deren Einholung 
mithin im Einzelfalle nicht erforderlich ist. Wir sind in- 
dessen nicht verpflichtet von dieser Einwilligung Ge- 
brauch zu machen, ebenso wie auch Sie hierdurch nicht 
gehindert sind die uns ertheike l'rmächtigung für ein- 
zelne Falle durch rechueitige Benachrichtigung ausser 
Kraft zu setzen. 

Darüber, dass an sich eine derartige allgemeine Ermäch- 
tigung zulässig ist, kann kein Zweifel sein. Es ist aber 
neuerlich die Frage aufgetaucht, ob gegenüber sij 2 des Bank- 
depotgesetzes vom 5. Juli 1896 eine derartige allgemeine Er- 
mächtigung gültig sei, falls der Kunde nicht gewerbsmässig 
Bank- oder Geldwechsler-( Geschäfte betreibt. § 2 Abs. i des 
Bankdepotgesetzes bestimmt nämlich: 

Eine Erklärung des Hinterlegers oder Verpfänders, 
durch welche der Verwahrer oder Pfandgläubiger er- 
mächtigt wirft, aii Stelle hinterlegter oder verpfändeter 
Werthpapiere der im 5< i bezeichneten Art gleichartige 
Werth]:)aj)iere zurückzugewähren oder über die Papiere 
zu seinem Nutzen zu verfügen, ist, falls der iiinicrleger 
oder Verpfänder nicht gewerbsmässig Hank- oder Geld- 
wechsler-Geschäfte betreibt, nur gültig, soweit sie für 
das einzelne Geschäft ausdrücklich und schriftlich ab- 
gegeben wird. 

Die aus dieserGesetEesbesttmitning hergeleiteten Bedenken 
gegen die Wirksamkeit der Klausel sind unbegründet. 

Zur Vermeidung von Verwechselungen sind in den nach- 
stehenden Erörterungen folgende Bezeichnungen als technische 
gebraucht: 

1. ^^Hinterleger**: ein Hinterleger oder Verpfänder, der 
einem Kaufmann eine Aktie etc. unverschlossen zur 
Verwahrung oder als Pfand übergeben hat, 

2. nPrivatkunde**: ein Hinterleger, der nicht gewerbs- 
mässig Bank- oder Wechselgeschäfte betreibt, 

3. „Bankhaus**: der Bankier (Bank), dem die Aktien zur 
Verwahrung oder zum Pfand übergeben sind, 

4. „Depotstelle'*: die Aktiengesellschaft, bei welcher deren 
Aktien behufs Ausübung des Stimmrechts In der General- 
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versnniniliing hinterlegt werden» sowie die Bankfirmen, 
weiche die Aktiengesellschaft als Hinterlegungsstelle für 
diesen Zweck bezeichnet. Das Hinterlegen bei der 
„Depotstelie** wird entsprechend als „Deponiren*' he« 
zeichnet. 

A. Inhaberaktien. 

1. Nach Vorschrift der meisten Statuten ist die .\us- 
Übung des Stimmrechts in der Generalversammlung von der 
Depontning der Aktien abhängig. 

Wird daher das Bankhaus ermächtigt das Stimmrecht 
auszuüben, und will es von diesem Rechte Gebrauch machen, 
so mtiss es auch die Aktien deponiren dürfen. In der Er- 
mächtigung zur Vertretung in der Generalversammlung oder 
zur Ausübung des Stimmrechts muss daher bei verständiger 
Auslegung der Willenserklärung auch die Ermächtigung er- 
blickt werden, die Aktien zu diesem Zwecke bei der Depot- 
steile zu deponiren.^^) 

Der Inhalt der Ermächtigung geht weiter dahin, dass 
die Aktien auf den Namen des Bankhauses bei der Depot- 
stelle zu deponiren sind (vgl. oben S. 276). Denn die allgemeine 
Ermächtigung in den Geschäftsbedingungen hätte gar keinen 
Sinn, wenn sie nicht diesen Sinn hätte. Das Bankhaus will jedes 
Schriftwechsels und jeder Einholung einer Ermächtigung für 
die einzelnen Generalversammlungen überhoben sein. Dieser 
Zweck würde vereitelt werden, wenn die Aktien auf den 
Namen des betreffenden Privatkunden bei der Depotstelle 
deponirt werden mussten, da alsdann behufs Ausübung des 
Stimmrechts in jedem einzelnen Falle noch eine schriftliche 
Vollmacht des Privatkimden nöthig wäre. 

Hiernach muss das Bankhaus bei Benutzung der in Rede 
stehenden Ermächtigung eine Rechtshandlung vornehmen, 
bei welcher es 

a) die Aktien in die Gewahrsam eines Dritten giebt, 

b) diesem Dritten gegenüber selbst als Aktionär auftritt. 

2. Nach § I des Bankdepotgesetzes sollen Kaufleute, 
sofern sie die dort näher bezeichneten sogenannten Bank- 

Vj^l. Aktiengesetz, 2. Aufl. S. 377, H.G.B. }j ^55 Abs. 2. 

«) § 133 B.G.B. 
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depots zur Verwahrung übergeben erhalten, diese in gewisser 
Weise aufbewahren und ein Verwahrungsbuch führen, über 
dessen Einrichtung das Gesetz besondere Vorschriften enthält. 

Nach <j 2 Abs. i desselben Gesetzes kann der ..Hinter- 
leger'' im allg-emeincn mündlich oder schriftlich, ausdrücklich 
odrr stillschweigend den Verwahrer bezw. Pt'andoläubiger 
ermächti<ren, über die Papiere überhaupt und insbesondere 
auch zu seinem Nutzen zu verfügen. Ausgenommen hiervon 
ist Her Falk dass der Hinterleger nicht ^gewerbsmässig Bank- 
oder Geldwechslero-L^schäfte betreibt; die l)czü<>lichen Er- 
klärungen dieser sogenannten Privatkunden sollen nur gültig 
sein, „soweit sie für das einzelne Geschäft aus- 
drücklich und schriftlich abgegeben" werden, Wenn 
daher in den zu i a und b bezeichneten Rechtshandlungen 
eine Verfügung des Bankhauses und zwar eine „V^^rfügung*' 
„zu seinem Nutzen'' erblickt werden sollte, so würde es 
durch die von einem Privatkunden voll/.ügcnc Genehmigung 
der allgemeinen Bedingungen nicht gedeckt sein. 

3. Die Deponirung der Aktien behufs Aus- 
übung des vStimmrechts ist nicht geeignet, die 
Reclite des J'r i \at k undcn an dem Papiere otler auf 
dasselbe zu beeinträchtiiren. 

Durch die Thatsache, dass die Aktien aus dem unmittel- 
baren Gewahrsam des Bankhauses treten, wird weder an 
dem Ansprüche des Privatkunden aus dem zwischen ihm und 
dem Privatkunden bestehenden Rechtsverhältniss, noch an 
dem Eigeothumsrecht an den Aktien etwas geändert. Zum 
Verständniss dieser Thatsache muss auch hier der Unter- 
schied beachtet werden zwischen Recht und blossem Rechts- 
ausweis (Legitimationj.^^*) 

Die Legitimation knüpft sich bei Inhaberpapieren an 
den Besitz, und daher ist durch die Deponirung der Aktien 
bei der Depotstelle das Bankhaus als Aktionär gegenüber 
der Aktiengesellschaft legitimirt Durch d^e Depomruog 
wird aber das Bankhaus nicht Eigenthümer der Aktien; 
zur Herbetführung eines Eigenthumsübergangs würde ein 
nach dem massgebenden Sachenrechte rechtswirksames, hier 
nicht vorliegendes zweiseitiges Rechtsgeschäft, nämlich eine 

Vgl. Goldschmidt, System des Handelsrechts 4. Aufl. S. 165. 
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reclitscfiltigi^c Uebcrj^abe seitens des Privatkunden an das 
Bankii<iu;> in Verbindun^r mit einem IJencbun^svcrtran;' er- 
forderlich sein. li,ine solche Rechtshandlung iii^ ^^^t Er- 
mächtigung zur Deponirung bei der Depotstelle in keiner 
Weise; durch diese wird das Bankhaus nicht zum Eigen- 
thümer der Aktien gemacht, sondern nur zeitweise als 
Aktionär gegenüber der Gesdlschaft legitimirt. 

Dass die Depotstelle, welche bis zur Generatversamm- 
lung die Aktien in Verwahrung erhält, dadurch nicht Eigen- 
thum an denselben erwirbt, ist selbstverständlich. Sie kann 
aber auch kein wie immer geartetes Zurückbehaltungs- oder 
Pfandrecht an ihnen erwerben. 

Selbst wenn die Depotstelle Forderungen gegen das 
Bankhaus hätte, würde sie nicht befugt sein, ein Zurückbehal* 
tungsrecht an den deponirten Aktien auszuüben. Denn die 
Geltendmachung eines solchen hätte zur Voraussetzung, dass 
die Aktien dem Schuldner selbst gehören. Da aber diese 
Aktien nicht dem deponirenden Bankhause, sondern einem 
Dritten (nämlich dem Privatkunden) gehören, so stehen der 
Depotstelle Zurückbehaltüngsrechte an den Aktien nicht zu.^) 

Das gesetzliche Pfandrecht des Kommissionärs, Spediteurs, 
Lagerhalters oder Frachtführers würde die Depotstelle an 
den lediglich für die Generalversammlung deponirten Aktien 
schon deswegen nicht geltend machen können, weil es sich 
bei diesen Aktien nach der Natur der Sache nicht um Kom- 
missionsgut 397 H.G.B.), Speditionsgut (§ 410), I^gergut 
(§ 421) bezw. Frachtgut (§ 440) handelt. 

Uebrigens erfolgt die Deponirung der Aktien behufs 
Ausübung des Stimmrechts stets ohne Erneuerungs- und Divi- 
dendenscheine. Da aber im geschäftlichen Verkehr (Kauf, 
Pfand etc.) Aktien stets mit Erneuerungs- und Dividenden- 
Scheinen geliefert werden, so kann niemals als redlicher Er- 
werber bezw. Pfandnehmer angesehen werden, wer Aktien 
ohne dieses ihr Zubehör erworben bezw. in Pfand ge- 
nommen hat.**) 

Vgl. Entsch. des Reichsgerichts Bd. II S. i; H.G.B. § 340: Denic- 
Schrift xum eisten Entwürfe desselben S. 31 1. 

HIntsch. des Koichsgerichts BH. 36 S. 121. Der — fibrigens wenig 
glUcklicb gefasste — § 1296 B.G.B, berührt den Fall nicht. 
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Die Depotstelle könnte daher schon aus diesem Grunde 
unter keinen Umständen irgend welche Rechte an den Aktien 
erwerben. 

Die Deponirung der Aktien bei der Depotstelle 
zwecks Ausübung des Stimmrechts ist somit keine 
Rechtshandlung, durch welche die dinglichen oder 
obligatorischen Rechte des Privatkunden verletzt 
werden oder auch nur verletzt werden können. 

4. Diese Feststellung giebt die Grundlage für die Be- 
antwortung der Frage, ob in der Depcmirung ^^n^ Ver- 
fiigung** über die Aktien „zu Gunsten** des Bankhauses im 
Sinne des § 2 des Bankdepotgesetzes zu erblicken sei. 

Wie bereits oben*^) hervorgehoben, versteht das B.G.B, 
unter „Verfüguntr- dasjenige Rechtsgeschäft, durch welches 
unmittelbar ein Recht übertragen, belastet, geändert oder 
aufgehoben wird. 

Da zur Zeit der Berathung des Bankdepotgesetzes der 
Entwurf des B.G.B. Gegenstand allgemeiner Erörterung, ins- 
besondere auch bei den Reichsbehörden, war, so ist ohne 
Weiteres anzunehmen, dass dem Worte „Verfügung" im 
r?ankdepotgesetze dieselbe Bedeutung beizumessen ist. Dass 
hiernach die Anmeldung der Aktien zur Generalversammluncc 
kf-ine Verfügung" enthalten würde, bedarf nach den Aus- 
führungen zu 3 keiner näh(M-cn I ^arleq^uni^: denn es wird 
dadurch das Recht an der Aktie weder übertragen noch 
belastet noch geändert noch aulgehobcn. 

Auch nach dem besonderen Zwecke des Bankdepf^t- 
gesetzcs kann das Wort „Verfügung" im § 2 desselben keine 
andere Bedeutung haben. 

Durch das Bankdepotgesetz sollten Rechtsvorschrificn 
getroffen werden behufs grösserer Sicherheit des Publikums 
gegen Verlust hinterlegter Werthpapiere, ^-^j Diesen Zweck 
will das Gesetz auf zwei Wegen erreichen. Erstlich durch 
besondere Anordnungen, welche die geordnete Aufbewahrung 
und, behufs Klarhaltung des fremden Eigenthums, die Füh- 
rung von Depotbüchern vorschreiben. Zweitens durch die 
Vorschrift des § 2, der eine doppelte, nur unter gewissen 

Vgl. S. 27;,. 
^''} Begründung S. 75. 
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gesetzlidi besonders geordneten Voraussetzungen widerleg- 
bare gesetzliche Vermuthung enthält, nämlich dahin, dass 

a) dn depositum reguläre vorliegt, 

b) das Bankhaus über die Stucke nicht zu seinem Nutzen 
verf&gen darf. 

Die Vermuthung a) bezweckt, dem Hinterleger das 
Eigenthum der Werthpapiere gegenüber dem Bankhaus 
zu erhalten: der Privatkunde, der dem Bankhause das Eigen- 
thum übertragen und ein depositum irreguläre gewahren will, 
soll sich der Tragweite seiner Erklärung in jedem Einzelfalle 
bewusst sein. 

Durch die Vermuthung b) soll verhindert werden, dass 
dritte Personen Rechte an den Werthpapieren erwerben. 

Wie die Entstehungsgeschichte des Gesetzes beweist M), 
dachte man bei dem Verbote der ^Verfügung zu eigenem 
Nutzen" insbesondere an die dem Bankhaus elnp^eräumte 
Befttgniss zur Weiterverpfändung, durch die das Bankhaus 
zwar nicht, wie bei dem depositum irreguläre, Eigenthum 
erhält, wohl aber befugt ist, dritten Personen dingliche Rechte 
an den Werthpapieren einzuräumen und dadurch das Eigen- 
thumsrecht des Hinterlegf rs /u entwerthen oder zu vernichten. 

Nach keiner von beiden Richtungen hin enthält die De- 
ponirung der Aktit ii bei der Depotstelle eine Rechtshand- 
lungf deren Verbot das Bankdepotgesetz beabsichtigt haben 
kann. 

An dem Charakter der hinterlegten Aktien als depo- 
situm reguläre wird nichts geändert, wenn das Bankhaus 
ermächtigt wird, die hinterlegten Aktien behufs Ausübung 
des Stimmrechts bei der Depotstelle 7x1 deponiren. Denn 
auch in diesem Falle bleibt es verpflichtet, die Aktien i n * 
specie /urückzugcben. Ebensowenig erfolgt nber eine He- 
cinträchtii^ung des Eigenthunisrechts durcli die Deptinirung 
bei der Depotstelle; denn die Depotstclle als solche kann — 
wie zu 3 näher dargelegt ist — nicht einmal ein Zunickbe- 
haltungsrerht, geschweige denn ein dingliches Recht an den 
deponirten Aktien erwerlx-n. Wenn man annehmen wollte, 
dass durch den 2 des Bankdepotgesetzes auch die De- 

") Vjjl. hierzu insbcsoniK re Lu&eiisky, Bankdepotj^esetx S. 51 f.; 
Kiesser, Bank(iepotij;ei>c*tz S. 20 f. 
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pomrung der Aktien des Privatkunden für die Generalver- 
sammlung verboten sein sollte, so wurde da solches Verbot so> 
mit in keiner Weise durch die Ziele des Gesetzes gerechtfertigt 
sein. Nach dem Zwecke dieses Gesetzes müssen vielmehr 
die verbotenen „Verfügungen" bestimmt oder wenigstens ge- 
eignet sein, dem Eigenthümer der Aktien sein Eigenthum zu 
entziehen oder dies Eigenthum durch Einräumung von 
Rechten an Dritte zu entwerthen. Solche Verfügungen 
liegen aber nur dann vor, wenn das Bankhaus aus einem 
Speziesschuldner ein Genusschuldner wird, oder 
wenn es die Befugniss haben soll, dritten Personen 
dingliche Rechte an den Papieren einzuräumen. 

Dass nicht jede Rechtshandlung, durch welche ein hinter- 
legtes Werthpapier aus dem Gewahrsam des Bankhauses vor- 
übergehend in die Hände eines Dritten gelangt, als unzulässige 
Verfüouno anzusehen ist, errriebt sich auch aus § i Abs. 2 
des Gesetzes. Denn nach dieser Hestimmuno werden etwaige 
Rechte und Pflichten des X'erwahrers oder Pt'andgläubigers, im 
Interesse des } Hnterlegers oder Verpfänders \''erfüguniien oder 
Verwaltunoshandlunoen vorzunehmen, durch die Bestimmung 
des ^ I Z I nicht berührt. 

Als \^erwaltungshandlungen aber werden in der Be- 
gründung des Entwurfs (S. 77) ausdrücklich auch Fälle an- 
geführt, in denen das Bankhaus z. H. zum Zwecke der Ab- 
stempelung oder des Bezuges neuer Stücke die Papiere 
versendet. Darüber aber, in welchen F'ällen das Hankhaus 
berechtigt ist, im Interesse des Hinterlegers derartige Unter- 
brechungen der Aufbewahrung eintreten zu lassen, soll nicht 
das Bankdepotgesetz, sondern sollen die sonstigen Gesetze 
oder die vertraglichen Bestimmungen entscheiden. Eine solche 
vt-rtragiiche Bestuinnun- eniliält die oben erwähnte allgemeine 
Bedingung der Bankliauser. 

Wie bereits oben (S. 272 f.) dargelegt ist, liegt in der 
Deponirung der Aktien bei der Depotstelle eine Verwaltungs- 
handlung. 

Die Ermächtigung des Privatkunden ist also lediglich auf 
die Ausübung des Mitverwaltungsrechts an der Aktien- 
gesellschaft unter Aufrecbterhaltung seines Eigenthums an den 
Aktien gerichtet — also recht eigentlich auf eine Verwaltungs- 
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handittog im Siaae des % i Abs. 2. Da aber im § t Abs» 2 
Verfügungen und Verwaltuilgshandlungen in Gegensatz zu- 
einander gebracht w^den, so ergiebt sich daraus nach all* 
gemeinen Auslegunpfsgrundsfitzen, dass Verwaltungshand- 
lungen nicht Verfügungen im Sinne des § 3 des Gesetzes 
sein können. 

5. Selbst wenn man aber annehmen wollte, dass in der 
Depooirung und Geltendmachung des Stimmrechts eine Ver- 
fügung zu erbh'cken sei, würde es doch an sich immer nur 
um eine Verfügung im Interesse des Privatkunden 
sich handeln. Die Ausübung des Stimmrechts ist das vor- 
nehmste, ja fast das einzige Recht, das dem Aktionär behufs 
Mitwirkung bei der Verwaltung zusteht, die Gewähr- 
leistung dieses Rechtes die fortdauernde Sorge der Ge- 
setzgebung. Beauftragt der Eigenthümcr der Aktien einen 
Bevollmächtigten zwecks A\!^iibung des Stimmrechts die 
Aktien zu deponiren, so ch.iraktcrisirt sich diese Handlung 
daher stets als eine im lntcr(!sse des Eigcnthümers der 
Aktien vorgenommene, mag die Deposition auf den Namen 
des M.ichtgehers oder nut' flen Xrim<".n des BevollmächtiLften 
erlolgen s<jllen. An di; in drundcharakter der V^ertretung 
in der Generalversammlung wird auch dadurch nichts ge- 
ändert, dass etwa der Bevollmächtigte auch eigene Vortheile 
hat. Diese \^)rtheile können direkte sein (z. B. Zahlung eines 
Honorars) oder inclirekte. Letztere sind z. B. denkbar, wenn 
ein Inhaber des li.inkhauses in den Aufsiclusrath gewählt 
werden soll. Ein solcher Umstand würde die Thatsache 
nicht aus der Welt schaffen, dass die Wahrnehmung der 
Rechte des Aktieneigcnthümers in der Generalversammlung 
grundsätzlich im Interesse des Aktionärs liegt; dem gegen- 
über würde die Absicht der I'>zielung derartiger Vortheile 
als ein — rechtlich unbeachiliches — Motiv ausser Betracht 
zu lassen sein. 

6) Auch die Verfasser des Entwurfs des Bankdepot- 
gesetzes stehen nachweislich im Endergebniss auf dem dies- 
seitigen Standpunkt. Denn in den Motiven (S. 89) heisst es 
bei der Begründung der Strafvorschrift des jetzigen § 9: 

Die Benutzung von anvertrauten Aktien zur Ausübung 
des Stimmrechts in der Generalversammlung ist nicht als 

»9 
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eine rechtswidrige im Sinne des Entwurfs anzosehen, da 
es sich hierbei um einen Gebrauch der Papiere handelt, 
welcher das Eigenthum an denselben nicht berührt. Es 
verbleibt daher« soweit eine solche Benutzung ohne Ein« 
willigung des Eigenthümers und ohne Befugniss zu dessen 
Vertretung erfolgt, lediglich bei der Vorschrift des Art 24g f. 
des H.G.B. . . . 
Uebereinstimmend: Lusensky, Bankdepotgesetz S. S2 f. 
Wenn diese Sätze der amtlichen Begründung und 
Lusenskys sich^ auch nicht zum § 2 des Gesetzes, sondern 
zu den Strafbestiramungen finden, so verlieren sie dadurch 
doch nicht ihre Bedeutung für die Auslegung des § 2. Denn 
nach § 9 wird bestraft, wer über die durch das Gesetz be- 
trofienen, im § 9 näher bezeichneten Werthpapiere zum 
eigenen Nutzen oder zum Nutzen eines Andern „rechts- 
widrig" verfügt. „Rechtswidrig" würde aber namentlich 
jede Verfügung sein, welche gegen § 2 des Bankdepot- 
gesetzes verstösst. Dadurch, dass sowohl die Begründung 
des Gesetzttntwurfs, als auch der bei der Ausarbeitung des 
Gesetzes in hervorragendem Maasse thätig gewesene T usensky 
die Benutzung der Aktien zur Ausübung des Stimmrechts 
nur im Fall des Art. 249 f. (jetzt § 318) H.G.B, für ver- 
boten erachten, d, h. dann, wenn diese Benutzung ohne 
Einwilligung des Berechtigten erfolgt, erkeuiica sie an, dass 
eine solche Verwenclung der Aktien andernfalls nicht rechts- 
widrig ist, und dass sie also auch nicht gegen § 2 des Bank- 
depotgesetzes verstösst. 

7. Zu beachten ist übrigens, dass auch nach dem Bank- 
dcpot^esetz Fälle vorkommen können, in cienen der Kunde 
entweder überhaupt nicht Eigenthum an den sog. Depot- 
akiien hat oder sich doch mit der Rückgewähr anderer 
Stücke begnügen muss. 

Kauft der Kommissionär Inhaberaktien für Rechnung 

**) Anf denadben Standpunkte steht offenbar Staub H.G.B. § 4 sa 
§ 318: ^Die •EinwitUgung' kann schriftlich oder mfindtich, auch darch 
konkludente Handlungen erklärt werden. — Vorsichtige Bankhäuser bringen 

in ihre Geschfiftsordniinofen einen Passus hinein, wonach sie bcrechiig't 
sein sollen, die deponirtcn Aktien in den Generalversammlungen 2U ver- 
treteo." Eine Ausnahme für Privatkunden macht er nicht. 
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seines Kunden an, so erwirbt zunächst nur er Eigentfaum an 
den Aktien. Zur Eigenthumsübertragung auf den Kunden 
ist in diesem Falle, sofern der Bankier im Besits bleibt, 
ein constitutum possessorium erforderlich, d. h. die Verein- 
barung eines Reditsverhältnisses, yermöge dessen der Kunde 
den mittelbaren Besits erlangt (§ 939 B.G.B.). Man hat in 
feststehender Rechtsprechung in der blossen MittheEung 
der Ausfuhrung des Ankaufs ein constitutum possessorium 
nicht erblickt, und gerade deshalb ist durch das Bankdepot- 
gesetz dem Bankier regelmässig die Verpflichtung auferlegt, 
innerhalb einer Frist von 3 Tagen das constitutum possessorium 
durch Uebersendunjr des Stuckeverzeichnisses zu ersetzen 
und dadurch den Kommittenten zum Eigenthümer der be^ 
zogenen Werthpapiere zu machen.^) 

In der Zeit zwischen dem Erwerb der Aktien und 
zwischen der Weitergabe des Stückeverzeichnisses ist der 
Bankier Eigenthümer der Aktien und kann sie daher auch 
zur Generalversammlung benutzen. Sendet der Kommissionär 
kein Stückeverzeichniss, so geht auch das Eigenthum der 
Aktie nicht auf den Kunden über, mag die Uebersendung 
des Stöckeverzeichnisses mit Recht (§ 3 Abs. 2 und 3 des 
Bankdcpoti^csetzes) oder mit Unrecht unterhlciben. In beiden 
Fällen beliält dalier der Bankier das Recht, die Stücke ZUr 
GeneralversammluDg zu verwenden. 

ß. Namensaktien. 

Auch die Nanu;nsaküca sind Trätrer des in ihnen ver- 
brieften Aktienrechts. Die Besiimnuingcn des Hankdepotge- 
setzes finden auf sie in gleicher Weise Anwendung wie auf 
Inhaberaktien (.vgl. i des Gesetzes). Wetm wir daher für 
Inhaberaktien zu dem Ergel)nis kamen, dass die allgemeine 
Ermächtigung seitens des Privatkunden deswegen ausreicht, 
weil durch die Deponirung dem Kunden weder sein Eigen- 
thum entzogen noch belastet wird, so werden wir für Namens- 
aktien zu demselben Ergebniss gelangen müssen, sofern die 
glichen Voraussetzungen vorhanden sind. In der That liegt 
die Sache bei den Namensaktien theoretisch völlig gleichartig. 
Praktisch werden wir für sie drei Fälle unterscheiden müssen. 

••) Bankdepotgesetz 3 und 7, Begründung desselben S. 78. 

19* 
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1. Wenn die Aktie mit einem auf den Namen des Privat- 
kunden lautenden Vollindossament versehen ist, so kann das 
Bankhaus die für seine Legitimation in der Generalvetsamm- 
lung erforderliche Hintragung' in das Aktienbuch nidit be- 
wirken lassen, weil hierfür zunächst der Kunde die Aktien 
mit seinem Indossament versehen müsste. In einem solchen 
Falle ist nicht die Ermächtigung ungiltig, wohl aber ist es 
dem Bankhaus unm^lich, von der Ermächtigung Gebrauch 
zu machen. 

2. Wenn dagegen die Aktien mit einem Blankoindossa- 
ment des Kunden oder irgend eines früheren Aktionärs 
hinterlegt sind, so kann das Bankhaus von der Ermächtigung 
Gebrauch machen, sobald es auf Grund dieses Blankoindossa- 
ments die Eintragung in das Aktienbuch bewirken lässt. 
Denn zum Nachweis des Uebergangs der Aktie, welchen der 
§ 223 H.G.B, für die Eintragung in das Aktienbuch erfordert« 
genügt die Vorlegung der mit Blankoindossament versehenen 
Aktie.*«) Durch die Eintragung in das Aktienbuch wird an 
den Eigenthumsverhältnissen bezüglich der Aktie überhaupt 
nichts geändert. Insbesondere wird durch sie nicht etwa ein 
Eigenthumsübergang beurkundet. Dies wird übrigens 
auch durch die neue Fassung des § 223 H.G.B, klargestellt» 
wonach nicht mehr der Uebergang des Eig-enthums der Aktie 
(so Art. 183 des früheren H.G.B.\ sondern der Uebergang 
„der Aktie*' im Aktienbuch vermerkt werden soll. 

Seihst wenn man mit (loldschmidt bei Namensaktieii 
die Möglichkeit eines Dualismus zwischen der formellen Lei^i- 
timation zur Ausübung der Rechte und dem wirklichen 
Eigenthum an dem Werthpapier leugnet, '■') muss man doch 
anerkennen, dass in dem 1 j'genthumsrccht an der Namens- 
aktie durch die luntragung des Bankhauses als Aktionär in 
das Aktienbuch nichts geändert wird. Deshalb ist kein 
Grund vorhanden, weshalb die erörterte Frage nicht bei 

*') Pinner, Akiienrechi S. ii8; Staub § 223 Anm. 1. 

Staub § 223 Amn. 7. Unrichtig von Kostanecicl, Das AlcHenindotta" 
ment S. 171. 

Coldsctanidt, Miscellen zur Theorie der Werthpapiere in der Zeit- 
schrift für (las «reRammte Handelsrecht Bd. 28 S. 8a (Vermischte Schriftea 
U S. 92 f.), vgl. aber obcD S. 262. 
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Nameosakden ebenso beantwortet werden soll wie bei In- 
baberaktien. 

3, Eine etwaige Blankozession oder einen sonstigen in 
bianoo gestellten Uebertra|fungsakt würde das Bankhaus da- 
gegen nicht zu seiner Eintragung in das Aktienbuch benutzen 
dürfen. Auf Grund eines mit Blankozession vers^eoen 
Aktienbriefs darf die Umschreibung im Aktienbuch nicht er- 
folgen, da die Bestimmungen über das Blankoindossament 
auf Blankozessionen nicht übertragbar sind. Es würde daher 
zur Eintragfung in das Aktienbuch die Ausfüllung der Zession 
auf den Namen des Bankhauses erforderlich sein, und hierzu 
ist es nicht berechtigt. 

tV. Folgen rechtswidriger Vertretung von Aktien. 

Die rechtswidrige Vertretung in der Generalversamm- 
lung kann strafrechtliche und dvikechtliche Folgen haben* 

A. Strafrechtliches. 

Wenn |em<-ind ohne Einwilligung des wahren Aktionars 
als Pseudoaktionär auftritt und sich an den Abstimmungen 
beteiligt, so kann darin unter I mständen der Thatbestand des 
Hetrujres liej^en; denn jedenfalls erweckt er durch seine Hand- 
lungsweise den Anschein, dass er entweder selbst Aktionär 
sei oder doch mit Einwilligung des Aktionärs dessen Aktien 
auf seinen Namen angen\pldet habe. \n der Thätigkeit eines 
Pseudoaktionärs in der Generalversammhing kann ferner unter 
Umständen selbst dann eine strafbare Handlung liegen, wenn 
der Pseudoaktionär mit Einwilligung des wirklichen Aktionärs 
aufgetreten ist; wenn er z. B. die Aktien eines Vorstands- 
mitglieds vertritt und mit dessen Aktien für dessen Ent- 
lastung stimmt, trotzdem der Vorstand der Gesellschaft für 
irgendwelchen Schaden verantwortlich ist, so kann darin 
eine Heihulte zu dem im 31J il.Ci.li. umschriebenen Ver- 
gehen der aktienrechtlichen Untreue liegen. Das Gesetz 
hat aber zwei l'älle, in denen Jemand mit den einem 
Andern gehörigen Aktien stimmt, besonders als strafbar 
herausgehoben. 

I . Nach § 3 1 8 H.G.B, soll bestraft werden, wer die Aktien 
eines Anderen» zu dessen Vertretung er nicht befugt ist, ohne 
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dessen EinwilliguDg zur* Ausübung des Stimmrechts in der 
Generalversammlung benutzt 

Unerheblich ist hio'beif ob die widerrechtliche Benutzung 
derart erfolgt, dass der Betreffende die Aktien in eigenem 
Namen anmeldet, oder ob er ausdrücklich, aber widerrecht- 
' lieh als Vertreter des wirklichen Aktiooäis auftritt, s. B. 
durch Vorlegung dner Urkunde über eine bereits rechts- 
giltig ^derrufene Vollmacht. Reg^mässig wird allerdings 
der Missbrauch bei Vertretung fremder Aktien durch die 
Anmeldung dieser Aktien auf eigenen Namen stattfinden. 

Die gesetzliche Bestimmung, welche ihre Entstehung der 
Reichstagskommission für die Berathung des Aktiengesetzes 
vom i8. Juli 1884 verdankt, ^i^i) sollte sich vorzugsweise 
richten „gegen die in den letzten Jahren allerdings mehr 
und m^ beseitigte Praxis selbst angesehener Bankhäuser 
Stimmrechte auf den Generalversammlungen nicht blos für 
die' eigenen, sondern ohne Zustimmung der Deponenten auch 
für die bei ihnen deponirten Aktien auszuüben." Die Ein- 
willigung kann ausdrücklich oder stillschweigend geschehen. 
In der Praxis lassen sich die Banken und Bankhäuser seit 
dem Gesetz von 1884 die Genehmigung regelmässig aus- 
drucklich geben, um unter keinen Umständen mit dem Straf- 
richter in Konflikt zu kommen. Nothwendig ist dies aber 
nicht. Der Bankier z. B., dem der Kunde die Verwaltung 
seines beweghchen Vermögens ganz oder in gewissem Um- 
fange übertragen hat, wird auf Grund dieser Verwaltungs- 
befugniss regelmässig auch als ermächtigt angesehen werden 
können, die Aktien in der Generalversammlung zu vertreten. 

Naturgentass muss die Einwilligung vor der Benutzung der 
Aktien gegeben werden.*'*) Denn das Gesetz verlangt eben 
„Einwilligung**, d. h. vorherige Zustimmung (§ 183 B.G.B.). 
Durch nachträgliche Genehmigung wird möglicher Weise die 
civilrechtliche Folge der ohne Einwilligung stattgehabten 



*o) VsL Kommissioiisbericht Nd. si der Drucksachen des Reichstags 

S.Legislaturperiode 4. Session 1884 S. 35. 

Anderer Meinung: Katz, Die strafrechtlichen Ikstimmungen des 
H.G.B. S. III. Dagegen Ring, Aktiengesetz S. 718; Pinner, Aktienrecht 
S. 336; Esser, AktieagCBellschaft S. 249. 
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Betiutzuag der Aktien ausser Kraf% treten (§ 185 Abs. 2 B.G.B.)« 
aber an der Strafbarkeit kann dadurch nichts geändert 
werden. 

Massgebend ist für das Vertretungfsrccht nur das Eigen- 
thum. Das Recht auf den Besitz ist unerheblich, soweit sidi 
dies Recht auf Aktien eines „Anderen" erstreckt. Der un- 
mittelbare Besitzer (§ 86S HG.B.), der als Niessbraucher, 
Pfandgläubiger, Pächter, Mielher, Verwahrer oder in einem 
ähnlichen Verhältnisse die physische Gewalt über die Aktien 
ausübt« ist als solcher nicht zur Vertretung der Aktien be- 
rechtigt, weil er nicht Eigen thumer der Aktie, also nicht 
Aktionär ist. Bei dem Niessbraudi an einer Aktie muss 
(vgl, oben S. 269) sogar nach besonderer Bestimmung des 
Gesetzes (§ 1083 B.G.B.) der Niessbraucher dahin mitwirken, 
dass die Aktien für den Eigenthümer in der Generalvcrsamm- 
lungf angemeldet werden. Andererseits kann das Rechtsver- 
hältniss zwischen mittelbarem und unmittelbarem Besitzer ein 
derartiges sein, dass ans der Natur des Rechtsverhältnisses 
oder dem Zwecke des Rechtsgeschäfts sich die Einwilligung 
ergiebt, so z. B. wenn eine unentgeltliche Leihe der Aktien 
vorliegt (§ 598 B G.B.). 

Die Einwilligung ist niclit erforderlich, wenn ein Recht 
auf die Vertretung des Andern existirt. Wenn 7. B. bei 
einem Aktiensyndikat dem Syndikatsleiter für die Dauer 
des Syndikats das Recht der Vertretung der Aktien in der 
( leneralversammlung eingeräumt ist, so kann dieser selbst 
gegen den Widerspruch der einzelnen Syndikatsmitglieder 
die Aktien in der Generalversammlung für sich anmelden, 
da ihin der Gesellschaftsvi-rtrag (Syndikatsvertrag) dies Recht 
gewährt, sofern nicht im \'ertrage selbst den Mitgliedern der 
Widerruf der Vertretungsmacht vorbehalten ist (§§ 168, 715 
B.GB.) 

Die Anmeldung der Aktien zur Generalversammlung 
und das Auftreten für die Aktien in der Generalversamm- 
lung sind an sich auch dann nicht strafbar, wenn im Uebrigen 
die Voraussetzungen des § 318 vorliegen. Vielmehr wird 
die Strafbarkeit erst dadurch erzeugt, dass mit den Akden 
' das Stimmrecht ausgeübt wird. Enthält sich der Pseudo- 
aktkwär der Abstimmung, so werden sdne Aktien bei der 
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Abstimmung nicht mitgezählte^, die Amneldiing bleibt inso- 
fern wirkungslos und eine Bestrafung kann nicht eintreten. 

Wenn bei' dem Bankdepot der Verwahrer das Recht 
hat, gleichartige Werthpapiere an Stelle der hinterlegten 
zurückzugewähren (§ 2 des Bankdepotgeaetzes), so bleiben 
diese Werthpapiere 2war Eigenthum des Hinterlegers bis zu 
dem Zeitpunkt, in welchem etwa der Verwahrer von der 
Befugnis Gebrauch macht, und demgemäss bleiben sie auch 
bis zu diesem Zeitpunkt Aktien y,eines Anderen" im Sinne 
des § 318. Wer aber dem Verwahrer so weitgehende Rechte 
einräumt, dass dieser sich die Papiere sogar aneignen kann, 
der hat ihm damit auch das mindere Recht eingeräumt, die • 
Papiere zur Vertretung in der Generalv^sainmlung zu be- 
nutzen. 

Nicht erforderlich ist, dass Aktienurkunden zur wider- 
rechtlichen Ausübung des Stimmrechts benutzt werden. Wer 
z. B. Namensaktien weiter verkauft und weiter indossirt hat, 
macht sich einerwiderrechtlichen ^Benutzung"* fremder „Aktien'* 
schuldig, wenn er auf Grund seiner noch nicht gelöschten 
Eintragung in das Aktienbuch das Stimmrecht ausübt. 

2. Bestraft wird ferner nach § 317 H. G R. dcrjcnlg^e, der 
Aktien eines Anderen I2^egcn Entgelt l("iht und für diese das 
Stimmrecht rui-.fibt, sowie derienioe, der hierzu durch Verleihen 
der Aktien mitwirkt. Dem Zwecke des Gesetzes entsprechend 
ist nicht erforderlich, dass ein Leihgeschäft im vSinne des 
B.G.B, vorliegt, sondern es genügt die Ueberlassung der 
Aktien für die Generalversammlung zwecks Stimmabgabe, 
sofern nur derjenige, der die Stimmen ausübt, dem Eigen- 
thümer der Aktien gerade für diese Ueberlassung irgend 
welche Vermögensvortheile zuwendet. Daher ist auch der- 
jenige strafbar, der zwar die Aktien für sich anmeldet, 
aber einem Dritten Vollmacht giebt und sich dafür bezahlen 
lässt.*'^) Andererseits ist \ erboten auch ein Rechtsgeschäft, 
das sich zwar äusscrlich als Kauf darstellt, in Wahrheit 
aber eine Verpflichtung zur Zahlung des Kaufpreises und 

^) § 25t H.G.B.; Entsch. des R.G. Bd. ao S. 144. 

Uebereinstinimend Pinner S. 337. 
**) E'iser, .Aktiengesellschaft S 250, 
•*) PetcTsen Pecbmann, Aktiengesetz 629. 
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in Folge dessen auch eine Vetpflichtung zur Eigenthums* 
Übertragung nicht begründet, das ^Imehr thatsächlich nur 
auf die Verschaffung des Stimmrechts unter Erhaltung 
des bisherigen Eigenthuros gerichtet ist.^*) Reelle 
Kaufgeschäfte, z. B* Reportgeschäfte, die auch reell zur Aus- 
führung gelangeii, fallen nicht etwa deshalb unter die Straf- 
bestimmuiig, weil die Zwecke des Gesetzes hierdurch theil- 
weise umu^angen werden können. Denn hier erwirbt der 
Käufer Eigenthum und der Eigenthümer einer Aktie ist 
schlechthin zu ihrn Vertretung befugt. 

Man war sich bei dem Erlass des Gesetzes von 1884 
völlig klar darüber, ß') dass der Erwerb von Aktien zum 
Zwecke der Benutzung in der Generalversammlung im Wege 
des Reportgeschäfts erlaubt ist, weil hierbei derjenige, 
d< r in der Generalversammlung auftreten will, Eigenthümer 
der Aktien ist und nicht die erworbenen Aktien, sondern 
nur die gleiche Anzahl und Gattung von Aktien zurück- 
verkauft hat. Die Reichstagskommission erwog hierbei, 
dass dem Reportgeschäft nur wenige, in grossen Massen 
vorhandene Papiere unterliegen, die auf Zeit gehandelt 
werden, und dass das Reportgeschäft so grosse Mittel er- 
fordert, dass eine erhebliche Gefahr in der bezeichneten 
Richtung nicht zu erwarten sei. 

Die Thatsache, dass bei einem Geschät're, durch das 
der Eigenthümer der Aktien V'ermögensvortheile zieht, dem 
unmittelbaren Besitzer das .Stimmrecht übertragen wird, ge- 
nügt gleiclifalls nielit, um dies (ii-M-hüft als strafbar zu er- 
klären. So tindet sich in Tfandverträi^en bisweilen die Klausel, 
dass der Pfandgläubiger für die Üauer des Pfandverirags 
u 1^ Recht hat, die Aktien in der Generalversammlung zu 
vertreten. Derartige Klauseln sind an sich zulässig. Indessen 
ist auch nicht avisgeschlossen, dass sie unter Umständen unter 
den 317 H.G.H. fallen können. Wenn nämlich der wirth- 
schaftliche Ausgangspunkt für die Vertragschliessenden die 
Verschaffuni^ des Stimmrechts ist, und wenn in dem Pfand- 
vertrage für den Eigenihünier der Aktien Vermögensvor- 
theile festgestellt werden, wie sie üblicherweise oder nach 

«ö) Kntsch. des R.C.. Rd 3H S. 259. 
") Vgl. Kommissionsbericht S. 39. 



Digitized by Co -^v^i'- 



298 



Hermaii Veit Sfanon. 



der Natur der Sache Pfandschuidnern nicht gewährt zu 
werden pflegen, so wird anzunehmen sein, dass in Wirklich- 
keit eine Leihe gegen Entgelt zwecks Erlangung des Stimm- 
rechts beabsichtigt ist. Wer z. B. einem Aktionär, demgegen- 
über er keine Veranlassung zu einer Freigebigkeit hat, dn zins- 
freies Darlehn gegen Verpfandung von Aktien und Einräumung 
des Rechtes zur Vertretung der Aktien gewährt, wird in 
Wirklichkeit sich das Stimmrecht verschaffen und dem 
Aktionär dafür den Vermögensvortheil der unentgeltlichen 
Kapitalnutzung gewähren wollen. 

B. Ci vilrechtliches. 

Wer widerrechtlich fremde Aktien in einer Cieneralver- 
samnilunfT- vertritt oder widerrechtlich an Abstimmungen 
theilnimmt, ist für den entstandenen Schaden allgemein ver- 
antwortlich, soweit er vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt 
hat (§ 823 B.G.B.). Dies auch dann, wenn die Handlung 
nicht strafbar ist. 

Dass derjenige, der es unternimmt, widerrechtlich fremde 
Aktien zu vertreten, zur Generalversammlung nicht zugelassen 
zu werden braucht, ist bereits oben erwähnt; eine derartige 
Zurückweisung enthält aber, sofern äusserlich die Legitimation 
des Aktieninhabers vorliegt, eine Gefahr für die General- 
versammlung; denn gegenüber der durch Vollmacht oder 
durch Vorlegung der Aktien legitimirten Person muss im 
Streitfalle die General vcrhanimlung den Beweis führen, dass 
diese Person nach Gesetz oder Statut zur Vertretung der 
Aktien nicht berechtigt war (vgl. § 793 R.G.R.V 

Erfolgt eine Abstimmuiig, an der sich eine derartige 
Person bethciligt, und ist deren Stimme ausschlaggebend, so 
kann der ergangene Beschluss wegen Verletzung des Ge- 
setzes bezw. des Statuts angefochten werden. Dies insbe- 
sondere dann« wenn zur Umgehung statutarischer Stimm- 
oder VoUmaditsbeachrankungen eine L.egitimationsübertragung 
stattgefunden hatte. 

Haben an dner Abstimmung nur solche Personen theil- 
genommen, welche zwar äusserlich als Aktionäre legitimirt 
waren, sammtlich aber widerrechtlich an der Generalver- 
sammlung theilgenommen haben, weil sie weder Aktionäre 
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noch (gesetzlich und statutarisch zulässige) Vertreter von 
Aktionären waren, so ist in Wirklichkeit ein Beschluss der 
Generalversammlung nicht zustande gekommen, weil Aktio-' 
näre in der Generalversammlung überhaupt nicht vertreten 
waren. Ein solcher Scheinbeschluss ist, wenn die General- 
versanunlung nicht nach Massgabe des Gesetzes und Statuts 
berufen war, ihre Giltigkeit also von der Zustimmung aller 
Akdooäre abhängt, ohne Weiteres nichtig, ohne dass es 
erst der Erhebung der Anfechtungsklage bedarf. 

Wenn daher in dem eingangs dieser Abhandlung er- 
wähnten Fall die vier Einbrecher mit den gestohlenen Aktien 
zu einer Generalversammlung zusammentraten, so war dies 
keine wirkliche Generalversammlung; denn keiner der An- 
wesenden war A4ctionär oder Vertreter eines Aktionärs. 
Wenn daher weiter die Herren Diebe sich zu Mitgliedern des 
Aufsichtsratlis und Vorstands wählten, auch nach der General- 
versammlung mit Nachschlüsseln das Geschäftslokal der Aktien« 
gesellschaft ötineten und den Kassenbestand an sich nahmen, 
so lag ein zweiter Einbruchsdiebstahl vor. 
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Die Uebertragbarkeit der Rechte des Verlegers 
aus dem Verlagsvertrag unter Berücksichtigung 

des neuen Entwurfs eines Gesetzes über das 

Verlagsrecht 



D as Wesen der alten rdnuschen Obligation: Die Ge- 
bundenheit des Gläubigers und des Schuldners durch den 
Vertrag — obUgationum substantia in eo consistit, ut alium 
nobis adstringat ad dandum aliquid vel faciendum vel 
praestandum (Paulus) 1. 3 pr. D. de obl. et act 44,7 — bat dem 
Verkehrsbedürfniss einer späteren Zeit nicht stand halten 
können. Die Betonung des personlichen Mcnnents, dass eben 
nur ein bestimmter Gläubiger von einem bestimmten 
Schuldner die Leistung verlangen konnte, ist im Laufe der 
Rechtsentwickelung immer schwächer geworden. Die Cession 
auf der Gläubigerseite bot ein zunächst viel bekämpftes, erst 
spät zur völligen Anerkennung gelangtes Mittel, die Forderung 
zu einem Verkehrswerth zu machen. Die Möglichkeit der 
Schuldübernahme durchlöcherte das Persoiilichkeitsprinzip 
vollständig; mit der Eventualität, dass auch statt des ursprüng- 
lich bestimmten Schuldners ein anderer, natürlich nur mit 
Zustimmung des Gläubigers, in den Vertrag eintreten konnte, 
wandelte sich die Obligation strengen Rechtes vollends zu dem 
leicht bewec^lichen Forderunosreeht des modernen Verkehrs. 

Fls ist aber iiaturgemäss, dass für eine Reihe von Ver- 
trägen, bei welchen Verpflichtungen persönlicher Xatur 
übernonunen werden, das Individualitäts-Moment noch von 
ausschlaggel)ender Bedeutung geblieben ist. Hei ihnen bildet 
die Persönlichkeit der Vertratjfsschlicssenden eiju ti o w * ent- 
lichen Faktor für den X'crtraf^sinhalt, dass eine .Venderung 
in der Person der Kontrahenten unter allen Umständen eine 
Aenderung des Leistungsinhalts herbeiführen müsste. iiier 
gilt das Prinzip der Unübertragbarkeit. Die Kategorie der 
„Vertraget über Handlungen", wie sie das Landrecht in 
richtiger Würdigung ihres charakteristisch persönlichen Merk- 
mals nannte, und innerhalb ihrer, besonders die Werkver- 
dingung, zeigen dieses individuelle Moment deutlich aus- 
geprägt. 
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Als ein besonders geaiteteter Vertrag über Handlungen» 
welcher der Werkverdingiing parallel läuft, i) ist der Verlags- 
vertrag im Allgemeinen Landrecht behandelt. Hi^ Ist ein- 
leuchtend, dass gerade bei diesem Vertrag das Persönlichkeits- 
Moment eine hervorragende, ausschlaggebende Rolle spielt. 
Zunächst auf der Seite des Verfassers. Hier ist es, soweit 
es sich um eigene Leistungen des Verfassers handelt, so 
wesentlich und dem Vertrage immanent, class auch nur von 
der Möglichkeit, dem X'erleger statt des ursprünglich kontra- 
hirenden V? rf;isscrs einen anderen aufzudrängen, nicht die 
Ked^' sein kann. Ausschliesslich und allein die geistige Per- 
sönlichkeit dieses Verfassers ist es, welche für den Verleger 
in Betracht konunt. In keinem anderen Falle spielt das In- 
dividuell des Leisteaden eine so gewichtige KoUe, wie grade 
in diesem. 

Auch rmf der Seite des Verlet^i^ers tritt beim Verlags- 
vertrag das persönliche Moment sehr stark ni den V^ordergrund. 
Für den Verfasser ist es durchaus nicht gleichgültig, oh er es 
mit einem angesehenen und wohlerprobten oder einem un- 
tüchtigen und unerfahrenen Verleger zu thun hat. Die Auf- 
gabe des Verlegers ist eine zu wichtige und bedeutsame, als 
dass seine Persönlichkeit für den Verfasser nicht in mass- 
gebender Weise in Betracht käme. 

Ein näheres Eingehen auf die Natur des \'erlagsvertrags 
ergiebt, dass sein Zweck nur bei einer gedeihlichen Wechsel- 
wirkimg zwischen Verfasser und Verleger erreicht werden 
kami. Der X'erlagsvertrag ist im Allgemeinen Landrecht in 
den §§ 996 — 1023 des elften Titels Theil I behandelt. In 
Gemässheit des Art. 76 E.G. zum B.G.B, sind auch die landes- 
gesetzlichen Bestimmungen für das Verlagsrecht zunächst 
massgebend geblieben. Diese landesgesetzlichen Vorschriften 
sind vielfach lück^haft und genügen mcht mehr den An- 
schauungen und den Bedürfnissen des heutigen Verkehrs. 
Der Verlagsbuchhandel hat deshalb durch vertragsmässige 
Pestsetzung zu helfen gesucht» Eine sichere Grundlage lilr 
den Rechtsverkehr und eine angemessene Ausgleichung der 
sich gegenüberstehenden Interessen des Urhebers und des 



1) Dernbur^: Pf. Prlvaticcht Bd. a § aio Ani». 3, Dritte Anfliege 1883. 
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Verlegers ist aber nur zu gfewinoea, wenn die Beziehungen 
zwischen beiden auf dem M'cgc der Gesetzgebung neu ge^ 
ordnet werden. Dieser Aufgabe hat sich der soeben er- 
schienene Entwurf eines Gesetzes betreffend das Verlagsrecht 
gewidmet.^ 

Sowohl das Allgemeine Landrecht, als auch der Entwurf 
bringen durch ihre Bestimmungen über das Wesen des Ver- 
lagsvertrags zum Ausdruck, wieviel auf die Persönlichkeit 
des Verlegers für die Zwecke des Verlagsvertrags ankommt. 
Nach der Legaldefinition des Landrechts im § 996 besteht 
das Verlagsrecht in der Befugniss, eine Schrift durch den 
Druck zu vervielfältigen und sie auf den Messen unter die 
Buchhändler und sonst ausschliessend abzusetzen. In prin- 
zipieller Uebereinstimmung hiermit weist der Entwurf (§ t 
und 9) dem Verleger das Redit und die Pflicht zur aus- 
schliesslichen \'ervielfaltigung und Verbreitung des Werkes 
zu; der Entwurf fügt noch hinzu, dass der Verleger dies aut 
eigene Rechnung zu thun habe, um den Verlagsvertrag von 
dem Kommissionsvertrag zu scheiden. 

Also der Verleger hat das Recht und die Pflicht zur 
ausschliesslichen Vervielfältigung und Verbreitung des Werkes. 
In seine Hände ist demnach der gesammte technische und 
geschäftliche Betrieb zur Anbahnung und Ausgestaltung des 
Werkerfolges gelegt. Er kann schon bei der Vervielfälti- 
•^iing durch die Art und Anordnung der Ausstattung und 
des Druckes viel für das Werk thun. Ihm sind als dem 
Geschäftsmanne die Normen und Regeln wohlbekannt, welche 
in den Interessentenkreisen bezüglich der Ansprüche an die 
technische staltun«; des Werkes gestellt werden. Sehr 
Avichti'j und bedeutuncjsvoll ist ferner die Aufgabe, welche 
dem Verleger bei der \'erbreituni;" zufällt. Der Verleger 
wird hier mit seiner ganzen Persönlichkeit, dem Ansehen 
des Verlages, dem (jewicht seines Namens. n< i;ien i^e- 
ziehungen zu den Sortimentern, dem Wrfasser eine Oewähr 
bieten, dass er gceiij'net ist, dem Werk eme starke Ver- 
breitung zu sichern. Der Verleger ist sachverständig dafür, 
die richtige Zeit und die richtige Art des Erscheinens fest- 

^) Vi:;\. Kntwurf eines Osetzcs über da^ ^'t•rla^;srccht. Amtliche Aus- 
gabe. Berlin 1900. J. Guttentag, Verlagöbucbbandlutig, G. ro. b. H. 
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zusetzen und darüber zu befinden, ob das Werk zur Oster- 
messe oder zu Weihnachten, ob als ein einheidiches Werk 
oder in Lieferungen erscheinen solle. In allen diesen Fragen 
wird sich der Verfasser meist auf die Geschäftskenntniss des 
Verleg«:s verlassen müssen. 

Die Verleger tragen demnach zu dem Schicksal des Er- 
folges ihr wohlgemessenes Theil bei. Ihre Thätigkeit ist um 
so wichtiger, als es sich auf dem Gebiete des Verlages nicht 
um rein materielle Erfolge handelt, sondern auch ideale 
Werthe auf dem Spiele stehen. Der Verbreitung eines 
schriftstellerischen Werkes muss oft der nachbaltÜL^ste Ein- 
fiuss auf die Hebung der geistigen und sittlichen Güter bei- 
gemessen werden. Gewiss entscheidet das Genie, der Geist 
des Verfassers den endlichen Erfolg. Aber es hängt nuch 
aussarordentlicfa viel davon ab, dass dieser Erfolg schnell 
und unmittelbar eintritt. Da kommt nun die Thätigkeit des 
Verlegers in hervorragenden Betracht; man darf sie nicht 
als ein nur unterstützendes, man muss sie als ein voll- 
werthiges, bedeutungsvolles Mittel für den Erfolg des Werkes 
in Rechmiiig stellen. 

Daher hat die Frage, ob die ^'^erlagsrechte von dem 
ursprünghchen W^Hecrer auf einen andern übertrafen 
werden können, stets in der Geschichte des Verlagsrechts 
eine grosse Rolle oespielt. Man hat darüber von den ersten 
Anfängen des Verlagsrechts bis in die neueste Zeit hinein 
gestritten. Auf der Ta<resordnuno des jungest stattgehabten, 
fünlundzvvanzigsten deutschen Juristentages hat auch die 
Frage: „Soli der Verleger berechtigt sein, das Verlags- 
recht ohne Zustimmung des Autors zu übertragen?" ge- 
standen. 

Das Landrecht hat auf diese Frage eine direkte Ant- 
wort nicht gegeben. Es enthält nur im § 999, nachdem es 
eben über die Folgen eines fehlenden schriftlichen Vertrages 
gehandelt hat, die ganz allgemeine Bestimmung: „in allen 
übrigen Stücken aber sind die \ erhältnisse beider Theile 
lediglich nach den gesetzlichen Vorschriften zu beurt heilen." 
Danach hat man in der Doktrin des Freussischen Privat- 
rechts auf der einen vSeite angen<,;iiiaien, dass dem Verleger 
die Befugniss zur Ccssion ebenso zu ertheilen sei, wie über- 
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haupt aus gegenseitigen Verträgen Rechte abgetreten werden 
können, d. h. dass der ursprüngliche Erwerber des Verlags» 
rechts sich durch Cession von seinen Verpflichtungen aus 
dem Verlagsvertrage nidit einseitig befreien dürfe, also nach 
wie vor für die Erfüllung der Verbreitungspflicht hafte. ^ 
Indessen auch die gegentheilige Meinung hat in der Wissen* 
Schaft ihre Vertreter gefunden *) Jedoch muss man nach der 
ganz allgemein gehaltenen Bestimmung des § 999, die eine 
analoge Anwendung der sonstigen gesetzlichen Vorschriften 
^in allen übrigen Stücken** für beide Theile anordnet, sich 
zu derjenigen Meinung als der für das Landrecht zutreffen' 
den bdcennen, welche die Cessionsmöglichkeit annimmt. 

Die Praxis hat sich überwiegend für die Möglichkeit 
der Uebertragung ausgesprochen. Das Reichsgericht ist in 
einem Urtheil vom 6. April 1888^) dieser Auffassung auch 
beigetreten. Es führt insbesondere als Argument an, dass 
die dem Verleger obliegenden l/cistungen sdten durch seine 
alleinige Thätigkeit ausgeführt werden können, dass es ihm 
vidmehr regelmässig freistehe, die übernommenen Verpflich- 
tungen durch Gehülfen und durch Vertreter zu erfüllen. 
Bleibe hiemach der X'erleger in der Lage, die Ausführung 
des Vertrags, die Vervielfältigung und Verbreitung des 
Werkes einem anderen Verleger zu überlassen, so sei nicht 
abzusehen, weshalb ihm die Uebertragung seiner Rechte aus 
dem Verlags vertrage versagt werden solle. 

Der Entwurf eines neuen Verlagsrechts schliesst sich im 
30 der Auffassung von der l^ebertragbarkeit des Verleger» 
rechts an. Dieser Paragraph bestimmt im Abs. i: 

„Die Rechte des Verlegers aus fkm \'^erlagsvertrage 
sind übertragbar. Die dem Verleger obliejjj^ende Ver- 
vielCäki^uitg iinrl \^erbreitung kann auch durch den 
Rechtsnachfolger eriolgen.** 

Vv^]^ Förster- r*>. !U^ IV. Privafrcrht II 135 S. 158, 4. Auflas:*'; 
üernburg, Pr Privairci ht Hei, Ii §210 b, noo c; Wächter, Das Verlagsrecht 
mit Bitischlass der Lehren von dem Verlagsvertrag und Nachdruck, 2. Ab' 
theilung, 1^57« t^5^ S. 368 ff.; Klostermann, Das geistts;e Eipentbura an 

Schriften, Kunstwerken und Krtin<Iunjijen 1. Rd., 1867 S. 335. 

*) VtT;^!. Ilinsrhiu- in licr juri'^ti-M hcn W'i n fuT.si lirift von 1840, S. 305. 
Kutscheiüungcn den Reicbägeiichts in Strat^achen lid, 17 S. 368 fiT. 

ao* 
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Damit ist die Uebertragbarkdt voll anerkannt und sdiarf 
zum Ausdruck gebracht, dass der Verfasser sich die Er- 
füllung des Verlagsvertrags durch den Rechtsnachfolger ge- 
fallen lassen xnuss. 

Die Erläuterungen begründen den Standpunkt des Ent- 
wurfs damit '^), dass hier auch die Interessen des Verlegers 
mit zur Erwägung herangezogen werden müssten. Diese 
Interessen verlangen es, wie die Erlauterungen ausfuhren» 
dass er der Möglichkeit nicht beraubt wird, seine Rechte 
aus den einzelnen Verlagsvertragen im Wege der Verausse- 
rung zu verwerthen. Die Verhältnisse können es mit sich 
bringen, dass der Verleger sich genöthigt sieht, sein Ge- 
schäft aufzugeben oder einzuschränken, die Richtung seiner 
Verlagsthätigkeit zu ändern oder auch nur den Verlag eines 
einzelnen Werks ei nein andern Verleger zu übertragen, der 
die Herausgabe eines Konkurrenzwerks in Aussicht stellt, 
oder der alle späteren Werke des Verfassers in Verlag 
genommen hat. 

Schliesslich darf aber, wie die Erläuterungen weiter be- 
tonen, bei der Entscheidung der Frage, ob die Uebertrag- 
barkeit der durch den Verlagsvertrag begründeten Rechte 
des Verlegere anerkannt werden soll, auch das Verhältniss 
des Verlegers zu seinen Gläubigern nicht unberücksichtigt 
bleiben. Die Verlagsrechte bilden einen wesentlichen Be- 
standtheil seines Vcrmöoff^ns und damit eine Grundlage für 
seinen Kredit. Wird die Uebertragbarkeit seiner Rechte 
ausgeschlossen, ^^o ist die Folge, dass auch im Zwangsvoll- 
strccknngsvertahren die Befriedigung der Gläubiger nicht 
durch \"eräusserung der Verlagsrechte, sondern nur durch 
Anordnung einer Verwaltung erfolgen kann (§ 857 Abs. 4, 5 
C.P.O.), Den Gläubigern wird danach die Möglichkeit, aus 
den Verlagsrechten Befriedigung zu erlangen, aufs Aeusserste 
erschwert, und diese Erschwerung wird nothwendig auf die 
Kreditfähigkeit des Verlegers nachtheilig wirken. 

Was nun zunächst das Argument des Reichsgerichts an- 
betrifft, so wird man es nicht als ausschlaggebend für die 
Bejahung der . Uebertragbarkeit annehmen können. Uass es 

*j Vgl. Eiuw. S. 41 ff. 
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dem Verleger freisteht, seine Verpflichtungen durch Gehülfen 
und Vertreter cu'füUeii zu lassf-n, ändert nichts an seiner 
X'ertragspflicht gegenüber dem Verfasser, diese Handlungen 
des Dritten mit dem eigenen Namen, der eigenen Autorität 
und der eigenen Verantwortlichkeit zu decken. Ebenso wie 
dem Verleger, wird es auch dem Verfasser regelmässig frei- 
stehen, und als noth wendig von ihm empfunden werden, 
Gehülfen heranzuziehen für Arbeiten mehr technischer Art, 
wie Bücherausziige, Korrektur, Register, ohne dass doch da- 
durch die Ansicht begründet werden kann, der \ erfasser 
könne dem Verleger einen anderen Autor an seiner Statt 
zuweisen. 

Die Erläuterungen heben (zu den ijs^ 2 und 3) als leiten- 
de^ Prinzip des Entwurfs hervor, in dem geschäftlichen \'er- 
kehr /wischen dem \'erle(jer und dem Autor sei der Vcr- 
leger rei^dmässiu- der i;eschärtserfahrcne und häufig auch 
der wirthschaftlich stärkere Theil, es müsse sich daher im 
Zweiicl das (iesetz zu Gunsten des Verfassers entschei- 
den. In den l)errits citirten l^rörterungen zur l'ebertragbar- 
keit des Verlei^crrechts scheint jedoch auf den ersten Blick 
gerade das umgekehrte Prinzip zur Herrschaft gelangt zu 
sein. Die Motive geben zwei Grunde ökonomischer Natur 
an, welrlic den Interessen des Verlegers entsprechen, und 
darauf abzielen, den Kapitalwerth der X'erlegerrechte mög- 
lichst zu einem mobilen leicht zu veräussernden \'ermögens- 
theil zu machen. Die Interessen des Verfassers sind schein- 
bar garnichi berücksichtigt. 

Aber auch nur scheinbar. In Wirklichkeit liegt näm- 
lich die Möglichkeit der Uebertragbarkeit gleichermassen im 
Interesse des Verfassers, wie des Verlegers. Es ist oben 
ausgeführt, von welcher Bedeutung das persönliche Moment 
auf der Verlegerseite ist. Aber dies persönliche Moment 
darf nicht in* dem Grade überschätzt werden, dass es zu 
einer Fessel für die Vertragsschliessenden wird. Die Ver- 
änderung der wirthschaftlichen Lage, Krankheit, Verminde- 
rung der Arbeitsfähigkeit des Verlegers wird es für den 
Verfasser sehr oft rathlich erscheinen lassen, dass das Ver- 
lagsrecht von dem ursprünglich gewonnenen Verleger auf 
einen anderen ubertragen wird. Dem ganzen Geschäfts- 
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verkehr zwischen Verfasser und \'erleirer wurde diese strikte 
Gebundenheit, diese Unabänderlichkeit des Vertragsverhält- 
msses auch in der Person des Verlej^ers sehr hemmend sein. 
Der Verleger würde seine Unternehmungen unter dem 
Zwang^e dieses Postulats einschränken müssen. Denn er 
wäre ja dann an Verlagsverträge, wenn er sie einmal ge- 
schlossen, auf die Dauer gekettet, selbst wenn sich die Mög- 
lichkeit böte, d:^ss sie durch andere Verleger besser und 
prompter erfüllt werden könnten. 

Diesen Gründen geoenüber ist auch die von den Ver- 
fassern geltend gemachte l'jnwendung, dass im Falle der 
Uehrrtragung auch äusserlich das Werk in einem anderen 
Verlage, also unter der Firma eines fremden Verlegers er- 
scheint, nicht' stichhaltig. An sich ist ohne weiteres zuzu- 
geben, dass es für den Verfasser etwas durchaus anderes 
bedeutet, ob sein Werk bei Brockhaus oder bei Cotta, oder 
unter der Flagge irgend eines unbekannten X oder Y er- 
scheint, und es mag den Verfassern nicht recht sein, wenn 
sie durch die Cession das klangvolle Etikett eines wohl- 
renommirten Verlegernamens verlieren. Allein die Verfasser 
mü.ssen, da es sich bei dem Vcrlagsvertrage doch auch um 
geschäftliche Dinge handelt, sich darin finden, dass die ge- 
schäftliche Dispositionsmöglichkeit des Verlegers geschützt 
wird. Im letzten Grunde kommt diese, wenn der einzelne 
Verfasser im einzelnen Falle auch momentan darun er zu 
leiden hat, doch allen Verfassern zu gute. 

Das ökonomische Interesse gebietet also beiden Theilen, 
die Uebertragbarkeit des Verlegerrechts, nicht abzulehnen. 
Juristisch lässt sich gegen die Cession des Verlegerrechts, als 
des Rechtes aus einem gegenseitigen Vertrag in den Grenzen, 
welche durch die Natur dieses Vertrags gezogen sind, nichts 
einwenden. Der Uebergang auf dem Wege des Erbrechts 
stand v<Mi jeher fest. Die Erläuterungoi zu 'den 30, 31 
beginnen damit, dass die Vererblichkeit der Rechte des 
Verlegers aus dem Verlagsvertrag unbetritten anerkannt sei, 
sodass es einer besonderen Vorschrift in dieser Beziehung 
nicht bedürfe. Es liegt auch kein Anlass vor, die Ueber- 
gangsmöglichkeit im Wege der Singularsuczession für den 
vorliegenden Fall auszuschliessen. Man kann sehr wohl den 
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Fall setzen, dass die Erben eines \'erlerrerf; absolut unsach- 
verstfmdi^ sind. Trotzdem gehen im Erbfalle die Verlags- 
rechte auf sie über. Und ein solcher Uebergang sollte nicht 
möglich sein, wenn der Verleger selbst bei seinen Lebzeiten 
einen CessionaTi gewiss nicht ohne vorausgegangene Berück* 
sichtigung seiner Eigenschaften, gewählt hat? 

Die Gutachter, wrlrhe dem Juristentage ül)er die Frage 
der Uebertragbarkeit Bericht erstattet haben, Osterrieth 
und Richard Alexander - Katz,') haben sich auf den 
Standpunkt der l nübertragbarkeit des Verlegerrechts ge- 
stellt. Aber wfihrend Osterrieth sich daliin ausspricht, 

dass die Uebertragung des Verlagsrechts vom Verleger 
auf Dritte de leoe ferenda grundsätzlich von der Ge- 
nehmij^ung des l rhel)ers abhäni^ig^ zu machen ist, 
will Alexander-Kat/. nur gesetzlich tixirt wissen, 

dass der N'erlai^svertrajX im Zweifel als auf Seiten des 
Verlegers nicht übertragbar zu «_'elten hat. 
Beide Gutachten betonen in überwiegendem Maasse die 
Interessen des Autors.^) 

^) Vergl. Verhandlungen des FOnfttodtwatizigsten Deutschen Juristen» 
tafes. Herauägfegeben von dem SchrißfDhreranite der ständigen Deputation. 
Zweiter Band. Berlin 1900 S. 147—175 und 183 — 207. 

*) Dpf lurisfentaj^ schlns'; sich den strikten 'l'hesen der ( iiitachtcr 
nicht an. Die Berichterstatter haben dann schiieshlich, in wesentlicher 
Ueberelnstinunung mit einem Antrage Herman Veit Simons, selbst 
folgenden Antrag gestellt: 

Die IJebcrtra^iung^ den Verlajisrcchts durch den Verleger an 
Dritte' k;inii tiirbi ohne Kinwillig-unq <\('< Verfassers erfolgen. Der 
Verfasser ist seinerseits zur Krtheilung der Einwilligung verpflichtet, 
es sei denn, dass ihm mit Rücksicht auf die Umstände des Falles, 
insbesondere auf den Ruf und die VermAgensverhältnisse des Dritten, 
dem abertragen werden soll, dies nicht sugemuthet werden kann. 
Eine .Abänderung dieser Bestimmung ist nur gültig, wenn sie aus> 
drücklich und schriftlich vereinhart wurde. 
Dieser Antrag gelangte zur Annahme. Der Standpunkt des Juristea- 
tages kommt demnach der Auffassung des Entwürfe trotc der abweichenden 
Fassung sehr nahe ; da die Verfasser ftir die Regel verpflichtet sein sollen, 
der Uebertragung des Verlegerrechts zuzustimmen, wäre die Uebertrag- 
barkeit des Verlpj;ferr<*chts für die Me-hr/ahl aller Frille ^e^ichert, Besondere 
Umstände, insbesondere Ruf und Vt riin »ijcnsx crhältnlssc' dt s I^ritten, werden 
in den seltensten Fällen so wenig vertrauenerweckend sein, dass dem Ver- 
fasser die Zustimmung nicht zugemuthet werden kann. 
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Die bereits erörterten gewichtigen Gründe, aus denen 
auch auf Seiten des Verlegers dem persönlichen Moment ein 

gcwichtio;er Einfluss eingeräumt werden muss, lassen es jedoch 
unbedingt angezeigt erscheinen, dass auch das Interesse des 
Verfassers bei l 'ebertragung des \''erlegerrechts nach Mög- 
liehkeit gewahrt wird. Der Entwurf hat es auch in dieser 
Richtung an Bemühungen, den berechtigteji Forderungen 
nachzukommen, niclit fehlen lassen. 

Zunächst enthält der § 31 als ganz allgemeines Korrektiv 
die Bestimmung, dass die Uebertragbarkeit vertraglich 
ausgeschlossen werden kann. Demnach hat der Verfasser 
ein Mittel, seinen Verleger dauernd festzuhalten. Indessen 
wird sich kaum ein Verleger bereit linden lassen, eine solche 
hemmende Bestimmung in den Vertrag aufzunehmen, jedoch 
wird der Verfasser auf Grund dieser Bestimmung gewisse 
Modalitäten bezüglich der Uebertragbarkeit festlegen können. 
So wird die Mehrzahl der Verfasser ein Interesse daran 
haben, dass das Verlagsrecht nur von den Verlegern eines 
bestimmten Geschäftszweiges, eines Sonder faches ausgeübt 
werde. Es wird also stipuUrt werden können, dass der Ver- 
leger eines musikalischen Werkes z. H. gehalten sein solle, 
das Verlegerrecht nur an einen anderen musikalischen, nicht 
etwa an einen blos literarischen Verleger zu cediren. Auch 
wird vielfach die Uebertragung binnen einer bestimmten Frist 
ausgeschlossen werden. Jedenfalls hat es in Gemässheit des 
§81 der Verfasser in der Hand, sein Interesse an der Per- 
sönlichkeit des Verfassers so weitgehend wie möglich zum 
Ausdrucke zu briagen. 

Der neue Entwurf kommt den Rechten der Verfasser 
aber noch weiter entgegen. Er bestimmt im i. Absatz 
des § 39: 

Bis zur Ablieferung des Werkes ist der Verfasser 
berechtigt, von dem Verlags vertrage zurückzutretm, wenn 
der Verleger seine Rechte einem Dritten auf Grund 
eines Kaufvertrages überträgt, der nur über &me\ne 
Werke geschlossen wird. 

Das hier konstituirte Rücktrittsrecht ist also dreifach be- 
grenzt« Zunächst zdtlich! Der Rücktritt darf nur bis zur Ab- 
lieferung des Werkes erfolgen. Sodann sachlich in doppelter 
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Richtung: es muss ein Kaufvertrag und zwar ein solcher 
über einzelne Werke vorliegen. 

Mit der zeitlichen Begrenzung wird man sich einver- 
standen erklären können. Der Verleger hat, wie die Erläute- 
rungen-') ausführen, vor der Ablieferung des Werkes in der 
Regel weder Kosten noch Arbeit aufgewendet, da mit der Ver- 
vielfältigung erst nach der Ablieferung begonnen werden kann. 
Krhebliche \'ermögensinteressen auf Seiten des Verlegers stehen 
mithin vor der Ab ieferung nicht auf dem Spiele. Im Wesent- 
lichen ist es nur eine Aussicht ;uif Cjewinn, welche der \'er- 
IcL' fT durch den Kückritt verliert. 1* ür den \'erfasser ist es 
rdlerdini^s bedeutungsvoll, dass er vom Heginn der W'rviel- 
fältigung an nicht mehr /urücktreten kann. Allein man muss, 
wenn man gerecht (he hiteressen des \'erfassers und des 
Verlegers gegeneinander al)\\ agt, zu einem der Regelung des 
Entwurfs günstigen Resultate gelangen, degcn eine Erweite- 
rung cies Rücktrittsrechts über die Ablieferung hinaus 
sprechen nach den zutreffenden Ausführungen der Motive 
alle die Gründe, welche für die Uebertragb irkeit des Ver- 
legerrechts geltend gemacln worden sind. Der Verleger, der 
sich genöthigt sieht, srin (jeschäft oder einzelne X'erlags- 
reclue zu \ eräussern, darf nicht der defahr ausgesetzt werden, 
dass ihm wcrthvolle Bestandtheile Steines Geschäftsvermögens 
durch ein Rücktrittsrecht drs X'erfassers entzogen werden. 
-N.imentlich im Konkurs der W riegers würde dies zu den er- 
heblichsten Missstfinden führen. Durch das Zugeständniss 
eines Rüchtrittsrechts über die Ablieferung hinaus würde 
das Verfügungsrecht des Verlegers fast illusorisch werden. 

Das Rücktrittsrecht ist ferner auf den Fall beschränkt, 
dass einzelne Verlagsrechte den Gegenstand der Veräusse- 
rung bilden. Wird also das ganze Geschäft von einem 
Dritten übernommen, so cessitt das Recht zum Rücktritt. 
Hier ist offenbar auch die Rücksicht massgebend gewesen, 
den Verleger durch drohende Vertragslösungen nicht in der 
Verfügung über sein Vermögen einzuengen. Der totale Ge- 
schäftsubergang wird meistens von widitigen Gründen finan- 
zieller oder persönlicher Art diktirt sein. Die Möglichkeit, 
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ein Verlagsgeschaft im Ganzen zu veräussern, würde nahezu 
schwinden, wenn der Rechtsnachfolger befürchten müsste, 
dass eine Reihe von bereits perfekten, vielleicht sehr wich- 
tigen Verlagsverträgen rückgängig würde. 

Was nun unter diesen „einzelnen Rechten** zu verstehen 
ist, wird vielfach Thatfragc sein und von den besonderen 
Umständen des Falles abhängen. Es giebt eine Anzahl 
grosser Verlagshandlungen, die sich aus einer Reihe von 
Abtheilungen, etwa einer historischen, juristischen, sozial- 
ökonomischen zusammensetzen. Wie ist es nun, wenn eine 
dieser Abtheilung-en an einem anderen Verleger veräussert 
wird? Kann man hier von der Veräusserung ,einzelner Werke' 
sprechen und wird der Verfasser, dessen Werk einer dieser 
Abtheilungen ancr<"hön, nunmehr seinen Rücktritt erklären 
können? Diese l'rage dürfte zu verneinen sein. Jede der 
Abtheilungen bildet dann eben ein Geschäftsganzes für sich» 
und es wird nicht einf* Anzahl einzelner Werke, sondern ein 
zusammengehöriger Inbegriff veräussert. 

Der Entwurf giebt das Rücktrittsrecht nur beim Vor- 
liegen eines Kaufvertrages. Dafür ist ein innerer Grund 
nicht abzusehen. Es liegt kein Anlass vor, das Rücktritts- 
recht dem Verfasser zu nehmen, wenn eine Veräusserung 
durch Schenkung oder durch sonstigen Vertrag unter Leben- 
den vorliegt. Der Kaufvertrag ist, um die Rechtssprache 
des Landrechts zu gebrauchen, nur einer der Titel, welche 
der Veräusserung zu Grunde liegen können. Der Verfasser 
soll hier davor geschützt w^erden, sich einen neuen Verleger 
gefallen /.u lassen. Warum sollte es darauf ankommen, dass 
der neue Verleger grade durch einen Kaufvertrag Rechts- 
nachfolger des alten geworden ist? Es hiesse die Rechte 
des Verfassers in unzulässiger Weise beschneiden, wenn diese 
willkürliche Beschränkung zum Gesetz würde. 

Aus dem Kreise der Schriftsteller war die Frage ange- 
regt worden, ob nicht den Verfassern <&r den Fall der 
Uebertragung ein ganz allgemetnes Rücktrittsrecht gewährt 
werden könne. Der Entwurf ist dieser Anregung nur in 
dem beschränkten Umfange des § 3 1 gefolgt. Und mit Recht. 
Entweder wurde die Uebertragbarkeit vom Entwurf akzepdrt 
oder nicht. Liess er sie zu, gewährte aber ein so weitge- 
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heodes und umfassendes Rücktrittsrecht, so verlor die Uebcr- 
tragbarkeit vollständig ao Werth und wurde zu einem inhalt- 
losen Wort. Denn ein c^ao* freies Rücktrittsrecht des Ver- 
fassers im Falle der Uebertragung würde es ganz unmöglich 
machen, dass der \% rlcger überhaupt einen Cessionar findet. 
Wer sollte sich auch darauf einlassen, ein einzeloes Verlags- 
recht oder einen Gesammtverlag zu kaufen, wenn di^^ Ver- 
fasser vollkommen frei berechtigt wären, dann ihre Verträge 
aufzulösen! Nachdem der Entwurf die Cessionsmöglichkeit 
ausgesprochen hatte, musste er auch die Konsequenzen seiner 
Auflassung ziehen. 

Das letzte, wirksamste- Schutzmittel f^egen die l^cber- 
tragung des Verlegerrechts ergiebt sich aus dem Wesen des 
zweiseitigen Vertrags. Self)'^t\'f'rst;uulHch kann sirh der 
Verleger durch die Uebertragung nicht einseitig von seiner 
Verpflichtung, das Werk 7.n vervielfältigen und zu ver- 
breiten, befreien. Er haftet vielmehr nach wie vor für die 
Erfüllung dieser Pflichten. 

Dem V^erfasser gegenüber bleibt er zur \'ervielfältigung 
verpflichtet und steht für sie ein, freilich mit der bereits oben 
erörterten Massgabe, dass der Verfasser sich zunächst die 
F.rfüllung durch den Rechtsnachfolger gefallen lassen muss 
(§ 30 Abs. r Satz 2 des Imtwurfs). In dem Rechtsnachfolger 
gewinnt der Verfasser unter der Voraussetzung, dass letzterer 
dem Verleger gegenüber die Verpflichtung zur Vervielfältigung 
und Verbreitung des Werkes übernommen hat, einen zweiten 
Schuldner. 

Der 30 <\.bs. 2 besiinunt nämlich: l eberninimt der 
Rechtsnachfolger dem V erleger gegenüljer die Verpflichtung, 
das Werk zu vervielfältigen und zu verbreiten, so haftet er 
dem Verfasser für die Erfüllung der aus dem Verlags vertrage 
sich ergebenden Verbindlichkeiten neben dem Verleger als 
Gesammcschuldner. Die Haftung erstreckt sich nicht auf 
eine bereits begründete Verpfllichtung zum Schadensersätze. 

Es ist hiernach ein neuer gesetzlicher Fall des Vertrags 
zu Gunsten eines Dritten ohne dessen Beitritt statulrt (§§ 328ff. 
B.G.B.). Der Verfasser hat statt eines Schuldners zwei, 
welche ihm als Gesammtschuldner haften. Durch diese Art 
der Regelung wird dem Verfasser die Durchfuhrung seiner 
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Ansprüche insofern erleichtert, als er unmittelbar auch an 
den neuen Verleger sich zu halten berechtigt ist. Kur den 
neuen Verleg-cr ist durch diese Bestimmung eine gesetzlich 
geschaffene Eilüllungsübernahme kreirt. Er haftet dem Ver- 
fasser in dem Gesammtumfange der Verbindlichkeiten seines 
Rechts Vorgängers. Nur eine bereits begründete Verpflichtung 
zum Schadensersatz trifft ihn nicht. 

Auf das durch den 30 des Entwurfs g-cschaft'cne Ge- 
sammtschuldverhältniss linden die eiiischlä'j:igea Vorschriften 
des Bür2,erlichen Gesetzbuchs Anwendung. 

Nach 5J 42T B G.B, schulden sowohl der alte, als der neue 
Verleger df-m Verfasser die gesammte Vertragserfüllung. In 
das Belieben des \'erfassers Ist es oestcllt, ob er die Leistung 
von jedem Verletrer ganz oder tiieilweise fordern will. Also 
wird der Verfasser z. B. von dem Rechtsnachfolger die blosse 
Vervielfältigung, d. h. die fierstellung des Werkes in dem 
ausbedungenem Umfang und der vereinbarten oder an- 
gemessenen Art, aber die Verbreitung von seinem ursprüng- 
lichen Kontrahenten verlangen dürfen. 

Hat der Verfasser die gesammte Erfüllung des Vertrags 
von dem neuen Wrleger entgegengenommen, so hört damit 
die Verbindlichkeit des allen Verlegers auf Der § 422 
B.G.B. Abs. I Satz i bestimmt: die l'.rfüllung durch einen 
Gesammtschuldner wirkt auch für die übrigen 

Im Falle mangelhafter EriLilking seitens des neuen Ver- 
legers hat der Verfasser die aus dem >j 34 des Entwurfs sich 
ergebenden Rechte auch gegen den alten Verleger. Er kann, 
falls das Werk nicht vertragsmässig vervielfältigt oder ver- 
breitet wird, dem alten Verleger die Fristen des § 33 zwecks 
Verbesserung der Mängel setzen und die anderen sich aus 
dieser Bestimmung ergebenden Rechte ausüben. 

Der Verzag des Verfassers dem neuen Verleger gegen* 
über giebt auch dem alten Verleger die Befugnisse aus dem 
§ 33 des Entwurfs (§ 424 B.G.B.). 

Vereinbart der Verfasser mit dem neuen Verleger einen 
Erlass, so wirkt das im Zweifel auch zu Gunsten des alten 
Verlegers, so insbesondere, wenn der Verfasser dem neuen 
Verleger gegenüber auf einen Theil oder auf das ganze 
Honorar verzichtet hat, vielleicbt weil sich hinterher Umstände 
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ergaben« z. B. mangelnder Erfi^g des Buches oder schlechte 
Konjunktur, die einen solchen Erlass geboten erscheinen 
lassen (§ 423 B.G.B.). 

Besonders hervorzuheben sind die Folgen, wdche sich 
aus dem § 435 B.G.B. ergeben, namendich soweit der Verzug 
und das Veischulden des neuen Verlegers in Betracht kommt. 
Nach § 435 wirken andere, als die in den §§ 433—424 be* 
zeichneten Thatsachen, soweit sich nicht aus dem Schuld- 
veriiältniss ein anderes ergiebt, nur lur und gegen den Ge- 
sammtschuldner, in dessen Person sie eintraten. Dies gilt 
insbesondere von der Kündigung, dem Verzuge, dem Ver- 
schulden, \'on der l^nmöglichkeit der Leistung in der Person 
eines Gesammtschuldners, von der Verjährung, deren Unter- 
brechung^ und Hemmung von der Vereinigung der Forderung 
mit der Schuld und von dem rechtskräftigen Unheil. 

Was zunächst tlen Verzug und das Verschulden anbe- 
trifft, so hat der Verfasser, wenn der neue Verleger im \''er- 
zuge ist oder wenn diesen ein Verschulden trifft, nicht etwa 
die Rechte aus den 33, 34 auch gegen den alten Verleger. 
Durch Mahnungen dem neuen \'erleger gegenüber kommt 
nur dieser in Verzug. Der Verfasser kann auf Grund dieser 
Mahnung nicht etwa dem alten Verleger die Fristen des § 33 
setzen. 

Ebensowenig kann er den ursprünglichen Verleger in 
Anspruch nehnu n, \v« il d< n neuen Verleger ein Verschulden 
in Bezug auf die \ erbreituno und Vervielfältigung trifft. 

Was die Kündigung anbetrifft, so wird in Gemässheit des 
§425 B.G.I5. durch die an einen Ge^^aramtschuldner oder von 
einem derselben erfolgende Kündigung nur die Verbindlich- 
keit dieses Gesammtschuldners, nicht die der übrigen Ge- 
sammtschuldner fällig. Der Entwurf sieht im § 20 ein be- 
sonders geartetes Kündigungsrecht des X'erlegers vor. Macht 
der neue Verleger von demselben (iebrauch, so wird da- 
durch der erste Verleger nicht auch frei. \'ielmehr wird er 
noch besonders dem Verfasser gegenüber kündigen müssen. 

Bezüglich der Verjährung ist besonders hervorzuheben, 
dass, wenn tler \''erfasser dem neuen X'erleger Stundung 

Planck: Rürs^erliches Gesetzbuch nebst fiinfiihruDgsgesetz. 2. Auf- 
lage iä98. Lieferung; 3 S. 213 AT. 
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gewährt, dadurch nicht der Beginn der Verjährung gegen- 
über dem alten Verleger gehemmt wird. 

Ein Fall der Vereinigung von Forderung und Schuld in 
einer Persönlichkeit wird sich auch im Verlagsrecht selten 
ereignen. Es kommt nicht allzu oft vor, dass der Vater 
seine Werke bei seinem Sohn erscheinen lässt, wie z. B. 
Theodor Fontane bei F. Fontane. Vereinigt sich etwa durch 
Erbgang das Verfasserredit mit dem Rechte des neuen Ver- 
legers, so erlischt zwar dieses Schuldverhältniss, insoweit 
der Verfasser nicht sein eigener Gläubiger und Schuldner 
sein kann. Dagegen bleibt der Verlagsvertrag mit dem 
ersten Verleger in Kraft 

Dass ein Urtheil in einem Rechtsstreit zwischen dem 
neuen Verleger und dem Verfasser nicht auch gegen den 
früheren Verleger wirkt, folgt aus dem Grundsatz, dass das 
Urtheil nur Recht schafft zwischen den Parteien. 

Die Req^elung, welche der Entwurf der Fra^e der 
Uebertragbarkeit des Verleoerrcchts angedeihen lic^s. mnss 
als eine befriedigende bezeichnt t werden. Der Entwuri hat 
es in sachgemässer Weise verstanden, auf der Basis der 
modernen Verkehrsforderungen die Interessen des Verfassers 
und Verlegers gleichermasscn zu berücksichtigen und die 
berechtigten I'V)rderungen beider Theile zu befriedigen. Die 
Uebertragbarkeit des \'crh'gerrechts kann in den Schranken 
des Entwurfs kaum schädüche Folgen zeitigen. So schwer 
es auch hier, wne immer, ist, Licht und Schatten nach beiden 
vS( iten hin gleichmässig zu vertheilen: der Entwurf hat sich 
mit gutem Erfolge bestrebt, es zu thun. 
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LiXL den bemerkenswerthesten Aenderungen des Aktiea- 
rechts im neuen deutschen Handelsgesetzbuchc gehört die 
Bestunmung im § 212 dieses Gesetzes, welche Jautet: 

Neben den Kapitaleinlagen kann im Gesellscfaafts- 
vertrage den Aktkwären die Verpflichtung zu wieder- 
kehrenden, nicht in Geld bestehenden Leistungen auf- 
erlegt werden, sofern die Uebertragung der Antheils- 
rechte an die Zustimmung der Gesellschaft gebunden ' 
ist. Die VerpflidituDg und der Umfang der Leistungen 
müssen aus den Aktien oder Interimsscheinen zu er- 
sehen sein. 

Im Gesellschaftsvertrage können für den Fall, dass 
die Verpflichtung nicht oder nicht gehörig erfüllt wird, 
Vertragsstrafen festgesetzt werden. 

Im GeseUschaftsvertrage kann bestimmt werden, 
dass die Gesellschaft die Zustimmung zur Uebertragung 
der Antheilsrechte nur aus wichtigen Gründen ver- 
weigern darf. 

Durc h fli( sr X'nrschrift ist das deutschrechtliche Prinzip 
der auf die Kapitaleinlage beschränkten Haftung des 
Aktionärs durchbrochen, ist neben der alten Aktiengesell- 
schaftsform eine neue, in wesentlichen Punkten von jener 
verschieden ir< staltete eingeführt. 

Neue Kechtsformen werden vom Gesetzgeber in der 
Regel nicht auf Grund theoretischer Erwägungen, sondern 
in dem Bestreben, einem Bedürfniss des praktischen Lebens 
zu genügen, geschaffen. Als aufmerksamer Beobachter folgt 
er den Bildungen des \'erkehrs, und wo dieser die Formen 
des geltenden Rechtes sprengt, da sucht der Gesetzgeber mit 
bessernder Hand einzuj^reifen, um den neuen Gebilden des 
Lebens das zweckdienliche Gewand zu verleihen, l-^rtahrungs- 
gemäss ist dies die Entwicklung neuen Rechtes, und es ist 
gut, dass dem so ist, denn der Verkehr schafft sich seine 
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Bahnen selber, er lässt sich nicht in Fesseln schlagen. Neue 
Rechtsschöpfungen, - die nicht einem vorhandenen Bedürfniss 
entspringen, sind todt geboren und fallen nur zu bald der 
Vergessenheit anheim. 

Wenn sich der Gesetzgeber nun vorliegend dazu ent- 
schloss, mit einem der Grundprinzipien des deutschen Aktien- 
rechts zu brechen, so kann er dazu nur durch die Wahr- 
ndimung veranlasst worden sein, dass dasselbe nicht mehr 
allen wirthschaftlichen Zwecken, die sich In der Aktien^ 
gesellschaftsform bethätigten, genügte. Der Verfasser des 
dem neuen Gesetze zu Grunde Hegenden Entwurfs, der un- 
verändert Gesetzesgestalt erlangt hat, lässt über die Beweg- 
gründe für Schaffung der neuen Vorschrift denn auch keinerlei 
Zweifel. In der dem Entwürfe beigegebenen Denkschrift i) 
werden die Schwierigkelten, die die Bestimmung des bis- 
herigen Artikel 219, — wonach die Verpflichtung der Ak- 
tionäre, Beiträge zu den Zwecken der Gesellschaft zu Idsten, 
unter allen Umstanden auf die der Höhe nach durch den 
Nennbetrag oder Ausgabepreis der Aktien bestimmten Kapital- 
einlagen beschrankt wurde — für eine wichtige Gattung 
industrieller Unternehmungen, die Rübenzuckerfabriken, mit 
sich gebracht hat, zum Ausgangspunkte der neuen Vorschrift 
genommen. Die Versuche der Rechtsprechung, die Cxilti^keit 
der statutarischen Rübenlieferungspilicht durch die Kon- 
struktion scll)ständiger Nebenverträge zu wahren, werden 
als ein Nothbehelf erklärt, der der wirklichen Natur des 
Verhältnisses und der Absicht der Parteien offenbar nicht 
gerecht werde und nicht einmal genüge, um allen Statuten- 
bestimmungen, insbesondere den wichtigen Preisfestsetzungs* 
befugnissen der Gesellschaften, die Wirksamkeit zu sichern. 
Die Denkschrift weist demgegenüber allerdings selber auf 
die durch die neuere Gesetzgebung geschaffene (Tcsellschafts- 
forin, die Gcsellschnft mit beschränkter Haftung, hin, die 
sich für Zuckerfabriken mit Rübcnbaupf licht der Mitglieder 
und für ähnliche mir der Landwirthschaft im Zusammenhange 
stehende Unternehmungen in manchen Heziehunnen besser 
eigne als die Aktiengesellschaft. Die Erwägung aber, dass 

Materialien zum Handelsgesetxbuche fiit das Deutsche Reich (Carl 
Heyniann'sche Ausgabe) S. 63 ff. 
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die letEtere Vereinigungsform in weitem Umfange bei der 
Errichtung; von Zuckerfabriken Verwendung gefunden habe 
und die Umwandlung der bestehenden Unternehmungen in 
eine andere GeseHschaftsart sich erfahrungsgemäss nicht 
fiberall ohne Schwierigkeiten bewerkstelligen lasse, soll gleich- 
wohl eine Abhilfe auch auf dem Gebiete des Aktienrechts 
erf(^erlich machen. Schon als der erste Entwurf des neuen 
Handelsgesetzbuchs (im Juli 1S96) veröffentlicht wurde-), 
wurden gegen die neuen Vorschriften von verschiedenen 
Seiten die erheblichsten Bedenken geltend gemacht 3), die 
^ch nicht nur gegen die Durchführbarkeit der neuen Ge- 
sellschaftsform im Einzelnen richteten, sondern zwei allge- 
meinere Gesichtspunkte hervorhoben. Hinsichtlich der be- 
stehenden Gesellschaften wurde auf die Schwierigkeiten der 
Anwendbarkelt der neuen Bestimmungen 4), hinsichtlich der 
künfdg zu errichtenden auf das mangelnde Bedürfniss hin- 
gewiesen^). Gleichwohl wurden diese Bestimmungen im 
zweiten Entwurf aufrecht erhalten und nur durch eine die 
bestehenden Gesellschaften berücksichtigende Vorschrift (den 
jetzigen 276) ergänzt. Zur Empfehlung derselben wurde 
bei Einbringung des Entwurfs im Reichstage vom Staats- 
sekretär Dr. Nieberding auf die X'erhältnisse derjenigen 
Zuckerfabriken aufmerksam gemacht"), welche darauf ange- 
wiesen sind, den nothwendigen Rübenbedarf ganz oder theil- 
weise von ihren Aktionären zu entnehmen. 

Demgegenüber wies aber der Abgeordnete Träger 
darauf hin,') dass es sich hier gar nicht um eine singulare 
Ausnahme zu Gunsten der Rübenzuckerfabriken handele, 
sondern um den ganz allgemeinen Satz, dass fortan in der 

*) Dt-r ers>te Entwurf enthielt im § 197 AUs. 2 die jetzigen Aha. i u. 
3 des § 212, Abs. s des letzteren wurde durch den §910 des «weiten Ent- 
wurfs hinzu^efilgt. 

•) So he/,<'i<hnete Simon dieselben als vöUiij prin/.ipienwidrig (Bel- 
lrS^e ?iir !^curthcilung des Katwurfs eines Handelsgesetzbuchs von Makower 
'Und Simnn S. 34 1. 

*) Staub, Kritische Betrachtungen zum Entwurf eines Handelsgesetz- 
i>uch8. S. »5 Asm. 

*) Mein Aufsatz in Holdheims Monatsschrift, Vf. Jahrgang S. 74 ff. 
Materialien S. ilSa 
Das. S. 17a ff. 

21» 
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Form der AkdeageseUschaft auf Gruad des Statuts jeder 
Aktionär zu persönlichen Leistungen verpflichtet werdeo 
könne, und bestritt mit Rucksicht auf die vorhandene Form 
der Gesellschaft mit beschränkter Haftung die Bedurfniss- 
frage. Dem schkiss sich insbesondere der Abgeordnete Basser> 
mann^) mit der Ausführung an, dass hier vollständig eio 
Sprung ins Dunkle geschehe, da man nicht wisse, welche an- 
deren Gewerbe neben der Rübenzuckerfabrikation von dieser 
Befu^niss einen Gebrauch machen, und wie sich diese ganzen 
Rechtsverhältnisse auswachscn würden. Aus diesen Erwä- 
gungen wurde demnächst bei der Kommissionsberathung der 
Antrag gestellt, den § 210 (§ 212 des Gesetzes) zu streichen. 
Unter Anerkennung^ des Umstandes, dass bei Zuckerfabriken 
sich eine wirthschafdiche Entwickelung in der Richtung der 
Durchbrechung des Aktienprinzips unter Auferlegung der 
Rübenlieferungspflicht gegenüber den einzelnen Aktionären 
gezeigt habe, wurden vom Antragsteller diese Fabriken auf 
die Form der Gesellschaft mit beschränkter Haftung ver- 
wiesen, unter allen l 'mständon aber vor der Ausdehnung der 
vorgeschlagenen Bestimmung auf andere Unternehmungen 
gewarnt und darauf aufmerksam gemacht, dass auch Sce- 
assekuranzen von dem vorq'cschla^'enen Crundsatzo Gebrauch 
gemacht und beispielsweise den Aktionär verpflichtet hätten, 
seine Versicherun^ren bei seiner Aktieno csellschaft zu nehmen. 
Das sei zu grossen Missständen ausgewachsen; beispielsweise 
seien Erben von solchen Aktionären nicht in der T>age ^c- 
wesen, derartii'^^e V^erpflichtune^en zu erfüllen, hätten ihre 
Aktien verkaulen müssen und deld daran verloren. Manche 
solcher Gesellschaften seien zur Licjuidation iTen(3thigt worden. 

Demgegenüber bat der Staatssekretär Dr. Nieberding, 
die Hedeutuno;^ der X'orschritt nicht zu überschätzen. Es 
handele sich nur um ausnahmsweise Ausgestaltung^en der 
Aktiengesellschaft zur Befriedigung unzweifelhafter Bedürf- 
nisse einzelner Produktionszweig-e. Dass sie nicht ausarten 
könnten, dafür sei Vorsorge getroffen. Es kämen hier 
wesentlich Unternehmungen in Betracht zur Verwerthung 
landwirthschaftlicher Erzeugnisse, vor Allem Rübenzucker- 

Das. S. 191. 
') Das, S. 239. 
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fabriken, weiterhin Brennereien und dergleichen. Die Form 
der Gesellschaften mit beschrankter Haftung passe nicht in 
allen Fällen, ausserdem würde diese Aushülfe für eine g^rosse 
Zahl bestehender Unternehmungen zu einer Umgestaltung der 
gesanunten Gesellschaftsverhältnisse führen, die eine schwere 
Belästigung der betheiligten Kreise in sich schliessen müsste. 
Wolle man daher die Bestimmungen der Vorlage einschränken, 
so dass nicht jede beliebige Art von Leistungen neben den 
Kapitaleinlagen darunter fiele, so wurde doch jedenfalls eine 
Fassung gewählt werden müssen« wdche die Unternehmungen 
zur Verwerthung landwirthschaftlicher Erzeugnisse zweifellos 
einbegriiTe. 

Von anderer Seite wurde zur Unterstützung dieser An- 
schauung hervorgehoben, dass Aktiengesellschaften, die Na- 
turalleistungen ihren Aktionären auflegen, einen durchaus 

lokalen Charakter hätten; die Aktien kämen nicht an die 
Börse, die Aktionäre, die Rüben liefern, wohnten in der Nähe 
des Sitzes der Aktiengesellschaft und sicherten die Lieferanten 
von Maschinen etc. durch Grundschuldbriefe. Alle diese 
Formen hätten sich aus dem praktischen Bedürfniss ent- 
wickelt ohne jede Schädigung irgend welcher lnteres.sen. Von 
den bestehenden 402 Zuckerfabriken seien 193 Aktiengesell- 
schaften, nur 40 Gesellschatf« Fl mit beschränkter Haftung, 
64 offene Handelsgesellschal tcn, circa 100 Kinzelbctriebe. 
Das beweise, dass Schwierigkeiten vorliegen müssten, um 
solche Aktientresellschaften in Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung umzuwandeln und dass letztere Gesellschaftsform 
dem Bedürfniss offenbar nicht überall ^cnünc 

l^s wurde --odann nicht nur der Antrag auf Streichung-, 
sondern auch di r entualantrag auf Beschränkung der Be- 
stimmun»' auf landw irthschaftlichc Produkte abjrelehnt. 

i)ii se l-.ntsti luiP'» -L'rscliichte der neuen Vorschrift ist für 
das Versträndniss iln llxn sehr lehrreich. Sie zeigt all- 
seitiges F.invcrstäiuhiiss darüber, dass sich für wichtige Pro- 
duktionszweige ein Bedürfniss zu einer Ausgestaltung ihrer 
Verfassung entwickelt hatte, welches im Rahmen der alten 
Aktiem^escllschaft nicht befriedigt werden konnte. Meinungs- 
vcrsciiit < I iiheit herrschte nur über den einzuschlagenden Weg. 
Während auf der einen Seite nicht nur aus theoretischen 
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Bedenken, sondern mit Rucksidit auf die Erfahrungen in der 
Praxis die Losung der entstandenen Schwierigkeiten in der 
Verweisung auf eine bereits vorhandene neue Gesellschafts- 
form gesucht, zum Mindesten aber eine Einschränkung auf 
die Fälle des bereits entstandenen Bedürfnisses erstrebt 
wurde, wurde von der anderen Seite die Einschlagung des 
ersten Weges für nicht durchweg ausfülir bar, die des zweiten 
für überflüssig und nicht wunschenswerth erklärt. 

Ks ist nicht leicht zu sagen, welche dieser Anschauungen 
den \'orzug verdient. Unleugbar hat die Verweisung auf 
die Form der Gesellschaft mit beschränkter Haftung viel 
Bestechendes für sich. Denn soweit es sich um ein im wirth- 
schaftlichen Li ben bereits fühlbar gewordenes Bedürfniss — 
wie bei den Rübenzuckerfabriken — handelt, kann nicht in 
Abrede gestellt werden, dass diese Gesellschaftsform für 
Vereinigungen von lokaler Redeutung mit stark ausgeprägtem 
individualistischen Charakter und von unbestimmter Dauer 
weit besser passt, als die kapitalistische Form der Aktien- 
gesellschaft. Andererseits können aber natürlich bestehende 
Gesellschaften eine rücksichtsvolle Hehandlung seitens des 
Gesetzgebers verlangen, und wenn die Schwierigkeiten für 
die Verwandlung in (Gesellschaften mit beschr.änkter Haftung 
wirklich so gross sein st)üten, wie dies regierungsseitig be- 
hauptet wurde, so würde dies ein genügender Grund gegen 
die A'^erweisung auf diese GcselLschaftsform sein. Hier eine 
Entscheidung zu lallen, ist ohne die nur schwer aubiührbare 
Prüfung aller Einzelfälle nicht möglich, denn gegenüber den 
Behauptungen der Regierungsvertreter erklärt einer der 
kompetentesten Heuriheiler aus der Praxis, dass bisher in 
keinem ihm bekannt gewordenen Falle der Umwandlung sich 
auch nur ein Aktionär ausgeschlossen habe. '^*J Hat man sich 
aber einmal gegen die Umwandlung in Gesellschatten mit 
beschränkter Haftung entschieden, so muss man der Ansicht 
jedenfalls beipflichten, dass theoretische Bedenken eine mit 
den bisherigen Prinzipien des Aktienrechts im \\'idersj)ruch 
stehende Regelung im Kähmen des Aktiengesetzes nicht ver- 
hindern dürten. Allerdings hat das deutsche Aktienrecht 

Schlieckmami, Die tiesellschaft mit beschränkter Haftung S. 29. 
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gleich der Mehrzahl der europäischen Rechte den Grimdsatz 
des Code de Commerce über die beschränkte Haftung der 
Aktionäre angenommen.") Aber einmal ist das IVinzip nicht 
ohne Ausnahmen und dann ist dasselbe keineswegs in 
allen modernen Gesetzgebungen durchgeführt. Bald mit 
Rücksicht auf einzelne Fälle, bald unter Aufstellung gene- 
reller Normen haben vielmehr einzelne Gesctzgebunji^cn das 
gedachte Prinzip durchbrochen.'-) Warum sollte das neue 
deutsche (resetz einer juristischen Theorie /uliehe die Anfor- 
derungen des wirthschaftlichen Lebens ii^norin-n Des 
Weiteren muss aber auch der Aufnahme einer generellen 
Vorschrift in das Akrirncrfsitz vor einer Beschränkung auf 
Gesellschaften, welche die i abrikation von Rübenzucker oder 
zum Mindesten auf solche, welche die Verarbeitung landwirth- 
schaftlicher Krzengnisse zum Gegenstande des l 'nternehmens 
haben, unleugbar der Vorzug gegeben werden, denn es lässt 
sich keineswegs feststellen, dass eine Weiterentwickelung in 
dem gedachten Sinne nur gerade bei Unternehmungen zur 
Verwcrthung landwirthschaftlicht r Erzeugnisse denkbar oder 
auch nur erkennbar geworden sei. Bei Berathung des Gc- 

cfr. Lehmann, Das Recht der Aktiengesellschaften S. AtÖff. 

Lehmann a. a. (). S. 221 macht zutreffend auf die Ueberparieniission 
aufmerksam, bei welcher die Verpflichtung^ zur Zahlung des Aufgeldes eine 
mitgliedschattiicbe bleibt. 

Lehmann a. a. O., S. »»» ff. 
i<) Riesser (in dem bei Holdbelm Bd. VIK a 373 mitgetheilten Vor- 
traj^c vom 18. November v. J.) erklärt, durch die Xeaeruttg des §313 sei 
Bresche jfelejft wordrn in da^ „uns Allen -i hon in unseren ersten kauf- 
männischen oder juristischen iSemcsicrn als aller Aktienweisheit letzten 
Schlu&s mit auf den Lebensweg gegebene"' Prinzip des bisherijfen Art. 319. 
Er kommt zu dem Schlüsse, dass man damit wohl Aber das bestehende 
oder sonst gesetzlich zu schätzende BedQrfiiiss hinausgegangen sei. — Gierke 
(der Entwarf des neuen Handelsgesetzbuchs in Goldschraidts Zeitschrift 
Bd. 45 S. 441 ff.) hält die DurchlfVherunK des Prinzips der reinen Kapifal- 
geoossenschaft für ungefährlich, weil die ausgegebenen Urkunden ihre 
Vcrkehrsttttf&higlieit ersichdich machen müssen. Br h&lt es sogar fllr irag- 
lieh, ob man nicht gut gethan bitte, noch einen Schritt weiter zu gehen 
und nach englische m Vorbilde aucli die statutarische Belastung VOn Namen- 
aktien mit einer Garantiepfliclit in iKstimmter Höhe zuzulassen, wofür sich 
l in Ik-dOrfniss den Versirhcrungsjje^ellschaften geltend gemacht habe, 
die sich jetzt damit hellen müssten, dass sii* unter Verzicht auf die VoU- 
elnzablung der Einlagen nur Interimsscheine ausgeben. 
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setzes zeigte sich in dieser Beziehung- eine bctncrkensweithe 
Unklarheit. Während auf der einen Seite eine Ausdehnung 
der vorgeschlagenen Bestimmung auf andere Unternehmungen, 
als Zuckerfabriken, als ein Sprung ins Dunkle bezeichnet 
und dabei auf Fälle excmplifizirt wurde, die mit der Sache 
garnichts zu thun haben, 1^) wurde auch von der anderen 
Seite nur auf Rübenzuckerfabriken, Brennereien und der- 
gleichen hingedeutet und der Charakter der Bestimmung als 
einer ausnahmsvveisen betont, wenn man auch die Möglich- 
keit einer Kntwickclung nach ariderer Richtung;' durchbh'cken 
liess. Auf (iiejenigc Ccscnschaftsform, welclie auf die neuen 
Bestimmungen gleichsam nur zu warten scheint, auf die Kar- 
telle, wurde nur vom Abgeordneten Triij^er kurz hingewiesen, 
ohne dass dieser Anregung von irgend einer Seite Folge ge- 
geben wurde. Um die Gefährlichkeit der Aufnahme der 
Preisbestimmung in da-^ Statut darzulepen, führte er das von 
..cMnem sehr genauen Kenner und Lehrer des Aktienrechts 
angewendete Exempel" an: „es kann jemand, wenn er einem 
auf Grund dieses Entwurfs in Form einer Aktiengesellschaft 
begründeten Kohlensyndikat beitritt, durch die Bestimmung 
des Statuts, dass jeder Aktionär jährlich so und so viel 
Kohlen zu liefern habe, einfach ruinirt werden." Ein Blick 
auf das \V esen und die Gestaltung der Kartelle wird die Be- 
rechtigung der obigen Bemerkung, dass dieselben sich vor- 
aussichtlich die neuen Vorschriften zu Nutze machen werden, 
erkennen lassen. Die Kartelle, die X'ereinigungen der l iiter- 
nehmer im Grossbetriebe, spielen heute im wirthsch.iitlichen 
Leben der einzelnen Länder eine bedeutsame Rolle. '*') Sie 
stellen gewissermassen eine Weiterbildung der modernen 
Aktiengesellschaft dar, welch letztere als Vorstufe zu ihnen 
die gewaltige Macht der rationell geleiteten mit Mitteln 
reichlich ausgestatteten Grossbetriebe offenbart hat. In 

Denn bei den von Secassekiiranzen gelegentlich ihren Aktionären 
auferlegten Verpflichtungen, ihre Vrrsicherunjfcn bei der Gesellschaft lu 
nehmen, handelt es sich doch sicherlich nicht um eine Verpflichtang zu 
wiederkehrenden Leistungen in dem hier verstandenen Sinne; so auch 
kiesser. Die Xt-uerungen im deutschen Aktienrechl, i699f S. 105 Anm.; 
KUdurff, Handelsgesetzbuch, Anni. zu Alis, i ^212. 

*•) Vgl. I)r, Bruno Schönlank, Die Kartelle in Braun's Archiv für 
sociale Gesetzgebung und Statistik Bd. III S 489^1 
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Deutschland inshcsrmdere hat ncich ein anderfr !\'iktor, die 
Zwangsvcrsicherun<i^, einen hcachtcnswerthi n l^intluss auf die 
Kntwickelung der Unternehmervereine »«^eübt. Üie tlurch 
diese ins Leben gerufenen f'crufsgenossenschaften haben 
engere Hcziehiinijfen 7\visrhi n den Interessenten vermittelt 
und so ein natürliches Hiiidemittel /wischen den industriellen 
tler verschiedenen Branchen Liebikiet. So finden wir die 
Kartelle heute in grösserer Zahl in den meisten Industrie- 
gruppen der (iewerbestatistik. '") h'ür die Aufgrabe dieser 
Kartelle waren vor Allem drei leitende Gesichtspunkte mass- 
gebend; die Regelung der IVoduktion. die Hestimmung der 
Preise und die Vertheilung der Absatzgcbit te. F'ür die Kr- 
reichung dieser Autgaben genügte aber die Form der Aktien- 
gesellschaften allein nicht, da es darauf ankam, den Gesell- 
schaften einerseits die gesaniaitc IVoduktitMi der Mitglieder 
zu sichern, und ihn« n andererseits die Preisfestsetzung zu 
überlassen. ILi^ wurde daher auch hier, gleichwie bei den 
Zuckerfabriken nöthig, durch besondere \'erträge mit den 
einzelnen Aktionären die Lieferungsptlicht und die Preisbe- 
stimmung festzulegen, ohne dass sich dcKh die hier besonders 
nothige Stetigkeit der Beziehungen auf diesem Wege völlig 
erreichen liess. Ob die Annahme, dass die Kartelle sich 

W K' Hfrghau. Hüucti- und Salinciiwfser», Intlustrif der Steine und 
Knien, Metallverarbeitung, Maschinrnwerkzeuge, Chemische Industrie, Tcx* 
tllindastrie, Papier und Leder, Holx- und Schnitsstoffe, Nahrungs- und Ge- 
nuasmtttel. 

Hin Beispiel solcher Vernini;Tunt^ in Vktiengesrllschaftsform bildet 
<l:!s TU einer den Bedürfnissen fU'> Marktes anj^epassten Rej^elun^ der l'ro- 
<)uktinn und Preisbildung im Ok>erberganitsbci:irk Dortmund errichtete 
.RfaetolKh-Wesiphälische Kohlen^Syndikaf. Diese (;ese1lschaft, der ca. 
100 Gewerkschaften bezw. Gesellscliaften mit einer Jahresproduktion von 
ca. 50 Miliinnen Tonnen ati^ifhöreiK ist eine Aktiengesellschaft mh einem 

Crundkapital Von iymooo M., ciiv^ethcilt in ;xn(\n Nanifnaktien von je 
300 M-, deren Tebertragunj^ an Kinwiili^unjj der tieselisrhatt jjebunden ist. 
Neben dem Gejäcllschaftüütatut ist ein Vertrag zwischen der Aktiengesell- 
schaft und den xum Syndikat {r^hörigea Zechen, sowie zwischen den 
Iw.etsteren unter einander geschlossen worden. Nach diesem Vertrage ver- 
kaufen die Zechenbesitzer ihre <;esamnite Produktion an Kohlen, Coa«:ks 
ijiu! Brikrts d( m SvmHkat, wt-Jrhes ffag:etjen die Verpüichtung^ der Ab- 
nahme und des Weiterverkaul^ dieser sämttitlichen Produkte nach Ma:»:»- 
^rabe der festgestellten Bedingungen tibernimmt. Ausgeschlossen vom 
Weiterverkauf durch das Syndikat bleiben ausser den Deputatkohlen etc. 
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der neuen X'orschriiien des Aktienrechts in ausgedehntem 
Maasse bedi( n werden, beo^ründet ist, muss abs^ewartet 
werfien. '"') Das aber lässt sich schon fetzt sagen, dass die 
neue ( Tesellschaftsform sich für diese Kartelle ungleich besser 
eignet, als für Zuckerfabriken, denn Kartelle sind wirthschaft- 
liche Vereinigungen, die xai vorübergehenden Zwecken auf 
eine fest bestimmte Reihe von Jahren begründet sind und 
gegen den Willen des einzelnem I heilnehmers nicht verlängert 
werden können. Die durch den Beitritt übernommene Liefe- 
rungspflicht ist hier also keinesfalls eine so drückende Last 
wie bei den Zuckerfabriken, die auf unbestimmie Zeit er- 
richtet, noch Kinder und Kindeskinder der ursprünglichen 
Aktionäre festhalten und den Uebergang der Aktien in dritte 
Hand ausserordentlich erschweren. 

Ob und welche anderen wirthschaftlichen Zwecke sich 
die neue Form dienstbar machen werden, das lässt sich 
auch nicht annähernd voraussagen. 2<^) fa, es kann bezweifelt 
werden , ob auch nur Zuckerfabriken in Zukunft noch die 
Aktiengesellschaftsform wählen werden. Die Entstehungs- 
geschichte der neuen Vorschrift hat schon erkennen lassen, 
dass der Gesetzgeber dabei nicht sowohl an künftig zu er* 

nur die zum eigenen Zwecke der Zechen, wie Kesselfeuerung, sowie zum 
Betriebe eigener Werke, als Kt)ckereien, Briketfabriken, Ziegeleien, 
SalincB «tc., erforderlichen Kohlen pp. Die Festsetzung der Preise erfolgt 
dergestalt^ dass der Vorstand an der Hand der vom sog. Beirath fest- 
gestellten allgemeinen Richtpreise VerrechmingspFeise ffir alle Qttalit&teA 
und Sorten jeder betheiligten Zeche unter Anhörung derselhcn feststellt. 
Dieselben bilden den Kaufpreis der betheilisften Zechen und sind den 
monatlichen Abrechnungen mit denselben zu Grunde zu legen. Was das 
Syndikat Ober die Verrechnungspreiae hinaus im unbestrittenen Absatsgebiete 
thatsäehlicb ersielt, verbleibt der liefernden Zeche und wird derselben 
monatlich gutgeschrieben. Der Vorstan<l des Syndikats bestimmt die Ver- 
kaufspreise und Verkanfsbedingungen. Der Vertrag ist im Jahre 1896 ge- 
schlossen und dauert bi.s ultimo 1905. Vgl. Jahrbuch f. d. Oberbergamts- 
bezirk Dortmund, herausgegeben von Dr. jur. Weidtmann, 4. Jahrgang iSytj, 
S.56ff. 

Vgl-Riesser a.a.O. S. 104; Staub« Koonnentar «um H.G B., 6./7. Aufl., 
Anm. I .\bs. 2 zu § 212. 

-") Kiesser a. a. (). führt z. B. Plantagengesellschaften auf, die etwä 
ihren Aktionären die Verpflichtung auferlegen könnten, in gewissen Zeitab- 
schnitten bestimmte Mengen Land mit Tabak «u bepflanzeu; vgl. auch. 
Glerke a. a. O. 
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richtende, als vielnuhr an die !>estehenden Aktienzucker- 
fabriken gedacht hat. Die Schwierit^keiten, die sich der Um- 
wandlung bestehender Aktiengesellschaften in ( lesellschaftcn 
mit beschränkter Haftung immerhin entgegenstellen mögen» 
sind bei Xeugründung von Gesellschaften letzterer Art jeden- 
falls nicht zu überwinden, uncl die Erfahrungen tler letzten 
Jahre berechtigen überdies zu dem Schlüsse, dass in der 
Zurkc rindustrie die Zukunft der letztgedachten Gesellschafts- 
form gehört. Wie nämlich bei der Kommissionsberathung 
rei^ierun^sseitij;- uiit^'-ethrilt wurrlr, bestanden schon 1897, 
also 5 Jahre nach Eintühruno di-s ( Gesetzes betreffend die Ge- 
sellschaften m. b, H., 40 Fabrik? ?! mit dieser 1 orm. Davon 
sind nach den statistischen 7u aninicnstcllunoen für die lahre 
jXc)2 bis 1895 29 aus Aktienj^esellschaften, i aus einer ein- 
getragenen Genossenschaff hervorgegangen. I )eniiL;e^enüber 
stehen fiir fiie Jahre 1892 bis 1895 nur 7 Akticno;esellscliafts- 
gründungeii. Seit dieser Zeit ist keine mehr bekannt ge- 
worden. 

Die bestehenden Aktienzuckerfabriken werden dageircn 
wohl überwiegend die neue Form annehmen. Als der erste 
Entwurf zum neuen Handelsgesetzbuche veröft'entlicht wurde, 
kuiuue füglich l)e/weifelt werden, ob die dabei zu über- 
windenden Schwierigkeiten geringer .sein würden, als bei der 
Umwandlung in Gesellschatteti mit beschränkter Haftung.--) 
Denn fier (Gesetzgeber hatte für die neuen \ Orsrlirificn nicht 
den \\ eg der gesetzlichen Deklar.iLion des bisherigen .Art. 2i(;, 
sondern denjenigen einer .Neuregelung durch Erweiterung 
<ler bisherigen Bestimmungen eingeschlagen. Da die neue 
Vorschrift somit der rückwirkenden Kraft entbehrte, konnten 
die bisherigen Bestimmungen der Statuten als gesetzlich 

*') ^Vgl. meinen Aufsatz bei Holdheim a. a. ().; unter den neuen Grün- 
dunjTon von A ktienpesellschalten in der Zeit von .\nfang' luli !Si)5 his Knde 
Juni iS<»7 hefmdet sich keine Zuckerfabrik. Vgl. v. d. Borgla in ( onrads 
Jahrbuch 3. 1 olge Bd. 15 S. 363; auch von den als Genossenschaften er- 
richteten Zuckerfabriken sagt CrQger (in Conrads Jahrbuch 3. Folge Hd. 10 : 
Der heutige Stand der Enrerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften S. 823 fr.), 
dass sie mit der Zeit \vf>hl gnnr aus iler Reihe der ( ".cnossenscliaften ver- 
schwinden würden, nachdem ilincn rlurch das (ieset/ hetrettt lui die Gesell- 
bchaften m. b. 11, eine pa.ssende C.eselischaftsform geboten sei. 

--') 3. oben Anm. 3 und 4. 
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gültige Bestandtheile dieser nicht angesehen werden, und es 
hätte sich bei Aufnahme dieser Leistungspflicht, die nach 
bisherigem Rechte den Aktionären als solchen gar nidht auf- 
erlegt werden konnte, nicht um eine durch Majoritätsbeschluss 
erzwingbare, sondern um eine nur mit Einwilligung sflnimt- 
liclier Aktionäre durchführbare Statutenänderung gehandelt. 
Um diesem Dilemma zu entgehen, wurde in die Reichstags- 
vorlage die Vorschrift des § 268 276 des Gesetzes) auf- 
genommen, wonach eine Verpflichtung der Aktionäre zu der- 
artigen Leistungen, sofern sie nicht in dem ursprünglichen 
Gesellschafts vertrage vorgesehen ist, nur mit Zustimmung 
sämmtlicher von der '\''erpflichtuntT betroffenen Aktio- 
näre begrüfidet werden kann. Durch diese Vorschrift werden 
einerseits die Aktionäre bestehender (icseH chafteTi davor 
geschützt, dass ihnen die \'er|)flichtung des 1 1 2 durch eine 
Aenderung des ursprünglichen Gesellschaftsvertrags im 
Wege des Mehrheitsbeschlusses auferlegt werden kann, und 
wird andererseits bestehenden (ies'"lk''haf"ten die Möglich- 
keit getreben, diese Verpflichtung gegen den Willen dissen- 
tirender Aktionäre aut'/uerleLifen — aber natürlich nur den 
hiermit einverstandenen Aktionären. ■-•*') In solchen Fällen 
werden durch eine solche Statutenänderung zwei Gattungen 
von Aktien mit verschiedener Verpflichtung (Geld-, Neben- 
leistungsaktien) geschaffen, ohne dass übrigens eine Bevor- 
zugung der leistungspflichtigen Aktionäre gegenüber den 
Geldaktionären per majora beschlossen werdcm könnte. 

Ist im Vorstehenden versucht worden, die wirthscliaf tliche 
Bedeutung der neuen Vorschrift klarzustellen, so bedarf nicht 
weniger die rechtliche Gestaltung derselben einer Erörterung, 
da die gesetzliche Fassung bereits Anlass zu mancherlei 
Zweifeln und Meinungsverschiedenheiten gegeben hat. 

-'') l'nrichtiff ist hiernach die Au.sführuntj von Kaufmann: Die wesent- 
lichen Unter'^chit'dc <k-s alten und des neuen Handelsg^esetzbuchs S. 50, 
da:>s schon bestehende Ctescllschaften die Wohlthat des neuen Gesetzes 
nicht geniessen. Wenn bei diesen der ursprüngliche Gesellschaftsvertrag 
als solcher jene Verpflichtungen als gesellschafiliche nicht stiputiren durfte, 
so kann dies jct/t eben nachträglich geschehen. 

Vi:;!, namentlich die- Kommentare von Staub, Makower C i :? Auf- 
lage) und Hinner zu den §§ 212, 216, 276; Ring in Lehmann u. King's, 
Handelsgesetzbuch zu § 21a und ai6; Riesser a. a. O., Joseph Kauer, das 
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Hs fragt sich zunächst, welches die rechtliche Natur der 
den Aktionären neben I n Kapitaleinlagen im Gesellschafts- 
vertrag auferlegten Nebealeistungspflicht Ist. Solange diese 
Nebcnicistungspflicht gesetzlich mit dem Wesen der Aktien- 
gesellschaft unvereinbar war, vielmehr nur durch die An- 
nahme besonderer Verträge aufrecht erhalten werden konnte, 
bereitete die rechtliche Natur derselben keine Schwierigkeiten. 
Es handelte sich um ein rein obligatorisches, wohl am Zu- 
treffendsten als Vorvertrag charakterisirtes Verhältniss. -s) 
Diese Konstruktion versagt aber, sobald man diese Neben- 
Ifistungspflicht als einen Gcsellschaftsbeitrag ansehen muss. 
Dass sie dies in der That ist, ergiebt einmal der Wortlaut 
des Gesetzes ganz klar, spricht sodann aber auch die Denk- 
schritt ausdrückhrli aus. Die letztere lässt aber Zweifel 
darüber bestehen, wofür ticr \'ert"asser des lintwurfs die 
Leistungspilicht gehalten hat. Denn die Vorschrift im § 214 
des Entwurfs (§ 216 des Gesetzes) wird von ihm ausdrück- 
lich mit Zweckmrlssie^keitsrücksichtcn bej^rünclet und dazu 
bemerkt dass die Aufnahme der \Y'rpflirhtung zu Neben- 
leistungen neben dt-n Kapitaleinlagen in den ( iesellschatts- 
vertrag vermög(t des Grundsatzes, dass das Grundkapital 
nicht an die Aktionäre ausbezahlt werden dürfe, die Auf- 
fassung nahelege, dass den Aktionären eine Vergütung für 
ihre Leistungen unter alii-n Umständen nur aus dem jähr- 
lichen Reingewinn bewährt werden dürfr. Dabei ist offen- 
bar an die früher bereits zur Aufrechterhaltung der Hinein- 
ziehung der NebenleistuniL^spflicht in das Gesellschaftsver- 
hältnisb aufgestellte Behauptung gedacht, dass dieselbe als 
Einlage auf das Grundkapital anzusehen sei. Diese Ansicht 
ist aber schon V'om Reichsgt^richte so überzeugend widerlegt 
worden,-**) dass auf dieselbe nicht zurückgekommen zu werden 
braucht. Die Nebenleistungspflicht kann daher in <ier That 

Aktiengesetz in der Fassung des neuen H.G.li. 1H99 /u den gedachten 
Paragraphen. 

**) Vgl. meine Abhaiidluog in Goldwhmidts Zeitschrift Bd. 5t S. 49 ff. 

Hntsch. Bd, 31 No. 35; nieine Abhandlung in Ring u. KohleR 
Archiv B<i. Iir S, .^340" ; auch Cosack scheint jetzt die Ansicht nicht mphr 
aufrecht zu erhalten, dass die LieferungsptUcht als EinlagepÜicht autzu- 
fassen (Handelsrecilt 4. Auflage S. 641). 
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als eine Einlage im technischen Sinne des Gesetzes, d. h. als 
eine solche auf das in Aktien zerlegte Grundkapital der 
Gesellschaft nicht angesehen werden. Wohl aber wird man 
sie mit Rücksicht auf den durch sie reprasentirten dauernden 
Vermögenswerth als einen Annex der eigentlichen Einlage, 
als Einlage im weiteren Sinne (vgl. § 753 B.G.6.) bezeichnen 
können.^) Daraus folgt einerseits, dass das Recht auf die 
Nebenleistung als solches nicht in der Bilanz erscheint; 
andererseits, dass die Berficksichtigung dieser Einlage bei 
Vertheilung des Vermögens der Gesellschaft zufolge Auf- 
lösung nicht grundsätzlich ausgeschlossen ist. Da eine Be- 
zahlung der jährlichen Leistungen zufolge § 216 aber den 
Regelfall bilden wird, so dürfte der vorgedachte Fall nur 
selten eintreten. 

Zu grossen iVIcinungsverschiedenheiten über Inhalt und 
Umfang der Nebenleistungspflicht hat die vom Gesetze ge- 
wählte Bezeichnung derselben gefuhrt. kann nämlich 
nach ^ 2 12 die Verpflichtung zu wiederkehrenden, nicht 
in Geld bestehenden Leistungen auferlegt werden. Bei 
der Erklärung dieser Gesetzesworte macht sich das Bestreben 
bemerkbar, eine möglichst weitgehende Auslegung zuzulassen. 
Auf der einen Seite sagt man, wenn das Gesetz die Aufer- 
legung wiederkehrender Leistungen gestatte, so müsse um- 
somehr die Stipulirung einmaliger Leistungen als zulässig 
erachtet werden. Andererseits wird aus der alleinigen Aus- 
schliessung von „Geld" gefolgert, das alles, was Gegenstand 
einer sonstigen Leistung sein könne, also nicht nur Li(^fe- 
rungcn im enocren Sinne, sondern auch Dienstleistungen auf- 
erlegt werden könnten. Nach beiden Richtun^^en scheint mir 
■die Kntstchuncr^^o escliichte eine (mgere Ausleo ung des Ge- 
spt7cs /u gebieten.--) Das in d^-r Praxis her\'orgetretene 
Bedürfniss, die Aktionäre zu bestimmten periodisch wieder- 



-') Vj;l. Staub Anm. i zu ^ 216, 

Vgl. I'inner 111, 2 zu 212, Ring r<o. 4 zu § 212. Auf den Unter- 
schied zwischen pokidiach triederkchtenden und fortdaueroden Leistungen 
machen zutreffend aufmerksam Staub und Riesser. Im diesseitigen Sinne 

äiissi-rt sich Kaufmann a. a. O. S. 49; dage^^en hinsichtlich des Geg:enätande8 
der I ri>tun^en Kin^ No. 3 zu § aia; auch binsichtUch der einmaligen 
Leistungen Cosack a. a. O. 
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kehrenden Lieferungen zu verpflichten, hat die Einführung 
der neuen Vorschrift veranlasst. Dabei wurde zur Recht- 
fertigung derselben in der Denkschrift ausdrücklich bemerkt, 
•dass, wenn es auch dem Wesen der Aktiengesellschaft nicht 
widerspreche, die Beitragspflicht der Aktionäre auf andere 
Leistungen als Kapitaleinlagen auszudehnen, man in dieser 
Beziehung immerhin nicht weitergehen dürfe, als das Be- 
dürfniss vorläge. Auch in der Kommissioosberathung hob 
der Staatssekrietär Dr. Nieberding noch ausdrücklich hervor, 
dass es sich nur um ausnahmsweise Ausgestaltungen der 
Aktiengesellschaft zur Hefricdigung unzweifelhafter Bedürf- 
nisse einzelner Produktionszweige handle. Nur periodisch 
wiederkehrende Leistungen von Produkten werden daher als 
vom Gesetze gemeint zu erachten sein. Die Auferlegung ein- 
maliger Nichtgeldleistungen wird zudem ausserhalb der nicht 
durch Baarzahlung zu leistenden Einlagen auf das Grund- 
kapital nur ganz ausnahmsweise vorkommen, '-'') die Zulassung 
der Verpflichtung zu wiederkehrenden Arbeitsleistungen 
könnte die Nebenleistungspfiicht leicht ins l^ngemcssene 
steigern und den Ausspruch des Abgeordneten Stadthagen 
bei der Berathuna des Gesetzes bis zu einem gewissen Grad 
als berechtigt erscheinen lassen, dass durch den vj 212 wo- 
möglich eine Art Lehnsobrigkeit im Handelsgesetzbuche ge- 
schaffen werden könne weit über die Rübenlieferungspflicht 
hinaus, ••*') Der in dieser Beziehung beliebte Hinweis auf die 
Wrpflichtun<^'- zu sekundären Nebenleistiint^en, wie l'eber- 
nahme von gewissen Acmtern, die vom Keichsi; eriehte schon 
für das frühere Ketlit als '/ulässiLi erklärt wurde, ist un- 
zutreffend, denn bei ilerartioen niitiiliedschaltlichcn Pflichten 
handelt es sich nicht um vermögensrechtliche Leistungen 

-'^) / n. eine vStatinenbestimniunj^, nach welcher ein sojj. (iarantie- 
fonds tladurt h '^c-rb äffen wird, *lass j( dem Aktionär eine Caraiiiic in be- 
stimmter Höhe auterlci^i wird, für mir dann in Anspruch genommen werden 
-kann, wenn dai. Aktienkapital zur Deckung etwaiger Verluste nicht aus- 
reicht. Entsch. des Reichster, von 15. October 1895 bei Holdlieim V S. 41. 

*>) Materialien 197. Man denke, wenn t. B. die Aktionäre von Se- 
kundärbahnen oder Chausseen verpflichtet werden IcjSnnteni Gir die Instand- 
iialtung des Hahn- bezw. Strassenköxpers zu soffen. 

^'j Entsch. ßd. 21 S. 148. 
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oebeti der Einlage.^) Dass die Nebenldstuagspflicht nur 
durch den ursprünglichen Gesellschaftsvertrag, nicht etwa 
nachträglich durch eine Aenderung im Wege des Mehrheits- 
beschlusses begründet werden kann, ist, wie bereits früher 
erwähnt, im Gesetz (§ 276) ausdrucklich ausgesprochen. Die 
Denkschrift bemerkt dazu, dass diese an sich schon aus der 
Natur der Sache folgende Einschränkung, um jeden Zweifel: 
auszuschliessen, noch besonders zum Ausdrucke gebracht sei^ 
und zwar in dem Titel über die Abänderungen des Gesell- 
schaftsvertrags. Daraus erg^ebt sich einmal, dass die nach- 
trägliche Auferlegung der Nebenleistungspflicht eine Aen- 
derung des Gesellschaftsvertrags bildet und als solche nur 
durch die Generalversammlung mit einer Mehrheit, die min- 
destens V4 des bei der Heschlussfassung vertretenen Grund- 
kapitals umfasst, beschlossen werden kann (§§ 274, 275), und 
fmier, dass sie auf diese Weise nur begründet werden kann 
gegen diejenigen Aktionäre, welche ihre Zustimmung daai 
erklären. Ob diese Zustimmung in der Generalversammlung 
öder ausserhalb derselben ertheilt wird, ist gleichgültig. Die 
Zusrimmuns^ in der Generalversammluncr, welche durch Votiren 
für die Statutenänderung implicite erklärt wird, muss genügen,, 
weil es sich um eine gesellschaftliche Leistung, also um eine 
Angelegenheit der Gesellschaft handelt (§ 250). Es ist aber, 
da das Gesetz über die Form der Zustimmungserklärung 
nichts bestimmt, nicht abzusehen, weshalb die Zustimmung 
nicht auch ausserhalb der Generalversammlung" sollte erklärt 
werden können, weshalb sich also z. B. abwesende oder ur- 
sprünglich dissentirendp Aktionäre nicht avich nnrhträfrlich 
für ihre Per"=nn der Statutenänderung untcrwcrteii dürlen. '') 
Mit Recht ist terner ausgeführt worden, dass die gesetzliche 
Vorschrift des v< 276 analog auch auf die Erschwerung der 
statutarischen Leistungspliicht anzuwenden sei. — 

•*^) Die zur Erzwinj^-unq^ «nlcher Pflichten be stimmten StralVrlder sind 
keine niitgltcdsrhaftlichen l''inla^fn. Vijl. Lehmann a. u. O. S. 220 — Un- 
zulässig sind auch Be$timinungen, wonach die Aktionäre verpüichtel sein 
sollen, der Gesellschaft für gewisse Leistungen Geld zu zahlen. Riesaer 
a. a. O. S. 104; King No. 3 sa § ata. 

33) Uebercinstimmend Staub, Anm. 7 zu § aia; Makower IV; Gareis,. 
Handelsj^psetzbuch, Anm. 2 zu § 276 gegen Pinner zu letzterem Paragrapheo.. 

^*) Staub, Ring und Alakower gegen Piuner a. a. O. 
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Die Auferlegung der Nebenleistungspflicht wird im Gesetz 
an die Bedingung geknüpft, dass dieUebertragungder Anthdls- 
rechte an die Zustimmung der Gesellschaft gebunden ist. 3^) 
Diese Bestimmung soll den Gesellschaften Sicherheit dafür 
gewähren, dass der Erwerber mit den Aktienrechten auch 
die entsprechenden Pflichten übernimmt. Daraus folgt, dass 
die weitere Vorschrift des Gesetzes, dass die betreffende 
Nebenleistungsverpflicfatung und der Umfang «der Leistungen 
in den Aktien und Interimsscheinen ersichtlich gemacht 
werden müssen, zur Verpflichtung des Rechtsnachfolgers 
nicht genüg^. Dies ist durchaus logisch und aus der recht- 
lichen Natur der Leistungspflicht erklärlich. Bei der Kapital- 
einlagepflicht handelt es sidi um ein reines Schuldverhaltniss 
zwischen Aktionär und Gesellschaft. Der derzdtige AktMinär 
einer nicht voll eingezahlten Aktie übernimmt kumulativ diese 
Schuld gegen die Gesellschaft ohne deren Beitritt (§ 218). 
Bei der Leistungspflicht dagegen handelt es sich um persön- 
liche Beziehungen, die nur zwischen den jtnveiligen Vertrags- 
theilen geknüpft werden können.-^*') Das Zustimmungser- 
forderniss der Gesellschaft giebt dieser zugleich die Mög- 
lichkeit, nicht genehme Erwerber fem zu halten, und beweist 
den stark individualistischen Charakter dieser Gesellschafts- 
form. Zur Verhütung einer chikanösen Ausübung dieser 
Befugntss seitens der Gesellschaft gestattet das Gesetz, dem 
Gesellschaftsvertrag eine Bestimmung einzufügen, wonach 
die Gesellschaft die Zustimmung nur aus wichtigen Gründen 
verweigern darf. "*') Als solch ein wichtiger Grund wird nach 
der Denkschrift namentlich die Unfähigkeit des Erwerbers, 
den mit dem Aktienrechte verbundenen \^erptlichtun<;en, 
insbesondere der Kiibenbaiipflicht, zu genügen, in Betracht 
kommen. Die iJrnkschrift bemerkt zu der vurgedachten 
Linschränkung, dieselbe werde — u. A. bei Rübenzucker- 

Welches Organ der Gesellschaft diese Zustiminung zu ertheilen 
hat. bestimmt das Statut; mangels di* shezüglicher Vorschrift ist der Vor- 
stand zuständig. C.ar« i , Anm. 4 zu § 212, King, Nr. 5 zu §212. 
**) cfr. Weinliagcii in Holdlieim*s Monaisschxifi Bd. V. 5. 403. 

Auf ErtKeilung derselben kann eventuelt geklaft werden (§ 894. 
C.P.O.). Gareis a. a. O. Anm. 6. Führt der Gesellschaftsvertrag diese 
Gründe nicht auf, ao entscheidet richterliches Ermessen. Ring, Nr. 5 
zu § ai2. 
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gesellschaften — die Möglichkeit schaffen, für den Fall eines 
Gutsübergabe* oder Aussagsvertrags den Betheiligten die 
erforderliche Sicherheit zu gewahren, dass, falls nicht be- 
sondere Umstände entgegenstehen, auch dasAktienrecht auf 
den Gutserwerber übergehen werde. Damit glaubt die Denk- 
schrift die wesentlichen durch die frühere Verweisung der 
Nebenleistungspflicht in besondere Verträge geschaffenen 
Schvvi^gkeiten beseitigt. Das Weitere könnte den Be- 
stimmungen des Gesellschafts Vertrags c^ctrost überlassen 
werden. Insoweit diese Bemerkungen auf Vermeidung über- 
mässiger Kasuistik in dem Gesetze hinzielen, ist denselben 
gewiss beizustimmen, l^s fragt sich nur, ob die Vorschriften 
über die Zustimmungrserklärung wirklich einen Rahmen bieten, 
innerhalb dessen die einzelnen möglichen Fälle konstruirt 
werden können. Sowohl die vom Gesetze gewählten Worte 
„die Uebertragung der Antheilsrechte" als die Ausführungen 
der Denkschrift lassen erkennen, dass der Gesetzgeber bei 
der fraglichen Vorschrift nur an den Fall des vertragsmässigen 
Ueberganges der Antheilsrechte aus einer in die andere Hand 
gedacht hat. Daneben sind aber noch andere Fälle des, sei 
CS mit oder ohne Willen des Aktionärs, erfolgenden Ueber- 
ganoes vorhanden. Insbesonedre ist in dieser Beziehung- auf 
Erbfolge und Zwangsverkaut' hinzuweisen. Dass die Fälle 
des Uebcrganges von Todeswegen vom (ksetzgeber unter 
die fragliche Vorschrift nicht subsiimirt sein können, ergiebt 
sich abgesehen von obigen Gründen insbesondere noch aus 
der Vorschrift des v^j 222,'*^) wonach il>e Uebertragung von 
auf einen Betrag von weniger als 1000 M gestellten Aktien 
mittels gerichtlich oder notariell beglaubigter, die Person des 
Erwerbers bezeichnender Erklärung erlolgen muss, die doch 
nur der Veräusserer abgeben kann. I)erRrbe würde daher 
wie die aus der Kapitaleinlagepllicht so auch die aus 
der Xebenleistungspflicht erw.ichsenen \'erptlichtungen üi)er- 
kommen, wenn letztere überhaupt erwerblich wären. Dies 
al)er ist gerade nicht der Fall. D('nn ( )blig;itionen, bei 
denen die Leistung erkennbar nur der individuellen Person 
des Schuldners zur Last Tallen sollte, wie insbesondere 



Vgl. Ring No. 4 zu 222. 
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solche, (iif. in n.incllunjren hrstclu-n, bei welchen es auf 
brstimmte Iii^cnsclianen und Leistunoren des Schuldners 
ankommt, sind stets iuv unvererblich gehalten worden, und 
fehlt Auch im I iiir<i etlichen Gesetzbuch eine diesbezüt^liche 
ausdruckliche Vurbchrift, wie sie z B. das Allgemeine Land- 
recht (in 419 I, 5) enthielt, so kann doch nicht bezweifelt 
werden, dass dieser Standpunkt nach allgemeinen Rechts- 
grundsätzen (vgl, z. B § 275 B.G.B.) auch jetzt noch aufrecht 
zu erhalten ist Es wird den Gesellschaften daher nur der 
gleiche Rath, wie unter dem früheren Recht, ertheilt werden 
können, nämlich die Lücke des Gesetzes durch die unbe- 
denkliche Vorschrift in den Statuten auszufüllen, dass die 
Zulässigkeit der Vererbung von ihrer Genehmigung abhängig 
gemacht werde. Hinsichtlich der Folgen, die eintreten, falls 
eine Einigung der Gesellschaft mit dem Erben über die 
Uebemahme der Leistungspflicht durch letzteren nicht gelingt, 
ist auf die früheren diesseitigen Ausführungen zu verweisen.^) 
Die für das frühere Recht ferner hervorgetretenen Zweifel, 
wie es zu halten sei, wenn eine Aktie durch Erbfall auf 
mehrere Erben übergeht, sind durch das neue Gesetz da* 
gegen beseitigt worden. Anknüpfend an frühere Ansichten 
der Kommentatoren und entsprechende statuarische Be- 
stimmungen ist nämlich in § 225 verordnet, dass, wenn eine 
Aktie mehreren Mitberechtigten zusteht, diese die Redite 
aus der Aktie nur durch einen gemeinschaftlichen Vertreter 
ausüben können, dagegen für die auf die Aktie zu bewirkenden 
Leistungen als Gesammtschuldner haften. Dies gilt also jetzt 
auch für mehrere Miterben. Wie die Eintragung ins Aktien- 
buch in einem solchen Falle zu erfolgen habe, ist im Gesetz 
nicht gesagt. Die Ansicht, dass alle Berechtigten und ausser- 
dem der bestellte Vertreter einzutragen sind, dürfte sich aus 
. Zweckmässigkeitsgründen empfehlen.'*«) 

Was sodann deti Zwangsverkauf betrifft, so konnte nach 
früherem Rechte nicht bezweifelt werden, dass das demselben 
zu Grunde liep^ende Pfandrecht, gleichviel ob vertragsmässig 
bestelltes, oder i*fändungspfandrecht, trotz der statutarischen 
Vorschriften, dass die Veräussening der Aktien nur mit Ein- 

^) In Goldsclimidt*» Zeitschrift a. a. O. S 38 ff. 
^) Staub. Anm. 12 zu § 225, Pinner VI desgl. 

22* 
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willigung der Gesellschaft erfolgen dürfe, giltig konstitatrt 
werden konnte. Denn wie das Reichsgericht zutreffend aus- 
führte, ^i) sollte die fragliche Vorschrift der Statuten der Ge- 
sellschaft nur die Möglickeit verschaffen, sich eine ihrem 
Interesse entsprechende Lieferung zu sichern, wurde aber 
durch die Verpfandung das Interesse der Gesdlschaft noch 
nicht berührt, wefl der Verpfänder Aktionär und zur Lieferung 
verpflichtet blieb. Erst mit dem in Ausübung des Pfandrechts 
erfolgten Verkauf der Aktie lag ein für die Gesellschaft er- 
hebliches und daher der Genehmigung bedürfendes Geschäft 
yor. Schwierigkeiten konnte dieser Zwangsverkauf für die 
Gesellschaft aber kaum mit sich bringen. Denn bei ein» 
Versteigerung von Namensaktion konnte sich der Erwerber 
mit Rücksicht auf die Bestimmungen der Ardkel i8i, 183 
Handelsgesetzbuchs mit der Indossirung der Aktie durch den 
Gerichtsvollzieher kaum begnügen, musste vielmehr Um- 
schrdbung dmdben im Aktienbuch auf seinen Namen er^ 
langen. Hierdurch war er aber gezwungen, sich mit der 
Gesellschaft schon vor der Versteigerung in Verbindung zu 
setzen, um sicher zu sein, dass dieselbe seiner Eintragung in 
das Aktienbuch keine Hindernisse in den Weg legen würde. 

Es wird nun behauptet, dass es der Zustimmung der 
Gesellschaft bei der Verpfändung auch jetzt nicht bedürfe. -i^) 
Daraus würde auch lür den Zwangsverkauf die gleiche Rechts- 
lage wie früher ge.scli.iffen sein. Diese Ansicht kann aber 
vor einer näheren Prüfung nicht bestehen. Denn nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuche (§ 1 274 Abs. fl) kann ein Pfandrecht 
an einem Rechte insoweit nicht bestellt werden, als das Recht 
nicht übertragbar ist. Dasselbe gilt nach der jetzigen Civil- 
prozessordnung für ein Pfändungspfandrecht (§§ 851, 857). 
Es wird daher jetzt ohne Zustimmung der Gesellschaft weder 
ein Pfandrecht an den Aktien entstehen, noch die Realisirung 
desselben durch Zwangsverkauf herbeigeführt werden 
können. Gelingt eine diesbezügliche Einigung nicht, so 

Eotsch. Bd. 37 S. 140. 
*^ "Vgl. Pinner, III. 3 zu $ 313. 

•*) So auch Staub, Anm. 3, S zu § 222; Ring^ Nr. 4 tn diesem Para- 

f^aphfn. - Staul) macht zutreffend darauf aufmerksam, dass nur das Aktien- 
recht als solches, die Mits^liedschaft, diesen Beschränkungen unterliegt, die 
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wird die Gesellschaft beim Vermögensverfall des Aktionärs 
nicht mehr in der Lage sein, sich die Nebenleistung weiter 
zu sichern, und Schadensersatzfordenmgen wegen Nichter- 
föllung derselben nur dem Dividendenanspruche die Aktio- 
nars compensando entgegensetzen können. Das Auskunfts- 
mittel der statutarischen Ausbedingung eines Vorkaufsrechts 
an der zu veräussernden Aktie behufs deren Amortisirung 
versagt, weil dasselbe zu den Ah«;chluss eines Veräusserungs- 
vertrags mit einem Dritten zur Voraussetzung hat f§ 504 
B.G.B.), der eben nicht möglieh ist, das Vorkaufsrecht über- 
dies beim Zwangs verkaufe durch § 512 B.G.B, jetzt ausge- 
schlossen wird. 

Wie es für <lie Gesellschaften von der grössten Wichtig- 
keit ist, Garantieen dafür zu besitzen, dass der jeweilige 
Aktionär im Stande ist,^*) die ihm statutarisch obliegende 
Nebenleistungspflicht zu erfüllen, so hat sie andererseits das 
'höchste Interesse daran, ihn zu dieser Erfüllung jederzeit 
auch anhalten zu können. Die Klage auf KrfüHung der 
einzelnen Leistung allein wird zu diesem Zwecke häufig 
nicht genügen, weil das Beschreiten des Rechtswegs eine 
erhebliche Verzögerung, wo nicht völlige Vereitelnng des 
Leistungsanspruchs bedeutet. Das Gesetz gestattet den Ge- 
sellschaften daiier für den Fall, dass die Verjiflichtunn- nicht^'') 
oder nicht gehörig erfüllt wird, im Gesellschaftsvertrage 
Vertragsstrafen festzusetzen. Die vom Gesetze gewählte Be- 
zeichnung „ Vertragsstrafe'" darf, wie zutreffend bemerkt 
worden ist,'^*^) nicht zu der Annahme verleiten, es sei damit 
darüber entschieden worden, ob die begründende Errichtungs- 
verhandlung (sj iS8) als Vertrag aufzufassen. Dies kann 
vielmehr dahingestellt bleiben, da die gesetzlichen Vorschriften 



Ansprüche auf die einzelnen vermögensrechtlichen Bezüge, die i)iviclenden- 
rechte und Liquidationserlä«e dagegen wie (Ibertragen, so audi verpfändet 
und gepfändet werden kSnneti. 

**) Nur hierauf, nicht auf die p^sönliche Qualifikation des Aktionärs 
(s. B. zur I.andwirthschaft) kommt es an, wie Weinhagen a. a. O. cutreffend 
hervorhebt. 

*') Im Cfegensatz zu § 218, wo die Ausbedingung der Vertragsstrafe 
nur für ilcn Kall der nicht gehörigen Erfüllung erfolgen kann. 
^ Makower Id zu % ati. 
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über VertrajTSstrafen jedenfnlls entsfjrcchend nnzmvenden 
sind. Diese Vertrao;'sstrafen tretea im Falle der Nichterfüllung^ 
der einzelnen, aus der Nebenleistungspflicht herzuleitenden 
Leistung an die Stelle dieser Leistung, im Falle der nicht 
gehörigen Erfüllung neben diese (§§340, 341 B.G.B.). Zweifel 
sind darüber aufgetaucht, ob die Vertragsstrafe hier nur im 
Sinne des B.G.B, oder in einem weiteren Sinne genieint 
ist. Man wird sich aber gegen eine ausdehnende Aus- 
legung entscheiden müssen. Wenn das Handelsgesetzbuch, 
das auf der Grundlage des Bürgerlichen Gesetzbuchs beruht, 
einen technischen Ausdruck gebraucht, so hat man die Be- 
griffsbestimmung desselben aus dem grundlegenden Gesetze 
zu entnehmen. Letzterc^s kennt aber als X'ertragsstrafe nur 
Zaiilung einer Geldsumme oder eine andere Leistung (ijsj ;^39, 
342). Das Handelsgesetzbuch verweist übrigens an anderer 
Stelle auch selber auf die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs über die Vertragsstrafe (§ 348). Die Stellung- 
nahme zu der gedachten Frage ist wichtig, weil von der 
Entscheidung derselben die Zulassung der Kaduzirung der 
Aktien als Strafmittel abhängt 

Gegen letztere spricht aber auch noch ein anderer, aus 
dem Handelsgesetzbuche selber herzuleitender Grund. In 
§ 319 wird der Gesellschaft für den Fall, dass der Aktionär 
mit der Einzahlung säumig ist, die Kaduzirung, d. h. die Be- 
fiigniss, ertheilt, den Aktionär seines Antheüsrechts und der 
geleisteten Einzahlungen für verlustig zu erklaren. Dies ist 
der einzige im Gesetz erwähnte Fall der strafweisen £nt> 
Ziehung des Antheilsrechts (im Gegensatze zur Einziehung« 
Amortisation des § 227). Eine Ausdehnung auf andere Fälle 
verbietet sich um so mehr, als das Gesetz die Kaduzirung in 
Gegensatz zur Vertragsstrafe bringt und als die schärfer^ 



Letsteres nahmen an F*inner IV. 5 zu § 312, liCakower a. a. O. 

Pinner erklärt sich von seinem ^tand^unkt an« für die Befugniss, 
die Aktien zu kaduziren. ;cumal sonst der Gesellschaft zahlungsunfShigen 
Aktionären {»•ejifenuber. die ihre Einzahlung geleistet haben, jede«; Mittel 
genommen wärt?; ebenso Makower; Ring, Nr. 7 zu «? 212. Staub (Anm. 12 
7.U § 212) hält die Kaduzirung aul (..rund der gesetzlichen Vorschriften zwar 
für unzulässig, dagegen eine statutarische Festsetzung derselben fSr ge- 
stattet; ebenso Cosack a. a. O. 
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Massregel behandelt^") fi^ 218 Abs. 2, § 219 Abs. i). Die aus 
einer hartnäckigen Nichterfüllung der Nebenicistungspflicht 
für die Gesellschaft erwachsende Unbequemlichkeit wird sie 
daher nur durch statutarisch vorgesehenen Ankauf der Aktien 
zwecks Amortisirung (§ 227) bezw. durch freien Erwerb 
zwecks Wiedcrveräusserung im geeigneten Momente be- 
seitigen können. Ob letzterer Krwerb zulässig ist, erscheint 
mit Rücksicht auf die Vorschrift des i> 226, dass die Aktien- 
gesellschaft eigene Aktien im regelmässigen (Geschäfts- 
betriebe nicht erwerben soll, z\veitclh;irt, dürfte aber doch 
anzunehmen '^ein, weil es sich ia hier nicht um rim-n lirwcrb 
im regelmässigen Geschättsbtttriebe, d. h. zum Zwecke einer 
gewinnbringenden Transaktion, handelt, die Gesellschaft viel- 
mehr durch die rnmöglichkeit, einen geeigneten h>werber 
der Aktie sofort /u erlangen, in eine Zwangslage versetzt 
wird. ■'") Andererseits kann aber natürlich nicht davon die 
Rede, sein, dass der Aktionär sich etwa durch l'reisgebung 
seiner Aktie wider den Willen tler Gesellschaft \'on den mit 
derselben verknüpften \ erpflichtungen befreien darf 

Ks entsteht ferner die Frage, ob die Vertragsstrafe luir 
für den Fall der verschuldeten Nichterfüllung der Verj)lhchtung 

Auf fin»*n Fall iinzulUssijjer Kadii/irunj;' in Aau Snitiu t intT 
Zill k( riabrik ist «liesscits .schon früher hfnsjewiesfn worden (bei Goiilx luiu U 
a. a. n. .S. 36). Kinen anderen i ail tlieili l intsch (bei Iloldheini iid. I. 
S. 345 ff. die A.-G. Kori>shaus «Isaria" in München) mit. Das Statut dieser 
Gesellschaft bestimmt« dass die Kaduzirung* der Aktienrechte und zwar 
ohne Mahnung^ und Androhung von selbst zu Gunsten der Gesellschaft 
erfolgft. 

1, wenn dem Aktionär das , Korpsband' ent/.ogen wird un«i der- 
selbe nicht innerhalb sechs Monaten mit Zustimmung des Aufsichts« 
raths und der Generalversammlung die Aktien an eine im Besitze des 
Korpsbandes befindliche Person veräussert hat; 

2. wenn der Aktionär stirbt, ohne vorher seine Aktien in <1er 
vorstehend an ^•■ejjebi nen Weise veräussert zu haben. — A. M. King a.a.O. 

Vffl. Staiil). Anm I'inner III. i a *? 
''I Für das Irüliere Recht vgl. Kntsch. d. K.G. H<1. i; S. 4, Bd. 2(* 
S. 97; jetzt Pinner IV. 3 und Staub, Anm. 12 zu ^212. Letzterer bemerkt, 
dass die Abandonnirung im Gesellscfaaftsvertragc gestattet sein kann. 
Dann ^^eschieht sie eben mit dem Willen der Gesellschaft. — Das Ver» 
lanpen Weinha-^err? (a. a. O.) narh einer j^eset/lichen .Sicherung des ein- 
seitigen Riicktrittsrechts des Aktionärs hat im Geiivtze keine Berück- 
sichtigun^r jj^fundcft. 
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oder ohne Rücksicht auf ein solches Verschulden verlangt 
werden kann. Zu denken ist dabei an Fälle, in denen der 
betreffende Aktionär durch vis major an der Erfüllung der 
einzelnen Leistuno;^ verhindert wird oder zwar nicht seinen 
Antheil aber das Objekt, aus dem er die Licferung^en leistet, 
unfreiwillio^ verliert. Handelt es sich um freiwillige Ver- 
äusserung dieses Objekts, so der Ländereien, auf denen die 
Rüben bestellt, der Grul>e, in der Kisen oder Kohlm oe- 
fördert, der Fabrik, in der Waaren hergestellt werden, so 
haftet natürlich der Aktionär weiter für die Erfüllung der 
Nel )enleistunospflicht, und es ist seine Sache, den Erwerber 
zur Uebernalime der Verpflichtung (durch Miterwerb der 
Aktie) zu veranlassen. Im biteresse der Gesellschaft wird 
empfohlen, ihn auch hierz-u durch Vertrat^sstrafen anzuhalten.''-) 
Ein noch wirksameres Mittel wird die Belastung solcher Grund- 
stücke vou Aktionären mit den wiederkehrenden Leistungen 
zu Gunsten der Gesellschaft (Reallasten im vSinne des § 1 105 ff. 
B.G.B.) bilden. Derartige Vorsichtsmassregeln sind in der 
That zur Vermeidung von Weiterungen dringend geboten. 
Das Fehlen diesbezüglicher Bestimmungen in den Statuten 
hat oft grosse Unbequemlichkeiten für die Gesellschaften 
mit sich gebracht. 

'*) Staub, Anm. 15 xu § 212. 

Rs sei eines besonders Idirreichen Kalles gedacht, der sich beim 
Rheinisch -Wcstphalischen Kohlen -Syndikat wiederholt ereignet hat. Mit 
der Thatsache, «lass seit 1898 die Kohlenförderung im OlM;rbergarat&- 
bezirk Dortmund dem Kohlcnbedarf nicht mehr in ausreichender Weise zu 
entsprechen vermochte, mehrten sich die Fälle, dass die Eisenhütten und 
anderen Werke, deren Betrieb auf die Stetigkeit der Kohlenlieferung an- 
gewiesen ist, sich durch den Ankauf einer Zeche das freie Verfügungsrecht 
über <lie von Iffztcrer {geforderten Kohlenmengen zu sichern suchten. So- 
weit (ii<- diTj4( stalt ani^'^ekLiuften /echen Syndikatszechen waren, vertrat das 
vorgedachte Syndikat nun den Standpunkt, dass diese Zechen nach dem 
Syndikatsvertragc bis xum Ablauf des Vertrages ihre Förderungen dem 
Syndikat auch weiterhin «ur Verfttgung zu stellen hätten, die neuen Be- 
sitzer der Zechen also wie bisher ihren Kohlenbedarf durch das Sjmdikat 
Ijcziehen niüssten. Die bisher ergangenen Entscheidungen cler Instanzge- 
richte sinci allerdings /u Gunsten des Syndikats erj^angen. Es ist aber 
höchst zweifelhaft, ob dieselben haliiiar sind. Andererseits kann der Rück- 
griflf auf die früheren Gewerke der verkauften Zechen dem Syndikat schwerlich 
-wQnsdienswerth erscheinen. Vgl. Weidtmann a. a. O. S. 69 ff. 
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Wird andererseits ohne Verschulden des Aktionärs die 

Erfüllung der einzelnen Leistung — so in Folge von Miss- 
wachs der Rüben, Störungen im Bergbau, Brand der Fabrik — 
oder die Verpflichtung überhaupt, wie beim Verluste der 
Rübenäcker wegen Ablauf des Pachtvertrags, Ersaufen der 
Grube, Zwangrsversteigerung der Fabrik unmöglich, so tritt 
hierdurch allerdings eine Befreiung des Aktionärs von der 
einzelnen Leistung» bezw. von der Lieferungspflicht ein. Denn 
es handelt sich hier nicht um ein subjektives Unvermögen 
des Schuldners zu generischer Leistung, sondern um eine 
objektive Unmöglichkeit, weil der Aktionär nicht schlechthin 
Sachf-n von einer bestimmten Gattung, sondern solche aus 
einem bestimmten Orundstücke, wie Rüben aus seinem Acker, 
Kohlen aus seiner Grube, Waaren aus seiner Fabrik zu Hefern 
hat, diese Leistung aber in I^ili^e eines nach der Kntsteluincr 
des Schiiklverhältnisses eintretenden Umstandes, den er nicht 
zu vertreten hat. unmöglich wird ( 275, 279 B. Ct. B.). 5**) 

Der Aktionär wird also in solchen Fällen in seinen 
sonstigen lieiugnissen nicht beeinträchtigt werden können. 
Handelt es sich um den Verlust des Objekts, aus welchem 
die Leistungen zu erfolgen haben, so wird ein Auscinander- 
fallen der beiden imGesellschaftsantheile verl)undenenBestand- 
theile nicht zu verhindern sein. Dass der Gesetzgeber ein 
derartiges Auseinandert'allen nicht grundsätzlich von der Hand 
weist, ergiebt sich übrigens aus der Vorschrift des § 221, 
wonach der .Vktionär nur von den in den §§211, 220 be- 
zeichneten (die Kapitaleinlage betreffenden) Leistungen nicht 
befreit werden kann.^') 

Aus der Hineinziehung der Xebenleistungspflicht in das 
Gesellschaftsverhältniss folgt, wie die Denkschrift bemerkt, 

**l N'ljI. für (ia^ triilii rr l^o ht mein Gutachten in Sachen eines 
Akiiunärh (Pastors), der die Aktien als Inhaber des Ptarrackers erworben 
und »pSter durch Venetsaajf äo eine andere Pfacxe seinen Landbedts ein- 
jfebQsst hat, gegen die b^effeode Aktiea«iickerfabrik bei Holdbeim Bd. V 
S. ai5 ff. 

**) Vgl. Rudorf, Handelsgesetzbuch, Anm. zu § 212,221; Ring No. 9 
«u § 213 macht zutreffend darauf nufmerksam, dass der Vorstand nur 
die Einzelleistung erlassen, nicht aber eine Befreiung von der VerpÜichtung 
im Ganzen sugestehen kana, weil darin eine Abänderung des Gescllschafts- 
verttagea liegt. 
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an sich, dass die Aktionäre eine Vergütung für diese 
Leistungen nur in gleicher Weise wie für ihre Kapital- 
einlagen, nämlich aus dem jährlichen Reingewinne, fordern 
könnten. Aus praktischen Rücksichten ^^) ist aber eine ander- 
weite Vergütung zugelassen. £s darf nach 216 für diese 
wiederkehrenden Leistungen eine den Werth der Leistungen 
nicht übersteigende Vergütung ohne Rücksicht darauf be- 
zahlt werden, ob die jährliche Bilanz einen Reingewinn er- 
giebt. Eine diesbezügliche Bestimmung muss im Statut ent- 
halten sein. Sie kann auch durch Beschluss der General- 
versammlung abgeändert, eine Rrschwerunj^ .iber ans den 
zu v< 276 anfrerrebenen (Gründen nur geg-en die einwillig'cnden 
Aktionäre beschlossen werden. Durch diese X'orschrift sind 
die früher hinsichdich der iTeisfestsetzuno- bestandenen Be- 
denken beseitigt,'''^) Das mit der Preisfestsetzunjr betraute 
Organ kann diese nunmehr nach geschäftlichen Rücksichten 
vornehmen, soweit das Statut nicht entg* o-msteht. Die Denk- 
schrift betont unter Hinweis auf die is.übenzuckerfabriken, 
dass nunmehr zweifellos der Generalversammlung durch das 
Statut die Befugnis« übertragen werden könne, den Rüben- 
preis alljährlich durch Mehrheitsbeschluss festzustellen und 
dass auch Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags gültig 
seien, wonach der Rübenpreis für jedes Geschäftsjahr durch 
den Vorstand, den Aufsichtsrath oder die General vf^rsamm- 
lung innerhalb eines bestimmten Mindest- und HöchsLbouags 
festgesetzt w erden oder wonach der Preis durch Beschluss 
der ( Tcneralversammlung herabgesetzt werden kann, wenn 
ein zur Auszahlung desselben ausreichender Reingewinn nicht 
vorhanden sei. Umsomehr niuss dies natürlich für den Fall 



AndcrcnfalN wurde sich ;uii,risirhts der Xc-rniö'^fnsl.ij^c vit-lir 
dieser kleinen Aktionäre diese Korm der Aktien-Gesellschaft nicht aufrecht 
erhalten lassen. Rudorff a. a. O. Anm. zu § 316. Aucb hat diese Vergütung 
in erster Linie die Natur einer Gegenleistung^ (eines Preises) flir eine wirk- 
liche Leistung:. Garets a. a. O. Anm. 2 zu % 2t6, 

*') Die Ausbedinjrung: und Gewährung einer höheren Vergütung aus 
dem Rt inj^rwinn ist ziilässifj. Ring Anm. zu § ai6, 

*"-) Vjjl. Piniicr zu § 216. 

*") Vgl. die Judikatur für das bisherige Recht bei Pinner IV' i zu 
% 313. 
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der Uoterbilanz gelten. ''^j Iis kann sich also sehr wohl der 
Fall ereignen, dass für die betreffende Jahresleistung über- 
haupt nichts gezahlt und der Aktionär somit über die Ka- 
pitaleinla|Te hinaus in erheblichem Maasse zu Gunsten der 
Gesellschaft belastet wird. Natürlich kann aber diese Last 
allen der \'er{)flichtung unterworfenen Aktionären nur i>leich- 
mfissig^ nuferle'LCt werden. — r)i<- Zulässigkeit drr voro^cdaelu t-n 
statutarischen Bestimmuni^ wird als eine grosse Gefahr für ' 
die Verwaltunn; erklärt.* ') l^s wird erwogen, dass. wenn bei 
nicht vorhandenem f>der nicht ausreichendem Reingewinne die 
gewährte X'ergutung den Werth der Leisiuniren übersteigt, 
fi'ir den Mehrbetrag eine nach 5:j 213 unzulässige Rückzahlung 
von Einlagen der Aktionäre vorliegt, für welche die Mit- 
glieder des Vorstandes bezw. auch diejenigen des Aufsichts- 
raths nicht nur der Gesellschaft, sondern auch den Gläubigern 
haften. Die Moglii hkeit einer übermässigen Vergütung kann 
nun freilich nicht geleugnet werden. Häufig werden solche 
Fälle aber kaum eintreten, denn die h^ststellung tler \'er- 
gütung für das gelieferte Roiii)r(Klukt wird doch nach kauf- 
männischen Grundsätzen unter Berücksichtigung der Markt- 
preise für Rohprodukt und Fabrikat erfolgen und deshalb, 
wenn daneben auch die Geschäftslage der Gesellschaft be- 
rücksichtigt wird, wohl meist eher zu niedrig als zu hoch 
ausfallen. Dass in den denkbaren iVusnahmefälleu auch die 
Aktionäre, selbst wenn sie gutgläubig waren, den Gläubigern 
gemäss $ 217 auf Rückzahlung haften, kann freilich nicht 
geleugnet werden.'»'^) 

Zur Kennzeichnung der fraglichen Aktien ist im Gesets 
bestimmt, dass die Verpflichtung und der Umfang der 
Leistungen aus den Aktien oder Interimascheinen zu ersehen 
sein müssen. Die Fassung dieser Vorschrift regt die Frage 
nach den Folgen der Unterlassung an. Eine analoge Be- 



Vgl, die Aktten-Gesellscliaft unter dem neuen Aktiengeseu von 
Alexander Katz & Dyhrenfurth S. 35. 

Riesser a. a. O. S. lo/jff. ; auch Fässer, die .\ktien-Gesellschaft nach 
den X'orsrhriften fies H.Tnd<*!sj^<-set/lHichs für das IVutschc* Reich, ist der 
Ansicht, tiass die ik-stimmung zu Mcinunjjsvcrschiedenheiteo und Streitig- 
keiten aller Art führen dürfte (Note 2 /u § 2i0|. 

Staub Anm. 3; Pinner und Hing Anm. zu % 216. 
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Stimmung ist Q^enereli für auf einen Betrag von weniger als 
looo M. gestellte Namenaktien gegeben. Deren Uebertragung 
ist an die Zustimmung der Gesellschaft gebunden, und die 
Beschränkungen, denen hiernach die Aktionäre in Ansehung 
der Uebertragung unterliegen (Erfordernisse der Zustimmung 
des Aufsichrsraths und der Generalversammlung — einer die 
Person des Erwerbers bezeichnenden oferichtlich oder notariell 
beglaubigten Erklärung § 222 .Vbs. 4) sollen in den Aktien 
ersichtlich gemacht werden. Daraus folgt, dass hier die Aus- 
gabe der Aktien ohne entsprechenden Vermerk deren Nichtig- 
keit nicht zur Folirc hat. Dieselbe ist aber strafbar nach 
§ 314 Nr. 5. Eine derartige Strafe ist für den Fall der Unter- 
lassung bei den leistungspfHchdgen Aktien nicht vorgeschrieben. 
Bei diesen müssen sich aber die fraglichen Angaben auf 
den Aktien befinden. Die Ausgabe ohne solche macht daher 
dlie Aktien nichtig. Für die Verpflichtung des ursprüng- 
lichen Aktionärs ist dies allerdings gleichgültig, denn diese 
entsteht durch die im Heitritt zur Gesellschaft enthaltene 
Unterwerfung unter deren Satzungen. Die spätere Ueber- 
tragung des Gesellschaftsantheils vollzieht sich dagegen nur 
durch Uebertragung der Aktienurkunde. Ist letztere nichtig, 
so muss es folgerichtig auch die Uebertragung sein.'j'^) Auf 
die obligatorischen Wirkungen, die eine solche Veräusscrung 
etwa zwischen dem bisherigen Aktionär und dem Erwerber 
äussern kann, kommt es hier nicht an, da hier nur das Ver- 
hältniss zwischen Aktionär und Gesellschaft interessirt. 

Da die Bestimmung dem Zweck dient, den Erwerber der 
Aktie über Inhalt und Umfang der Verpflichtung zu infor- 
miren, wird ein möglichst detalUirter Auszug aus dem Gesell- 
^haftsstatut in die Aktie aufznndinien sein. Nldit erforder- 
lich ist dagegen daneben noch em Vermerk über die Ueber- 
tragungsbeschrankung wie im Art. t8o Abs. 4. Denn hier 
ergiebt sich diese Beschränkung schon aus dem Gesetz. • 

Blan hat die Vörsdirift des §313 Abs. i Satz a für unge- 
eignet erklärt^ die Gefahren, die mit dem Besitze solcher 
Aktien verbünden sein können, zu beseitigen.^) Denn die 

So Staub Aum. 16 2u § an; a. M. Ring No, 0 zu diesem Para» 
Riesser a. a. O. S. 106. 
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Bestimmungen über den Inhalt und Umfang cler Leistungen 
könnten so ungemein zahlreich und detaillirt sein, dass sie 
ebensowenig vor Erwerb der Aktien im Einzelnen gelesen 
werden wurden, wie z. B. die Detailvorschriften einer sehr 
ausführlichen Police. Solchenfalls aber werde der Erwerber 
erst, wenn er durch irgend eine Bestimmui^, die er weder 
beachtet, noch für möglich gehalten habe, in Schaden ge- 
k<Mnmen sei, also zu spät, klug werden.^^) Mir scheint dies 
Bedenken übertrieben. Man muss doch berücksichtigen, dass 
es sich hier um Aktien handelt, die kaum zum Handdl an 
der Börse gelangen werden, weil nur mit ganz bestimmten 
Eigenschaften ausgestattete Personen als Erwerber derselben 
in Betracht kommen können. Diese sind aber über die ein- 
schlägigen Verhältnisse jedenfalls schon soweit informirt, dass 
sie sich über die Einz^heiten der zu übernehmenden Ver- 
pflichtungen nach Möglichkeit unterrichten werden.^<^) 

Sind sonach auch hinsichtlich dieser neuen Gesellschafts- 
form einzelne Bedenken bereits hervorgetreten, so wird man 
doch im Allgemeinen dem Ausspruch der Denkschrift bei- 
pflichten können, dass die getroffenen Vorschriften ausreichend 
erscheinen, um den betreffenden Gesellschaften eine angemes- 
sene Ordnung ihrer Verhältnisse zu gestatten. Es ist dabei zu 
erwägen, dass es sich um einen ersten Versuch der gesetz- 
lichen Regelunj^ von im Verkehrsleben hervorgetretenen Be- 
dürfnissen handelt. Sollte dieselbe sich in der Praxis als 
unzureichend erweisen, so wird dies nur den Anlass zum 
Fortschreiten auf dem einmal eingeschlagenen Wege geben 
können. 

**) Rieaser hatte deshalb schon früher vorgeschlagen, diese Aktien 
durch die Uebersctirift als Leistungsatctien auch Unkundigen deutlich Tor 
Augen zu führen. -~ Die Bezeichnung Leistungsaktien ist übrigens unzu- 
treffend, denn „geleistet" wrrden auch die Kapitaloinzahlung'en (§ 179). 
Man kann daher zur Unterscheidung von ietzteren hier nur von Neben- 
leistungen sprechen. 

Hinsichtlich der ersten Erwerber macht iiudorff a. a. ü. Anm. zu 
Abs. I § ai3 zutreffend darauf aufmerksam, dass die Verpflichtung Schön- 
aus den Zeichttungsscheinen ersichtlich und in denselben insoweit der hier 
vorgeschriebene Inhalt der Aktien und Interimsscheine wiedergegebea 
sein muss. 
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